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Zu den Beiträgen in diesem Heft 


Der Schwerpunkt ‚sozialistische Länder“ wurde für uns nicht erst wichtig, als es darum ging, 
die Ausweisung des Kommunisten Wolf Biermann aus der sozialistischen DDR zu diskutieren, 
hat jedoch unversehens dadurch an Aktualität gewonnen. Die Tatsache der Ausweisung eines 
Kommunisten aus einem seinem Selbstverständnis nach sozialistischen Land als ‚Staatsfeind‘ muß 
nicht nur angesichts des Kampfes der Linken in der Bundesrepublik gegen den obskuren Begriff 
des ‚Verfassungsfeindes‘ und einer daraus erfolgenden Begründung des Berufsverbots verurteilt 
werden, sondern stellt auch erneut die Frage nach dem Charakter des Gesellschaftssy stems in 
der DDR: Eine kritische Diskussion des ‚realen Sozialismus‘ sollte sich dabei weder durch die 
Legitimationsbedürfnisse der DDR und der DKP/SEW im Westen hindern noch sich durch die 
sichtbare Funktionalisierung der anläßlich der KSZE-Konferenz in Helsinki aufgebrochenen Bür- 
gerrechtsbewegung durch die reaktionären Gruppen im Westen verbieten lassen: Auch wenn die- 
se Bewegungen (z. B. in der CSSR, der UdSSR und der DDR) weitgehend von Intellektuellen 
getragen sind, formulieren sie Inhalte der Demokratie, die auch (und gerade) in sozialistischen 
Systemen der Produktion unverzichtbar sind. Andererseits geht sicherlich bei den ‚Bürgerrechtlern‘ 
die Kritik des realen Sozialismus in vielen Punkte einher mit einer kritiklosen Übernahme der 
Illusion von Menschenrechten in der bürgerlichen Gesellschaft, was nicht zuletzt der Stellung 
von Intellektuellen in der geselischaftlichen Produktion geschuldet ist. Aber wäre dann nicht vor 
aller (verurteilenswerter) Repression die Frage angebracht, warum es zu einer derartig kritiklo- 
sen bornierten Verherrlichung des US-Imperialismus (z.B.) durch einen Soischenizyn kommen 
konnte? 

Jenseits der Bürgerrechtsbewegung sind (zeitlich nicht zufällig parallel dazu) in einzelnen 
sozialistischen Ländern Formen der Opposition sichtbar, die nicht nur auf individuellen Wider- 
stand beschränkt bleiben: Diese Massenbewegungen orientieren sich dabei an den materiellen Be- 
dingungen der Reproduktion der breiten Arbeiter- und Bauernmassen in diesen Ländern. Und 
die Ausweisung Biermanns, die Verstärkung der Bürgerrechtsbewegung in allen osteuropäischen 
Ländern, die Arbeiteraufstände in Polen etc. sind ohne Zweifel nicht nur politische und soziale 
Zufälle, sondern manifestieren strukturel-ökonomische Reproduktionsschwierigkeiten der ost- 
europäischen Länder. Die relative ökonomische Rückständigkeit gegenüber den hochentwickel- 
ten kapitalistischen Industrienationen legt diesen Ländern nahe, über Agrar-, Rohstoff-, und tech- 
nologisch-einfache Fertigwarenexporte und in ihrem Austausch über Produktionsmittelimporte 
diese Rückständigkeit zu überwinden. Die sich verschärfende kapitalistische Weltmarktkrise seit 
Ende der 60er Jahre und die damit eingeschlossenen Überakkumulationstendenzen namentlich 
in den Produktionsmittelsektoren erhöhen auch im Westen das Interesse nach erweiterten Märk- 
ten im Osten. Beides resultiert in einer sprunghaften Ausdehnung des Ost-West-Handels. Doch 
in dem Maße wie sich durch die Weltmarktkrise die Austauschrelationen zuungunsten von Agrar- 
gütern und Rohstoffen verändern, die Verschuldung gegenüber den kapitalistischen Ländern zu- 
nimmt und dadurch die Produktionsmittel- und Technologieimporte an Grenzen stoßen, gerät 
der Akkumulationsprozeß in den osteuropäischen Ländern zunehmend unter Druck. Die einmal 
ins Werk gesetzte Struktur der Reproduktion und Akkumulation, die nicht zuletzt auf den Han- 
delsbeziehungen mit dem Kapitalistischen Weltmarkt beruht, kann so nur aufrechterhalten wer- 
den, indem stärker auf interne Quellen für die Bezahlung der importierten Investitionsgüter zu- 
rückgegriffen wird. Die Aufrechterhaltung der Wachstumsraten Anfang der 70er Jahre ist auf 
diesem Wege allerdings nicht mehr möglich und selbst eine geringere Wachstumsrate ist nur fort- 
zusetzen durch stärkere Beschneidung des Konsumtionsfonds der Gesellschaft und Intensivierung 


der Arbeit. Geringere Reallohnsteigerungen, mangelnde Reduktion der Arbeitszeiten und stei- 
gender Druck auf die Arbeiter in den Fabriken sind ökonomische Folgen. Sozial und politisch 
eklatiert dieser Druck in Formen des Widerstands aus allen Klassen und Schichten dieser Gesell- 
schaften gegen Partei- und Staatsapparat als den Vermittlungsinstanzen dieses Reproduktions- 
und Akkumulationsmodells. Der „herrschende Block“ (vgl. dazu Szlajfer und Horton in diesem 
Heft) seinerseits versucht, durch stärkere Repression dieser Lage politisch Herr zu werden und 
dadurch der zugrundeliegenden Entwicklungsstruktur zur Durchsetzung zu verhelfen. Die Ten- 
denzen zur Freisetzung der sozialen Demokratie seitens der Arbeiter wie die der Freisetzung bür- 
gerlichen Demokratie durch die Bürgerrechtsbewegung bedingen so die Reaktivierung ‚„stalinisti- 
scher“ Methoden und umgekehrt bedingt die Repression verstärkten Widerstand. Es ist offen, 
ob sich diese Tendenzen der Freisetzung der sozialen und bürgerlichen Demokratie stärker Gel- 
tung verschaffen, oder ob über verstärkte Repression die erneute politische und soziale Integra- 
tion dieser Gesellschaften in ihrer bisherigen Struktur gelingt. 

Die weitere Entwicklung in den osteuropäischen Ländern wird aber nicht nur ökonomisch 
von der Abhängigkeit vom kapitalistischen Weltmarkt mit bedingt, sondern auch davon, daß po- 
litisch die kommunistisch oppositionelle Arbeiterbewegung im Westen sich in Form des Eurokom- 
munismus zunehmend von dem sowjetischen Modell des Sozialismus löst und damit den Staats- 
partejen in den osteuropäischen Ländern eine bisher selbstverständliche Legitimationsbasis ent- 
zieht. Sicherlich ist der Eurokommunismus als alternative sozialistische Strategie und Taktik nicht 
einheitlich, hat in Italien, Spanien und Frankreich sehr unterschiedliche Gesellschaftsbedingun- 
gen zur Grundlage und ist in der Kritik des traditionellen Kommunismus unklar und ambivalent, 
doch selbst diese vorsichtige Lösung von der Sowjetunion, die Zurück weisung ihres Vorbildcha- 
rakters und ihres Hegemonialanspruchs, wie vor allem die Anerkennung von bürgerlich-demokra- 
tischen Prinzipien schränken doch die Repressionsmöglichkeiten der Staatsparteien in den ost- 
europäischen Ländern ein, wollen sie ncht die völlige Einflußlosigkeit auf die westeuropäischen 
KPen in Kauf nehmen. 

Diese praktische Kritik des traditionellen Kommunismus — durch das Aufbrechen von 
gesellschaftlichen Widersprüchen in den sozialistischen Ländern wie durch die teilweise Lösung 
der westeuropäischen KPen unter dem Druck von Massenbewegungen — aktualisiert aufs Neue 
die Diskussion der Linken in der Bundesrepublik über Grundfragen sozialistischer Strategie und 
Taktik. Diese schließen untrennbar ein sowohl eine wissenschaftliche und politische Stellungnah- 
me zu dem Gesellschaftstypus des realen Sozialismus wie eine materialistische Bestimmung einer 
sozialistischen Alternative in den westeuropäischen Ländern. 

Die hier allgemein angedeuteten Tendenzen in den sozialistischen Ländern werden am 
Beispiel Polens in dem Aufsatz von H. Szlajfer, Nachzuholende Entwicklung unter Bedingungen 
des Weltmarkts — das polnische Beispiel detailliert ausgewiesen. Der Autor diskutiert den Ent- 
wicklungsprozeß der Übergangsgesellschaften als einen Prozeß der nachzuholenden Entwicklung. 
Dieser ist dem der unterentwickelten Länder insofern vergleichbar, als hier identische Restriktio- 
nen des Weltmarkts existieren, die einen Industrialisierungsprozeß, wie er etwaim 19. Jahrhun- 
dert noch möglich war, nicht mehr zulassen. Während eine erste Phase der beschleunigten Indu- 
strialisierung in Polen (1950 - 55) durch eine Politik der relativen Isolierung vom Weltmarkt ge- 
kennzeichnet war, ist die zweite (ab 1970) durch eine unmittelbare Partizipation am (Kapitalisti- 
schen) Weltmarkt charakterisiert. Diese (im einzelnen empirisch belegte) Wende wird aus der 
Notwendigkeit der beschleunigten innovation der polnischen Wirtschaft begründet und führt zu 
einem rasch anwachsenden Handelsbilanzdefizit: Die Annahme der polnischen Wirtschaftspoli- 
tik seit 1970, die steigenden Importe durch Exporte aus modernisierten Industriebranchen be- 
zahlen zu können, hatte sich nicht erfüllt. Die Folgerungen: Expansion der Exporte aus den tra- 
ditionellen Industriezweigen und Senkung des Konsumtionsniveau der Massen, insbes. des gesell- 
schaftlichen Konsums. Hinter dieser Reproduktionsstruktur stehen aber — so der Autor — nicht 
nur die Interessen einer „privilegierten Klasse‘ oder einer ‚‚Staatsbürokratie“ (so die gängigen 
Pauschalisierungen in der linken Diskussion), sondern auch breite Schichten der Intelligenz, der 
qualifizierten Arbeiterschaft etc., die die dadurch für sie erreichbaren hochwertigen Konsumgü- 
ter nicht missen wollen und eine Stütze des „Blocks an der Macht‘ (der Autor entlehnt diesen 
Begriff aus der Gramsci-Diskussion) darstellen. Auf diesem Hintergrund wird die Streikbewegung 


von 1970 und 1976 in Polen analysiert, deren politische Dynamik Stefan Horton in dem Auf- 
satz Die Revolution der Hoffnung und ihre Ergebnisse genauer untersucht. Auf dem Hinter- 
grund der schon bei Szlajfer entwickelten ökonomischen Zusammenhänge werden die Unterschie- 
de der Streiks von 1970 und 1976 herausgearbeitet, aber auch die Zusammensetzung der hinter 
den Streiks stehenden Arbeiter und deren Basis in den Indüstriebetrieben. Auch werden die 
schwankenden Reaktionen des Staatsapparats zwischen Repression und materiellen Konzessio- 
nen begründet und die Unmöglichkeit, 1976 wie 1970/71 durch materielle Zugeständnisse der 
Streikbewegung die Spitze zu nehmen. Dazu kommt in den Streiks 1976 ein neues Moment: 
Zum erstenmal seit dem „polnischen Oktober‘ (1956) ist es 1976 gelungen, die Separierung der 
einzelnen Schichten zu durchbrechen und eine Solidarität herzustellen, die über vereinzelte Tei- 
le der oppositionellen Arbeiter hinausgeht. 

Gegenüber der Analyse des Zusammenhangs von kapitalistischem Weltmarkt, gesellschaft- 
licher Reproduktionsstruktur und Interessen in den beiden Artikeln von Szlajfer und Horton 
stellt der Artikel von Axel Bust-Bartels, Die Entwicklung ausgewählter Arbeiterbedingungen in 
der DDR dagegen nur einen Ausschnitt dar, der allerdings eng mit den gesellschaftlichen Repro- 
duktionsbedingungen und insbesondere der importierten kapitalistischen Technologie verbunden 
ist. Inwieweit die Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und die Tendenzen zur Intensivie- 
rung der Arbeit in der DDR mit gesellschaftlichen Entwicklungen einhergehen, die denen in Po- 
len identisch sind, muß einerseitsangezweifelt werden — in der DDR sind wichtige Voraussetzun- 
gen der erweiterten Reproduktion wie etwa die Kollektivierung und Mechanisierung der Land- 
wirtschaft geschaffen worden -—, andererseits scheinen in Bezug auf die gesellschaftliche Repro- 
duktion, die Modernisierung der Abteilung I und deren Abhängigkeit von technologischen Im- 
porten aus dem kapitalistischen Ausland offenkundige Parallelen zu bestehen, was teilweise auch 
im Aufsatz von Bust-Bartels anklingt. Dabei wird von dem Autor der Widerspruch von der zum 
Prinzip erhobenen Steigerung der Produktivkräfte schlechthin und der Weiterentwicklung der 
sozialistischen Demokratie herausgearbeitet, der zugunsten einer Funktionalisierung der forma- 
len Elemente dieser Demokratie für die Durchsetzung von Rationalisierungsprozessen in der DDR 
gelöst wird. Es zeigt sich, daß die Verschlechterung von Arbeitsbedingungen um keinen Deut er- 
träglicher wird, wenn sie zum gesellschaftlichen Gesetz erklärt und mit dem Wort ‚sozialistisch‘ 
verkleidet wird. 

Rainer Rotermundt verfolgt in seinem Aufsatz Oktoberrevolution und Sozialismus das 
Ziel, eine Interpretation der russichen Revolution zu geben, die sich nicht am staatspolitischen 
‘Gang der Dinge orientiert, sondern an den durch die Massen im Verlauf des reolutionären Pro- 
zesses geschaffenen Produktionsverhältnissen anknüpft. Er geht davon aus, daß die Möglichkeit 
der späteren Entwichung in der Sowjetunion bereits in den Kämpfen der Arbeiter und Bauern 
1917 - 1921 angelegt sein mußte und klammert in seiner Untersuchung den Weltmarkteinfluß 
bewußt aus Rotermundt grenzt sich daher in dieser Weise implizit von den bisher in der Prokla 
veröffentlichten Analysen ab (vgl. die Beiträge von Rabehl, Spohn, Wolter) und versucht, bei 
Darstellung der materiellen Ursachen des Widerstands von Bauern und Arbeitern gegen den Za- 
rimus und des Radikalisierungsprozesses von demokratischen zu sozialistischen Forderungen 
den Widerspruch von bürgerlichen Zielen und sozialistischen Mitteln herauszuarbeiten. 

Gleichfalls zum Schwerpunkt gehörend nimmt Frank Dingel anläßlich der Biermann-Aus- 
weisung im Diskussionsteil zur Wahldiskussion in verschiedenen Gruppen der BRD Stellung. Er 
bezieht sich dabei insbesondere auf eine innerhalb der „Sozialistischen Assistentenzelle‘‘ am 
OSI/FU Berlin geführte Diskussion um eine Wahlempfehlung für die DKP, die für ihn exemplari- 
schen Charakter hat und als Anlaß genommen wird, grundsätzlich die unterstellte politische Per- 
spektive der DKP in Teilen der Linken infrage zu stellen. 

Renate Genth und Elmar Altvater beschreiben in dem zweiten Teil ihres Artikels Zuro- 
kommunismus als Strategie in der Wirtschaftskrise in Italien die Konzeptionen von Partei und 
Gewerkschaften in der Krise in Italien und arbeiten dabei den mit der Hinnahme des ‚Austerity 
Programms‘ der Andreotti-Regierung durch die KPI sich entwickelnden Widerspruch zwischen 
den beiden Organisationen der Arbeiterbewegung heraus. Dabei werden auch neuere Tendenzen 
in der Linken und zwischen KPI und CGIL seit Erscheinen des ersten Teils berücksichtigt. Auf 
den Artikel wird demnächst (in Prokla 29) eine Replik veröffentlicht werden, die anhand einer 


Analyse der neueren Entwicklungen das Vorgehen der beiden Autoren kritisieren will, 

Der Artikel von Thomas Isensee und Christel Neusüß, Der Berliner GEW-Konflikt, fragt 
nach den Ursachen der Auseinandersetzungen in der Westberliner GEW, die inzwischen zu einer 
Spaltung und der Existenz von zwei miteinander konkurrierenden Verbänden geführt haben. 
Neben einer Chronologie des Konflikts werden im zweiten Teil die Fehler der linken Mitglied- 
schaft in der Abwehr des Disziplinierungsversuches des GEW-Bundesvorstandes und der Berliner 
GEW-Rechten gegen einen mehrheitlich linken Landesverband aufgezeigt. Diese Fehler werden 
u. a. mit der spezifischen, von der Studentenbewegung beeinflußsten Entwicklung der Mitglied- 
schaft besonders in der Berliner GEW erklärt, einer Mitgliedschaft, die weitgehend ihre linke ge- 
werkschaftliche Position ‚über den Kopf‘ und nicht aus der realen Erfahrung der Notwendigkeit 
von Solidarität möglichst aller Kollegen gewonnen hat. Von dieser Einschätzung ausgehend wird 
im letzten Teildie Frage diskutiert, welche inhaltlichen Perspektiven für eine Gewerkschaftspoli- 
tik im Erziehungssektor sich unter den gegenwärtigen gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen über- 
haupt bieten, 

(Eine für dieses Heft vorgesehene Replik von H. Elsenhans auf den Artikel von M. Massa- 
'rat in Prokla 23 zur Energiekrise mußte aus Platzgründen in das Heft 28 verschoben werden.} 
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Henryk Szlajfer 

Nachzuholende Entwicklung unter Bedingungen des Weltmarkts: 
das Beispiel der polnischen Entwicklung * 

(Für Paul Sweezy — Lehrer und Freund) 


1 

Jedes ökonomische Wachstum ist in erster Linie ein Problem der materiellen Quellen 
der industriellen Akkumulation. Aber nicht nur das: ebenso wichtig sind die Struk- 
tur der Investitionen sowie ihre ökonomische und gesellschaftliche Effektivität. Diese 
„Lrias‘“ — Quellen - Struktur - Effektivität der Akkumulation - bildet den grundle- 
genden Rahmen für eine Analyse des ökonomischen Wachstums, auch in den Gesell- 
schaften im Übergang zum Sozialismus. Die sich daran anschließende Frage lautet: 
inwieweit wird diese „Trias“ durch den Weltmarktzusammenhang strukturiert? Eine 
der grundlegenden Aussagen der marxistischen politischen Ökonomie besagt, daß die 
Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise mit der Entwicklung des Welt- 
marktes und der fortschreitenden Internationalisierung der kapitalistischen Bezie- 
hungen untrennbar verbunden ist. Immanuel Wallerstein hat diese Aussage vervoll- 
ständigt, als er hinzufügte, daß es trotz der Existenz mehrerer Übergangsgesellschaften, 
vor allem der UdSSR und der Volksrepublik China (mit zusammen über 1 Milliarde 
Menschen) bis jetzt nur eine Weltwirtschaft und einen Weltmarkt gibt, nämlich den 
kapitalistischen Weltmarkt (1). 

Ausder Sicht der Übergangsgesellschaften steht eine Beteiligung am Weltmarkt- 
zusammenhang, besonders in der ersten Zeit ihrer Entwicklung, in den meisten Fäl- 
len außer Frage. Wie die geschichtliche Erfahrung zeigt, hat sich die Mehrzahl dieser 
Gesellschaften lange Zeit in relativer Isolierung von der Weltwirtschaft entwickelt, 
und einige (z. B. China, die UdSSR, Nordkorea und Albanien) halten diese Isolierung 
bis heute aufrecht. Die Periode der relativen Isolierung ermöglichte den Übergangs- 
gesellschaften, größtenteils ohne Unterstützung, den Aufbau einer integrierten Indu- 
striestruktur, die nicht mehr direkt den von kapitalistischer Weltwirtschaft und kapi- 
talistischen Effektivitätskriterien erzwungenen Erfordernissen unterworfen waren. 

Die Frage nach dem Einfluß der Weltwirtschaft stellte sich für die Übergangs- 


* Dieser Aufsatz war ursprünglich für das Jahrbuch „Lateinamerika‘* (hrsg. von V. Benn- 
hoid-Thomsen, T. Evers, K. Meschkat, C. und U. Müller-Plantenberg, W. Olle und W. 
Schoeller) vorgesehen. In der hier äbgedruckten Fassung wurde auf jene Teile des ursprüng- 
lichen Textes verzichtet, in denen Probleme der weltmarktabhängigen Industrialisierung 
in Übergangsgesellschaften mit denen unterentwickelter kapitalistischer Länder verglichen 
werden. Die Übersetzung aus dem Englischen besorgte Hans-Hinrich Harbort. 

1 I. Wallerstein, The Rise and Future Demise of the World Capitalist System: Concepts for 

Comparative Analysis, „Comparative Studies in Society and History“, 1974, Vol. XVI, 

Nr. 4. 


gesellschaften ideologisch und politisch (als Konzept der „friedlichen Koexistenz‘“) 
erst nach dem 20. Parteitag der KPdSU und praktisch erst gegen Ende der 60er Jah- 
re. In Polen, der (nach der UdSSR) zweitgrößten europäischen Übergangsgesellschaft, 
vollzog sich eine dramatische Hinwendung zur Weltwirtschaft sogar erst in den Jahren 
1971 - 1975. 

Was sind die Auswirkungen dieses Wandels auf Quellen, Struktur und Effekti- 
vität der Akkumulation? Was sind die gesellschaftlich-politischen Konsequenzen? 


Fi 


In den Übergangsgesellschaften setzten Industrialisierung und ökonomisches Wachs- 
tum erst in einer Periode ein, in der die kapitalistische Weltwirtschaft bereits die 
Phase der direkten Internationalisierung von produktivem Kapital sowie des Vorrangs 
der Produktion von relativem Mehrwert in den kapitalistischen Metropolen erreicht 
hatte. Die Entwicklung der nationalen kapitalistischen Ökonomien, die im 19. Jahr- 
hundert im Rahmen der Beherrschung des Weltmarkts durch England und der Inter- 
nationalisierung des Handels- und Bankkapitals stattfand, ist zur geschichtlichen Ver- 
gangenheit geworden, die unter dem Imperialismus nicht wiederholt werden kann. 
Nicht nur die Form der Verbindungen der nationalen Kapitale sowie die Formen 
der Konkurrenz und der ökonomischen Ausdehnung haben sich geändert, sondern 
auch die technischen Bedingungen der Kapitalreproduktion. Aus diesem Grunde wird 
jede nachzuholende Industrialisierung Bedingungen unterworfen sein, die eine Wie- 
derholung der historischen Erfahrungen der Metropolen unmöglich machen. Dies 
gilt auch für den Prozeß der Industrialisierung in Übergangsgesellschaften. 

Die Frage nach den materiellen Quellen der Akkumulation in den Übergangs- 
gesellschaften trat als theoretische Kontroverse erstmals während der NEP-Periode 
auf, eine Kontroverse, deren Hauptvertreter Preobrazhensky und Stalin (damals noch 
zusammen mit Bukharin) waren. Sowohl Stalin als auch Preobrazhensky waren der 
Meinung, daß zur Bildung eines politisch und ökonomisch unabhängigen Staates die 
Befreiung Sowjetrußlands vom Einfluß der Weltwirtschaft notwendig sei. Sie beton- 
ten dabei die ökonomische Seite dieser Abgrenzung, insbesondere den Transfer von 
Mehrwert von Rußland in die kapitalistischen Metropolen. Aber dies war nur eine 
Seite des Problems. Die andere war die Frage der materiellen Quellen zur Finanzie- 
ung des Industrialisierungsprozesses. 

Preobrazhenskys Konzept der ‚ursprünglichen sozialistischen Akkumulation“ 
gab darauf folgende Antwort: Das von der Arbeiterklasse und der Bauernschaft er- 
zeugte Mehrprodukt sei die einzige Quelle der Akkumulation, die zur Ingangsetzung 
des Industrialisierungsprozesses notwendig sei (2). Alle anderen Quellen, so bedeutend 
sie auch seinmochten, konnten nicht im notwendigen Umfang die Mittel für eine ra- 
dikale Veränderung der ökonomischen Struktur Rußlands liefern. Dagegen sah das 
Stalinsche Konzept (allerdings nur in dieser Diskussion) vor, durch die Etablierung 


2 N. E. Preobrazhensky, The New Economics, Oxford 1975. 


eines monopolisierten Außenhandels, die Annullierung der Schulden der Zarenregie- 
rung, die Enteignung des Industriekapitals sowie die Einrichtung des Staatssektors 
genügend große Akkumulationsquellen zu schaffen (3). 

Die historische Erfahrung der sowjetrussischen Entwicklung zeigte, daß die von 
Stalin aufgezeigten Akkumulationsquellen es nur möglich machten, die Wirtschaft 
nach den Verlusten des 1. Weltkriegs wiederaufzubauen, daß sie aber den Industriali- 
sierungsprozeß nicht finanzieren konnten. Die Industrialisierung wurde hauptsächlich 
durch den „Nicht-Äquivalenten“-Tausch zwischen Industrie und Landwirtschaft so- 
wie durch den Zuwachs der Mehrwertrate in der Industrie selbst finanziert. Und es 
ist bekannt, daß diese „ursprüngliche sozialistische Akkumulation“ nicht weniger 
brutal und blutig war als die vorangegeangene kapitalistische ursprüngliche Akkumu- 
lation, die Marx im 1. Band des ‚Kapital‘ beschrieben hat. Eine andere Frage ist je- 
doch, ob diese ursprüngliche Akkumulation — d. h. die Schaffung der Grundlagen für 
eine industrielle Entwicklung — zu vermeiden gewesen wäre. Die Antwort kann nur 
lauten: nein. 

In keiner anderen der nach dem 2. Weltkrieg entstandenen Übergangsgesell- 
schaften wurden die sowjetischen Erfahrungen nachvollzogen. In Polen z. B., wo die 
Industrialisierung im großen Maßstab in den Jahren 1950 - 1955 begann, war die 
Hauptakkumulationsquelle nicht die Bauernschaft, sondern die unbezahlte Arbeit 
der Industriearbeiter (4). Ein ähnlicher Prozeß vollzog sich in der Tschechoslowakei 
und in der DDR (5). In China, wo die Wirtschaftspolitik der Entwicklung der Land- 
wirtschaft untergeordnet war, wurde die Entwicklung derIndustrie (als „führendem“, 
aber nicht „grundlegendem“ Sektor) vor allem durch die Industriearbeiterklasse und 
im allgemeinen durch die städtische Bevölkerung finanziert (6). 

Trotz der Unterschiede in der Wahl der Hauptquellen der Akkumulation voll- 
zog sich aber in allen Übergangsgesellschaften, genau wie in der UdSSR, ein wenig- 
stens zeitweiser Abbruch der Beziehungen zur Weltwirtschaft, und ihr Außenhandel 
basierte grundsätzlich auf dem Austausch der Überschüsse des traditionellen Exports 
(hauptsächlich Nahrungsmittel und Rohstoffe). Das bedeutet, daß die Einwirkungen 
der kapitalistischen Weltwirtschaft auf die Struktur der Akkumulation und ihre öko- 
nomischen und gesellschaftlichen Auswirkungen beseitigt wurden. Auf diese Weise 
wurde die Überlegenheit der kapitalistischen Metropolen auf dem Weltmarkt unter- 
laufen. In den Übergangsgesellschaften vollzog sich die Allokation im Prozeß.der Ak- 
kumulation nach den für diese Gesellschaften charakteristischen Kriterien und nicht 
nach den von der Weltwirtschaft aufgezwungenen. Darüber hinaus basierte die mit 
dem Prozeß der Industrialisierung geschaffene ökonomische Struktur auf der Integra- 
tion der nationalen Ökonomie als Ganzem und nicht auf der Eingliederung von En- 


3 J. W. Stalin, Dziela (Werke) Bd. V.III, Warschau 1950, S. 133 ff. 


4 Vgl. J. Tepicht, Problemy teorii i strategii w Kwestii rolnej (Probleme der Theorie und 
Strategie in der Agrarfrage), Warschau 1967, S. 84 - 91. 
5 Vgl. A. Zauberman, Industrial Progress in Poland, Czechoslovakia, and East Germany, 


1937 - 1962, London 1964. 

6 Vgl. J. Gray, The Chinese Model: Some Characteristics of Maoist Policies for Social Change 
and Economic Growth, „L’Est“, 1971, Nr. 2, und Ch. Bettelheim, China und die Sowjet- 
union: Zwei „Modelle“ der Industrialisierung, in: Sowjetunion und China: Zwei Wege des 
sozialistischen Aufbaus, München 1972. 


klaven nationaler Ökonomie in die Gesamtstruktur der Weltwirtschaft. Aus diesem 
Grunde sowie aufgrund des inneren Gleichgewichts der politischen Kräfte konzen- 
trierten sich die „Früchte des technischen Fortschritts“ nicht in den Händen einer 
gesellschaftlichen Klasse; im Gegenteil, sie ermöglichten die Beseitigung des Phäno- 
mens der Marginalisierung, und zwar nicht auf dem Prinzip von Herrschaft und Aus- 
beutung, sondern durch die ökonomische Entwicklung der Peripherien (7). 

Offensichtlich war der Preis dafür sehr hoch, nicht nur politisch und mensch- 
lich (Millionen von Ermordeten, Zwangsarbeit, Bildung des Partei-Staat-Machtblocks 
und Zerstörung der unabhängigen Arbeiterbewegung), sondern auch auf dem Gebiet 
der Technologie und dem technischen Fortschritt. Die Isolierung vom Weltmarkt wie 
auch von vorherrschenden technologischen Tendenzen begünstigten die Entstehung 
einer technologischen Lücke zwischen den kapitalistischen Metropolen und den Über- 
gangsgesellschaften. Es wäre aber falsch, die Isolationspolitik allein für dieses Phäno- 
men verantwortlich zu machen. Vielmehr sollten die Gründe zuerst in den Kriterien 
der gesellschaftlichen Effektivität gesehen werden, die die Übergangsgesellschaften 
sich in der Periode der Industrialisierung zu eigen gemacht haben. Eine relative Ver- 
knappung des konstanten Kapitals sowie ein Überschuß an Arbeitskraft erzwangen 
eine Politik der Vollbeschäftigung (politisches und gesellschaftliches Kriterium!) und 
nicht eine Politik der maximalen Effizienz des konstanten Kapitals und damit der 
Schaffung einer industriellen Reservearmee. Charles K. Wilbers Analyse dieser Stra- 
tegie der „doppelten Technologie“, diein der UdSSR (und nicht nur dort) angewandt 
wurde, ist durchaus zutreffend: „In vielen sowjetischen Werken findet man in der 
Regel die modernste Kapitalausstattung in den Grundarbeitsgängen und gleichzeitig 
die primitivsten arbeitsintensiven Methoden in der Instandhaltung, dem innerbetrieb- 
lichen Transport und der Materialbehandlung ..... Auf diese Weise erlangten die Sow- 
jets die Vorteile moderner Technologien, sparten knappes Kapital bei Nebenarbei- 
ten ein, die die Produktionsleistung nicht beeinflußten, und nutzten ihre relativ reich- 
liche Arbeitskraft.“ (8) Daraus ergab sich ein Anstieg des nationalen Einkommens 
durch Anwachsen der Beschäftigung und des absoluten Mehrwerts — im Gegensatz 
zur herrschenden Tendenz in der Weltwirtschaft und in den kapitalistischen Metro- 
polen. Man kann natürlich darüber streiten, ob die Allokation im Prozeß der Akku- 
mulation richtig vollzogen wurde und ob die Wahl der Investitionsbereiche glücklich 
war. Das war jedoch ein untergeordnetes Problem angesichts der Hauptfrage: Poli- 
tik der Arbeitslosigkeit oder Politik der Vollbeschäftigung? (9) 


7 Vgl. J. Kleer, Zacofanie i rozwoj: analiza porownawcza rozwoju republik azjatyckich 
ZSSR oraz Afghanistanu, Iranu i Turcji (Rückständigkeit und Entwicklung: Vergleichen- 
de Analyse der Entwicklung in den asiatischen Republiken der UdSSR sowie in Afghani- 
stan, im Iran und in der Türkei), Warschau 1970. 

8 Ch. K. Wilber, Economic Development, Central Planning and Allocative Efficiency, in: 
Ch. K. Wilber (Hg.), The PoliticalEconomy of Development and Underdevelopment, New 
York 1973, S. 234. 

9 Über eine halbe Million jugoslawische Gastarbeiter in Westeuropa sind der beste Beweis 
für die Bedeutung dieser Frage. 
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Wie hat sich nun in Polen der Prozeß der Industrialisierung vollzogen und welche 
Rolle hat der Weltmarktzusammenhang gespielt? Aus den folgenden Angaben (Ta- 
belle I und I) wird ersichtlich, daß die polnische Wirtschaft in den beiden Perioden 
der beschleunigten Industrialisierung — 1950 - 1955 und 1971 - 1975 — unterschied- 
liche Beziehungen zum Ausland unterhielt. 


TABELLEI 
Jahr Akkumulation in % Wachstumsrate des Wachstumsrate des 
des Volkseinkommens Volkseinkommens (%) Außenhandelsvolhimens (%) 
1950 21,0 15,1 13,2 
1951 20,5 155 7,4 
1952 22,9 6,2 - 0,7 
1953 28,1 10,4 7,0 
1954 23,3 10,5 6,8 
1955 22,5 8,4 3,4 
1960 24,2 4,3 10,3 
1961 25,0 ° 82 13,9 
1962 24,1 2,1 11,8 
1963 25,4 6,9 5,1 
1964 25,4 6,7 10,0 
1965 26,8 7,0 11,6 
1966 21,7 7,1 6,0 
1967 27,1 5,7 9,8 
1968 28,5 9,0 11,8 
1970 27,9 5,2 9,6 
1971 29,3 81 10,2 
1972 31,6 10,6 18,8 
1973 35,2 10,8 17,3 
1974 38,0 10,4 13,6 
1975 37,8 9,0 6,4 


Alle Koeffizienten bei konstanten Preisen 
Quelle: Rocznik Statystyczny (Statistisches Jahrbuch) 1976 
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-TABELLE II 


Außenhandelsbilanz 1950 - 1975 
(Mio $ bei laufenden Preisen) 


Jahr Volumen Export Import Handeisbilanz 
. (-) Defizit 
(+) Überschuß 
1950 1.302 634 668 - 34 
1951 1.685 761 924 - 163 
1952 1.638 775 863 - 8 
1953 1.605 831 774 + 57 
1954 1.772 869 903 - 34 
1955 1.852 920 932 - 12 
1960 2,821 1.326 1.495 - 169 
1961 3.190 1.503 1.687 - 184 
1962 3.531 1.646 1.885 - 239 
1963 3.749 1.770 1.979 - 209 
1964 4.168 2.096 2.072 +24 
1965 4.568 2.228 2.340 - 112 
1966 4.766 2.272 2.494 - 222 
1967 5.172 2:527 2.645 - 118 
1968 5.711 2.858 2.853 + 5 
1970 7.156 3.548 3.608 -7..60 
1971 7.910 3.872 4.038 - 166 
1972 10.256 4.927 5.329 - 402 
1973 14.294 6.432 71.862 - 1.430 
1974 18.810 8.321 10.489 - 2.168 
1975 22.834 10.286 12.545 - 2.256 


Quelle: Rocznik Statystyczny (Statistisches Jahrbuch) 1969, Warschau 1969 und 
Rocznik Statystyczny 1976, Warschau 1976. 


Im ersten Industrialisierungszeitraum (1950 - 1955) waren die Veränderungen des 
Akkumulationsgrades sowie der Wachstumsrate des Volkseinkommens und der In- 
dustrieproduktion gegenläufig zum anwachsenden Außenhandel. Das bestätigt die 
These, daß diese Entwicklung hauptsächlich auf internen Quellen der Akkumulation 
basierte. 

In den Jahren 1956 - 1970 wuchs der Außenhandel um mehr als das Dreifache, 
und gleichzeitig lag die Zuwachsrate des Außenhandels im Durchschnitt etwas höher 
als die Wachstumsrate des Volkseinkommens. Dennoch gab es, wie aus Tabelle II 
deutlich wird, eine Tendenz zum relativen Gleichgewicht von Export und Import. 
Betrachten wir den Index der Exportbelastung und die negative Handelsbilanz (De- 
fizit: Export), so sehen wir, daß ersterer in den Jahren 1960 - 1970 nicht über 14,52% 
pro Jahr betrug und die negative Außenhandelsbilanz für den gesamten Zeitraum 
5,89 % des gesamten Exports ausmachte. (Im Zeitraum von 1950 - 1955 betrug der 
Index 5,72%.) 
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In den Jahren 1971 - 1975 veränderte sich die Situation einschneidend. Im 
Vergleich zu 1970 stieg der Wert des Exports über das 2,8-fache, der des Imports 
dagegen über das 3,4-fache. Diese Differenz bewirkte einen geradezu lawinenartigen 
Anstieg des Exportbelastungs-Index. Lag er 1971 bei 4,28 %, so betruger 1972: 8,15 
%, 1973: 22,23 %, 1974: 26,05 % und 1975: 21,93 %. Im Durchschnitt betrug der 
Exportbelastungs-Index für die Zeit von 1971 - 1975: 18,9 %, und die Gesamtschul- 
den beliefen sich auf 6,422 Mio $ (allein durch das Außenhandelsdefizit, also ohne 
so wichtige Posten wie Lizenzgebühren, Kreditzinsen usw.). 

Für die industrielle Produktion bedeuteten die wachsenden Schulden eine Art 
indirekter Finanzierung des Programms der zweiten Industrialisierung durch die Welt- 
wirtschaft. Auf der anderen Seite ist jedoch einleuchtend, daß eine solche Akkumu- 
lationsquelle sehr leicht zu einer gefährlichen Falle in Form eines finanziellen ‚‚Fla- 
schenhalses“ werden kann, wie es für unterentwickelte kapitalistische Länder der Fall 
ist. Dies ist um so wahrscheinlicher, wenn aufgrund der ökonomischen Struktur des 
Landes sowie Defiziten in Planung und Management diese Quelle der Akkumulation 
nicht mit der größtmöglichen Effektivität nutzbar gemacht werden kann, entspre- 
chend dem Kriterium der Profitabilität, das in den Ländern herrscht, die diese Akku- 
mulationsquelle finanzieren. Und auf diese Gefahr war die polnische Wirtschaft völ- 
lig unvorbereitet. 

Betrachten wir zunächst die Angaben zur geographischen Verteilung des pol- 
nischen Außenhandels (siehe die nachstehenden Tab. II und IV). 

In den Jahren 1971 - 1975 ging der Anteil der europäischen und außereuropäi- 
schen Übergangsgesellschaften am polnischen Außenhandel rapide zurück. Der An- 
teil der kapitalistischen Länder stieg, und der Hauptanteil fällt hierbei den entwickel- 
ten kapitalistischen Ländern zu, besonders den Gebieten der EFTA und der EWG. 
Neben dem starken Rückgang des Anteils der UdSSR verringerten sich auch die An- 
teile der Tschechoslowakei und derDDR, Länder, die hinsichtlich ihres ökonomischen 
und technologischen Standards oftmals mit Frankreich, der BRD oder Italien kon- 
kurrieren können (10). 

Aus der Tabelle IV geht weiter hervor, daß der Hauptteil der polnischen Schul- 
den 1975 aus dem Handel mit den entwickelten kapitalistischen Ländern herrührt; 
gleichzeitig übersteigt das Defizit in den meisten Fällen den jeweiligen Jahresexport 
um mehr als 100 %! Im Handel mit Schweden z. B. beträgt unser Import etwa das 
Doppelte des Exports; im Handel mit Italien sogar das Fünffache. Für die USA, die 
BRD und Frankreich ist die Situation ähnlich. 

Der Hauptanteil unseres Imports aus den kapitalistischen Ländern betrifft die 
Versorgung der Industrie, vor allem zur Modernisierung bzw. des Verschleißes der 
Produktion. Man muß aber berücksichtigen, daß der Anteil der für die industrielle 
Akkumulation wichtigen Güter, also für den Aufbau neuer Fabriken auf der Grund- 
lage importierter Technologie und Ausrüstung, seit 1971 ständig gestiegen ist. Mach- 
te 1971 der Import solcher Güter 16,8 % des Gesamtimports aus, so waren es 1974 
schon 25,1 %; gleichzeitig war der Index für den Import von Gütern der elektrotech- 


16 Im Lichte dieser Zahlen erscheint das propagierte Konzept der „sozialistischen Integra- 
tion‘ als reine Propaganda. 
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Geographische Verteilung des polnischen Außenhandels 1960 - 1975 (%} 


TABELLE UI 


A. Volumen 
1960 1970 1971 1972 1973 1974 1975 
1. Sozialistische Länder 63,1 66,2 65,3 62,3 55,7 49,4 52,2 
—- COMECON-Länder 57,3 63,2 62,0 59,4 534 47,0 49,7 
2. Entwickelte kapitali- 
stische Länder 29,8 27,4 28,5 32,3 39,8 44,4 41,3 
— EWG-Länder 17,6 17,9 17,7 19,7 24,2 26,7 23,6 
3. Unterentw. Länder 7,1 6,7 6,2 5,4 4,5 6,2 6,5 
B. Import 
1. Sozialistische Länder 63,5 68,6 67,4 61,2 51,7 44,4 45,8 
— COMECON-Länder 589 65,9 64,4 58,2 49,4 42,3 43,8 
2. Entwickelte kapitali- x 
stische Länder 29,7 25,8 27,3 34,1 44,4 50,8 49,3 
— EWG-Länder 16,7 16,7 17,5 21,2 26,8 30,3 27,9 
3. Unterentw. Länder 6,8 5,6 5,3 4,7 3,9 4,8 4,9 
C. Export 
1. Sozialistische Länder 62,6 63,9 63,1 63,3 60,7 55,7 59,9 
— COMECON-Länder 55,5 60,6 594 60,6 58,2 53,0 56,9 
2. Entwickelte kapitali- 
listische Länder 29,9 28,4 29,8 30,4 34,2 36,3 31,5 
— EWG-Länder 18,7 17,1 17,9 18,1 21,0 22,1 18,4 
3. Unterentw. Länder 19.3 17 7,1 6,0 5,1 80 8,6 


Quelle: Rocznik Statystyczny (Statistisches Jahrbuch) 1976 
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TABELLE IV 


Poinischer Außenhandel mit ausgewählten Ländern 1970 - 1975 
(Mio Z} für intern. Abk., laufende Preise) 


Import Export Außenhandels- Prozent-Anteil 
volumen am Ges.-Volumen 

UdSSR 

1970 5.445,0 5.003,3 10.448,3 36,5 

1975 10.556,8 10.766,3 21.323,1 28,1 
DDR 

1970 1.598,6 1.313,9 2.912,5 10,1 

1975 3.130,5 3.151,3 6.281,8 8,2 
CSSR 

1970 1.241,5 1.059,0 2.300,5 8,0 

1975 2.248,8 2.741,6 4.990,4 6,5 
Ungarn 

1970 554,1 572,3 1.126,4 3,9 

1975 880,6 1.021,0 1.901,6 2,5 
Bulgarien 

1970 318,2 265,9 584,1 2,0 

1975 616,5 893,6 1.510,1 1,9 
BRD 

1970 572,5 723,0 1.295,5 4,5 

1975 3.359,5 1.777,7 5.137,2 6,7 
Frankreich 

1970 352,1 239,5 591,6 2,0 

1975 1.986,9 1.087,6 3.074,5 4,0 
Großbritannien 

1970 763,6 608,7 1.372,3 4,8 

1975 2.226,7 968,1 3.194,8 4,2 
USA 

1970 233,0 371,3 604,3 2,1 

1975 1.958,6 777,9 2.736,5 3,6 
Schweden 

1970 150,8 207,5 358,3 1,2 

1975 1.4 30,8 739,3 2.170,1 2,8 
Italien 

1970 293,0 453,2 746,2 2,6 

1975 5.445,0 994,9 6.439,9 8,5 
Insgesamt 

1970 28.621,0 100,0 

1975 75.812,0 100,0 
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nischen Industrie 60,7 % (11) (in den Jahren 1971 - 1975 betrug die durchschnittli- 
che jährliche Wachstumsrate in der elektrotechnischen Industrie 15,2 %, für die ge- 
samte Industrie durchschnittlich nur 11 %). (12) 

Eine Entwicklungsstrategie, die auf der Nutzbarmachung finanzieller Ressour- 
cen der entwickelten kapitalistischen Länder basiert, kann nicht von vornherein als 
gut oder schlecht beurteilt werden. Eine Einschätzung hängt u. a. ab von 
— den Möglichkeiten einer schnellen Ingangsetzung von Industrieexporten, also von 

der allgemeinen Flexibilität und Effizienz der gesamten ökonomischen Struktur, 
— der Wettbewerbsfähigkeit der Produktion im Hinblick auf Qualität und Kosten, 
— den bestehenden Reserven in der Zahlungsbilanz, insbesondere Reserven im tra- 
ditionellen Export. 

Die Strategie der zweiten Industrialisierung von 1971 - 1975 basierte allerdings 
auf der uiopischen Annahme, daß es möglich sein würde, die steigenden Importe aus 
den entwickelten kapitalistischen Ländern genauso schnell mit steigenden Industrie- 
exporten aus den modernisierten Betrieben auszugleichen. Man glaubte also an eine 
mögliche (quantitative) Reduzierung des traditionellen Exports, was wiederum eine 
notwendige Voraussetzung war sowohl für die Verwirklichung der „populistischen“ 
Projekte zur Verbesserung des Lebensstandards der Bevölkerung als auch für die Er- 
leichterung der unvorteilhaften Handelsbedingungen (der Verringerung der hohen 
Input-Abhängigkeit des Exports) (13). Es ist hier nicht der Ort fir eine genaue Be- 
gündung, warum dieses Projekt utopisch war; der Hinweis mag genügen, daß in der 
Zeit vor der Machtübernahme der Gruppe um Gierek die Kapitalproduktivität von 
Jahr zu Jahr abnahm, vor allem aufgrund der ungeheuren makro-ökonomischen Ver- 
schwendung, die im zentralisierten System von Planung und Management angelegt 
war. Diese fand ihren Ausdruck u. a. in der Verlängerung der Investitionszyklen, Un- 
ordnung im System der industriellen Kooperation usw. Es wäre auch glatte Irrefüh- 
rung zu behaupten, daß die Situation in zwei oder drei Jahren verbessert werden 
könne — durch ein „bürokratisches Wunder“, was bedeutet, daß alles beim alten 
bliebe. Das ist der Grund, warum eine technologische „Spritze‘‘ von seiten der ent- 
wickelten kapitalistischen Länder — ohne gleichzeitige Neuordnung der Wirtschaft 
bzw. eine Wirtschaftsform, wie sie in Polen seit 20 (!) Jahren diskutiert wird — be- 
stenfalls zu einer ‚Modernisierung‘ der Verschwendung führen, nicht aber das Pro- 
blem der negativen Außenhandelsbilanz lösen könnte. 

Der Industrie-Export auf die kapitalistischen Märkte stieg zwar an, ebenso wie 
von Gütern der elektrotechnischen Industrie, aber nicht in einem Umfang, der Kre- 


11 Rocznik Stystyczny (Statistisches Jahrbuch) 1976, Warschau 1976, S. 352, Tab. 534. 
Es wäre interessant, den Anstieg des Importabhängigkeits-Koeffizienten (import-intensi- 
ty c.) einzelner Branchen genauer zu untersuchen. Das erfordert aber den Zugang zu ge- 
naueren Zahlen, was sich als unmöglich erwiesen hat. Aber schon die allgemeinen Angaben 
deuten darauf hin, daß viele Bereiche der modernen polnischen Industrie vom Import von 
Teilen aus kapitalistischen Ländern abhängig sind. 

12 Ebd., S. 150, Tab. 211. 

13 Der Index der Handelsbedingungen (terms of trade index) in den Jahren 1971 - 1975 war 
wie folgt (Vorjahr = 100): 1971 - 104,3; 1972 - 101,8; 1973 - 97,1; 1974 - 99,5,1975 - 
100,2. Rocznik Statystyczny (Statistisches Jahrbuch) 1976, S. 333, Tab. 518. 
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ditrückzahlungen und eine Beseitigung des Defizits ermöglicht hätte. Aus diesem 
Grunde wurde die drohende finanzielle Sackgasse Wirklichkeit. Und das bedeutet, 
daß vor allem die polnische Arbeiterklasse für die makro-ökonomische Verschwen- 
dung und die getroffene strategische Entscheidung bezahlen muß. 

Betrachten wir die Struktur der polnischen Exporte (Tab. V). 


TABELLE V 
Warenanteile des polnischen Exports 1960 - 1975 
(in %) 


1960 1965 1970 1971 1972 1973 1974 1975 


1. Brennstoff & Energie 22,7 16,1 12,5 14,0 13,5 12,6 15,9 20,1 
2. Landwirtschaft 3,6 4,5 4,7 3,4 5,4 4,5 3,0 2,7 
3. Forstwirtschaft 0,5 0,6 0,3 0,3 0,3 0,4 0,5 0,5 
4. Lebensmittel 16,1 15,0 9,8 9,2 9,3 10,5 9,5 7,1 
5. Leichtindustrie 7,1 7,0 8,4 9,0 8,9 9,2 8,7 8,9 
6. Mineralprodukte 1,1 1,2 0,9 0,9 0,8 0,8 0,7 0,7 
7.Holz & Papier 3,2 4,0 3,2 2,8 2;7 2,8 2,5 2,0 
8. Kupfer 0,0 0,0 0,6 0,8 1,0 0,9 1,2 1,1 
Zusammen (1-8) 54,3 48,4 40,4 40,4 41,9 41, 42,0 43,1 
ohne (1) Energie 31,6 32,5 27,9 26,4 28,4 29,1 26,1 23,0 
9. Elektrotechn. Ind. 30,0 36,9 41,7 42,3 41,8 41,5 39,4 41,4 
10.Chemie 4,9 6,1 8,4 9,0 9,1 9,5 10,9 9,3 
11. Metallverarbeitung 10,3 7,4 8,7 7,2 6,1 6,3 6,6 5,7 


(ohne Kupfer) 


Zusammen (9-11) 45,2 504 588 585 570 573 569 56,4 
ohne (11) (Metallverarb.) 34,9 43,0 50,1 51,3 50,9 51,0 50,1 50,7 
Übrige 0,5 1,2 0,8 1,1 1,1 1,0 1,1 0,5 
Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 


Quelle: Statistisches Jahrbuch 1976, Warschau 1976 


In den Jahren 1960-1970 stieg der Anteil der elektrotechnischen und der chemischen 
Industrie (der ‚‚modernen“ Branchen) am polnischen Export von 34,9 % auf 50,1 %, 
blieb aber in den Jahren 1971 - 1975 etwa konstant. Während jedoch in den Jahren 
1960 - 1970 der Anteil der traditionellen Güter (Brennstoff und Energie, landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse und Lebensmittel, Produkte der Forstwirtschaft und Holzin- 
dustrie, Textilien und Kupfer) am Export von 54,3 % auf 40,4 % fiel, stieg er von 
1971 - 1975 von 40,4 % auf 43,1 %. Diese ungünstigen Änderungen resultieren vor 
allem aus der raschen Änderung der geographischen Verteilung des polnischen Ex- 
ports und aus der Notwendigkeit, die steigenden Schulden in den kapitalistischen 
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Ländern zu reduzieren. Dies bedeutete einerseits das Ausbleiben deutlicher Erfolge 
beider Umorganisierung der Wirtschaft zur Anpassung an die Erfordernisse der Welt- 
wirtschaft und andererseits — die Notwendigkeit, die Arbeiterklasse mit den wachsen- 
den Schulden und dem Zwang ihrer Rückzahlung zu belasten. So betrug 1975 der 
Anteil der chemischen und elektrotechnischen Industrie am Export in Übergangsge- 
sellschaften 61,9 %, am Export in kapitalistische (auch unterentwickelte) Länder je- 
doch nur 33,9 %. Der Anteil der traditionellen Exporte betrug dagegen 56,9 % (14). 

Die folgende Tabelle VI verdeutlicht die Exportanteile an der Gesamtporduk- 
tion einzelner Branchen und Industrien sowie den Exportanteil der entwickelten ka- 
pitalistischen Länder. 


TABELLE VI: 
Exportanteile in % in ausgewählten Branchen 1975 


$ Exportanteil für entwickelte 
Export Produktion ()/2) kap. Länder in %desGes. Exp. 


Kohle & Koks (Tsd. t) 41,616 190.300 21,8 49,9  Frankr., Dänem., 
Italien, Finnland, 
: BRD, Japan 
Kupfer (t) 90.329 249.000 36,2 76,8 BRD, Großbritann. 
Eisenbahnwaggons 
(Pers.- u. Güterw.) (Stck) 7.198 13243 343 > 
Autos (Stck.) 40.859 164.000 24,9 16,9 Franktr., Großbrit. 
Traktoren (Stck) 18.013 57.600 31,2 4,0 Dänemark 
Schiffe (Tsd BRT) 946 1.023 92,4 30,4 Holl., Norw., BRD, 
Schweden 
Frischfleisch (t) 90.977 K. Ang. K. Ang. k. Ang. 
Speck (t) 18.101 23.000 78,7 99,9 Großbritannien 
Schinkenkonserven (t) 38.230 476.000 14,0 95,0 USA, GB, Schweden 
Fleischkonserven (t) 24.725 176.000 14,0 95,2 BRD, USA,‚Großbr. 
Schweden 
Geflügel (t) 23.158 162.000 14,3 79,7 BRD, Österr., 
- Schweiz 
Butter (t) 15.277 193.000 7,9 - 
Möbel (mio. Zloty für Schweden, BRD, 
intern. Abkommen) a wie BER sa Croßbiit, 
Lederschuhe Großbrit., USA, 
(Tsd. Stück) 24.469 73.000 33,5 38,9 Canada, BRD 


Quelle: Statistisches Jahrbuch 1976, Warschau 1976 


Bei den traditionellen Exportgütern, wie Kohle, Kupfer, rohes und verarbeitetes 
Fleisch sowie Schuhe, ist der Anteil der entwickelten kapitalistischen Länder extrem 
hoch. Dabei handelt es sich gleichzeitig um Güter, die auf dem Inlandsmarkt benötigt 
werden und um solche, für die eine relativ hohe Input-Intensität und ungünstige 
Weltmarktpreise charakteristisch sind. 


14 Ebd., S. 336, Tab. 522. 
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In der Situation der lawinenartig ansteigenden Auslandsschulden steht die sich 
an der Macht befindende Gruppe vor der Notwendigkeit, den traditionellen Export 
bedeutend auszuweiten und die Konsumtion der Arbeiterklasse drastisch zu verän- 
dern bzw. den Lebensmittelanteil zu reduzieren. Darüber hinaus bemüht sie sich, 
die Produktion für den Export wettbewerbsfähiger zu machen — durch Senkung der 
Lohnkosten. Der Entschluß, im Juni 1976 die Preise (um durchschnittlich 60 %) zu 
erhöhen, der eine Streikwelle der Arbeiter hervorrief und unter dem Druck der Ar- 
beiter „einstweilen‘ rückgängig gemacht wurde, war dramatischer Ausdruck des Ein- 
geständnisses der herrschenden Gruppe, daß die „populistische“ Politik nicht zu ver- 
wirklichen sei und die Öffnung zum Weltmarkt von der Arbeiterklasse „‚Verzichtlei- 
stungen“ erfordere. 


IV 


Natürlich erhebt sich die Frage, ob es möglich gewesen wäre, die Reserven der Land- 
wirtschaft zu mobilisieren und damit die Schulden zu finanzieren — ohne die Interes- 
sen der Arbeiterklasse und der gesamten städtischen Bevölkerung verletzen zu möüs- 
sen. 

Auch das muß verneint werden; nicht nur aufgrund der allgemeinen Steigerun- 
gen der Reallöhne sowie der Konsumtion der Arbeiter in den Jahren 1971 - 1975, 
sondern vor allem aufgrund der immanent widersprüchlichen Landwirtschaftspolitik 
dieser Zeit. Das war eine Politik, die zunächst schnelles Wachstum, dann Drosselung 
und zuletzt Stagnation der landwirtschaftlichen Produktion bewirkte. Fraglos hat- 
ten schlechte klimatische Bedingungen in den Jahren 1974 - 1975 einen gewissen 
Anteil daran; es besteht aber kein Grund, die „offizielle Metaphysik‘ zu akzeptie- 
ren, derzufolge Gott der Allmächtige der Hauptverantwortliche für die Mißstände in 
der Landwirtschaft ist. 

Die Politik gegenüber den Einzelbauern, die den Hauptanteil der landwirtschaft- 
lichen Produktion tragen, spiegelt sich direkt in den Indices der Wachstumsrate der 
Realeinkommen in der Landwirtschaft und der Preise für landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse. 

Was dasRealeinkommen der einzelnen Bauern betrifft, so entwickelte es sich wie 
folgt (Vorjahr = 100): 1971 - 115,4; 1972 - 115,0; 1973 - 104,0; 1974 - 94,5 und 
1975 - 94,9 (15). Daraus ergibt sich, daß der Einbruch in der Wachstumsrate der land- 
wirtschaftlichen Einkommen nicht etwa 1974 - 1975, sondern bereits 1973 erfolgte. 

Ein anderes und oft verdecktes Problem ist die Wahl einer langfristigen Stra- 
tegie für die Entwicklung der Landwirtschaft, d.h. entweder leistungsfähige Einzel- 
„Höfe“ oder Verstaatlichung und Kollektivierung der Landwirtschaft. In dieser Hin- 
sicht hat niemand klare Vorstellungen, schon gar nicht die Bauern. Daher rührt z.B. 
die Furcht der Regierung vor einer übermäßigen „Bereicherung‘‘ der Bauern und die 
dementsprechend rein restriktiven Maßnahmen des Staatsapparats, die z. B. den 


15 Ebd, S. XLH- XLII. 
16 entfällt 
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Grunderwerb der einzelnen Bauern begrenzen. Grochowski bemerkt dazu ausdrück- 
lich: „Es muß gesagt werden, daß man in bestimmten Gegenden einen Rückschlag 
für den Grunderwerb einzelner Höfe beobachten kann. Das ist nicht vereinbar mit 
dem Programm der Spezialisierung der Betriebe, es hat negative Folgen für die Inve- 
stitions- und Produktionsfähigkeit der Bauern und behindert auch das Wachstum der 
landwirtschaftlichen Produktion. (. . .) Esschafft die Notwendigkeit, die Tierproduk- 
tion größtenteils auf den Kauf von Nahrungskonzentraten vom Staat umzustellen, 
es führt zum Ansteigen des Getreideaufwands pro Tierproduktionseinheit und zur 
Bildung einer negativen Getreidebilanz des Landes.“ (17) 

Es ist wiederum kein Geheimnis, daß jeder Versuch einer derzeitigen umfassen- 
den Kollektivierung der Landwirtschaft letzten Endes wirtschaftlichen Ruin zur Fol- 
ge haben würde, und einer der Hauptgründe für die Unmöglichkeit der Verwirkli- 
chung eines solchen Plans (ohne das Risiko des Ruins) ist einerseits das relativ niedri- 
ge technische Niveau der Landwirtschaft und andererseits die Schranken des ‚‚Eng- 
passes“ in der landwirtschaftlichen Produktion sgüterindustrie. 

So fand sich die herrschende Gruppe derzeit zwischen dem „Hammer“ der Ar- 
beiterproteste und dem „Amboß‘ des passiven Widerstands der Bauern. Und was 
noch wichtiger ist: die herrschende Gruppe muß jetzt davon ausgehen, daß die Ar- 
beiter ihr einmal erreichtes Niveau des Lebensmittelkonsums entschlossen verteidi- 
gen werden. Und so gesehen ist es nur von geringer Bedeutung, ob die Arbeiter tat- 
sächlich „zu viel‘‘ verzehren oder nicht. Im Bewußtsein der Arbeiter (und prinzipiell 
im Bewußtsein der ganzen Gesellschaft) stellt die derzeitige Stufe des Lebensmittel- 
Konsums (in erster Linie von Fleisch) das Minimum dar — und diese Tatsache muß 
wenigstens mitberücksichtigt werden. 


V 


Ich komme zum letzten Punkt meiner Überlegungen, nämlich der Erörterung der in 
Polen existierenden Beziehungen zwischen der schnellen Öffnung zur Weltwirtschaft 
einerseits und der Anwendung der Effektivitätskriterien und dem Zustand der Pro- 
duktionsstruktur (letztlich der globalen Nachfragestruktur) andererseits. 

Sowenig wir von vornherein die Politik der Öffnung zur Weltwirtschaft als gut 
oder schlecht bewerten können, können wir auch die Modernisierung der Industrie- 
struktur beurteilen. Ganz im Gegenteil: Modernisierung — als abstraktes Konzept — 
ist schon von der Definition her positiv, — wenn das einzige Kriterium die Arbeits- 
zeitberechnung ist, d.h. in Begriffen von Wert und Tauschwert gedacht wird. 

Das „Problem“ der Übergangsgeselischaften liegt aber'gerade darin, daß diese 
Art Kalkulation, so notwendig sie ist, auf diesem Gebiet unzureichend ist — was sich 
„auf der politischen Ebene“ 1970 bei den Arbeitern der Küstenregion und 1976 bei 
denen von Ursus und Radom gezeigt hat. Vom Standpunkt der Arbeiterklasse ist es 
17 Z. Grochowski, Dochody wsi arozwoj produkcji rolniczej (Die Einkommen der Landbe- 


völkerung und die Entwicklung der landwirtschaftlichen Produktion), ,„Nowe Drogi“, 
1976, Nr. 9, 
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das wichtigste und entscheidende Problem, wann, in welcher Reihenfolge und wie 
schnell ihre Bedürfnisse befriedigt werden können, und im Falle Polens heißt das — 
die Bedürfnisse der Mehrheit der Gesellschaft. 

In diesem Moment treffen sich die Probleme der Zahlungskrise mit denen, die 
sich aus den besonderen Durchsetzungsformen der Industrialisierungspolitik in Polen 
ergeben. Es lohnt sich, hier noch einmal auf die Thesen zu verweisen, die Stefan Ku- 
rowski 1963 zur Zeit des Triumphs von Chruschtschows „Ökonomismus‘ formuliert 
hat. Er schrieb: „Das sozialistische System wird in der Produktionstechnik den Ka- 
pitalismus nicht überholen, ganz einfach deshalb, weil in beiden Systemen die Pro- 
duktion sich mit derselben Technik vollzieht... . Im Zusammenhang damit... soll- 
ten wir überlegen, ob der Sozialismus nicht in erster Linie auf der Ebene den Sieg er- 
streben sollte, auf der er sich vom Kapitalismus unterscheidet, d. h. auf der Ebene 
der gesellschaftlichen Beziehungen.“ (18) 

Obwohl es so scheint, ist das nicht eine Schwerpunktverlagerung von der „Öko- 
nomie‘‘ auf die „Politik“. Vielmehr handelt es sich um den Versuch, die Frage der 
Produktionsstruktur und der Effektivitätskriterien von dem Standpunkt aus zu be- 
trachten, der in den ersten Jahren der Industrialisierung erzwungen wurde, d.h. vom 
Standpunkt der Ziele des bewirkten ökonomischen Wachstums und der Interessen 
einzelner gesellschaftlicher Klassen und Schichten. Aus dieser Sicht, und genauer aus 
der Sicht der Arbeiterklasse, erscheinen viele Maßnahmen, die nach Samuelsons Lehr- 
buch als „irrationale“ zu bezeichnen wären, alsdurchausrational und in Einklang mit 
den Effektivitätskriterien der nicht-kapitalistischen Ökonomie. 

Schon eine oberflächliche Kenntnis der Entwicklung des „Konsumtionsmo- 
dells‘‘ von 1971 - 1975 erlaubt die Schlußfolgerung, daß ein beträchtlicher Teil der 
Investitions- und Modernisierungsleistungen in erster Linie der Wunscherfüllung einer 
„Arbeiteraristokratie“ und der Schicht der technischen Intelligenz sowie den oberen 
Schichten der Staats- und Parteibürokratie zugutekam. Diese gesellschaftlichen Grup- 
pen „steuerten‘ sozusagen die Produktionsstruktur mit ihrer Nachfrage nach Waren 
und Dienstleistungen sog. höherer Ordnung (Autos, importierte Möbel, Hi-Fi-Radios 
und Tonbandgeräten usw.). Gleichzeitig können diese gesellschaftlichen Schichten 
dank ihres Besitzes bzw. dank der ihnen von der Regierungsmaschinerie gewährten 
„Privilegien“ ihre Grundbedürfnisse (Nahrungsmittel, Wohnungen) sehr viel leichter 
und schneller befriedigen. 

Diese schematische Einteilung betrifft nicht mehr nur eine kleine Gruppe von 
„Privilegierten‘ wie in der stalinistischen Periode, sondern große Gruppen, die Hun- 
derttausende zählen. Das ist ein qualitativ starker Wandel, da diese Nachfrage nicht 
mehr nur geringfügige Veränderungen in der Produktionsstruktur bewirkt, sondern 
große Teile des gesamten Produktionspotentials des Landes ihrer Konsumtion unter- 
ordnet. Und gleichzeitig bilden die Bedürfnisse dieser Gruppen, genau wie in den 
kapitalistischen Ländern, ein genaues Vorbild für die Ansprüche der ‚‚niederen 
Schichten‘ — in bezug auf Konsumtion, Kultur, usw. 

Es bedarf auch keiner Erklärung, daß die Befriedigung dieser Ansprüche, eben- 
18 S. Kurowskis, Kistoryczny proces wzrostu gospodarczego (Der historische Prozeß des 

Wirtschaftswachstums), Warschau 1963, S. 385 - 386. 


so wie die Verwirklichung einer Anzahl von „Propaganda-Projekten‘“ die Durchfüh- 
rung des Investitionsprogramms auf dem Gebiet der gesellschaftlichen Konsumtion 
unmöglich macht. Hier geht es um Lebensbereiche wie z. B. Wohnungsbau, Bau von 
Krankenhäusern, Erweiterung der Internate und Wohnheime, die ‚„‚gleiche Bedingun- 
gen“ für Arbeiter- und Bauernkinder möglich machen. 

Bei der Wohnraumschaffung, die in den Jahren 1971 - 1975 besonders bevor- 
zugt werden sollte, nahm die Zahl der Wohnungen um 860.300 zu, während sich das 
Wohnungsdefizit 1975 auf wenigstens 937.900 belief (der Index ist hier die Zahl der 
Mitglieder von Wohnungsgenossenschaften, die auf Wohnungen warteten). Es ist au- 
ßerdem wichtig, hervorzuheben, daß 1974 37,2 % der Stadtwohnungen keine Toilet- 
te hatten, 43,1 % kein Bad, 47,4 % keine regelmäßige Gasversorgung und 57,2 % kei- 
ne Zentralheizung. Auf dem Lande hatten 90,5 % der Wohnungen keine Toilette, 
80,3 % kein fließendes Wasser und 98,7 % keine regelmäßige Gasversorgung (19). 
Und natürlich lebten in diesen Wohnungen keine Besitzer von Autos und Villen oder 
Leute, die sich teure Reisen in den Mittleren Osten oder nach Indien leisteten. 

Betrachten wir die Angaben für Krankenhäuser, die große Bedeutung haben, 
da die einzelnen Bauern 1971 - 1975 teilweise kostenlose Krankenversicherung be- 
kamen. Waren es in ganz Polen 1970 642 Krankenhäuser (psychiatrische Kliniken 
nicht mitgerechnet), so waren es 1975 ganze 645. In 6 Jahren wurden also 3 (!) Kran- 
kenhäuser gebaut. Und gab es 1970 62,9 Betten auf 10.000 Menschen (inklusive der 
psychiatrischen Kliniken), so waren es 1975 — 66,3 (20). Dahinter verbirgt sich kein 
„Wunder“: die Stationen wurden ganz einfach überfüllt. 2 

Die angegebenen Zahlen beziehen sich auf Güter im Rahmen der sog. gesell- 
schaftlichen Konsumtion, die eine dreifache Funktion haben soll: 

— Sie ist ein wichtiger Faktor für die Angleichung der verschiedenen ökonomischen 
und gesellschaftlichen Lage einzelner Bevölkerungsgruppen, 

— sie erlaubt die Durchsetzung unterschiedlicher sozialer Präferenzen in der Kon- 
sumtionssphäre (oft zitiertes Beispiel: „Wodka oder Bücher“), 

— sie ist ein Instrument zur Förderung der Integration von Arbeiterkollektiven wie 
auch des Prozesses der Schaffung neuer gesellschaftlicher Beziehungen. 

Bedenkt man, daß das Prinzip „Jedem nach seiner Leistung‘ -- in der prakti- 
schen Anwendung — Ungleichheit schafft, so istes die Aufgabe der gesellschaftlichen 
Konsumtion, negative Auswirkungen eben dieses Prinzips zu verhindern. Das ist na- 
türlich sehr wichtig in einer Situation, in der die Lohn- und Einkommenspolitik be- 
deutende soziale und ökonomische Ungleichheiten erzeugt, die die Größenordnung 
von mehreren tausend Zloties pro Monat annehmen (z. B. verdient ein Bergwerksdi- 
rektor mindestens 20.000 ZY pro Monat, während das Durchschnittsgehalt in der In- 
dustrie etwa 4.000 ZI beträgt) (21). 

Auf diesem Hintergrund ist es kein Zufall, daß in Polen die Vorstellung einer 
„Reprivatisierung gesellschaftlichen Reichtums“ unter den Direktoren und Top-Ma- 
19 Ber statystyczany (Statistisches Jahrbuch), 1976, S. 410, Tab. 600, und S. 409, Tab. 

598. 


20 Ebd. S. 475, Tab. 726, und S. 476, Tab. 727. 
21 „Polityka“, 1976, Nr. 42; ebd., S. 109, Tab. 154. 
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nagern Anklang gefunden hat. Man muß nicht Aktionär der „Ursus‘‘-Werke sein, um 
aus seiner Stellung und Macht Vorteile ziehen zu können. Es reicht schon, nur Direk- 
tor zu sein (in einigen Fällen, z. B. der Gewährung einer „Pension“ für die oberste 
Bürokratie und ihre Familien, haben materielle Privilegien bereits ihre gesetzliche 
Verankerung gefunden). 

Das Problem der Entwicklung eines Marktes für die „sozialistische Elite“ und 
ihre „Mittelschicht“ istjedoch nicht nur ein Problem der Begrenzung der gesellschaft- 
lichen Konsumtion und der Vergrößerung der ökonomischen und sozialen Abstände 
zwischen den einzelnen Gesellschaftsgruppen. Abgesehen von der Bereitstellung ei- 
nes Teils des Produktionspotentials für die Bedürfnisse dieses Marktes auf Kosten der 
Arbeiterklasse und abgesehen von der Notwendigkeit einer dauernden Erhöhung des 
Standards der Produktion für die Privilegierten, tritt gleichzeitig eine Vernachlässi- 
gung jenes Sektors ein, der (historisch gesehen) entscheidend war und bleibt für die 
ökonomische Effizienz eines jeden Regimes — nämlich der Landwirtschaft. In diesem 
Fall ist es nicht mehr eine ‚‚subjektive“ Frage, ob ein Auto notwendig ist oder auslän- 
dische Kosmetika importiert werden müssen. In der Frage der Landwirtschaft geht 
es um die Überlebensfähigkeit des Regimes. Und wie ich schon erwähnt habe, besteht 
die Agrarpolitik von Partei und Staat zugleich aus einer langen Reihe von „Fehlein- 
schätzungen‘“. Und darum ist es keineswegs nur mehr eine „subjektive“ Frage, die 
von vielen Polen gestellt wird: Was ist wirklich unverzichtbar — der „Fiat 126“ oder 
die Produktion billiger Traktoren, Maschinen undHilfsgüter(wie Baumaterialien etc.) 
für die Landwirtschaft? 

Die Frage zu beantworten heißtjedoch, die Privilegien mächtiger gesellschaftli- 
cher Gruppen infrage zu stellen, deren wesentliche Interessen auf einen „Fiat“ gerich- 
tet sind und nicht auf Wohnungsbau und schnelle Erweiterung der Investitionen in 
der Landwirtschaft. Für diese Schichten ist die Durchsetzung ihrer ökonomischen 
und sozialen Interessen nicht primär von der Entwicklung der allgemeinen Produk- 
tion, sondern nur ihrer Produktion abhängig, und die wiederum kann mit dem Zugang 
und der Kooperation mit der Weltwirtschaft gesichert werden. Sie wollen nicht län- 
ger „privilegierte Bettler“ sein, sondern der „wahren Konsum-Elite“ gleichgestellt. 
Vom Marxismus haben diese Gruppen nur das eine verstanden: Daß ‚„‚Reifung‘“ einer 
Gesellschaftsform ein langsamer Prozeß ist und Wohlstand nicht verordnet werden 
kann. Allerdings wollen diese Gruppen dabei nicht nur die Vertreter einer Gesell- 
schaft von Gleichen sein, sondern „noch gleicher als andere“. 


vI 


Die Interessen dieser herrschenden Gruppen sind jedoch noch nicht ausreichend stark 
ausgeprägt, als daß sie die Entwicklungsrichtung der ökonomischen Gesamtstruktur 
entscheidend und irreversibel bestimmen könnten. Berücksichtigt man zusätzlich, 
daß die angedeutete Inflexibilität der ökonomischen Struktur eine irreversible Ent- 
. scheidung für kapitalistische Effektivitätskriterien bedeutend kostspieliger macht und 
so die direkten Interessen der Arbeiterklasse viel stärker verletzt werden, dann kann 
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die Durchsetzung der ökonomischen Hegemonieansprüche dieser Gruppen sich nur 
in einer harten politischen Auseinandersetzung mit der Arbeiterklasse äußern. Den- 
noch und aufgrund der Erfahrungen der Arbeiterstreiksvon 1970 und 1976 darf man 
die begründete Hoffnung hegen, daß diese Gruppen nicht in der Lage sein werden, 
ihre „führende“ ökonomische Stellung zu vollständiger ökonomischer und sozialer 
Hegemonie auszubauen. Diese Hoffnung basiert auf zwei Tatsachen: erstens dem im- 
mer stärker werdenden Widerstand der Arbeiterklasse, und zweitens den wachsen- 
den Widersprüchen zwischen Kabinetts- und Parteimaschinerie und der Unfähigkeit 
dieser Gruppen — in der gegenwärtigen politischen Situation —, ihre ökonomische 
Macht in reale politische Macht umzusetzen. 

Aus diesen Überlegungen wird also deutlich, daß dasProblem der entstehenden 
Verbindungen mit der Weltwirtschaft nicht auf manichäische Weise, in Kategorien 
von „eindeutig richtig‘ oder „eindeutig falsch‘ lösbar ist. Darüber hinaus zeigt sich, 
daß nicht diese Verbindungen an sich problematisch sind, sondern nur dann, wenn 
das Kräftegleichgewicht der Gesellschaft keinen ausreichenden Schutz gegen die ne- 
gativen Auswirkungen der Weltwirtschaft bietet. „Modernisierung“ als solche ist nicht 
falsch, im Gegenteil — sie ist notwendige Voraussetzung für eine wirkliche sozialisti- 
sche Wirtschaftspolitik. Von Übel ist jedoch (vom Standpunkt der Arbeiterklasse) 
eine Modernisierung, die auf Kosten der allgemeinen Interessen der Mehrheit der Ge- 
sellschaft durchgeführt wird. 

Diese Überlegungen unterscheiden meine Thesen von der naiven Ansicht, daß 
die „Kollaboration mit dem Kapitalismus“, die sich in den ökonomischen Verbin- 
dungen mit der Weltwirtschaft ausdrückt, die eigentliche Ursache der Mißstände in 
den Übergangsgesellschaften darstellt. Wenn also Arbeiter und Bergarbeiter in Astu- 
rien überrascht fragen, warum Kohle aus dem „sozialistischen Polen“ als Streikbre- 
cher fungiert, wenn Arbeiter in Afrika und Lateinamerika fragen, warum polnisch- 
belgische oder polnisch-französische Gesellschaften die Bodenschätze dieser Konti- 
nente ausbeuten, dann muß die Antwort darauf in erster Linie in der polnischen Ge- 
sellschaft selbst und nicht im Fetisch der Weltwirtschaft gesucht werden. Es muß ge- 
fragt werden, warumdie Arbeiter in Polen zum Kampfmitteldes Streiks greifen müssen. 
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Stefan Horton 
Die „Revolution der Hoffnung“ und ihre Ergebnisse — 
Einige Bemerkungen zur gegenwärtigen Situation in Polen *) 


Die offene ökonomische und soziale Krise, die mit den Junistreiks der Arbeiter in 
den großen Industrieunternehmen von Ursus und Radom begann, konnte bis heute 
nicht gelöst werden. Das bedeutet, daß weder der sich an der Macht befindende Block 
noch die Arbeiterklasse mit den sie unterstützenden kleinen Gruppen der Intelligenz 
in der Lage sind, eine eindeutige politische Lösung durchzusetzen, um so die Bedin- 
gungen zu schaffen für die Beseitigung (oder deutliche Abschwächung) dieser Krise. 
Diese Unfähigkeit, in fast fünf Monaten ein politisches „Heilmittel“ zu finden, weist 
auf den schwerwiegenderen und tiefgehenderen Charakter der gegenwärtigen ökono- 
mischen und sozialen Krise hin, die sich von den Krisen der 60er und 70er Jahre un- 
terscheidet, die durch die Arbeiteraufstände in der Küstenregion bestimmt waren. 

Die folgenden Bemerkungen stellen den Versuch einer einführenden Analyse 
der Hauptkennzeichen der gegenwärtigen Krise dar sowie einiger möglichen Lösungs- 
formen. 


A. Momente der Krisensituation 


Wir werden zunächst auf die wichtigsten ökonomischen und sozialen Aspekte der 
derzeitigen Situation eingehen (1). 
Auf der ökonomischen Ebene bedeutet die jetzige Krise das Scheitern des Ent- 

wicklungskonzepts infolge der 

a) Differenzierung des Konsumgütermarkts zum Nachteil der Grundinteressen der 
Arbeiterklasse und zum Vorteil der oberen Partei- und Staatsbürokratie, der ‚‚Ar- 
beiteraristokratie“ und der technokratischen Intelligenz; 

b) beschleunigten Modernisierung der Industriestruktur durch Kredite und andere 
von den kapitalistischen Industrieländern ermöglichte Finanzierungsformen; 

c) strukturellen Ungleichgewichte zwischen industriellem und landwirtschaftlichem 
Sektor; 

d) Erhaltung des bürokratisch-zentralistischen Systems von Management und natio- 
naler Wirtschaftsplanung; 

e) kontrollierten Inflation. 


*) Der Autor dieses Beitrages, für dessen Namen wir ein Pseudonym verwenden, lebt in 
Warschau. Das Manuskript wurde im November 1976 abgeschlossen. Übersetzung: H.H. 
Harbort 

1 Eine ausführlichere Analyse einiger Aspekte der Krise enthält der vorstehende Aufsatz 
von Henryk Szlajfer, „Nachzuholende Entwicklung unter Bedingungen des Weltmarkts“. 
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Die angeführten Faktoren sind Ausdruck sowohl langfristiger Tendenzen des 
ökonomischen Systems als auch von Phänomenen konjunktureller Art, wie sie als 
Folge der jeweiligen Wirtschaftspolitik auftraten. Im gegenwärtigen „politischen“ 
Augenblick“ interessiert uns besonders das Ausmaß, in dem der Block an der Macht 
versucht, die mit den zunehmenden Anzeichen einer ungünstigen ökonomischen 
Konjunktur und langfristiger Prozesse verbundene politische Bedrohung zu neutrali- 
sieren, damit also das tatsächliche Ausmaß der (vom Block an der Macht) geforder- 
ten Kontrolle der ökonomischen Forderungen bestimmter Gesellschaftsklassen und 
-schichten, die eine Umsetzung in politische Forderungen verhindern soll. 

Bevor wir darauf näher eingehen, sollten wir noch auf die sozialen Aspekte der 
gegenwärtigen Krise hinweisen, die sich u. a. ausdrücken in 
a) einer weitreichenden Einkommens- und Besitzditferenzierung sowohl zwischen 
als auch innerhalb einzelner gesellschaftlicher Klassen und Schichten; 

b) einem Aufstieg einer ökonomisch-sozialen Interessengruppe, die (im objektiven 

Sinne) sehr an der Aufrechterhaltung dieser Differenzierung und der für sie vorteil- 

haften Produktionsstruktur interessiert ist (2); 

c) einer Ielativen Verschlechterung der sozio-ökonomischen Situation des Hauptteils 

der Arbeiterklasse sowie anderer mittlerer und unterer urbaner Schichten (dies gilt 

für die 2. Hälfte des laufenden Fünfjahresplanes); 

d) einer relativen Verschlechterung der sozio-ökonomischen Situation der Landbe- 

völkerung, was sich vor allem in einer breiteren „Einkommens-Kluft‘ zwischen Stadt 

und Dorf ausdrückt (die auch während des laufenden Fünfjahresplans anhält); 

©) einer Verletzung des Prinzips der „sozialen Sicherheit“ durch den Mechanismus 

des Einkommens-Inflationsausgleichs und das Geschäft mit den gesellschaftlichen 

Konsumtionsgütern; 

f) wachsenden Widersprüchen in den Unternehmen zwischen der Belegschaft und 

dem höheren Management (3); 

g) einer Weigerung der Arbeiterklasse und der Einzelbauern, die Kosten für die Kri- 

senfinanzierung und die makro-ökonomische Verschwendung zu bezahlen; 

h) einer Zunahme von Elementen einer Innungs-Solidarität unter den Manufakturar- 

beitern, im Gegensatz zu offiziellen Vertretern und Bevollmächtigten (z. B. der Ge- 

weıkschaften); 

2 Der einzige Versuch einer soziologischen Analyse diesen neuen Phänomens, der mir be- 
kannt ist, ist Winicjusz Narojek’s Spoleszestwo planujace. Proba socjologii gospodarki soc- 
jalistycznej (Eine Planungsgesellschaft. Ein Versuch einer Soziologie der sozialistischen 
Ökonomie), Warschau 1973. Narojek schreibt: „Das von den in der sozialistischen Planwirt- 
schaft Beschäftigten zur Schau gestellte Bemühen um Maximierung (des eigenen Anteils 
an der Konsumtion) unter gegebenen ökonomischen und organisatorischen Bedingungen 
ist in mehrfacher Hinsicht mit dem Verhalten der Klassen vergleichbar (.. .). In der sozia- 
listischen Gesellschaft betrifft dieses Phänomen wahrscheinlich ausschließlich die Sphäre 
des ökonomischen Verhaltens im eigentlichen Sinn des Wortes (. ...) und es hat relativ 
geringe Aussichten zur Basis der politischen Artikulation zu werden.“ (S. 287 - 288) 

3 Eindeutige Beispiele finden sich in den Artikeln, die in den letzten Monaten in den Spal- 
ten der „Polityka“-Wochenschrift, vor allem in den Novemberausgaben veröffentlicht 
wurden, worin die Erfahrungen von Arbeitern der „Warschau“ -Stahlwerke beschrieben 
werden. 
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i) einer sozialen und politischen Aktivierung der Gruppen der städtischen Intelligenz. 

Alle angeführten ökonomischen und sozialen Faktoren traten schon mehr oder 
weniger ausgeprägt in den Krisen vor den Junistreiks auf, insbesondere im Dezember 

1970. Ein Großteil von ihnen ist schließlich wesentliches Moment des herrschenden 
sozio-ökonomischen Systems. In diesem Sinne ist die gegenwärtige Krise nur eine 
modifizierte Form der vorhergehenden, wenn auch weit stärker ausgeprägt infolge 
der radikalen ökonomischen Maßnahmen in einigen Bereichen (z. B. Kreditpolitik, 
Außenhandelspolitik, Ausnutzung der Umverteilungseffekte der Inflation usw.) 

Dieser Radikalismus, der manchmal wie ein Vabanque-Spiel erscheint, ist nichts 
anderes als der verzweifelte Versuch, den ökonomischen Stillstand zu bekämpten, 
ohne die wichtigsten Grundlagen des Systems anzugreifen. Eine Analyse des „Ent- 
wicklungsmodells“ von 1971 - 1975 zeigt, daß die „populistischen“ Ziele des Blocks 
an der Macht in derersten Hälfte des Fünfjahresplans nur noch dadurch erreicht wer- 
den konnten, daß alle verfügbaren politischen und ökonomischen Reserven des Lan- 
dessowie die Auslandshilfe in die Waagschale geworfen wurden. Dieser „Populismus“ 
wurde jedoch in der zweiten Hälfte des Fünfjahresplans, als das Investitionsprogramm 
änseizte,zum Hemmschuh. 

Obwohl die offizielle Propaganda immer noch ihre Mythologie von „großen 
Investitionen und hohen Löhnen“ kultivierte, war in Wirklichkeit schon die Walze 
der blitzartig wachsenden Akkumulationsrate ins Rollen gekommen. Diese Rate be- 
lief sich für 1974 und 1975 auf 38 % bzw. 37,8 % und brach alle bekannten Rekor- 
de (inklusive Japans und Brasiliens) (4). Die Beibehaltung der hohen Reallohnzu- 
wachsrate wurde unmöglich, gleichzeitig aber auch die Rücknahme der Propaganda 
von den „hohen Löhnen“. Und so mußte auf die Welle der Akkumulation eine pein- 
lich versteckte Inflationswelle folgen. Da das „Statistische Jahrbuch“ für Polen keine 
Inflation kennt, müssen wir die Angaben über die Geldzirkulation untersuchen. Sie 
belief sich 1970 auf 58,64 Mrd. Zloty, 1971 - 67,32 Mrd, 1972 - 78,19 Mrd.Zloty. 
Für 1973 wuchs die Rate auf 91,31 Mrd. Z1., dann 1974 auf 117,15 Mrd. ZI., und 
schließlich 1975 - 141,19 Mrd. Zloty (5). Wir müssen noch einmal erwähnen, daß 
die Fluktuation von 34 Mrd. Zloty im Jahre 1975 nur auf die extrem hohe Akkumu- 
lationsrate zurückzuführen ist, wobei gleichzeitig der Anteil der landwirtschaftlichen 
Investitionen an dieser Akkumulation (das Problem der Versorgung des Konsumgü- 
termarkts) in den Jahren 1971 - 1975 abnahm (6). 

Alle Versuche, einen Kompromiß zu finden zwischen der hohen Akkumula- 
tionsrate, der wachsenden Verschuldung auf den Westmärkten (wenigstens 9 Mrd $ 
für Anleihen und Kredite und 6,5 Mrd $ infolge der angehäuften Schulden in der 
Handelsbilanz 1971 - 1975 (7)und der zunehmenden Geldmenge in den Händen der 
Rocznik Statysticzny (Stat. Jahrbuch) 1976, Warschau 1976, XXXIV - XXXV, Tab. 1. 
Ebd., S.504, Tab. 788. 


Ebd., S. 125, Tab. 180 (meine eigenen Berechnungen). 1971 beliefen sich die (staatlichen 
genossenschaftlichen und privaten) Investitionen auf 15,4% j 
fonds, 1972-14,4%, 1973-13,5 %, 1974 - 13,1 %und 1975- 13,2 % (in laufenden Preisen). 
7 Die Angaben für die gesamte negative Handelsbilanz nach dem Statistischen Jahrbuch 

1976, S. 608, Tab. 979. Die Summen von Anleihen und Krediten nach „Time“ vom 6.Sep- 
tember 1976. „Time“ schrieb: „Zur Bedienung von anleihen-suchenden Kommunisten 
haben mehrere amerikanische Banken in Osteuropa Filialen eröffnet. (.. .) Das Geschäft 


au 


des gesamten Investitions- 
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Bevölkerung, wurden allein durch das Prinzip des „neuen Modells‘ selbst vereitelt, 
das vor allem in der Beibehaltung der grundlegenden Charakteristika des ökonomi- 
schen und sozialen Systems bestand, welches auf zentralistisch-bürokratischem Ma- 
nagement und Planung sowie auf dem gesellschaftlichen Interessenvertretungsmono- 
pol der bürokratisch-technokratischen Schichten basiert (8). Wo die ansteigende in- 
dividuelle Produktionsleistung einen bedeutenden Produktionszuwachs ermöglichte 
und wo die Arbeiter im Vertrauen zum Block an der Macht zusätzliche Produktion 
in Angriff nahmen, da führte gleichzeitig das sozio-ökonomische System zu einer 
Zerstörung der individuellen Anstrengungen. 

Man brauchte die Anstrengungen der gesamten Gesellschaft, um die Produk- 
tion um 20Mrd. Zloty zu erweitern; die Entscheidung einer Gruppe war aber ausrei- 
chend, um in der landwirtschaftlichen Produktion schlagartig eine Krise auszulösen 
und mehrere Milliarden Zloty zu verschwenden (9). Dasselbe in der Industrie. Der 
Fetisch der individuellen Produktivität, der Fetisch von „Müßiggängern“ usw. dien- 
te als allerbeste Entschuldigung für die makro-ökonomische Verschwendung, zur Mas- 
kierung der Grundlagen des bürokratischen „Wirtschaftswunders“. 

Ein bürokratisches „Wunder“ kann jedoch Erfolge immer nur auf dem Papier 
erzielen, nicht aber die Läden mit Fleisch, Butter und Eiern versorgen. Auf der Su- 
che nach gesellschaftlicher Unterstützung initiierte die Gruppe an der Macht relativ 
schnell die Produktion des „Fiat“, mittlerer elektronischer Geräte usw. Diejenigen, 
die diese Güter nachfragen, sind aber nicht diejenigen, die den größten Teil des Voiks- 
einkommens produzieren. Und für die sind vor allem „Basisgüter“ — Nahrungsmittel, 
billige Stoffe, bequeme Massenverkehrsmittel und Kommunikationsmittel, Wohnun- 
gen und billige Möbel, gleiche Ausbildungschancen für die Kinder, auch auf Univer- 
sitätsebene, und damit der Bau von Wohnheimen in den Wissenschaftszentren, ein 
allgemeines Gesundheitssystem, preiswerte Ferien usw. — wichtig. Die Befriedigung 
dieser Ansprüche erfordert aber beschleunigte Produktion solcher „Basis“-Güter wie 
Zement, Baumaterialien, maschinelle Hilfsmittel für die Bauern usw. Aber diese Gü- 
ter fehlen noch, und ihre Produktion wächst erheblich langsamer als die der „Elite“- 
Artikel. 

Als im Juni 1976 die Sicherheitsgrenze des Systems erreicht wurde und die 
(im wörtlichen Sinne) bankrotte Regierung Zuflucht nahmzu ihremletzten Argument, 
einer drastischen Preiserhöhung, verbunden mit einem prozentualen Lohnausgleich 
(nach dem Motto: wer schon hat, dem wird noch mehr gegeben), da wurde plötzlich 
der enge Zusammenhang zwischen makro-ökonomischer Verschwendung, Fehlern 
in der Politik und langfristigen Veränderungen in der Struktur von Nachfrage und 
Produktion ersichtlich. Genauso deutlich kam die gesellschaftliche Basis des Blocks 

hat sich gelohnt. Kommissionen und andere Gebühren können sich auf bis zu 2 Millionen 

$ belaufen für eine 200 Mio $ Anleihe — und das umfaßt nicht einmal die späteren Zins- 

gebühren.“ (S. 41). 

8 Zum gegenwärtigen Zeitpunkt findet sich die beste Analyse in: Wlodzimierz Brus, Ogol- 
ne problemy funkcjonowania gospodarki socjalisycznej (Allgemeine Probleme der Funk- 

tionsweise der sozialistischen Ökonomie), Warschau 1961. 


9 Einige Angaben wurden in der Parlamentsrede gemacht, die Premierminister Piotr Jarosze- 
wicz bereits nach Niederschlagung der Streiks gehalten hat. 
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an der Macht ans Licht, die größten Konsumenten des Systems, die bereit sind, eine 
Erhöhung der Fleischpreise um ein paar Zloty hinzunehmen, wenn sie nur ihren 
„Fiat“ behalten können und ihre importierten Konserven usw. Es wurde auch deut- 
lich, wer der gefährlichste Gegner des Systems war — die Arbeiterklasse und die Bau- 
ernschaft. j 


B.  Charakteristischer Zeitpunkt der ökonomischen Krise 


Dieser Gegner tratnun schon zum zweitenmal in den letzten 6 Jahren an die Öffent- 
lichkeit, aber unter ganz anderen Umständen. Trotz der Heldenhaftigkeit der Werft- 
arbeiter in Gdansk, Gdyngen und Szczeein wurde ihr Aufstand von 1970 vom Block 
an der Macht mit traditionellen Mitteln zerschlagen — durch Absetzung der Führung 
und das Erwecken von Hoffnungen. Und als die Welle der Unruhe vorüber war, wur- 
de alles wieder wie vorher. Dennoch war der Keim der jetzigen Ereignisse und der 
jetzigen Krise in dieser „Tradition“ schon angelegt. 

Aufgrund der bürokratischen Illusionen, die der Gesellschaft vorgegaukelt wur- 
den und nicht seiten die Gruppe an der Macht selbst irreführte, trafen sich der kon- 
servative Radikalismus der Wirtschaftspolitik und der Radikalismus, der zur Vertei- 
digung des alten Systems alle erreichbaren sozialen und ökonomischen Reserven aufs 
Spiel setzte und so zu den negativen Aspekten des Systems führte, in einer konkre- 
ten Entscheidung am 24. Juni 1976. Dieser Radikalismus setzte die soziale Unzufrie- 
denheit frei und beraubte das System gleichzeitig aller inneren Reserven, die eine 
„populistische‘“ Haltung hätten ermöglichen können, wie es schon im Februar 1971 
— nach dem entscheidenden Streik der Textilarbeiterinnen in Lodz — der Fall gewe- 
sen war. Heute kann nur „brüderliche“ Hilfe aus Ost und West die Rückkehr zu ei- 
nem instabilen, kurzlebigen Gleichgewicht ermöglichen. In dem Bemühen um die Er- 
haltung des status quo bleibt ihnen keine andere Wahl (10) (Zur Zeit wird diese Hil- 
fe reichlich, gemeinsam und mannigfach gegeben.) Der Biock an der Macht hat der- 
zeit keinerlei innere Ressourcen zur Verfügung. Und dies ist einer dei Haupfgfunde 
dafür, daß wir ein erstaunliches, tragisches und gleichzeitig komisches Phönomen be- 
obachten können: Polen hat keine Regierung, die heute bereits ein ökonomisches 
Programm zur Verbesserung der Lage präsentieren könnte. 


€. Die Reaktion des Blocks an der Macht 


Die Arbeiterunruhen vom Juni 1976 in Ursus und Radom entstanden vor allem aus 
tiefster Verzweiflung. Die Leute waren wütend. Sicher, in den vorhergehenden 6 Jah- 


10 Symptomatisch dafür war die Reaktion der westlichen bürgerlich-liberalen Presse auf die 
Ereignisse in Polen 
Trotz einer gewissen Schadenfreude dominierte einfach die herzliche Hoffnung, „die Re- 
gierung werde es schon irgendwie schaffen“. Vgl. z. B. P. Osnos, Poland: Balm for Angıy 
Public, „The Guardian Weekly“, 7. November 1976. 
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ren hatte es beträchtliche Fortschritte auf vielen Gebieten gegeben, aber sie kamen 
nicht allen sozialen Gruppen und Klassen gleichmäßig zugute. Darüber hinaus wur- 
den die Grundbedürfnisse nicht ausreichend befriedigt, was alle Statistiken gleich 
ausweisen. Im Juni 1976 beschloß die Regierung, die im Dezember 1970 die „‚Revo- 
luion der Hoffnung‘ proklamiert hatte, den Lebensstandard des größten Teils der 
Bevölkerung zu senken, und das in einem Ausmaß, das nur mit den Beschlüssen von 
1953 (beschleunigte Industrialisierung) oder mit Stalins Fünfjahresplan von 1930 
vergleichbar ist, da zu den von der Gomulka-Gruppe im Dezember 1970 projektier- 
ten Preiserhöhungen noch der Beitrag der jetzigen Führungsgruppe von 1971 - 1975 
hinzukam. Während Gomulka demnach einen Preisanstieg um 30 - 35 % gefordert 
hatte, heißt es jetzt, daß zur Finanzierung von Krise und Verschwendung eine 60 - 
65 Kige Steigerung notwendig sei. Aus diesem Grund haben wir statt einer ‚‚Revolu- 
tion der Hoffnung“ eine „Revolution der Hoffnungslosigkeit“. 

Der Block an der Macht reagierte auf die Verzweiflung der Arbeiter mit glei- 
cher Unsicherheit: Innerhalb von 24 Stunden wurde die Entscheidung zurückgenom- 
men; gleichzeitig wurden Versuche gemacht, eine Unterstützung für sie zu organisie- 
ren und die Arbeiter mit Hilfe der Polizei und des Sicherheitsdienstes zu terrorisie- 
ren. Hunderte von Arbeitern wurden verhaftet, und die ersten Gerichtsurteile waren 
wirklich grausam: Gefängnis zwischen 2 und 10 Jahren. In den vom Streik betroffe- 
nen Unternehmen führte das Management mit Unterstützung von Parteiund Gewerk- 
schaftsfunktionären eine Säuberung unter den Arbeitern durch ; Hunderte von Fami- 
ien waren plötzlich ohne Lebensunterhalt. 

Diese Terrorwelle wurde aber verhältnismäßig schnell gedämpft. Dasüberrascht 
nicht, daß außer dem Nahziel, die Ausbreitung der Streiks um jeden Preis zu verhin- 
dern, der Terror in der derzeitigen Situation keine konstruktive ökonomische Funk- 
tion haben kann. Obgleich der Terror die Krisenerscheinungen eingedämmt und zeit- 
weise im Augenblick eine Umsetzung in eine gesamtgesellschaftliche Bewegung ver- 
hindert hat, welche nicht nur ökonomische, sondern auch politische Forderungen 
vertreten hätte, so hat er doch nicht eine Lösung der ökonomischen Krise befordert. 
Weil er der Arbeiterklasse kein wirksames Programm zur Verbesserung der ökonomi- 
schen Situation „anbieten“ konnte (das resultiert aus dem Fehlen jeglicher echter 
Reserven), konnte der Terror nur hemmende Funktion haben — und das hauptsäch- 
lich auf der politischen Ebene. 

Dieser begrenzte Charakter des Terrorsnach dem 25. Juni 1976 wird nicht nur 
in der Politik des Blocks an der Macht gegenüber dem Sektor der Arbeiterklasse re- 
flektiert (Ende August und vor allem im September und Oktober wurden die Aktivi- 
täten der Unterdrückungsmaschinerie erheblich gebremst, und eine Anzahl von Ge- 
richtsurteilen wurden noch einmal „überprüft“, allerdings ohne Zurücknahme der 
formalen Anklage eines „Verbrechens“; ein Teil der verurteilten Ursus-Arbeiter wur- 
de aus dem Gefängnis entlassen), sondern zeigt sich auch in der Politik gegenüber 
«en Bauern und der städtischen Intelligenz. 

Seit mindestens 2 1/2 Jahren findet sich eine stetige Abnahme der landwirt- 
schaftlichen Produktionsleistung. Das ist einerseits eine Folge der Politik des Blocks 
an derMacht, die zu einer verminderten Rentabilität vor allem in der Tierzucht führ- 
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te (für die Bauern ungünstige Preispolitik bei landwirtschaftlichen und Industriegü- 
tern), und andererseits — unter dem Einfluß dieser Politik — einer Einschränkung der 
Investitions- und Produktionstätigkeit der Einzelbauern. Berücksichtigt man den ver- 
längerten Produktionszyklus in der Landwirtschaft, so zeigten sich die Auswirkun- 
gen der für die Bauern unvorteilhaften Politik in vollem Ausmaß erst 1975 und vor al- 
lem 1976 (11). Der Block an der Macht muß die Lösung der Situation allein auf der 
ökonomischen Ebene suchen, denn jeder Versuch des Terrors gegenüber den Bauern 
würde eine sofortige Verschärfung der Krise in der Landwirtschaft bedeuten und 
gleichzeitig die Notwendigkeit schaffen, das gesamte System nach den Maßstäben ei- 
ner „Kriegswirtschaft‘“ radikal zu reorganisieren. Berücksichtigt man alle inneren und 
äußeren Faktoren, von denen der Block an der Macht abhängig ist, dann verbietet sich 
äne solche Vorgehensweise von selbst. Das ist der Grund, warum der Block an der 
Macht zur Lösung der Krise in der Landwirtschaft seine Wirtschaftspolitik gegenüber 
&r individuellen Landwirtschaft verändern muß, günstigere Tauschbedingungen 
schaffen, die Versorgung mit in der Landwirtschaft benötigten Industriegütern ver- 
bessern, die Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse anheben muß usw. Diese Land- 
wirtschaftspolitik muß also in der Lage sein, die Unzufriedenheit der Bauern politisch 
zu neutralisieren. (Und das geschieht bereits.) Und das bedeutet Liberalisierung, 
„Wohlwollen‘“, „Fürsorge“, und nicht Terror. 

In bezug auf die städtische Intelligenz ist die Politik des Blocks an der Macht 
ähnlich, wenn auch von anderen Faktoren bestimmt. Da diese Schicht insgesamt kei- 
ne Gefahr für die ökonomischen Grundlagen des Funktionierens des Systems darstellt 
und außerdem ein beträchtlicher Anteil auf die eine oder andere Art organisatorische 
Hauptstützen des Blocks an der Macht bildet oder die Wirtschaftspolitik von 1971 - 
1975 befürwortet, ist es die einzige Sorge des Blocks an der Macht, oppositionelle 
Güppchen der Intelligenz von der Arbeiterklasse fernzuhalten. Zur Erreichung die- 
ses Ziels ist keine große Änderung in der Politik des Blocks an der Macht nötig, da 
aus ihrer Sicht die Gefahr einer Allianz von oppositioneller Intelligenz und der Arbei- 
terklasse in der gegenwärtigen Situation relativ gering erscheint (12). 

Auf der anderen Seite ist die eigenartige Empfindlichkeit des Blocks an der 
Macht gegenüber den Reaktionen der sog. öffentlichen Meinung, insbesondere in den 
westeuropäischen Ländern ein Element, welches die Politik des Massenterrors be- 
trächtlich einschränkt. Diese Empfindlichkeit hat sicherlich weniger mit der Absicht 
21 tun, die Beschlüsse der Schlußakte der Konferenz von Helsinki zu verwirklichen, 
als mit der ökonomischen Situation im Inland. Da berücksichtigt werden muß, daß 
&r Block an der Macht bis zu einem gewissen Grad vom Wohlwollen der Gläubiger 
in Westen abhängig ist und über 60 % des polnischen Handels auf kapitalistischen 


11 Nur aufgrund der Auslassung dieses wichtigen Aspekts des landwirtschaftlichen Produk- 
tionszyklus in der Propaganda war es möglich, die Krise in der landwirtschaftlichen Pro- 
duktionsleistung als alleinige Folge der schlechten klimatischen Bedingungen hinzustel- 
len. Vgl. hierzu den Aufsatz von H. Szlajfer, a.a.O. 

12 Aufgrund der Erfahrungen vollständiger Verwirrung innerhalb der linken Opposition in 
der Intelligenz im Jahre 1968 und der Gleichgültigkeit der Intelligenz während der Auf- 
stände von 1970 ist eine solche Haltung teilweise berechtigt. 
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Märkten stattfindet, könnte nur äußerste Bedrohung den Block an der Macht veran- 
lassen, wieder nach den alten Spielregeln zu verfahren: physische Unterdrückung, 
Gerichtsurteile, Kurz. — Massenterror gegen alle Gegner. Man sollte aber den Druck 
der progressiven Kräfte in den westlichen Ländern nicht unterschätzen, weil dieser 
Druck Stimulanzfunktionen hat für den Prozeß der Einschränkung der Bestrebun- 
gen gewisser Konzerne, mit Osteuropa zusammenzuarbeiten ohne Rücksicht auf die 
Politik (13). Im Falle der UdSSR hat-dieser Druck vielfach schwerwiegende Erfolge 
erzielt; umso mehr Grund hat Polen, ihn zu berücksichtigen, weil Polen sehr viel stär- 
ker von der Konjunktur der kapitalistischen Wirtschaft abhängig ist. Natürlich wächst 
die „Empfindlichkeit‘“ des Systems gegen Kritik von außen 1) mit der damit verbun- 
denen wirtschaftlichen Drohung und 2) mit dem progressiven Charakter der Bewe- 
gung, die jeweils Kritik übt. Wenn z. B. Franz Josef Strauss meldet, daß in Polen die 
Grundrechte der Arbeiterklasse verletzt werden, hat das für den Block an der Macht 
keine Bedeutung, da dies ja nichts anderes bedeutet, als daß F. J. Strauss ein uner- 
müdlicher Gegner des Sozialismus ist und daher von diesem Gegner nur Kritik erwar- 
tet werden kann. Wenn aber Enrico Berlinguer (KPI), Santiago Carillo (KPSp) oder 
Georges Marchais (KPF) so etwas verbreiten, dann muß der Block an der Macht wohl 
oder übel diese Kritik schlucken, und wenn zusätzlich die Krisensituation ungelöst 
ist, muß er auch noch guten Willen zeigen (14). 


13 Vgl. A. Sampson, The Sovereign State of ITT, Greenwich, Conn. 1974, S. 294 - 295; P.L. 
Berger, The Greening of American Foreign Policy, ‚Commentary‘, 1976, Vol. 61, Nr. 3, 
S. 26. Niemand hat jedoch besser die Einstellung der großen Konzerne gegenüber Bezie- 
hungen mit den osteuropäischen Ländern gekennzeichnet als einer der reaktionärsten Ge- 
werkschaftsführer, der Chef der AFL-CIO, G. Meany. Er sagte: „Die amerikanischen Ka- 
pitalisten waren nur solange wütende Antikommunisten, wie sie ihre Geschäftsinteressen 
bedroht sagen -— nicht weil sie um Demokratie und Freiheit besorgt waren. (... .) Jetzt, 
wo sie sehen, daß im Handel mit den Kommunisten ein paar Dollars zu verdienen sind, 
haben sie ihre Haltung geändert.“ Zit. nach „Commentary“, 1976, Vol. 61, Nr. 6, S.4. 

14 Die Einstellung der konservativen Kritiker zeigt sich genau in den Thesen von Norman 
Podhoretz, die wie folgt zusammengefaßt werden können: Die ökonomische Macht wird 
früher oder später von dem Bewußtsein dieser Macht begleitet. Podhoretz schreibt: „in 
der Tat haben unsere phantastische landwirtschaftliche Produktivität und die ständig 
technologische Erfindergabe unsere Macht gegenüber der der Sowjetunion vergrößert;und 
aufgrund der sowjetischen Abhängigkeit von unserem Getreide und unserer Technologie 
ist unser Einfluß auf die Sowjets jetzt so groß wie nie. Wenn wir diese Macht dazu benut- 
zen wollen, ihnen zu begegnen, sind wir durchaus in der Lage, eine Vielzahl von Maßnah- 
men zu ergreifen... .““ (N. Podhoretz, Making the World Safe for Communism, „Commen- 
tary“‘, 1976, Vol. 61, Nr. 4, S. 41). Die fortschrittlichen Kräfte, insbesondere die kom- 
munistischen Massenparteien in Italien, Frankreich und Spanien, können logischerweise 
keine ökonomische Macht ausüben. Dennoch ist der von ihnen ausgehende Druck nicht 
weniger wichtig. Im Gegenteil, die Stimme dieser Parteien hat ein entschieden größeres 
Gewicht als alle ökonomische Erpressung durch Regierungen und Konzerne. Darüberhin- 
aus können nur diese Parteien, und ganz allgemein die Bewegung der Arbeiterklasse in 
den Hauptzentren der kapitalistischen Welt, auf lange Sicht zu Verbündeten der polni- 
schen Arbeiterklasse und der demokratischen Freiheiten in unserem Lande werden. Die- 
ser Prozeß nahm seinen Anfang in dem Augenblick, in dem das Interesse an einer autono- 
men Entwicklung der Arbeiterbewegung im Westen das direkte und grundlegende Ziel 
dieser Parteien wurde. Das beseitigt zwar nicht die Möglichkeit einer opportunistischen 
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Eine Analyse der Reaktionen des Blocks an der Macht auf die Arbeiterstreiks 
zeigt also insgesamt: das Fehlen jeglicher innerer Reserven, die tiefe Vertrauenskri- 
se innerhalb der Gruppe, die 1970 die „andauernde“ Verwirklichung der Forderun- 
gen der Arbeiter versprach, die Notwendigkeit, Zeit zu gewinnen, um Hilfe von au- 
ßen erhalten zu können (aus Ost und West); all das bewirkte in relativ kurzer Zeit 
einen stürmischen Umschwung in der Politik des Blocks an der Macht: von direkter 
Unterwerfung der streikenden Arbeiter hin zu einer Politik schrittweiser Zugeständ- 
nisse und kurzlebigem Waffenstillstand. Gleichzeitig reagiert der Block an der Macht 
sehr viel elastischer in der Erkenntnis, daß die wichtigsten Symptome der ökonomi- 
schen Krise noch nicht beseitigt sind, daß sich das „Krisensyndrom“ noch nicht auf- 
gelöst hat und daß ein neuer Ausbruch der Arbeiterproteste droht. Er versucht, sich 
nicht noch andere gesellschaftliche Gruppen zum Feind zu machen und sie davon 
abzuhalten, sich der Protestwelle der Arbeiter anzuschließen. Das erklärt nicht nur 
die kurze Dauer der brutalen Unterdrückung, sondern auch ihre Beschränkungen und 
die Tatsache, daß der Terror nicht auf die Bauern bzw. die städtische Intelligenz aus- 
gedehnt wurde. 


D.  Charakteristische Züge des Arbeiterprotests 


Vor einer Diskussion möglicher Krisenlösungsmechanismen scheint es sinnvoll, eini- 
ge charakteristische Züge der Protestbewegung der polnischen Arbeiter hervorzuhe- 
ben, die sich sowohl im Dezember 1970 - Februar 1971 als auch im Juni 1976 zeig- 
ten. Dieser Exkurs soll ein Verständnis der spezifischen Formen, in denen in Polen 
eine unabhängige Bewegung der Arbeiterklasse entsteht, ermöglichen. 

Im Gegensatz zu den Freignissen von 1956, die in Polen mit „‚Polnischer Okto- 
ber‘ bezeichnet werden, waren die Massenstreiks der Arbeiter von 1970 und 1976 
Ausdruck einer absolut autonomen Bewegung der Arbeiter der Großindustrie. Wenn 
die Arbeiterbewegung 1956 eine gewisse Grundlage hatte in Form der alten Vorkriegs- 
und frühen Nachkriegstradition der unabhängigen Arbeiterbewegung und in der zeit- 
weiligen Unterstützung des sog. anti-stalinistischen Flügels in der Partei (deren her- 
vorragender Vertreter Wladysfaw Gomulka war), so umfaßten die Streiks 1970 und 
1976 eine Arbeiterklasse, die ihrer Tradition und aktiver politischer Verbündeter be- 
raubt war. 

Um den Vergleich fortzuführen: Wenn die Arbeiterbewegung gleichzeitig 1956, 
unterstützt von Gruppen der sozialistischen Intelligenz und von einer inneren Zer- 
strittenheit des Blocks an der Macht, sehr schnell die geeigneten Formen ökonomi- 
scher und politischer Aktion fanden (Arbeiterräte), so erlangte die Bewegung von 
1970 - 1976, wenn sie auch weitgehend keinen rein politischen Charakter hatte und 


Haltung dieser Parteien gegenüber der Frage der Arbeiterbewegung und der demokrati- 
schen Freiheiten im Osten, aber die größten organisatorischen, ideologischen und politi- 
schen Hindernisse sind schon beseitigt. Die Berliner Konferenz der europäischen kommu- 
nistischen und Arbeiterparteien von 1976 ist ein wichtiges Anzeichen dafür, ebenso wie 
die Reaktionen der KP Italiens auf die Ereignisse vom Juni 1976 in Polen. 
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unfähig war, gleich verläßliche Anführer und Vertreter zu bestimmen, doch einen 
ausgesprochenen Massencharakter und relative Unabhängigkeit. 

Wie der Verlauf der Ereignisse nach 1956 zeigt, wurde der Faktor, der in der 
Zeit von Juni bis Oktober 1956 eine der Hauptstärken der Arbeiterbewegung war — 
die Unterstützung des anti-stalinistischen Flügels —, auch zur Ursache ihrer Niederla- 
ge, sowohl politisch als auch ökonomisch. Die von diesem Flügel erlangte politische 
Führungsposition erlaubte es ihnen, nur die krassesten Wesenszüge des Stalinismus 
zu reformieren, seine Grundlagen jedoch beizubehalten. Zunehmend wurde auch die 
Selbständigkeit der Arbeiterbewegung abgeschafft, und das neue Gesetz über Arbei- 
terräte von Gomufka beendete die Stufe der unabhängigen Arbeiterpolitik gegen En- 
de der 50er Jahre. Die Arbeiterräte verloren alle wichtigen Befugnisse an die staatli- 
che Verwaltung und die Partei- und Gewerkschaftsmaschinerie (15). 

Die Arbeiterunruhen von 1970 in den Küstengebieten erwiesen sich als die er- 
sten selbständigen und massenhaften Anzeichen der Entstehung einer neuen Arbei- 
terklasse, deren einzige Tradition die ihres eigenen Kampfes ist, den sie im Rahmen 
des gegenwärtigen sozio-ökonomischen Systems führt. Aus zwei Gründen handelt es 
sich um eine neue Arbeiterklasse: 

Erstens sind die Mitglieder dieser Klasse im jetzigen System aufgewachsen und 
haben hier ihre erste Arbeit bekommen, sind also nicht „‚belastet‘“ mit der Notwen- 
digkeit, ihre jetzige sozio-ökonomische Stellung mit den kapitalistischen Vorkriegs- 
bedingungen vergleichen zu müssen. In den Jahren 1958 - 1968 nahm die Zahl der 
Industriearbeiter von 2,4 Mio bis auf 3,1 Mio zu und erreichte 1975 4 Mio (16). 
Wenn man das berücksichtigt und dazu die Tatsache eines dauernden „Generations- 
wechsels“, dann Kann man mit Recht annehmen, daß der größte Teil der Arbeiter 
von 1971-1975 der „Volks-Polen Generation“ angehörte. 

Zweitens richtet sich der Kampf dieser neuen Arbeiterklasse gegen den Block 
an der Macht, der sich-auf das Staatseigentum an den Produktionsmitteln gründet 
und — auf der ideologischen Ebene — sozialistische Ziele vertritt. Das Neue an die- 
ser Arbeiterklasse besteht also darin, daß sie die Legitimation dieser Gruppe infrage 
stellt, ihr Verbündeter und gleichzeitig Repräsentant zu sein — ohne dabei den My- 
thos von freiem Unternehmertum und kapitalistischem Wettbewerb zu wiederholen, 
Alle Einschätzungen der Ereignisse von 1970 und 1976 weisen deutlich darauf hin, 
daß die Arbeiterklasse die Hegemonie des Blocks an der Macht nicht von einer „Kkon- 
Kurrierenden‘ ideologischen Position her in Frage stellt, sondern sich auf die Not- 
wendigkeit praktischer Verwirklichung der von den Ideologen (des Blocks an der 
Macht) gepredigten Forderungen beruft. In diesem Zusammenhang scheint es auch 
unbezweifelbar, daß trotz der derzeit kursierenden Interpretationen der Ereignisse 
in Polen als auf sozjaldemokratische Zielvorstellungen und Formen einer sozialen 


15 Vgl. J. Balacerek und L. Gilejko, Roswoj samorzadu robotniczego (Die Entwicklung der 
Arbeiterselbstverwaltung), in: Polityka gospodarcza Polski Ludowej (Die Wirtschaftspoli- 
tik Volkspolens), Bd. II, Warschau 1962, 

16 L. Beskid und K. Zagorski, Robotnicy na tle przemian struktury spolecznej w Polsce (Die 
Arbeiter im Zusammenhang der Veränderungen der Sozialstruktur Polens), Warschau 
1971,5. 70, Tab. 44 ;Rocznik Statystyczny 1976,5S.182, Tab. 248 und S. 184, Tab. 250. 
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Marktwirtschaft orientiert (17), die neue Arbeiterklasse in idealer Weise sozialisti- 
sche Tendenzen und Ziele repräsentiert. Die Verwirklichung dieser Ziele ist jedoch 
nur möglich unter Bedingungen einer Arbeiterdemokratie, die auf der wirtschaftli- 
chen Macht von Arbeiterräten und Parlament basiert und direkt von den Arbeitern 
der Großindustrie unterstützt wird. Eine solche Demokratie kann aber — und das 
muß betont werden — nur verwirklicht werden unter Weitergabe dieser demokrati- 
schen Freiheiten an die Gesamitgesellschaft, d. h. nach vorheriger Brechung des po- 
litischen Monopols des Blocks an der Macht (18). 

Im jetzigen Entwicklungsstadium jedoch geht die Bewegung der Arbeiterklas- 

.. se nicht über die — in der Regel negative — Formulierung momentaner ökonomischer 

Forderungen hinaus. Auf der anderen Seite jedoch ist diese niedrige ‚theoretische 
Ebene“ der formulierten Forderungen begleitet von viel besser entwickelten Organi- 
sationsformen dieser Bewegung, wenn sie in direkte und offene Auseinandersetzun- 
gen mit dem Block an der Macht eintritt. Gemeint ist hier die spontante Gründung 
von Streikkomitees, die Übernahme von Verwaltungsfunktionen in den streikenden 
Betrieben, usw. Dieses Phänomen kann aber nicht überraschen, wenn man die tech- 
nische Struktur der modernenindustriellen Produktion und damit zusammenhängend 
den Koeffizient der Konzentration der Arbeiterklasse in großen Industriebetrieben 
berücksichtigt. 

Nach der Statistik gab es 1975 in Polen 18.900 (staatliche) Industriebetriebe 
mit etwa 5 Millionen Beschäftigten (19). Die Betriebe mit über 2000 Beschäftigten 
machten 2 % aller Betriebe aus (ca. 380), und sie beschäftigten etwa 2 Millionen 


17 Eine solche Interpretation wird tatsächlich von Jacek Kuron vertreten. 

18 Im Zusammenhang der Erfahrungen der UdSSR, Polens und anderer osteuropäischer Län- 
der sind die Bemerkungen Rosa Luxemburgs von 1918 wahrlich prophetisch. Sie schrieb: 
„Der Grundfehler Lenin-Trotzkischer Theorie ist eben der, daß sie die Diktatur, genau 
wie Kautsky, der Demokratie entgegenstellen. ‚Diktatur oder Demokratie‘ heißt die Fra- 
gestellung sowohl bei den Bolschewiki wie bei Kautsky, Dieser entscheidet sich natürlich 
für die Demokratie, und zwar für die bürgerliche Demokratie, da er sie eben als die Alter- 
native der sozialistischen Umwälzung hinstellt. Lenin-Trotzki entscheiden sich umgekehrt 
für die Diktatur im Gegensatz zur Demokratie und damit für die Diktatur einer Handvoll 
Personen, d, h. für bürgerliche Diktatur.Es sind zwei Gegenpole, beide gleichweit entfernt 
von der wirklichen sozialistischen Politik. Das Proletariat kann, wenn es die Macht ergreift, 
nimmermehr nach dem guten Rat Kautskys unter dem Vorwand der ‚‚Unreife des Landes“ 
auf die sozialistische Umwälzung verzichten und sich nur der Demokratie widmen, ohne 
an sich selbst, an der Internationale, an der Revolution Verrat zu üben. Es soll und muß 
eben sofort sozialistische Maßnahmen in energischster, unnachgiebigster, rücksichtslose- 
ster Weise in Angriff nehmen, also Diktatur ausüben, aber Diktatur der Klasse, nicht einer 
Partei oder einer Clique, Diktatur der Klasse, d. h. in breitester Öffentlichkeit, unter tätig- 
ster ungehemmter Teilnahme der Volksmassen, in unbeschränkter Demokratie.‘ (S. 362 - 
363) Und als logische zwingende Schlußfolgerung: „Freiheit nur für die Anhänger der Re- 
gierung, nur für Mitglieder einer Partei — mögen sie noch so zahlreich sein — ist keine Frei- 
heit. Freiheit ist immer Freiheit der Andersdenkenden. Nicht wegen Fanatismus der ‚Ge- 
rechtigkeit‘, sondern weil all das Belebende, Heilsame und Reinigende der politischen 
Freiheit an diesem Wesen hängt und seine Wirkung versagt, wenn die ‚Freiheit‘ zum Privi- 
legium wird.‘ (S. 359, Fußnote 3). Rosa Luxemburg, Zur Russischen Revolution, in: Ge- 
sammelte Werke, Bd. 4, Berlin (DDR) 1974. 

19 Rocznik Statysticzny 1976, S. 184, Tab. 250. 
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Leute, also etwa 40 % aller in der Industrie Beschäftigten. Wenn wir diese Häufung 
noch erweitern durch die Zahl der Betriebe mit über 1000 Beschäftigten, dann gab 
es 1975 etwa 850 von ihnen mit zusammen 2,5 Millionen Arbeitern, d.h. 57 % aller 
Industriearbeiter (20). Industrien mit einer hohen Konzentration von Beschäftigung 
und Produktion sind: Brennstoffe/Energie, Metall-, Chemie- und elektrotechnische 
Industrie. Dagegen haben die Leicht- und Lebensmittelindustrie sehr niedrige Kon- 
zentrationskoeffizienten. 

Während der Dezember 1970 - Februar 1971- und Juni 1976-Streiks traten 
organisierte Aktionsformen — in Form von Streik-Komitees — fast ausschließlich in 
großen Industriebetrieben auf, da in diesen Betrieben jede Artikulation von Wider- 
stand gegen den Block an der Macht und die Formulierung einfachster Forderungen 
nicht möglich sind ohne ein Minimum an Organisation — ganz zu schweigen von der 
Notwendigkeit, diese Werke vor Zerstörung durch das unkontıollierte Anhalten tech- 
nologischer Prozesse zu schützen (z. B. verursachte der Streik in den Petrochemi- 
schen Werken in Plock keinen materiellen Schaden; dasselbe gilt für die Werke in 
Ursus und Radom und die Streiks von 1970 in der. Reparaturwerft von Szczeczin, 
wo die streikende Belegschaft besondere Schutzmaßnahmen traf, um Schäden (be- 
absichtigte oder unbeabsichtigte) zu verhindern. Dagegen vollzog sich der große 
Streik der Textilarbeiterinnen in Lodz (Industrien mit sehr niedrigem Konzentra- 
tions-Koeffizient und breiter Streuung) nach dem herkömmlichen Mechanismus 
spontaner Streiks, ohne alle Elemente von Organisation und Führung. 

An dieser Stelle erscheint aber ein überraschendes Paradoxon in der Entwick- 
lung und Effektivität der Arbeiterbewegung in Polen. Wenn wir uns daran erinnern, 
daß sie noch auf der Stufe der Formulierung negativer Forderungen (,‚Runter mit 
den Preisen‘‘ usw.) ist, können wir die These formulieren: Die Effektivität des Wi- 
derstands der Arbeiter ist direkt proportional dem spontanen Charakter und dem 
Fehlen jeder Organisation und Führung. 1970 konnte die Staatsführung die perfekt 
organisierten Arbeiter der Szezecziner Werft von der Unmöglichkeit der Rücknahme 
der Preiserhöhung überzeugen. Den Anführern des Streiks fehlte die Erfahrung, ihre 
Hilflosigkeit gegenüber den Argumenten der neuen Staatsführung führte zum de 
tacto Erfolg der neuen Staatsführung. 

Einige Tage später brach in Lodz ein unkoordinierter Streik aus. Eı erfaßte 
das gesamte Industriezentrum, aber gleichzeitig gab es niemanden, mit dem die Ver- 
treter des Blocks an der Macht verhandeln konnten. Sie mußten aufgeben oder ver- 
suchen, die Streiks in Lodz mit Gewalt niederzuschlagen — und damit ein Wiederauf- 
leben der Streikwelle im ganzen Land riskieren. Deshalb entschieden sie sich für Ka- 
pitulation. 

Im Juni 1976 umfaßte die Streikbewegung den größten Teil der großen Indu- 
striebetriebe, aber nur in Ursus und Radom gab es Zusammenstöße der Streikenden 
mit der Polizei und den Sicherheitskräften. Diesmal riskierte der Block an der Macht 
keine Verhandlungen mit Streikkomitees, und, einmal den Ereignissen einen Schritt 
voraus, nahm er sofort seinen Beschluß zurück. Das führte fast automatisch zur Selbst- 
auflösung der Streikkomitees. 

Da der Block an der Macht sich jedoch nicht darauf beschränkte, seinen Be- 
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schluß zurückzunehmen, sondern gleichzeitig repressive Maßnahmen ergriff, stand 
die Arbeiterklasse vor der neuen Aufgabe, nicht nur das direkte ökonomische Ziel 
zu erreichen, sondern auch ihre Genossen zu verteidigen, die gefangen gesetzt wur- 
den bzw. ihre Arbeit verloren hatten. Eine solche Handlungsweise erfordert aber im 
Gegensatz zur bisherigen eine viel breitere Perspektive. In diesem Falle ist das Ziel 
nicht der unmittelbare ökonomische Gewinn, sondern ein ‚nicht-meßbarer“ Faktor 
— Solidarität, Verteidigung der Kollegen, und gleichzeitig Kampf für das Recht auf 
Versammlung, auf gemeinsamen Widerstand. 

Die Lösung dieser Aufgabe erfordert „permanente Aktion‘, nicht eine augen- 
blickliche Anstrengung. Die Organisation solcher Aktionen ist grundsätzlich nur im 
Rahmen des großen Industriebetriebes möglich, der den Massencharakter der Bewe- 
gung sichert und gleichzeitig wichtiges Element der gesamten Wirtschaft ist. So muß 
also die Spontaneität des Streiks abgelöst werden vom Zusammenhang der organisier- 
ten Bewegung. Der Brief von 899 Ursus-Arbeitern an die Behörden, der die Wieder- 
einstellung ihrer Arbeitskollegen forderte, belegt die Möglichkeit der Anpassung der 
bisherigen Widerstandsformen an die zu lösenden Aufgaben (21). Wir können auch 
in der Tat Anzeichen der inneren Entwicklung der unabhängigen Bewegung der Ar- 
beiterklasse beobachten — unabhängig auch auf der ideologischen und politischen 
Ebene, daher nur im Vertrauen auf ihren eigenen Kampf. Ob sich diese Einschät- 
zung bewahrheiten wird, ist weitgehend abhängig von der Entwicklungsrichtung der 
derzeitigen Situation und den Formen der Krisenbeseitigung. 


E. Liberalismus und die ökonomische Krise 


In seinem „Note sul Machiavelli‘ stellte Antonio Gramsci die interessante Hypothe- 

x auf, daß im Gegensatz zu den entwickelten Systemen der Klassenherrschaft im 

Westen diese Systeme in den östlichen Gesellschaften ersetzt werden durch einen 

Despotismus des Staatsapparats. Diese Gegenüberstellung diente ihm als Ausgangs- 

punkt für seine Analyse der notwendigen Modifikationen für eine Strategie revolu- 

tionärer Bewegungen und für seine Thesevon der Notwendigkeit, das „Überraschungs“- 
moment durch hoch entwickelte Bündnisse und eine flexibel interpretierte Politik 

der Schaffung eines hegemonistischen Machtblocks zu ersetzen (22). 

Unter den Bedingungen in Polen 1970 - 1976 trifft Gramscis Hypothese nur 
insoweit zu, alsder Block an der Macht bisjetzt nicht in der Lage war, seine politische 
und ökonomische Hegemonie in eine ideologische und kulturelle zu verwandeln (im 
Falle der Bauern ist nicht einmal die ökonomische Hegemonie vollständig), seine 
20 Ebd. 

21 Auszüge aus diesem Brief lauten wie folgt: „Wir Arbeiter der Mechanik-Fabriken ‚Ursus‘ 
fordern die Wiedereinstellung all derer, die wegen des Streiks und der Demonstration 
vom 25. Juni 1976 entlassen wurden. (... .) Wir fordern, daß sie ihre vorherigen Arbeits- 
plätze wiederbekommen und damit alle Rechte, die mit der weiteren Beschäftigung ein- 
hergehen. Wir sind überzeugt, daß wir nur dann, zusammen mit allen Polen, die schwieri- 
ge ökonomische Situation unseres Landes in dieser Zeit lösen können.“ 


22 Vgl. Antonio Gramsci, Pisma Wybrane (Ausgewählte Werke), Warschau 1961, Bd. I, S. 
585 - 587, 611. 
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Herrschaft also keineswegs ein sicheres System von „Wällen und Gräben“ darstellt. 
Die Folge ist die spezifische Anfälligkeit des gesamten Systems für den Schock auch 
nur deskleinsten Widerstandes und Unzufriedenheit sowie die Notwendigkeit, in sol- 
chen Fällen, den ganzen Apparat der Unterdrückung mobilisieren zu müssen. 

Es wäre aber falsch, wollte man behaupten, daß sich der Einflußbereich des 
Blocks an der Macht in den über 30 Jahren seiner Existenz nicht erweitert hätte. Das 
System hat u. a. den Kreis seiner Verbündeten und Nutznießer erweitert. Die dicho- 
tome Vorstellung von der „Diktatur einer Handvoll Bürokraten‘“ ist heute genauso 
unsinnig wie das Gegenteil — das Konzept der „‚klassenlosen Gesellschaft‘, wie es 
Chruschtschow am Anfang der 60er Jahre beschlossen hat. Wie wir schon betont ha- 
ben, erzeugte die ökonomische Politik der Jahre 1971 - 1975 besonders günstige 
Voraussetzungen für die Stärkung des Blocks ökonomischer und sozialer Interessen, 
die nicht nur eine schmale Schicht der obersten Partei- und Staatsbürokratie betraf, 
sondern auch die „Arbeiteraristokratie“ und die oberen Schichten der städtischen 
Bevölkerung. Aus diesem Grund traf die Krise von 1976 zwar alle, aber verschiedene 
Schichten mit unterschiedlicher Gewalt. Und das bedeutet, daß der Block an der 
Macht nicht nur vor der Aufgabe steht, die ökonomische Krise im Rahmen ‚„poten- 
tieller politischer Gefahr“ zu halten, sondern auch in begrenztem Umfang eine ge- 
wisse Liberalisierung zu betreiben, insbesondere im Hinblick auf das intellektuelle 
Milieu des Landes. 

Mitte September 1976 wurde in Warschau von einer Gruppe’ von Intellektuel- 
len das Komitee zum Schutz der Arbeiter (KOR) gegründet. Sein Ziel ist finanzielle 
und juristische Hilfe für verfolgte Arbeiter. Die vom Komitee herausgegebenen „Ko- 
munikaty“ („Communiques‘‘) informieren über Ausmaß und Formen der Unter- 
drückung und des Widerstands. Bis jetzt wurden die Aktivitäten des Komitees noch 
nicht durch Repressionen der Staatsmaschinerie behindert, und die Mitglieder und 
Sympathisanten des Komitees konnten mit ihrer Finanz- und Rechtshilfe eine An- 
zahl Arbeiterkreise erreichen, besonders in Ursus und Radom. Natürlich ist es schwer, 
vorherzusagen, wann der Block an der Macht gegen das Komitee vorgehen wird; im 
Augenblick jedoch ist es weder für den Block an der Macht ratsam noch bedrohen 
die Aktivitäten des Komitees das System direkt. 

Das ändert jedoch nichts an der Tatsache, daß die Gründung des Komitees eine 
entscheidende Abkehr vom bis dahin „monolithischen“ gesellschaftlich-politischen 
System darstellt, und die Kontakte, die das Komitee zu Kreisen der Arbeiterklasse auf- 
genommen hat, sind seit dem „Polnischen Oktober“ der erste Versuch, die Sackgas- 
se zu überwinden, zu der die offizielle Politik der politischen Isolierung der einzelnen 
Schichten und Klassen voneinander geführt hat. Deshalb genießen die Aktivitäten 
des Komitees trotz ihres begrenzten Charakters und der von den Mitgliedern vertre- 
tenen „Ideologien“ breite gesellschaftliche Unterstützung, so daß man mit Recht sa- 
gen kann, daß die Praxis des Komitees den Ansichten der einzelnen Mitglieder weit 
voraus ist. Und in diesem Sinne werden die Gründung und die Aktivitäten des Komi- 
tees dem Block an der Macht eine harte Nuß zu knacken geben. 

Die passive Duldung der Aktivitäten des Komitees durch den Block an der 
Macht zeugt natürlich von einer gewissen Schwäche. Es zeigt auch die Grenzen auf, 
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die möglicher Repression durch die Krise und die äußeren Verhältnisse gesetzt wer- 
den. Andererseits dürfen die Trümpfe des Blocks an der Macht nicht unterschätzt 
werden. 

Die ökonomische Krise folgte einem jahrelangen extrem schnellen ökonomi- 
schen Wachstum, verbunden mit einem beträchlichen Reallohnanstieg in der ersten 
Hälfte des Fünfjahresplans. Obwohl die Hoffnungen und Illusionen der Arbeiterklas- 
se im Juni 1976 brutal unterdrückt wurden, heißt das nicht, daß sie aufgegeben wur- 
den. Eshat den Anschein, als hätte die Gruppe an der Macht trotz derzeitiger verbrei- 
teter Resignation und Desillusion immer noch die ideologische und politische Kon- 
trolle über die Arbeiterklasse, und das umso mehr, als — trotz der Gründung des Ko- 
mitees zum Schutz der Arbeiter — bisjetzt noch kein rivalisierender „ideologischer 
und politischer Pol‘ entstanden ist, der i im Sektor der Arbeiterklasse dem Block an 
der Macht ebenbürtig wäre. 

So paradox es erscheint, so ist dach das Andauern der ökonomischen Krise 
— in gewissen Grenzen — für den Block an der Macht von Vorteil, da es in der der- 
zeitigen politischen Konstellation das Bemühen um Restabilisierung fördert. Berück- 
sichtigt man dazu, daß wir in absehbarer Zeit Auslandshilfe erwarten können, so 
heißt das, daß der Block an der Macht wenigstens zeitweilig Stabilität schaffen und 
die gröbsten Auswirkungen der ökonomischen Krise wahrscheinlich wird beseitigen 
können. 

Wenn also in den kommenden Monaten nicht eine rapide Verschlechterung 
der Situation eintritt oder ein offener Konflikt in einem wichtigen Industriesektor 
(was nicht auszuschließen ist) oder innerhalb der herrschenden Gruppe ausbricht, 
erscheint ein Umschlagen der jetzigen Krise in eine offene politische Krise nicht 
wahrscheinlich. In Anbetracht der Schwere der gegenwärtigen Krise und der Tatsa- 
che, daß die Einführung bestimmter Änderungen in der Produktionsstruktur Zeit 
braucht, scheint der Block an der Macht jedoch nicht willens, weitergeltende repres- 
sive Maßnahmen gegen die städtische Intelligenz und vor allem gegen das Komitee 
zum Schutz der Arbeiter zu ergreifen, bevor ein einigermaßen stabiles Gleichgewicht 
erreicht ist. 

Im Hinblick auf die Chancen für die Schaffung einer unabhängigen Arbeiter- 
bewegung hat die derzeitige Krise uns die Notwendigkeit sehr viel breiterer und feste- 
rer Beziehungen zwischen der Arbeiterklasse und den Gruppen der städtischen Intel- 
ligenz vor Augen geführt. Beim gegenwärtigen Stand der Entwicklung dieser Bewe- 
gung muß dieser Kontakt sich natürlich auf „Aufklärungsaktionen“ beschränken. 
Diese würden einerseits Aufklärung der Arbeiter über das Ausmaß der ihnen zuste- 
henden Rechte beinhalten und andererseits darin, sie mit den Traditionen der unab- 
hängigen Arbeiterbewegung und bestimmten Kampfformen und ideologischen Tra- 
ditionen bekanntzu machen. Besonders wichtig ist auch, Perspektiven für den aktuel- 
len Widerstand zu zeigen, für die Möglichkeit des Kampfs am eigenen Arbeitsplatz — 
bei den Wahlen zu den Betriebs- und Arbeiterräten (offiziell), bei der Verteilung der 
Produktionsaufgaben, bei der Leistung der sog. „gesellschaftlichen Arbeiten“ usw. 
Das ist der einzige Weg, dauerhafte und reale Bedingungen für Solidarität zu schatien, 
da das nur in gemeinsamer Aktion geschehen kann, durch praktische Erprobung und 
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mit Rückschlägen und Fehlern. Und wenn unsere Einschätzung der gegenwärtigen 
Situation richtig ist, dann ist der Spielraum für solche autonomen Aktionen bereits 


schaffen. 
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DIE LINKE OPPOSITION 
IN DER SOWJETUNION 
1923-1928 


Set! 


Herausgegeben und eingeleitet von Ulf Wolter 


Diese Anthologie dokumentiert anhand der Originaltexte 
die grundlegende Debatte um den Aufbau des Sozialismus 
in der SU. Damit wird es erstmalig einem breiten Publi- 
kum ermöglicht,sich selbst ein Bild vom Verlauf dieser 
zentralen Auseinandersetzungen zu machen und die Grund. 
lage für das Verständnis der aktuellen Debatten um den Eu- 
rokommunismus und die Dissidentenfrage geboten, 
Deutsche Erstveröffentlichungen von Lenin,Trotzki, 
Bucharin,Preobraschenskij, u.a. 

(bei Best. des Gesamtwerks - ISBN 3921241 081 - pro 
Band DM 1.- Ermäßigung) 

im Herbst erscheint Band VI, Texte von 1927-28 

ca. 600 Seiten, ca. DM 29.- ISBN 3921241197 

Dieser Band dokumentiert mit dem 15.Parteitag das Ende 
der Fraktionskämpfe in der KPdSU und den Ausschluß 

der Opposition. Vor genau 50 Jahren waren damit die 
Weichen für die weitere Entwicklung der SU gestellt. 


Als Abschluß dieser Anthologie erscheint im Herbst 
ein Diskussionsband: ! 7 


DIE SOZIALISMUSDEBATTE „, 
Mit Beiträgen von E.Mandel, J.Pelikan, B.Rabehl, 
H.Fleischer, J.Moneta, P.Frank, R.V.Daniels, 
P.v.Oertzen, J.Steffen, O.K.Flechtheim, u.v.a. 


Von durchaus unterschiedlichen wissenschaftlichen und 
politischen Ansätzen wird eine breite und kritische Dis- 
kussion über Geschichte und Gegenwart des Sozialismus 
geführt,die bis zum Eurokommunismus und der Dissi- 
dentenfrage reicht.Die Palette der Autoren bürgt nicht 
nur für ein breites Meinungsspektrum,sondern auch da- 
für,daß die Positionen jeweils auch kompetent darge- 
stellt werden. Zum 60.Jahrestag der Oktoberrevolution 
liegt damit eine umfassende und kritische Bilanz vor. 


ca. 300 Seiten, ca. DM 29.- ISBN 3921241 278 


Ye 
Karl Marx 
DIE GESCHICHTE 
GEHEIMDIPLOMATIE 
IM 18. JAHRHUNDERT 


ÜBER DEN ASIATISCHEN URSPRUNG 
DER RUSSISCHEN DESPOTIE 


Die Brisanz des Marx-Textes und der darin enthaltenen 
Problemstellungen liegt darin, daß in der scheinbar spezia- 
lisierten Diskussion über die Analyse der russischen Produk- 
tionsverhältnisse und Überbauformen die Grundlagen für 
eine radikale Neuinterpretation der sowjetischen Übergangs 
gesellschaft, des Stalinismus — samt seiner ideologischen 
Zerserzungs- und Abfallprodukte — gelegt werden, die 

über eine ideologische Position hinausgeht und zu der Fra- 
ge vorstößt, ob nicht in den russischen Produktionsverhält- 
nissen und ihrer Einbettung in den Weltmarktzusammen- 
hang die Tendenz zu Formen der ökonomischen und poli- 
tischen Despotie angelegt ist. 


Mit einem ausführlichen Kommentar von D.B. 
Rjasanov und einer Einleitung von Bernd Rabehl. 


244 Seiten, DM 25.- jetzt lieferbar 


Horst Äeumeesiestanuanen) 
LATEINAMERIK A 


HANDBUCH 1 

yr Zur kapitalistischen Entwicklung r Ye 

und politischen Repression 
Hrsg.:V.Bennholdt-Thomsen, T.Evers, K.Meschkat, C.und 
U.Müller-Plantenberg, W.Olle und W.Schöller 
Informationen,krirische Analysen und Diskussionen in- 
und ausländischer Autoren stehen im Mittelpunkt des er- 
sten Handbuches. In Länderberichten werden Grunddaten 
und ein Abriß der jüngsten politischen und wirtschaftlichen 
Entwicklungen der einzelnen Latein- und Mittelamerikani- 


schen Staaten gegeben.Daneben stehen detaillierte Studien 
über die argentinischen Gewerkschaften, Arbeitslosigkeit u. 


| 
Fernando Claudin 


DE KRISE DER 
KOMMUNSTISCHEN 
BEWEGUNG 


VON DER KOMINTERN ZUR KOMINFORM 
Fernando Claudin hat in seinem umfassenden Werk als 
erster systematisch die Wechselbeziehungen zwischen 
dem Staatsinteresse der Sowjetunion und den sozial-revo- 
Iutionären Bewegungen in der ganzen Welt dargestellt. 
Er legt einen wissenschaftlich fundierten und zugleich 
flüssig lesbaren Text vor, der dem kritisch interessierten 
Leser einen hochinformativen Einstieg in den Problem- 
kreis bietet. 

Band I — Die Krise des internationalen Kommu- 

nismus 

Aus dem Inhalt: Auflösungstendenzen, Krise der 
Theorie, Monolithismus, Volksfrontexperimente 
u.v.a. 

ea. 3$0 Seiten, ca. DM 25,— 
Im Herbst erscheint: 
Band II — Der Stalinismus auf dem Gipfel seiner Macht 
ca. 350 Seiten, ca. 25.- DM ISBN 3 921241 22 7 


—erscheint im Juni 


Repression in Chile u.a.; analytische Beiträge zum Problem 
von Arbeitslosigkeit und Wirtschaftswachstum (Singer) und 
Diskussionen über die Unterentwicklung des Marxismus in 
Lateinamerika (Mires) u.v.a. 

ca. 300 Seiten, ca. DM 22,— 


5 KRITIK DER 
va: 


ITALIEN 


ÖKONOMIE 
Dieses Heft behandelt zwei zentrale Aspekte der gegen- 


wärtigen Situation Italiens: die politische Kräftekon- 
stellation im Innern und die ökonomische Situation des 
Landes vor allem im Hinblick auf seine außenwirtschaft- 
liche Abhängigkeit. 
Beiträge von Krippendorf, Flores, Moretti, 
Claudif, u.a, 
Einfachheft DM 6.- ; Doppelheft DM 9.-; Dreifachheft 
DM 15.-; Abo, 4 Nr. incl, Porto DM 21.— 


— erscheint im Juni 
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Axel Bust-Bartels 
Die Entwicklung ausgewählter Arbeitsbedingungen in der DDR *) 


Ausgangspunkt meiner Untersuchung ist der in der bisherigen Diskussion über die nachkapitali- 
stischen Gesellschaften nicht oder nur am Rande berücksichtigte Widerspruch zwischen der Not- 
wendigkeit der Entwicklung der Produktivkräfte einerseits und dem Anspruch der Arbeiter an 
einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen andererseits. Dieser Zielkonflikt zwischen Produkti- 
vitätssteigerung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen wird von der DDR-Literatur geleug- 
net. Beispielhaft soll er an der Entwicklung der Arbeitsbelastungen und der Qualifikation ver- 
deutlicht werden. : 

Verbunden damit werde ich versuchen, die These einer zunehmenden Arbeitsbelastung 
der unmittelbaren Produzenten in der DDR ab etwa Ende der 60er Jahre zu belegen. 

Der gegenwärtigen Situation in den Industriebetrieben der DDR -- die eine bemerkens- 
werte Parallelität zu der Entwicklung von Arbeitsbedingungen und Qualifikation in der BRD 
aufweist (1) — liegen bestimmte Entwicklungen von Technologie und Arbeitsorganisation ZU- 
grunde, die unter ähnlichen oder gleichen Zielsetzungen vorangetrieben werden, wie in den ka- 
pitalistischen Ländern, 

Hier setzen sich die Zwänge des kapitalistischen gesellschaftlichen Zusammenhangs um in 
den Zwang, Technologie und Arbeitsorganisation allein zu entwickeln unter dem Gesichtspunkt 
der Produktivitätssteigerung bei Einhaltung der Nebenbedingung, den Arbeitern die geistigen 
Potenzen des Produktionsprozesses vorzuenthalten (2). Alle Kriterien, die im unmittelbaren In- 
teresse der Arbeiter an einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen liegen, werden dabei vernach- 
lässigt. Das führt zu einer Technologie, in deren „Sachlogik“ sich die kapitalistischen Herrschafts- 
verhältnisse im täglichen Arbeitsprozeß niederschlagen (3). 

In der DDR sind sicher andere gesellschaftliche Zwänge wirksam als in den kapitalistischen 
Ländern, da sich die gesellschaftliche Synthesis auf andere Art und Weise herstellt. Indem die 
DDR jedoch unreflektiert Kapitalistische Technologie importiert und einseitig die kurzfristige 
Produktivitätssteigerung in den Mittelpunkt stellt, reproduziert sie permanent unmittelbar im 
Produktionsprozeß die materielle Grundlage, die als letztlich bestimmendes Moment die Arbei- 
ter in der Objektrolle hält, die sie auch im Kapitalismus innehaben — auch wenn in der DDR das 
Privateigentum an den Produktionsmitteln abgeschafft ist. Die Arbeiter stehen also der gleichen 
Technologie und Arbeitsorganisation gegenüber und müssen sich damit auseinandersetzen wie die 


* Für die Diskussion des Manuskripts und für viele Vorschläge danke ich meinem Freund 
Frank Gerlach. 
1 Vgl. Horst Kern/Michael Schumann, Industriearbeit und Arbeiterbewußtsein, 2 Bände, 


Frankfurt/M. 1974; Martin Osterland u.a., Materialien zur Lebens- und Arbeitssituation 
der Industriearbeiter in der BRD, Frankfurt/M. 1973. 

2 Vgl. MEWA4, S.155;MEW 23, S. 382 und S. 460; Stephen Marglin, What do Bosses do? The 
Origins and Functions of Hierarchie in Capitalist Production, Paper Nr. 222, Harvard Institu- 
te of EconomicResearch 1971; Otfried Mickler/Eckhardt Dittrich/Uwe Neumann;Technik, 
Arbeitsorganisation und Arbeit, Forschungsbericht des Soziologischen Forschungsberichts 
des Soziologischen Forschungsinstituts Göttingen (SOFI), Göttingen 1975, S. 455 £. 

3 Vgl. dazu Jürgen Habermas: Wissenschaft und Technik als „‚Ideologie“, Frankfurt/M. 1970, 
Hans-Dieter Bahr: Kritik der „Politischen Technologie“, Frankfurt/M. 1970 ‚Richard Vah- 
renkamp (Hrsg.): Technologie und Kapital, Frankfurt/M. 1973. 
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Arbeiter in den kapitalistischen Ländern, 

Die beiden Kapitel, in denen das näher belegt wird, Können jedoch aus Platzgründen nicht 
abgedruckt werden. Aus den gleichen Gründen fällt jeider auch das ursprüngliche Schlußkapitel 
weg, in dem gezeigt wird, daß der Zielkonflikt zwischen Entwicklung der Produktivkräfte und 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen ‘unter veränderten Herrschaftsverhältnissen keiner sein 
muß. 

Bei der Anwendung kapitalistisch geprägter Technologie kommt es — außer auf gesamt- 
wirtschaftlicher Ebene — im Betrieb in doppelter Weise zu Produktivitätsverlusten: einmal, in- 
dem einerseits den Arbeitern die geistigen Potenzen des Produktionsprozesses vorenthalten wer- 
den, es andererseits aber immer wieder notwendig ist, sich auf die lebendige Erfahrung des Ar- 
beitsprozesses durch die unmittelbaren Produzenten zu stützen (4); zum zweiten, indem auf- 
grund der Objektrolle, die die Arbeiter im so geprägten Produktionsprozeß einnehmen, es weit 
verbreitet zu Formen der Apathie, des passiven Widerstandes und der Arbeitszurückhaltung 
kommt, die auch nicht durch das Prinzip des materiellen Anreizes aufgehoben werden. 

Wenn es durch eine umfassende Demokratisierung der betrieblichen Entscheidungspro- 
zesse — vor allem auch in bezug auf Entwicklung und Einsatz von Technologie und Arbeitsor- 
ganisation — gelänge, diesen Zustand aufzuheben, die Arbeiter sich somit als Subjekt der Ent- 
wicklung ihrer betrieblichen Bedingungen verstünden, so ist nicht auszuschließen, daß sich eine 
ganz anders geartete Produktionstechnologie entwickelt, die nicht zuletzt auch produktiver wä- 
re. Sie hätte ihre Grundlage in einem Maximum an kollektiver Initiative und Verantwortung 
der Arbeiter und würde damit gleichzeitig gewährleisten — da die Arbeiter selber aktiv die Ent- 
wicklung von Technologie und Arbeitsorganisation voIantreiben oder zumindest entscheidend 
daran beteiligt sind — daß auch ihre unmittelbaren Interessen an einer Verbesserung der Arbeits- 
bedingungen zum Tragen kämen. 

Solange jedoch die Arbeiter keinen Einfluß auf die gesellschaftlich relevanten Entschei- 
dungen haben, keine Schritte hin zu einer realen Vergesellschaftung von Entscheidungsprozes- 
sen festzustellen sind — wie ich es beispielhaft mit der einseitigen Funktionalisierung der soge- 
nannten innerbetrieblichen Demokratie zugunsten der Produktivitätssteigerung im dritten Kapi- 
tel aufzeige — wird es zu den im letzten Kapitel dargelegten bewußten wie unbewußten Wider- 
standsformen der unmittelbaren Produzenten kommen. 


1.  Arbeitsbelastungen (5) 
1.1. Volkswirtschaftliche Indikatoren 


Auf die Tatsache gestiegener Arbeitsbelastungen in der DDR ab etwa Ende der sech- 
ziger Jahre weisen zunächst zwei volkswirtschaftliche Indikatoren hin. 


4 Vgl. Michael Piore: Ihe Impact of the Labour Market upon the Design and Selection of 
Productive Techniques within the Manufacturing Plant. The Quarterly Journal of Econo- 
mies, 82, 1968. 

5 Den Begriff der Arbeitsbelastungen werde ich im folgenden im weitesten Sinne gebrauchen: 
jegliche Beanspruchung des Leistungsvermögens, sei sie physischer, psychischer oder sozia- 
ler Natur, die unmittelbar oder mittelbar mit dem Arbeitsprozeß zusammenhängt, soll 
darunter verstanden werden. In Anbetracht der schwierigen Materiallage scheint die An- 
wendung eines differenzierteren Kategorienschemas für die Belastungsanalyse nicht sinn- 
voll. (Vgl. dazu etwa Otfried Mickler/Eckhardt Dittrich/Uwe Neumann: a.a.O.) 
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Der Kapitalkoeffizient (6) müßte in der DDR aus zwei Gründen steigen: Zum 
einen ist die Einführung des technischen Fortschritts üblicherweise mit einer Steige- 
rung des Kapialkoeffizienten verbunden. Zum anderen müßte er in der DDR auch 
aus strukturellen Gründen steigen, da sich ‚‚die geplanten Investitionen zum Auf- 
schluß eigener Roh- und Brennstoffvorräte und zur Verwertung von Sekundärroh- 
stoffen nicht unmittelbar in einer Erhöhung der Produktion niederschlagen.‘“ (7) 

Da nun aber ‚‚Anlagevermögen und Produktion (...)in den letzten Jahren fast 
im Gleichschritt zugenommen haben,‘ (8) der tatsächliche Kapitalkoeffizient also 
konstant geblieben ist, weist das auf eine „zunehmende Anspannung der Produk- 
tionsfaktoren“ (9) hin, das heißt, eskam zu einer Erhöhung der Belastungen für die 
Arbeiter. 

Ein weiterer Indikator für die zunehmende Arbeitsbelastung in der DDR ist die 
Tatsache, daß „die durch Rationalisierungsmaßnahmen eingesparten Arbeitsplätze 
(. . .) noch unter der Zahl der durch Investitionen neugeschaffenen Arbeitsplätze (lie- 
gen), so daß die Diskrepanz zwischen Arbeitskräften und Arbeitsplätzen (weiter) zu- 
nehmen kann.‘ (10) Vergegenwärtigt man sich, daß in der DDR „mehr Arbeitsplätze 
als Arbeitskräfte vorhanden“ (11) sind, daß ‚‚rund 400.000 Arbeitskräfte in den ver- 
schiedensten Bereichen (. .. .) (der) Volksiwrtschaft‘‘ fehlen (12), bedenkt man wei- 
ter, daß — wie oben aufgezeigt — der Kapitalkoeffizient konstant bleibt, obwohl er 
aus verschiedenen Gründen steigen müßte, so ist mit einer weiteren Erhöhung der Ar- 
beitsbelastungen zu rechnen, da ja auch die Arbeiten der nicht-besetzten Arbeitsplät- 
ze ausgeführt werden müssen. 

Die Tendenz, die sich aus der Interpretation dieser sehr globalen Indikatoren 
ablesen läßt, wird im folgenden auch in der konkreteren Analyse der Arbeitsplatzsi- 
tuation deutlich werden. 


6 Der Kapitalkoeffizient gibt das Verhältnis zwischen Kapitalstock und Output an. Ich be- 
diene mich hier der Einfachheit halber der Kategorien der bürgerlichen Ökonomie, da ihr 
Gebrauch in diesem Fall keinen Einfluß auf das Ziel der Argumentation hat. 

7 Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (im folgenden zitiert als DIW), Wochenbe- 
richt 8/1976, S. 69 

8 DIW, Wochenbericht 6/1975, S. 43 

9 Ebenda 

10 Sozialistische Arbeitswissenschaft 8/1973, S. 568. Allein 1973 wurden durch Investitions- 
maßnahmen 25.200 neue Arbeitsplätze geschaffen. (Vgl. Neues Deutschland, 29.5.1973, 
5.5) ' 

11 Ebenda 

12 Aktivität, Schöpfertum, Leitung und Planung; Berlin (DDR) 1975, S. 133 
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1.2. Ausder unmittelbaren Arbeitsaufgabe und aus Umgebungseinflüssen 
am Arbeitsplatz resultierende Arbeitsbelastungen 


Mit dem steigenden Automatisierungs- und Mechanisierungsgrad der Arbeit(13)geht die 
Zahl derjenigen, die schwere körperliche Arbeit leisten müssen, zurück (14). Gleich- 
zeitig zeigt sich ein Wachstum solcher Arbeiten, die durch hohe psychische Belastun- 
gen gekennzeichnet sind (15). Quantitativ läßt sich beides nur schwer vergleichen. 
Es kann in bezug auf diese Problematik nur festgestellt werden, daß es zu einer Ver- 
änderung in der Art der Arbeitsbelastungen gekommen ist. 

Als zweiter Indikator zur Charakterisierung der Arbeitsbelastungen sollen die 
sprachlichen Kommunikationsmöglichkeiten während der Arbeit dienen. 


Kommunikationsmöglichkeiten (in Prozent) (16) 


Kommunikation nicht behindert 8 Prozent 
Kommunikaton kaum behindert 47 Prozent 
Kommunikation behindert 21 Prozent 
Kommunikation stark behindert 18 Prozent 
Kommunikation fast unmöglich 5 Prozent 


Bei fast der Hälfte der Beschäftigten ist die Kommunikation behindert bis unmög- 
lich. „Wenn wir dazu beachten, daß hier alle Beschäftigungsgruppen vertreten sind, 
so wird die schwierige Situation für die Produktionsbereiche deutlich, denn in der 
Verwaltung gibt es diese Behinderungen kaum.‘ (17) Die geringen Kommunikations- 
möglichkeiten sind ein Indikator für eine belastende Arbeitssituation, Schlußfolge- 
rungen über eine Erhöhung der Arbeitsbelastungen können jedoch daraus nicht gezo- 
gen werden. 

Diese Schlußfolgerung kann erst relativ gesichert aus dem dritten Indikator — 
der Entwicklung der Fertigungsprinzipien — gezogen werden. 


13 „Der Anteil der Produktionsarbeiter, die an Maschinen und Anlagen arbeiten, an der Ge- 
samtzahl der Produktionsarbeiter kennzeichnet den Mechanisierungsgrad der Arbeit“. 
Statistische Praxis 6/1972, S. 219 — Analog ist der Automatisierungsgrad der Arbeit de- 
Tiniert. 

14 Vgl. Deutsche Zeitschrift für Philosophie 2/1974, S. 172 

15 Vgl. ebenda 

16 Quelle: Manfred Lötsch/Hansgünter Meyer (Hrsg.): Zur Sozialstruktur der sozialistischen 
Gesellschaft, Berlin (DDR) 1974, S. 204 

17 Ebenda 
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Entwicklung der Struktur der Fertigungsprinzipien 

in der zentralgeleiteten metallverarbeitenden Industrie (18) 

Fertigungsprinzip 1962 1965 1960 1971 
Anteil in Prozent 

Verfahrensspezialisierte 


Fertigung 

(Werkstattfertigung) 65,5 57,0 51,3 50,6 
Gegenstandsspezialisierte 

Fertigung 34,5 43,0 48,7 49,4 
Fertigungsabschnitt 7,3 9,3 13,2 13,8 
Reihenfertigung 14,0 14,7 15,8 15,5 
Fließfertigung 13,2 19,0 19,7 20,1 


In der zentralgeleiteten metallverarbeitenden Industrie ging der Anteil der verfahrens- 
spezialisierten Fertigung (19) zurück, während die gegenstandsspezialisierte Ferti- 
gung (20) stark anstieg. Aus dieser Entwicklung kann grundsätzlich auf eine Erhö- 
hung des Anteils von repetitiven Teilarbeiten und damit auf eine Zunahme der Ar- 
beitsbelastungen geschlossen werden. Besonders stark nahmen Fertigungsabschnitt 
und Fließfertigung zu. Beim gegenstandsspezialisierten Fertigungsabschnitt „wird in- 
nerhalb einer im allgemeinen nach dem Werkstattprinzip aufgebauten Fertigung eine 
bestimmte Bearbeitungsphase nach dem Erzeugnisprinzip organisiert, woraus Ökono- 
mische Vorteile, wie (... .) die Beschleunigung des Teiledurchlaufs, erwachsen.“ (21) 
Ob die Arbeiten dabei taktgebunden sind, geht aus dem vorhandenen Material nicht 
eindeutig hervor. 

Bei der gegenstandsspezialisierten Reihenfertigung ‚werden die Maschinen 
grundsätzlich in der Reihenfolge der Arbeitsgänge angeordnet. Eine zeitliche Abstim- 
mung zwischen den aufeinanderfolgenden Arbeitsgängen besteht jedoch noch nicht. 
Sie wird meist bei der Herstellung größerer Erzeugnisse mit langen Bearbeitungszei- 
ten angewendet.“ (22) 

Die zusätzliche Belastung durch die Taktgebundenheit der zu leistenden Ar- 
beiten tritt erst bei der Fließfertigung auf. ‚‚Sie ist eine örtlich fortschreitende, zeit- 
lich bestimmte, lückenlose Folge von Arbeitsgängen. Sie ist durch hohe Kontinuität 
des Produktionsprozesses und durch einen rhythmischen Produktionsablauf gekenn- 


18 Quelle: Statistische Praxis 7/1973, S. 347 

19 „Bei der verfahrensspezialisierten Fertigung sind die Arbeitsplätze auf die Ausführung be- 
stimmter technologischer Verfahren an verschiedenen Erzeugnissen spezialisiert; alle 
gleichartigen Maschinen oder Aggregate sind räumlich in Werkstätten, Abteilungen oder 
Abschnitten zusammengefaßt (zum Beispiel Bohrerei, Fräserei, Dreherei). Zwischen den 
einzelnen Arbeitsplätzen, Abteilungen usw. bestehen keine ständigen Produktionsver- 
bindungen.‘“ (Autorenkollektiv: Sozialistische Betriebswirtschaft, Lehrbuch, Berlin 

. (DDR) 1973, S. 510) 

20 „Bei der gegenstandsspezialisierten Fertigung werden verschiedenartige Maschinen bezie- 
hungsweise Arbeitsplätze zur Herstellung bestimmter Einzelteile, Baugruppen und Ender- 
zeugnisse räumlich und organisatorisch zusammengefaßt. Die Maschinen und Aggregate 
werden in der Reihenfolge des technologischen Ablaufs angeordnet.“ (Ebenda, S. 511) 

21 Ebenda 

22 Ebenda 
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zeichnet.“ (23) 

Da die gegenstandsspezialisierte Fertigung als höheres Niveau und hierbei die 
Fließfertigung als „höchste Stufe der Fertigungsorganisation‘“ (24) angesehen werden, 
ist davon auszugehen, daß ihr Anteil weiter steigen wird, und daß sie auch in anderen 
Industriebereichen verstärkt eingeführt werden. 

Fließfertigung bedeutet „Gleichförmigkeit, taktmäßige zeitliche Bindung der 
Arbeitsgänge“ (25), Monotonie, intellektuelle Verkümmerung und „überhöhte mus- 
kuläre Beanspruchung durch (.. .) einseitigen Bewegungsablauf.‘ (26) 

Zusätzlich dürfte in den meisten Betrieben der DDR Sprechverbot (!) am Fließ- 
band bestehen (27). 

Die Zunahme der gegenstandsspezialisierten Fertigung und speziell der Fließ- 
fertigung ist somit mit erhöhten Arbeitsbelastungen verbunden, auch wenn die DDR 
mit Argumenten, die ans Lächerliche grenzen, dies abstreitet. So wird u. a. behaup- 
tet, daß „das Fließband (28) auch der Gesundheit zuträglich (ist): Fließband heißt 
Rhythmus, und Rhythmus ist dem gesamten Organismus eigen.“ (29) 

Als vierter Indikator zur Charakterisierung der Arbeitsbelastungen soll die Ent- 
wicklung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten herangezogen werden. 

Aus der Entwicklung der Arbeitsunfälle könnte man auf eine erhebliche Ver- 
besserung des Arbeitsschutzes schließen: 


Meldepflichtige Arbeitsunfälle je tausend Beschäftigte (30) 


1961 1965 1970 1975 
Industrie 
(einschl. Handwerk) 66,02 57,00 48,95 37,17 
Insgesamt 49,34 46,16 40,79 32,96 


Ob dieser Trend weiter anhält scheint fraglich, da das Kriterium der Arbeitsplatzsi- 
cherheit beim Einsatz neuer Technologien stark in den Hintergrund tritt. ‚‚Industrie- 
bereiche, die hinsichtlich der Entwicklung des technischen Fortschritts mit an erster 
Stelle stehen, (. . .) (stehen) hinsichtlich der Entwicklung der Unfallhäufigkeit be- 
sonders ungünstig da (... .). Es haben sich die Unfallzahlen zum Teil erhöht.“ (31) 


23 Ebenda, S. 512 

24 Statistische Praxis 7/1973, S. 346 £. 

25 Sozialistische Betriebswirtschaft, a.a.O., S. 514 

26 Erwin Gniza, in: Sozialistische Rationalisierung und Standardisierung. Konferenz des ZK 
der SED und des Ministerrates der DDR. 23. und 24. Juni 1966 in Leipzig, Teil II, Berlin 
(DDR) 1966, S. 388 

27 R. Stollberg: Arbeitszufriedenheit. Theoretische und praktische Probleme, Berlin (DDR) 
1968, S. 100 

28 Fließbandarbeit macht vermutlich den größten Teil der Fließfertigung aus. Bei der Fließ- 
bandarbeit ist der Transport der Erzeugnisse zwischen den einzelnen Arbeitsgängen me- 
chanisiert. Fließfertigung umfaßt als Oberbegriff auch solche Fertigungsarten wie z.B. 
das manuelle Weiterreichen der Arbeitsgegenstände in der Elektroindustrie. Zum Vergleich: 
„Etwa ein Drittel der sowjetischen Industriearbeiter sind an Fließbändern beschäftigt.‘ 
(Die Wirtschaft 16/1975, S. 19) 

29 Die Wirtschaft 16/1975, S. 19 

30 Quelle: Statistische Jahrbücher der DDR 

31 Erwin Gniza, a.a.0., S. 389 f, 


Auch scheint sich die bisherige Verbesserung des Arbeitsschutzes nur auf die 
unmittelbare Verhütung von Arbeitsunfällen, die direkt zu einem Produktionsausfall 
führen, zu beziehen. Gefahren, die erst längerfristig zu Schäden bei den Arbeitern 
führen und nicht direkt produktivitätshemmend sind — im Gegenteil, deren Beseiti- 
gung produktionshemmend ist — scheinen kaum oder gar nicht bekämpft zu werden. 

Wenn die Berufskrankheiten in den Blickpunkt rücken, dann nur unter dem 
Produktivitätsaspekt. „Eine erhebliche volkswirtschaftliche Bedeutung hat die Ar- 
beitsunfähigkeit der Berufskranken.‘ (32) In der betrieblichen Realität schlägt sich 
diese Erkenntnis aber nicht nieder. ‚‚Zur Zeit nimmt die Zahl der Berufskrankheiten 
jährlich noch zu, wobei die Hälfte der Neuerkrankungen Lärmschädigungen sind. 
Der zulässige Lärmpegel an den Arbeitsplätzen wird bei zwölf Prozent aller Produk- 
tionsarbeiter überschritten. Rechnet man die Behinderung durch giftige Stoffe, Hit- 
ze oder andere körperlich schwere Bedingungen hinzu, so ergibt sich, daß ungefähr 
dreißig Prozent der Produktionsarbeiter an Arbeitsplätzen arbeiten, wo ein oder 
mehrere der genannten Erschwernisse anzutreffen sind.‘ (33) 

Die durch Lärm verursachte Schwerhörigkeit (steht) in der Entwicklung der 
anerkannten Berufskrankheiten seit Jahren mit an der Spitze.‘ (34) Die Tendenz 
einer weiteren Zunahme der Lärmbelästigung — wie sie neuere Analysen ergeben — 
haben zur Konsequenz, daß ‚‚nervale Erkrankungen ansteigen und auch Störungen 
des Betriebsklimas auftreten können.“ (35) 

Arbeitsbedingte Hauterkrankungen, die zur Aufgabe der schädigenden Tätig- 
keit oder jeder Erwerbstätigkeit zwingen, „stehen an zweiter Stelle aller Berufskrank- 
heiten.“ (36) Daes zu „verstärktem Einsatz chemischer Stoffe in der gesamten Wirt- 
schaft“ (37) kommt und die chemische Industrie vorrangig entwickelt wird (38), so 
dürfte sich das Problem der Hauterkrankungen weiter verschärfen. 

In „Spinnereien und Webereien (führen) einseitige Belastungen zu Erkrankun- 
gen des Knochen- und Muskelsystems.‘“ (39) 

Bedenkt man, daß — wie oben zitiert — auch 1975 noch ein weiteres Ansteigen 
der Berufskrankheiten konstatiert wird und sich bis heute in der Literatur keine Hin- 
weise finden lassen, daß diese Problematik gezielt angegangen wird, so kann man auf 
eine weitere Verschärfung des Problems der Berufserkrankungen in der nächsten Zu- 
kunft schließen. 


32 Sozialistische Arbeitswissenschaft 5/1972, S. 357; vgl. weiter Autorenkollektiv: Ökono- 
mik der Arbeit, Berlin (DDR) 1974, S. 458 

33 Aktivität... a.a.0., S. 23 

34 Erwin Gniza, a.a.0., S. 387; vgl. auch: Ökonomik und Arbeit, a.a.O., S. 458 

35 Aktivität... „ a.a.0., S. 141 

36 Erwin Gniza, a.a.0., S. 388 

37 Ebenda 

38 Vgl. DIW Wochenbericht 5/1976, S. 41 

39 Aktivität... a.a.0., 5. 142 
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1.3. Aus Lage und Dauer der Arbeitszeit resultierende Belastungen 


Gesamtwirtschaftlich hat sich die Dauer der Arbeitszeit erhöht, da die Erwerbsquote 
der Frauen von 67 Prozent 1960 auf 84 Prozent 1973 stieg und die der Männer im 
gleichen Zeitraum mit über 96 Prozent in etwa konstant blieb. Damit ist mehr als die 
Hälfte der Bevölkerung der DDR berufstätig. Das ist eine Erwerbsquote, die zu den 
höchsten der Welt zählt (40). 

Es ist zu vermuten, daß durch die Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Arbeits- 
zeit zwar nicht direkt die Arbeitsbelastungen, dafür aber die Belastungen im häusli- 
chen Bereich gewachsen sind, sodaß die Qualität der Reproduktion der Arbeitskraft 
gesunken ist. 

Die allgemeine Arbeitszeit von wöchentlich 45 Stunden wurde im August 1967 
auf 43,75 Stunden verkürzt (41). Gleichzeitig mit der Arbeitszeitverkürzung vermin- 
derte sich jedoch die Zahl der gesetzlichen Feiertage (42). 

Der Jahresurlaub (43) der Arbeiter setzt sich aus dem Grundurlaub, der 12 
Werktage im Jahr beträgt, und dem Zusatzurlaub zusammen. Der Zusatzurlaub wird 
bei besonderen Arbeitserschwernissen, hoher Arbeitsbelastung oder bei besonders 
verantwortlicher Tätigkeit (44) gewährt. Ab dem 1.1.1975 wurde ein Mindesturlaub 
für alle Werktätigen (also auch für diejenigen, die nur Anspruch auf 12 Tage Grund- 
urlaub hätten) von 18 Werktagen (Montag bis Samstag) festgelegt. 

Die Arbeitszeit innerhalb der Woche ist grundsätzlich auf die Tage Montag bis 
Freitag verteilt (45). Dies bringt dem Arbeiter zwar ein verlängertes Wochenende, ist 
aber auf der anderen Seite mit größerer zeitlicher Anspruchnahme (8,75 Stunden) 
und physiologischer Verausgabung pro Tag verbunden, „die nach Ansicht der Arbeits- 
mediziner aus gesundheitlichen Gründen abzulehnen ist. Die tägliche Mehrbelastung 
kann nicht durch die weitgehend auf Samstag und Sonntag beschränkte Ruhezeit 
ausgeglichen werden und ist von einer bedeutenden Zunahme nervöser Ermüdungser- 
scheinungen mit allen ihren Symptomen — wie etwaverstärkte Anfälligkeit gegenüber 
Krankheiten und Unfällen — begleitet.‘ (46) 

Bei der Verteilung der täglichen Arbeitszeit gewinnt die Schichtarbeit zuneh- 
mend an Bedeutung. Seit Ende der sechziger Jahre bemüht sich die DDR verstärkt 
um die Erhöhung des Anteils der Produktionsarbeiter, die Schichtarbeit leisten. 


40 Vgl. DDR Handbuch, Herausgegeben vom Bundesministerium für innerdeutsche Beziehun- 
gen, Köln 1975, S. 38 £. 

41 Differenzierte Regelungen gelten etwa für Schichtarbeiter etc. Vgl. ebenda S. 49 

42 Vgl. ebenda 

43 Vgl. zur Urlaubsregelung die ausführlichere Darstellung in: ebenda, S. 50 

44 Nach dieser Regelung ist zu vermuten, daß die Leiter und führenden Funktionäre erheblich 
mehr Urlaub haben als die Arbeiter. 

45 Vgl. DDR Handbuch, a.a.O., S. 49 

46 Martin Osterland u.a., a.a.O., S. 69; vgl. weiter dazu die dort angegebene Literatur. 


Anteil der Produktionsarbeiter in Schichtarbeit (47) 
Von den Produktionsarbeitern 


arbeiteten 1970 1971 1972 1973 1974 1975 
einschichtig 61,3 60,0 59,1 59,7 58,8 57,5 
zweischichtig 14,6 14,2 14,8 14,5 14,4 14,3 
dreischichtig 24,0 25,8 26,1 25,8 26,7 27.7 


Von 1970 bis 1975 stieg der Anteil der dreischichtig tätigen Produktionsarbeiter von 
24 auf 27,7 Prozent, während der Anteil der zweischichtig tätigen in etwa konstant 
blieb. 

Der gesundheitsschädigende und zusätzlich belastende Charakter der Schicht- 
arbeit ist unbestritten (48). Dieser wird auch kaum durch soziale Maßnahmen wie 
bessere Anfahrtmöglichkeiten oder materielle Zugeständnisse aufgehoben. Folglich 
ist der erhöhte Anteil der Schichtarbeiter ein Indikator, der auf eine Erhöhung der 
Arbeitsbelastungen in den letzten Jahren hinweist. Trotz der negativen Auswirkun- 
gen der Schichtarbeit auf die Arbeits- und Lebensbedingungen der unmittelbaren 
Produzenten bemühen sich Partei-, Staats- und Wirtschaftsfunktionäre intensiv um 
die weitere Erhöhung des Anteils der Schichtarbeiter (49), wobei sie Schichtarbeit 
einfach identisch mit sozialistisch setzen (50). Gleichzeitig wird die Einführung von 
Schichtarbeit als gesellschaftliche Naturgesetzlichkeit ausgegeben (51) und damit ge- 
gen Kritik von seiten der Arbeiter immunisiert, denn Kritik an einem gesellschaftli- 
chen Naturgesetz ist genauso unsinnig als wenn man das Fallgesetz kritisieren wollte. 


1.4. Maßnahmen der wissenschaftlichen Arbeitsorganisation, 
die auf gestiegene Arbeitsbelastungen hindeuten 


Eine Reihe von Maßnahmen, die in der DDR im Rahmen der wissenschaftlichen Ar- 
beitsorganisation (WAO) ergriffen werden, weisen ebenfalls auf gestiegene Arbeits- 
belastungen in den letzten Jahren hin. 

Ein erster Indikator, der in diese Richtung weist, ist die Forderung nach „Er- 
weiterung der Mehrmaschinenbedienung‘“ (52) (MMB). Die Besetzungsnormen bei 
MMB werden „wissenschaftlich“ ermittelt, indem die Lohnkosten, die je Erzeugnisein- 
heit bei Erweiterung der MMB sinken, den Betriebskosten gegenübergestellt werden, 
die je Erzeugniseinheit steigen, „weil die aufgetretenen Stillstandsüberlagerungszei- 
ten die Kapazitätsausnutzung und damit den Produktionsausstoß je Maschine schmä- 
lern.‘‘ (53) Das daraus ermittelte Optimum (bezeichnenderweise geht der Arbeiter 
nur als Lohnkostenfaktor in dieses Kalkül ein) scheint in den DDR-Betrieben noch 
nicht erreicht zu sein, denn es wird die „Erweiterung der Mehrmaschinenbedienung“ 
gefordert, die „vielfach schon durch organisatorische Maßnahmen, verbunden mit 
47 Quelle: Statistische Jahrbücher der DDR 
48 Vgl. Martin Osterland u.a., a.2.0., S. 80 ff. und die dort angegebene Literatur. 

49 VgL R. Stollberg (Hrsg.): Schichtarbeit in soziologischer Sicht, Berlin (DDR) 1974, S.10 
50 Vgl. ebenda, S. 40 

51 Vgl. ebenda, S. 90 

52 Sozialistische Arbeitswissenschaft 6/1973, S. 413 

53 Arbeitswissenschaft für Ingenieure, Leipzig 1973, S. 335 
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einer entsprechenden Qualifikation der Werktätigen möglich“ ist (54). 

Die Erweiterung der MMB bedeutet eine Erweiterung des Umfangs des Arbeits- 
platzes. Da es sich um eine rein organisatorische Maßnahme handelt, ist nicht zu ver- 
muten, daß die Eigentätigkeit der jeweiligen Maschinen wächst. Somit kommt es 
durch die WAO-Maßnahme, die MMB zu erweitern, zu erhöhter Verausgabung von 
Arbeitskraft und damit zu einer Erhöhung der Arbeitsbelastungen. „Die Mehrmaschi- 
nenbedienung erfordert im allgemeinen eine (... .)höhere Konzentrationsleistung des 
Arbeiters.“ (55) 

Ein zweiter Indikator für gestiegene Arbeitsbelastungen durch WAO-Maßnah- 
men ist die „Verdichtung der Poren des Arbeitstages‘“. Seit Anfang der siebziger Jah- 
re ist eine Hauptrichtung zur Steigerung der Arbeitsproduktivität „die produktivere 
Ausnutzung der Arbeitszeit durch Verhinderung und Beseitigung von Verlustzeiten 
sowie die volle Ausnutzung der geplanten Arbeitszeit“ (56), wobei es u. a. insbeson- 
dere um die bessere Ausnutzung des Arbeitstages geht (57). Dabei geht es bei den 
entsprechenden WAO-Maßnahmen um ein doppeltes: Reduzierung der Warte- und 
Stillstandszeiten (verursacht etwadurch das Warten auf den Einrichter oder auf Vor- 
produkte etc.) und Erhöhung der Arbeitsdisziplin. Ersteres muß sich nicht unbedingt 
in einer erhöhten Arbeitsbelastung niederschlagen, das zweite aber auf jeden Fall. 

Es gilt, der „sozialistischen Arbeitsdisziplin mehr Aufmerksamkeit zu schen- 
ken.“ (58) Konkret schlägt sich das so nieder, daß immer wieder etwa Zigaretten- 
pausen während der Schicht und Umziehen vor Arbeitsschluß etc. angeprangert 
werden (59). Diese Kleinigkeiten dürften insbesondere deshalb ein belastendes Mo- 
ment sein, da anscheinend die Pausenregelungen während der Arbeitszeit sehr man- 
gelhaft sind. „Von arbeitsphysiologischer und arbeitspsychologischer Seite ist zu- 
mindest ein der Beanspruchung entsprechendes Pausenregime einzusetzen.‘ (60) 

Neben direkt disziplinarischen Maßnahmen werden technische Instrumente zur 
besseren Kontrolle der Arbeiter eingesetzt. Ein solches Instrument ist z.B. ein „Pro- 
zessograph‘‘, „einer Erfassungseinrichtung für den täglichen Arbeitsablauf von Ma- 
schinenarbeiten“. (61) Im VEB Magdeburger Werkzeugmaschinenfabrik konnte „im 
Jahr der Einführung dieser rationellen Erfassung (. . .) der Betrieb für insgesamt 80 
Arbeitsplätze einen zusätzlichen Zeitfond von 22.000 Stunden gewinnen.‘ (62) Um- 
gerechnet bedeutet das: den Leitern gelang es durch die Kontrolle der Arbeit über 
den Prozessographen, den Arbeitern die sieben bis acht Minuten Pause zu nehmen, 
die sie — bedingt durch Wartezeiten oder selbständig genommen -— jede Stunde hat- 
ten. Die Arbeitsbelastungen dürften sich somit bei Einführung eines Prozessographen 
erhöhen. 

54 Sozialistische Arbeitswissenschaft 6/1973, S. 413 
55 Ökonomik der Arbeit, a.a.O., 8. 431 

56 Sozialistische Arbeitswissenschaft 7/1973, S. 507 
57 Sozialistische Arbeitswissenschaft 3/1973, S. 179 
58 Einheit 2/1973, S. 200 

59 Vgl. Arbeit und Arbeitsrecht 5/1973, S. 123 

60 Erwin Gniza, a.2.0., S. 388 f£. 


61 Einheit 2/1973, S. 201 
62 Ebenda 


1.5. Gesamtindikatoren 


Die Verflochtenheit aller bisher angeführten Momente (63) und deren gegenseitige 
Bedingtheit machen erst die Gesamtqualität der Arbeitsbelastungen in der DDR aus. 
Auf die schlechte bzw. sich verschlechternde Gesamtqualität weisen Indikatoren wie 
die Entwicklung des Krankenstandes und die Fluktuation zwischen den Betrieben 
hin. 

Ab Beginn der siebziger Jahre ist der Krankenstand deutlich höher als in den 
Jahren davor. Betrug der durchschnittliche Anteil der ausgefallenen Arbeitstage pro 
Beschäftigten 1963 bis 1969 5,20 Prozent, so stieg dieser Anteil 1970 bis 1975 auf 
durchschnittlich 5,88 Prozent. Umgerechnet bedeutet das: In den Jahren 1970 bis 
1975 fehlte jeder Arbeiter und Angestellte durchschnittlich mehr als eineinhalb Tage 
mehr pro Jahr als in den Jahren 1963 bis 1969 (64). 

Nimmt man die Krankheitstage als Indikator für Arbeitsbelastungen, so bestä- 
tigt sich auch hier die These einer erhöhten Arbeitsbelastung seit etwa 1970. Daß sich 
die mit einer belastenden Arbeitssituation zusammenhängenden Arbeitsunzufrieden- 
heit in einer Erhöhung der Krankheitstage niederschlägt, — sei es als bewußtes Fern- 
bleiben, sei es als wirkliche Krankheit, ausgelöst durch erhöhten Streß — bestätigt 
eine Untersuchung in einem Berliner (DDR) Maschinenbaubetrieb. Bei Arbeitern, die 
ihre Betriebe zu wechseln gedenken, die mit ihrem Arbeitsplatz unzufrieden sind, 
wurden weitaus mehr Krankschreibungen registriert als bei anderen Arbeitern (65). 

Oder an anderer Stelle: „Der durchschnittliche Krankenstand in Betrieben mit 
ungünstigen Produktionsbedingungen (ist) zumeist höher.‘‘ (66) 

Als zweiter Indikator zur Charakterisierung der Gesamtqualität der Arbeitsbe- 
lastungen soll die Fluktuation zwischen den Betrieben dienen (67). Die Fluktuieren- 
den rekrutieren sich zum größten Teil aus Arbeitern, die erst kurze Zeit im Betrieb 
sind, aus Jugendlichen und aus berufslosen Arbeitern (68). 

Oft dürften alle drei Kriterien in einer Person vereinigt sein. In der Fluktuations- 


63 In die Gesamtqualität der Arbeitsbelastungen fallen natürlich noch andere Momente als 
die hier angeführten, und auf die aus Materialmangel bzw. aus Platzgründen nicht einge- 
gangen werden kann. Solche Momente wären etwa Arbeitsplatzsicherheit (als belastungs- 
reduzierendes Moment, in der DDR gibt es das Recht auf Arbeit), Betriebsklima, Verhält- 
nis zu den Vorgesetzten etc. 

64 berechnet nach: Statistische Jahrbücher der DDR 

65 Arbeit und Arbeitsrecht 1/1976, S. 13 

66 Die Wirtschaft 26/1973, S. 15 

67 Ausgeklammert bleibt hier, daß die Fluktuation ihre Ursachen auch in Lohndifferenzen 
zwischen Betrieben und Industriezweigen hat, jedoch ist das nicht der Hauptgrund. (Vgl. 
K. Braunreuther u. a (Hrsg.): Soziologische Aspekte der Arbeitskräftebewegung, Berlin 
(DDR) 1967, S. 145. 

68 vgl. ebenda, S. 126 £f. 

69 entfällt 
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forschung der DDR wird diese Problematik eher als individuelles Problem der Ab- 
gänger aufgefaßt. So beschweren sich die Vorgesetzten bei fluktuierenden Jugendli- 
chen vor allem über schlechte Arbeitsleistungen und Disziplinlosigkeit (70). Mir 
scheint das Problem jedoch eher darin zu liegen, daß eine Reihe von besonders bela- 
stenden Arbeitsplätzen existiert, auf denen es niemand besonders lange aushält. Dar- 
auf deuten verschiedene Äußerungen von DDR-Autoren hin: „Der volkswirtschaft- 
liche Entwicklungsprozeß bringt eine Varietät notwendiger arbeitsteiliger Tätigkei- 
ten hervor. Diesem Muster steht ein Muster individueller Verhaltensstrategien hin- 
sichtlich der subjektiven Bewertung der gesellschaftlich notwendigen konkreten Ar- 
beiten gegenüber.‘ (71) Da die Arbeitsbedingungen ‚‚nicht von heute auf morgen 
den Wünschen der Arbeiter anzupassen‘ seien, müssen sich die Arbeiter ‚dem Niveau 
der Arbeitsplatzbedingungen angleichen.“ (72) ” 

In der gesamten Volkswirtschaft ist die Fluktuation seit 1971 rückläufig (73). 
Das könnte darauf hindeuten, daß sich die Zahl besonders belastender Arbeitsplätze 
in der DDR verringert hat. Dem widerspricht aber die Entwicklung, wie ich sie im 
nächsten Kapitel aufzeigen werde, so daß ich eher vermute, der Rückgang der Fluk- 
tuationsraten ist auf entsprechende administrative Maßnahmen zurückzuführen. 


1.6. Zusammenfassung 


Sieht man dashier aufgeführte Material in seiner Gesamtheit, so ist leicht erkennbar. 
daß belastungsreduzierende bzw. die Arbeitsbedingungen verbessernde Momente bei 
der Entwicklung der Arbeitsbedingungen in der DDR nur in geringem Maße festzu- 
stellen sind und die kurzfristige Produktivitätssteigerung im Vordergrund steht. 

Als belastungsvermindernde Momente sind der Rückgang schwerer körperlicher 
Arbeit, der Rückgang der Arbeitsunfälle, die Reduzierung der wöchentlichen Soll- 
arbeitszeit um 1,25 Stundenund die Erhöhung des Jahresurlaubs zu nennen. 

Dem Rückgang der schweren körperlichen Arbeit steht eine Zunahme von Ar- 
beiten mit hohen psychischen Belastungen gegenüber. 

Dem Rückgang der Arbeitsunfälle steht ein Anstieg der Berufskrankheiten ge- 
genüber. 

Der wöchentlichen Arbeitszeitverkürzung steht eine gleichzeitige Verminderung 
der Zahl der gesetzlichen Feiertag gegenüber. 

So bleibt als wirklich belastungsverminderndes Moment nur die Erhöhung des 
Jahresurlaubs. 

Bei allen anderen Momenten liegen gegenläufige Effekte vor, die es schwierig 
machen abzuschätzen, ob nicht die entsprechende Belastungsverminderung mehr 
oder weniger aufgehoben wird durch Belastungssteigerungen, die in engem Zusammen- 
hang damit stehen. Quantitativ ist das schwierig abzuschätzen. 

70 Vgl. ebenda, S. 138 

11 Ebenda, S. 34 

32 Ebenda, S. 136 £. 

73 Vgl. Wirtschaftswissenschaft 11/1975, S. 1662 
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Weiterhin ist die Arbeitszeit von täglich mehr als 8 Stunden problematisch. Die 
Schwierigkeiten sprachlicher Kommunikation im Produktionsprozeß und die hohen 
Fluktuationsraten deuten auf die Existenz einer Reihe von besonders belastenden 
Arbeitsplätzen hin, auf denen es niemand lange aushält. 

Diesen eben genannten Indiaktoren zur Charakterisierung der Arbeitsbelastun- 
gen stehen eine Reihe von Indikatoren gegenüber, die eindeutig auf gestiegene Ar- 
beitsbelastungen in der DDR hindeuten. 

Der konstant gebliebene Kapitalkoeffizient — obwohl er aus Gründen des tech- 
nischen Fortschritts und aus strukturellen Gründen steigen müßte — weist im gesamt- 
gesellschaftlichen Durchschnitt auf eine erhöhte Verausgabung von Arbeitskraft hin. 
In die gleiche Richtung deutet die zunehmende Diskrepanz zwischen Arbeitskräften 
und Arbeitsplätzen. 

Schicht- und Fließbandarbeit nehmen zu, die Mehrmaschinenbedienung wird 
erweitert. Über die Erhöhung der Arbeitsdisziplin und die Installation vontechnischen 
Einrichtungen wie den Prozessographen zur Kontrolle der Arbeiter verdichten sich 
die „Poren der Arbeitszeit“. 

Der Krankenstand nahm durchschnittlich gegenüber dem Zeitraum 1963 bis 
1969 pro Arbeiter und Angestellten 1970 bis 1974 um eineinhalb Tage pro Jahr zu. 

Über die Steigerung der Erwerbsquote der Frauen verschlechterten sich die 
Bedingungen zur Reproduktion der Arbeitskraft. 

Zusammenfassend läßt sich also festhalten, daß 
1. Eine Veränderung in der Art der Arbeitsbelastungen festzustellen ist, 

2. hohe Arbeitsbelastungen existieren, 
3, eine Reihe von Indikatoren auf insgesamt gestiegene Arbeitsbelastungen der un- 
mittelbaren Produzenten in der Industrie hindeuten. 

Eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen — wie sie ideologisch immer behaup- 
tet wird — ist so gut wie nicht feststellbar. 

Damit existiert zum einen der anfangs angedeutete Zielkonflikt zwischen Pro- 
duktivitätssteigerung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen und wird zum ande- 
ren einseitig und undiskutiert zugunsten ersterem entschieden. 


2.  Qualifikationsentwicklung 
Die Entwicklung der Qualifikationsanforderungen hängt vom Strukturwandel der 
Wirtschaft und vom technischen Wandel der Produktionsmittel ab. 


Die mit dem Strukturwandel der Wirtschaft in der DDR verbundene berufliche 
Umschichtung ist durch den Abbau der Berufstätigen in der Landwirtschaft (74) 


74 Der Anteil der in der Landwirtschaft Beschäftigten ging von 16,9 Prozent 1960 auf 10,7 
“Prozent 1973 zurück. (Quelle: DDR Handbuch, a.2.0., S. 38) 
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und im Handwerk (75) sowie durch eine Zunahme im Dienstleistungsbereich (76) 
und in der Bauwirtschaft (77) gekennzeichnet (78). Die Anzahl der Beschäftigten in 
der Industrie blieb in etwa konstant (79). Innerhalb der Industrie verbesserte sich die 
— nach Gründung der DDR extrem ungünstige — Branchenstruktur erheblich. Chemi- 
sche Industrie, Maschinen- und Fahrzeugbau sowie Elektrotechnik /Elektronik/Gerä- 
tebau weiteten sich aus (80). Verbunden damit war eine entsprechende berufliche 
Umschichtung. 

Deutlicher wird die Qualifikationsentwicklung jedoch, wenn wir die Auswir- 
kungen des technischen Wandels in der Industrie auf die Qualifikationsanforderungen 
betrachten. Der Grundmittelbestand pro Berufstätigen in der Industrie stieg von 
47.000 Mark 1965 (81) auf 70.000 Mark 1974 (82). Damit veränderte sich der 
Mechanisierungs- und Automatisierungsgrad der Arbeit (83): 


Jahr Automatisierungs- Mechanisierungs- Anteil der Hand- 
grad der Arbeit grad der Arbeit arbeit 

1963 4,2 46,8 38,6 

1970 6,6 52,3 34,5 

1973 8,2 53,7 33,2 


Mit dieser Entwicklung geht eine Veränderung der formalen Berufsstruktur einher. 

Am Ende der sechziger Jahre werden systematisch die Zahl der Ausbildungsberufe ver- 

tingert und stattdessen Grundberufe eingeführt. In den Grundberufen werden ‚die ma- 

thematisch-naturwissenschaftlichen, technischen, produktionsorganisatorischen und 

ökonomischen Grundlagen verwandter Produktions- und Arbeitsprozesse einschließ- 

lich neuer Technologien und Arbeitsverfahren vermittelt‘‘. Damit soll die „notwendige 

beruflicheDisponibilitätder Arbeitskräfte‘‘(84) gewährleistet werden (85). 

75 Die Zahl der Beschäftigten (ohne Lehrlinge) im produzierenden Handwerk oder Bauhand- 
werk ging von 462.019 1958 auf 277.800 1974 zurück. (Quelle: Statistisches Jahrbuch 
der DDR 1959 und 1975, $S. 187 bzw. S. 49) 

76 Der Anteil der im Dienstleistungsbereich Beschäftigten stieg von 17,9 Prozent 1960 auf 
23,2 Prozent 1973. (Quelle: DDR Handbuch, a.a.O:, S. 38) 

77. Der Anteil der in der Bauwirtschaft Beschäftigten stieg von 6,0 Prozent 1960 auf 7,6 Pro- 
zent 1973. (Quelle: DDR Handbuch, a.a.O., S. 38) 

78 Diese Entwicklung entspricht — mit Ausnahme der Bauwirtschaft — derjenigen, wie sie für 
die westlichen kapitalistischen Länder Gültigkeit besitzt. 

79 Vgl. DER Handbuch, a.a.0., S. 38 

80 Vgl. DIW (Hrsg.): DDR - Wirtschaft. Eine Bestandsaufnahme, Frankfurt/M. 1974, S. 362 

8 Vgl. Statistische Praxis 1/1973, $. 37 

82 Vgl. Binheit 11/1975, S. 1207 

83 Quelle: Statistische Praxis 11/1974, S. 541 

84 DDR Handbuch, a.a.0., S. 238 

85 Anscheinend will die DDR mit der Entwicklung von Grundberufen einer Tendenz der Ent- 
wicklung der Qualifikatonsanforderungen Rechnung tragen, wie sie auch für die BRD Gül- 
tigkeit besitzt. In der BRD gewinnen „tätigkeitsunspezifische Fähigkeiten, die durch Merk- 
male wie ‚Flexibilität‘, ‚technische Intelligenz‘, ‚Perzeption‘, ‚technische Sensibilität‘ und 
‚Verantwortung‘ umrissen werden können, durchgängig für zunehmend größere Beschäf- 
tigungsgruppen an Bedeutung, weil die hohe und weiter steigende Diffusionsgeschwindig- 
keit technischer Innovationen von immer mehr Industriearbeitern und Angestellten ein 
hohes Maß an Arbeitsmobilität und Anpassungsfähigkeit erfordert, d. h. Eigenschaften, 
die unabhängig von den speziellen beruflichen Kenntnissen und Fertigkeiten sind.“ (Mar- 
tin Osterland u.a., a.2.0., S. 50) 
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Weiter erhöhte sich parallel zur zunehmenden Mechanisierung und Automati- 
sierung der Grad der formalen Qualifikationen der Industriarbeiter (86): 


1962 (87)1964 1966 1968 1970 


Facharbeiter 44,4 45,0 47,4 50,2» 52,5 
Angelernte Arbeiter 42,0 43,0 41,0 39,4 37,9 
Ungelernte Arbeiter 13,6 12,0 11,7 10,4 9,6 


Der Anteil der Facharbeiter nimmt beständig zu, während der Anteil der angelern- 
ten und ungelernten Arbeiter rückläufig ist. Damit scheint die formale Entwicklung 
der Qualifikationsstruktur die These zu bestätigen, die bis vor wenigen Jahren in der 
DDR vertreten wurde, nämlich, daß ‚‚bei der Durchsetzung der wissenschaftlich-tech- 
nischen Revolution (. . .) ständig höhere Anforderungen an die Fähigkeiten und Fer- 
tigkeiten der Werktätigen gestellt (werden), (.....). Durch die zunehmende Ausstat- 
tung der Arbeit mit Grundmitteln und die Anwendung moderner Verfahren wird der 
Umfang der körperlich schweren und der manuellen Arbeit verringert, während gleich- 
zeitig die Anforderungen an die Qualifikation steigen.‘“ (88) 

Die Entwicklung der formalen Qualifikationsstruktur sagt jedoch relativ we- 
nig über die tatsächlichen Anforderungen am Arbeitsplatz aus (89). Es gilt also zu 
versuchen, konkreter die Qualifikationsanforderungen, die die Med enen Arbeits- 
plätze in der Industrie stellen, zu erfassen. 

Bedingt durch den steigenden Automatisierungs- und Mensen ging 
der Anteil derjenigen Produktionsarbeiter, die überwiegend Handarbeit verrichten, 
zurück. Trotzdem verrichteten 1973 noch etwa ein Drittel aller Produktionsarbeiter 
Handarbeit. Dies ist u. a. auf den geringen Mechanisierungsgrad der Produktionshilfs- 
prozesse (wie Reparaturwesen, innerbetrieblicher Transport, Qualitätskontrolle, Ver- 
packung) zurückzuführen (90). 

Kennziffer Hauptprozesse Hilfsprozesse 

1969 1973 1969 1973 
Prozent 

Anteil der Gesamtzahl 

der Produktionsarbeiter 71,3 70,4 28,7 29,6 

Anteil der Maschinen- 

arbeiter (Mechanisie- 

Iungsgrad der Arbeit) 60,0 62,5 29,8 


32,7 
Anteil der Handarbeiter 27,4 25,6 53,9 51 


„2 
Jedoch wird die Handarbeit durch die Mechanisierung und Automatisierung nicht 
völlig eleminiert. Darauf weist der Anteil von über einem Viertel Handarbeiter in den 
vier stärker mechanisierten und automatisierten Hauptprozessen hin. 

An dieser Stelle gilt es, sehr vorsichtig zu argumentieren. 

Aus den tatsächlichen Anforderungen, die der Arbeitsplatz stellt, soll auf die 
Qualifikationsentwicklung geschlossen werden, in diesem Falle aus der Entwicklung 


86 Quelle; Statistisches Jahrbuch der DDR 1972, S. 141 

87 Quelle: Statistische Praxis 4/1967, S. 204 

88 Vgl. u.a ebenda, S. 203 

89 Vgl. Manfred Lötsch/Hansgünter Meyer (Hrsg.), a.a.O., S. 63 
90 Quelle: Statistische Praxis 11/1974, S. 542 n 
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des Anteils von Handarbeit. 

Handarbeit wird aber in den DDR-Veröffentlichungen nicht näher definiert 
bzw. nicht zwischen qualifizierter Handarbeit etwa eines Werkzeugmachers und'ein- 
facher Handarbeit, wie sie Kern/Schumann definieren (91), differenziert. So kann 
aus der Entwicklung des Anteils der Handarbeit also nur in sehr begrenztem Maße 
auf die Entwicklung der Qualifikationsanforderungen am Arbeitsplatz geschlossen 
werden. Die Tatsache aber, daß in den viel stärker mechanisierten und automatisier- 
ten Hauptprozessen — sich nur gering vermindernd — über ein Viertel der Produktions- 
arbeiter Handarbeit verrichtet, deutet darauf hin, daß es sich dabei um „einfache 
Handarbeiten und repetive Teilarbeiten (handelt), die in der Industrie schon seit lan- 
gem im Vordergrund stehen‘, und die „trotz der Automatisierungsprozesse weiter- 
hin wichtig‘ (92) sind. 

Es ist also nicht so eindeutig der Fall, daß mit zunehmender Mechanisierung 
und Automatisierung die einfachen Handarbeiten zunehmend durch. geistig-schöpfe- 
tische ersetzt werden, sondern es ist eher zu vermuten, daß auf jeder neuen Mechani- 
sierungsstufe neue belastende manuelle Tätigkeiten entstehen bzw. die alten bestehen 
bleiben. 

In den Produktionshilfsprozessen arbeiteten 1973 etwa 30 Prozent von allen 
in den zentralgeleiteten Betrieben der Industrieministerium beschäftigten Produktions- 
arbeiter (93). Innerhalb der Hilsprozesse nehmen die Reparaturarbeiten den größten 
. Umfang ein. Mehr als die Hälfte der in den Hilfsprozessen beschäftigten Produktions- 
arbeiter war 1973 im Reparäturwesen beschäftigt (94). Bedingt durch das rasche 
Wachstum des Grundmittelbestandes erhöhte sich die Zahl der Reparaturarbeiter ab- 
solut und relativ: 

Anteil der Reparaturarbeiter an der Gesamtzahl 
der Produktionsarbeiter in der Industrie: (95) 


Jahr 1963 1965 1967 1969 1971 197399 1975 
Anteil 33:5-- - 14,8 is. Dee ee, 16 


Mit fortschreitender Mechanisierung und Automatisierung erfährt der Instandhal- 
tungssektor einen grundlegenden Funktionswandel. Produktion und Instandhaltung 
werden anscheinend immer mehr zu gleichwertigen Bereichen, die einander autonom 
gegenüberstehen. 

Dieser Strukturwandel innerhalb der Industriearbeiter könnte langfristig jedoch 
wieder rückläufig sein, da verstärkt Anstrengungen unternommen werden, einen Ra- 
tionalisierungsprozeß in Gang zu setzen. Von 1969 bis 1973 erhöhte sich der Mecha- 
nisierungsgrad der Ausrüstungen bei den Reparaturarbeiten von 26,2 auf 29,4 Prozent, 
und der Anteil der Handarbeiter ging von 50,4 auf 47,3 Prozent zurück (97). 


E71 Vgl. Horst Kern/Michael Schumann: Industriearbeit und Arbeiterbewußtsein (II), Frank- 
furt/M 1974, S. 92 

92 Ebenda, (Bd D), S. 139 

93 Vgl. Statistische Praxis 11/1974, S. 542 

94 Vgl. ebenda, 8. 543 

95 Quelle: Statistische Jahrbücher der DDR 

96 Nur zentraigeleitete Betriebe 

97 Statistische Praxis 11/1974, S. 543 


Auch in anderen Hilfsprozessen werden verstärkt Anstrengungen unternom- 
men, die Mechanisierung und Automatisierung voranzutreiben, so daß sich z. B. der 
Anteil der Transportarbeiter an der Gesamtzahl der Produktionsarbeiter von 6,6 Pro- 
zent 1965 auf 5,6 Prozent 1975 verringerte (98). 

Die geistige Bedienungstätigkeit erhöhte sich von 1961 bis 1971 um mehr als 
20 Prozent, die Kontroll- und Überwachungsfunktionen um etwa 90 Prozent. Jedoch 
ist der Anteil der Arbeiter, die mit Kontroll- und Überwachungsfunktionen beschäf- 
tigt sind, mit 6,5 Prozent noch ziemlich niedrig (99). Damit scheint sich — wenn auch 
nur in einem sehr langsamen Prozeß — die schon scheinbar durch die Entwicklung 
der formalen Qualifikationsstruktur belegte These einer Abnahme stark belastender 
und restriktiver Tätigkeiten und einer Zunahme geistig-schöpferischer Tätigkeiten zu 
bestätigen. 

Differenziertere neue Untersuchungen in der DDR relativieren jedoch diese 
These. Im Gegensatz dazu zeigt sich zweierlei: „Erstens arbeiten an Arbeitsplätzen, 
die am höchsten vollmechanisiert bis vollautomatisiert sind, vorwiegend angelernte 
Arbeiter. Zweitens stellen diese Tätigkeiten, wie die Arbeitsplatzanalyse ausweist, 
vorwiegend sehr geringe bis geringe Anforderungen.‘‘ (100) 

„Die Verlagerung des Schwerpunktes in Richtung auf die geistige Arbeit ver- 
läuft alles andere als linear. (.. .) Indem Maße, wie z. B. Kontroll-und Überwachungs- 
funktionen an die Stelle von traditionellen Tätigkeiten treten, verlagert sich die Pro- 
portion zwischen körperlicher und geistiger Arbeitim allgemeinsten Sinne zugunsten 
der geistigen, aber zugleich entsteht das Problem des Wachstums solcher geistigen 
Arbeiten, die nur in geringem Maße schöpferischen Charakter haben und oft durch 
hohe psychische Belastung gekennzeichnet sind.“ (101) Der Rückgang von Qualifi- 
kationsanforderungen und damit zusammenhängend von schöpferisch-geistigen An- 
forderungen wird an modernen technischen Anlagen für normal und unvermeidlich 
gehalten (102). 


Arbeitsplätze nach geistig-schöpferischer Beanspruchung (103) 
(in Prozent, Gruppen nach Zeilen = 100) 


schöpferisch-geistige Beanspruchung 


hohe mittlere geringe 
traditionelle Maschinen 
und Anlagen 27,4 17,6 55,5 
teil und vollautomati- 
sierte Anlagen 5,8 10,4 82,7 


Folgende Tätigkeiten sollen in nächster Zeit zunehmen: „hochspezialisierte Teilfunk- 


98 Vgl Statistisches Jahrbuch der DDR 1976, S. 129 
99 Vgl. Manfred Lötsch/Hansgünter Meyer (Hrsg.), a.a.O., S. 41 
100 Sozialistische Arbeitswissenschaft 5/1972, S. 364 
101 Deutsche Zeitschrift für Philosophie 2/1974, S. 172 
102 Vgl. ebenda, S. 177 
103 Quelle: Manfred Lötsch/Hansgünter Meyer (Hrsg.), a.a.O., S. 44 
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tionen in mechanisierten Prozessen, Kontrollfunktionen mit einer hochgradigen In- 
tegration des Menschen in technische Prozesse; Überwachungsfunktionen mit einem 
hohen Anteil psychischer und geringen geistig-schöpferischen Anforderungen, prin- 
zipiell vorwiegend geistige, aber weitgehend monotone Tätigkeiten usw.‘‘ (104) 


Damit zeichnet sich in der Entwicklung der Qualifikationsanforderungen der 


Industrie in der DDR eine Tendenz zur Polarisierung der Belegschaften an den tech- 
nisch fortgeschrittenen Anlagen ab. Ein Teil übt restriktive und qualitativ anspruchs- 
lose Tätigkeiten aus, während für den anderen relativ autonome und qualifizierte Ar- 
beitsformen chrakteristisch sind (105) 


Es entsteht somit ein Widerspruch innerhalb der Qualifikationsentwicklung, 


der bisher über ein rigides Leistungssystem gelöst wird. Einerseits heißt es in der Ver- 
fassung der DDR: ‚Alle Jugendlichen haben das Recht und die Pflicht, einen Beruf 
zu erlernen.‘ (106) Die Arbeiter inden Betrieben werden dauernd aufgefordert, sich 
weiter zu qualifizieren, und es werden ihnen die entsprechenden Möglichkeiten über 
das betriebliche Bildungssystem geboten (107). Andererseits entstehen durch den 
technischen Wandel dauernd neue unqualifizierte repetitive Tätigkeiten ohne beson- 
dere Qualifkationsanforderung, die ja irgendjemand ausüben muß (108). 


Konkret anschaulich wird der genannte Widerspruch z. B., indem einerseits 


Fließfertigung zunehmend eingeführt und ihre Ausweitung propagiert wird, anderer- 
seits aber Fließfertigung gleichzeitig zu einer Verringerung des Bedarfs an Facharbei- 
tern führt (109). Oder es ist bekannt, ‚‚daß in chemischen Großbetrieben eine be- 
trächtliche Zahl Jugendlicher nach Abschluß der Betriebsberufsschule nicht entspre- 
chend der erhaltenen Fachausbildung im Werk eingesetzt wird“ (110). 


104 
105 


106 
107 


108° 


109 
110 
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ebenda 

Die aufgezeigte Entwicklung zeigt eine bemerkenswerte Parallelität zu den Ergebnissen in- 
dustriesoziologischer Untersuchungen in der BRD. Vgl. dazu Horst Kern/Michael Schu- 

mann, Industriearbeit....., 2a.0., S. 139 

GBI der DDR 11968, $. 210 

Nach allen Informationen dürfte.das Bildungssystem in der DDR nicht derartige Klassen- 
schranken aufweisen wie in der BRD — wenn auch ein rigides Leistungssystem herrscht. 
Trotzdem besteht eine gewisse Parallele: Etwa 5 Prozent der jeweiligen Jahrgänge besu- 

chen Spezialschulen und Spezialklassen. Sie zeichnen sich durch niedrige Klassenfrequen- 
zen aus und sind personell wie materiell bevorzugt ausgestattet. Es sind elitäre Bildungs- 
einrichtungen, die den „besonderen Erfordernissen der Nachwuchsentwicklung für die 

Wirtschaft, die Wissenschaft, den Sport und die Kultur dienen.“* Sie zeichnen sich durch 
hohe Stundenzahlen in den „profilierenden Fächern“ aus, „und zwar zu Lasten der Ver- 
minderung der Stunden für andere Fächer, so für den polytechnischen Unterricht‘“. An- 

gehörigen der höheren sozialen Schichten, vor allem den leitenden Funktionären in Par- 
tei, Staat und Wirtschaft scheint es in hohem Maße zu gelingen, ihre Kinder dort unter- 
zubringen. Dies wird offiziell zwar Kritisiert, aber keineswegs verhindert. (Vgl. DDR Hand- 
buch, a.a.0., S. 234 £.). Damit ist tendenziell das Prinzip der Einheitsschule durchbrochen, 
und es existiert eine Parallele zum Gymnasium in der BRD. 

Bezeichnenderweise gibt es seit 1970 keine neuen Angaben mehr über die Entwicklung 

der formalen Qualifikationsstruktur (vgl. Fußnote 86). Möglicherweise schlägt diese „ma- 
terielle Grundlage“ sich schon in der formalen Qualfifikationsstruktur nieder. Die bestan- 
denen Facharbeiterprüfungen sind von 1970 bis 1973 bei Lehrlingen in etwa konstant ge- 
blieben, bei den Werktätigen stark rückläufig (vgl. DDR-Handbuch, a.a.O., S. 247) 

Vgl. Statistische Praxis 4/1967, S. 206 

G. Bohring/K. Braunreuther (Hrsg.): Soziologie und Praxis, Berlin 1965, S. 79 


Damit existiert ein Zielkonflikt in der DDR zwischen den sich aus dem derarti- 
gen technischen Wandel ergebenden Qualifikationsanforderungen und einer Verbes- 
serung der Arbeitsbedingungen, d. h. hier einem Abbau belastender 1estriktiver und 
einer Zunahme geistig-schöpferischer Tätigkeiten. 

Ideologisch schlägt sich diese Entwicklung so nieder, daß „eine bestimmte Dif- 
ferenzierung (...) heute (für) ein notwendiges Korrelat zum Entwicklungsniveau der 
materiellen Produktivkräfte“ (111) gehalten wird. „Entstehung und Überwindung 
sozialer Differenzierungen haben gesetzmäßigen Charakter“, (112) womit dieser Pro- 
zeß wiederum gegen die Kritik von seiten der Arbeiter immunisiert ist. 

Somit wird dieser Zielkonflikt einseitig zugunsten von Produktivitätssteigerun- 
gen durch technischen Warıdel gelöst, und es werden weiterhin durch ein rigides Lei- 
stungssystem und eventuell andere Mechanismen, die an dieser Stelle nicht unter- 
sucht werden können, unqualifizierte Arbeiter produziert, die die entsprechenden 
unqualifizierten Tätigkeiten ausüben müssen. 


3.  Anweisungs- und Informationshierarchie 


Die Arbeiter in der DDR haben keinen Einfluß auf die gesellschaftlich relevanten 
Entscheidungen, und es sind keine Schritte hin zu einer realen Vergesellschaftung 
von Entscheidungsprozessen festzustellen. Speziell haben die Arbeiter im Rahmen 
der hier interessierenden Problematik keinen Einfluß auf die Ziele und Kriterien nach 
denen Technologie und Arbeitsorganisation, die den aufgezeigten Entwicklungen der 
Arbeitsbedingungen und der Qualifikation zugrunde liegen, entwickelt werden. Das 
soll im folgenden beispielhaft an der einseitigen Funktionalisierung der sogenannten 
innerbetrieblichen Demokratie zugunsten der Produktivitätssteigerung aufgezeigt 
werden. 


3.1. Grundsätzliche Instrumentalisierung der „sozialistischen Demokratie“ 


Aufgabe der Betriebe ist es, Produkte mit (kapitalistischem) wissenschaftlich-techni- 
schem Höchstniveau und zu niedrigsten Selbstkosten herzustellen. „Die Entfaltung 
der Demokratie im Betrieb muß also darauf gerichtet sein, die Entscheidungen zu 
finden und durchzusetzen, die diesen Zielen am besten entsprechen. Dabei erschließt 
die sozialistische Demokratie neue ökonomische Potenzen.“ (113) 

Damit ist die Entscheidung, daß ein Höchstmaß an Produktivitätssteigerung 
und Wachstum anzustreben sei, schon gefallen, bevor die Arbeiter überhaupt in den 
demokratischen Entscheidungsprozeß einbezogen werden sollen. Es ist zumindest 
denkbar, daß die Arbeiter ein geringeres Wachstum in Kauf nehmen würden, wenn 
es dadurch zu einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen, Verringerung von Schicht- 
111 Manfred Lötsch/Hansgünter Meyer (Hrsg.), a.a.O., S. 62 


112 Ebenda, S. 59 
113 _Wirtschaftswissenschaft 3/1969, S. 376 
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und Fließbandarbeit und der Arbeitszeit käme. Dies jedoch steht nicht zur Debatte. 
Es wird einfach festgestellt: „Der Chemiearbeiter wird Schichtarbeit, der Monteur 
wird die Entfernung von seinem Wohnort, der Bauarbeiter schwere körperliche Ar- 
beit und der Arbeiter am Fließband relativ eintönige Arbeit in Kauf nehmen müs- 
sen.“ (114) 

Die Richtigkeit und Unangreifbarkeit dieser grundsätzlichen Entscheidungen 
wird — entsprechend dem leninistischen Parteiprinzip — aus dem Führungsanspruch 
der Partei abgeleitet, die „in der Lage ist, die objektiven gesellschaftlichen Entwick- 
lungsgesetze und -prozesse zu erkennen und in Übereinstimmung mit ihnen handelt.“ 
(115) Wenn aber die Entscheidung für ein Höchstmaß an Produktivitätssteigerung, 
für mehr Schicht- und Fließbandarbeit, einem objektiven gesellschaftlichen Entwick- 
lungsgesetz entspricht, so ist diese Entscheidung gegen jede Kritik immunisiert. 

So geht es nur noch darum, die Arbeiter von der Richtigkeit dieser Entschei- 
dungen zu überzeugen und sie dafür zu gewinnen, an ihrer Realisierung mitzuwirken 
bzw. sich ihrer Realisierung zu beugen, sie jedoch von der grundsätzlichen Entschei- 
dung fernzuhalten. Dies soll im folgenden konkreter gezeigt werden. 


3.2. Betriebsgewerkschaftsleitung und das Prinzip der Einzelleistung 


„Die Werktätigen verwirklichen ihr Recht auf Mitwirkung im Betrieb vor allem durch 
die betriebliche Gewerkschaftsleitung.“ (116) Hier stellen sich zwei Fragen: Inwie- 
weit repräsentiert die BGL die Arbeiter und wie weit gehen ihre Mitwirkungsrechte 
bzw. was sind ihre Aufgaben? 

Entsprechend den Prinzipien des demokratischen Zentralismus werden alle Ge- 
werkschaftsfunktionäre „vom Vertrauensmann bis zum Bundesvorstand‘ von den 
Gewerkschaftsmitgliedern gewählt, andererseits sind ‚die Beschlüsse und Richtlinien 
der übergeordneten Gewerkschaftsleitungen (. . .) für die unteren Gewerkschaftslei- 
tungen und die Mitglieder bindend.“ (117) 

Damit repräsentiert die BGL einerseits nur den im FDGB organisierten Teil 
der Belegschaft. Quanitativ erweist sich das jedoch nicht als so problematisch, da je 
nach Branche 85 bis 95 Prozent der Werktätigen im FDGB organisiert sind (118). 

Andererseits repräsentiert die BGL aber alle Werktätigen im Betrieb: Arbeiter, 
Angestellte und Angehörige der Intelligenz. Deshalb ist sie kein reines Interessenver- 
tretungsorgan der Arbeiter, sondern vertritt auch die keineswegs gleichgerichteten 
Interessen der Intelligenz und leitenden Angestellten (119). 

Neben diesem Widerspruch ist es wegen des Wahlmodus fragwürdig, ob die BGL 
114  R. Schulz/H. Steiner (Hrsg.): Soziologie und Wirklichkeit, Berlin (DDR) 1966, S. 160 
115 Lenin Werke Bd. 7, S. 419; vgl. dazu auch J. Ellinger/W. Scholz: Sozialistische Demokra- 

tie im Industriebetrieb, Berlin (DDR) 1972, S. 17 
116 Gesetzbuch der Arbeit, Berlin (DDR) 1969, $ 12 (1) 

117 Satzung des FDGB, $ 13 
118 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.): Mitwirkung und Mitbestimmung, Bonn-Bad Godes- 

berg 1971, S. 10 

119 Vgl. Gesetzbuch der Arbeit, a.a.O., $ 11 (2) 


60 


wirklich die Arbeiter repräsentiert. 

„Die amtierenden Leitungen arbeiten im Zusammenhang mit den übergeordne- 
ten Gewerkschaftsorganen und den zuständigen SED-Leitungen die Kandidatenlisten 
aus, die der Bestätigung durch die Wahlgremien bedürfen.‘ (120) 

Konkurrierende Gegenvorschläge dürfen nicht gemacht werden. Damit wird 
jeglicher Basisinitiative, die ein weiterer Schritt zum „aufrechten Gang“ (Bloch) der 
Arbeiterklasse. wäre, die Möglichkeit genommen, Einfluß zu gewinnen. Arbeiter, die 
vorrangig an einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen interessiert sind, werden 
somit von diesem betrieblichen Mitwirkungsorgan ferngehalten. Dieser Wahlmodus 
dürfte deshalb einen apathisierenden Effekt auf die Klasse selbst haben. 

Aufgabe der Gewerkschaft ist es, für die Erfüllung und Übererfüllung der Volks- 
wirtschaftspläne, die Steigerung der Arbeitsproduktivität, die strengste Anwendung 
des Sparsamkeitsregimes, die Verbesserung der Qualität der Erzeugnisse und die Sen- 
kung der Selbstkosten (121) zu sorgen. Die Aufgaben und Rechte der BGL werden 
im Gesetzbuch der Arbeit in 15 Einzelpunkten dargelegt (122). Größtenteils handelt 
es sich auch hier um Fragen der Erfüllung bzw. Übererfüllung der Pläne, desreibungs- 
losen Produktionsablaufes und der Produktivitätssteigerung. Die Punkte, die sich mit 
Lohnfragen, sozialen Problemen und ähnlichem befassen, sehen ausdrücklich nur ei- 
ne „Mitwirkung“ der BGL vor. 

Damit ist die Gewerkschaft und BGL eindeutig an das vorrangige Ziel der Pro- 
duktivitätssteigerung gebunden und für dessen Erreichung funktionalisiert. 

Weiterhin stehen den Mitwirkungsrechten der BGL innerhalb dieses vorgege- 
benen Rahmens Bestimmungen über die Rechte der Betriebsleiter zu den gleichen 
Problemen gegenüber, die — entsprechend dem Prinzip der Einzelleitung — seine Al- 
leinverantwortlichkeit und sein alleiniges Entscheidungsrecht festlegen (123). 

Der Betriebsleiter wird nicht von der Belegschaft gewählt, sondern vom „über- 
geordneten Organ berufen“, soweit sich der Minister dies nicht selbst vorbehält (124). 
Nur übergeordnete Organe sind befugt, dem Leiter Weisungen zu erteilen (125). 

Durch die genannten Bestimmungen wird die ausgesprochen starke Stellung 
des Betriebsleiters deutlich. Daran ändert auch nichts die Pflicht, „über seine Tätig- 
keit zu berichten.“ (126) 

Prinzipiell hätten die Arbeiter oder Vertrauensleute bei diesen Berichten die 
Möglichkeiten, ihre unmittelbaren Interessen zu artikulieren. Jedoch scheint die 
Praxis der monatlichen Rechnungslegung (127) dies zu verhindern. Teilweise findet 
sie nicht statt (128). Den gewählten Mitgliedern der Vertretungsorgane gehen vor- 
her keine schriftlichen Unterlagen zu, so daß sie sich nicht vorbereiten und mit den 
120 DDR Handbuch, a.a.O., S. 280 
121 Vgl. Satzung des FDGB, Präambel 
122 Vgl. Gesetzbuch der Arbeit, a.a.0., $ 12 (2) 

123 Vgl. ebenda, $$ 9, 10 und 15 
124 GBider DDR H 1967, S. 130 
125 Vgl. Ebenda, S. 131 

126 Ebenda 


127 Vel. GBlder DDR II 1970, S. 547 ff. 
128 Vgl. Einheit 6/1971, S. 676 
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Arbeitern über die anstehenden Probleme diskutieren können (129). Häufig ist der 
Inhalt des Berichtes ein ökonomisches und technisches „Zahlenfeuerwerk“ (130). 
Die Arbeits- und Lebensbedingungen der unmittelbaren Produzenten werden darin 
nicht berücksichtigt (131). 

Diese Art von Informationspolitik scheint kein Zufall zu sein, sie ist Ausfluß 
einer bewußten selektiven Filterung von Informationen: Es kommt ‚nicht so sehr 
darauf an, soviel wie möglich Informationen zu vermitteln, sondern klug und ver- 
antwortungsbewußt auszuwählen (... .). Informationsmenge und -inhalt müssen mit 
der zu lösenden Aufgabe und dem Niveau der Qualifikation der Werktätigen harmo- 
nisch abgestimmt sein.“ (132) „Informationsfilterung ist notwendig, sie ist für die 
Existenz eines Systems einfach ökonomisch.“ (133) 

Wenn in der DDR Kritik an einer derartigen Informationspraxis aufkommt, so 
nur unter dem Kriterium der Produktivitätssteigerung. ‚„‚Untersuchungen haben er- 
geben, daß das Gefühl ausreichender Informiertheit eine positive Einstellung zur Ar- 
beit und zum Betrieb zur Folge hat.“ (134) 


3.3. Weitere Institutionen innerbetrieblicher Demokratie 


Im folgenden sollen die Funktion der Institutionen der innerbetrieblichen Demokra- 
tie, wie der gewerkschaftlichen Versammlungen, der Plandiskussion, des Produktions- 
komitees bzw. der ständigen Produktionsberatung und der Arbeiter- und Bauernin- 
spektion dargelegt werden (135). Dabei werde ich versuchen — wie eben bei der mo- 
natlichen Rechnungslegung des Betriebsleiters — neben ihrer grundsätzlichen Funk- 
tion, das, was real in diesen Institutionen abläuft, versuchsweise anzudeuten. 

Auf den gewerkschaftlichen Versammlungen könnten sich die Arbeiter noch 
am ehesten über ihre Interessen verständigen. Häufig sind jedoch Vertreter der Wirt- 
schaftsleitung überrepräsentiert und bringen vor allem ihre Spezialprobleme zur 
Sprache (136). 

Probleme der Produktivitätssteigerung stehen einseitig im Vordergrund (137). 
„Vielerorts wird durch das Auftreten der Wirtschaftsfunktionäre ein stark administra- 
tiver Zug in die gewerkschaftlichen Mitgliederversammlungen getragen. Es zeigen sich 
auch Tendenzen zur Unterdrückung von Kritik. Nicht in allen Gewerkschaftsgruppen 
herrscht eine offene Atmosphäre. Manche Versammlungen enden ohne Diskussion, 


129 Einheit 5/1971, 8. 574 £. 

130 Die Arbeit 10/1971, S. 33 

131 Ebenda, S. 30 

132 : Rudi Weidig: Sozialistische Gemeinschaftsarbeit, Berlin (DDR) 1969, S. 220 

133  Arbeitswissenschaftliche Lehrbriefe, Nr. 22, 1971, 5. 32 

134 Ebenda, 5. 29 i 

135 Sämtliche Organe der sozialistischen Demokratie im Industriebetrieb können an dieser 
Stelle nicht aufgezählt und analysiert werden. (Vgl. dazu J. Ellinger/W. Scholz, a.a.O., 
8. 78 ff.) 

136 Die Arbeit 9/1971, S. 27 

137 Vgl. Die Arbeit 10/1971, S. 38 


und die Probleme werden hinterher in den Pausen erörtert.‘ (138) 

Vermutlich aus diesen Gründen gibt es in 60.000 Gewerkschaftsgruppen mit 
insgesamt 1,5 Millionen Mitgliedern keine regelmäßigen Zusammenkünfte (139). 

In der Plandiskussion hat der Leiter der Vereinigung volkseigener Betriebe 
(VVB) den Jahres- und Perspektivplan zu erläutern. Er ist „verpflichtet, (... .) die 
Plandiskussion in enger Zusammenarbeit mit der BGL vorzubereiten und durchzu- 
führen. Er ist verantwortlich, daß jeder Werktätige in der Plandiskussion mit der staat- 
lichen Aufgabe vertraut gemacht wird.‘ (140) 

Zwar sollen Vorschläge der Werktätigen ‚‚bei der Ausarbeitung der betriebli- 
chen Pläne‘ berücksichtigt werden (141). Da jedoch ‚‚die Plandiskussion sowie die 
Organisierung der Wettbewerbsinitiativen (... .)alseine Einheit zu betrachten‘ (142) 
sind, ist zu vermuten, daß im allgemeinen nur Vorschläge zur Übererfüllung der Pläne 
berücksichtigt werden. 

Das Produktionskomitee (PK) trat von 1963 (143) bis Ende 1971 an die Stelle 
der ständigen Produktionsberatung(StPB) als wichtigstes Mitwirkungsorgan der Beleg- 
schaften an der Leitung der Betriebe (144). Es ist kein gewerkschaftliches Organ, 
sondern wird von allen Belegschaftsmitgliedern gewählt (145). Die Kanidaten müs- 
sen allerdings von gesellschaftlichen Institutionen vorgeschlagen werden (146). „Das 
PK besteht aus politisch und fachlich hochqualifizierten Mitarbeitern des Betriebes, 
die alle zu beratenden Probleme umfassend und sachkundig beurteilen können und 
durch ihre Empfehlungen an den Direktor des Betriebes zur wissenschaftlichen Ent- 
scheidungsfindung beitragen.‘‘ (147) 

Das PK hat eine „beratende und kontrollierende“ (148) Funktion, die im we- 
sentlichen nur der reibungslosen Planerfüllung und Produktivitätssteigerung dient 
(149). Die Praxis der Arbeit der PK zeigt, daß die Arbeiter nicht in der Lage sind, 
die — zumindest formal vorgesehene — Aufgabe des PK, „sich um die planmäßige 
Verbesserung der Arbeits und Lebensbedingungen der Werktätigen zu sorgen“ (150), 
durchzusetzen. 

Im PK sind die Produktionsarbeiter nur mit einem Anteil von 25 bis 30 Pro- 
zent vertreten (151). Sieerfahren meistens erst unmittelbar während der Sitzung von 


138 Ebenda, S. 39 

139 Vgl. ebenda, S. 36 

140 NH. Luft: Demokratie in der sozialistischen Wirtschaft, Berlin (DDR) 1969, S. 41 

141 Ebenda 

142 3. Ellinger/W. Scholz, a.a.O., S. 108 

143 Rudolf Becker: Die sozialökonomische Funktion der Produktionsberatungen, in: Peter 
Christian Ludz (Hrsg.): Studien und Materialien zur Soziologie der DDR, Sonderheft 
8 der Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, Köln 1964, S. 183 

144 DDR Handbuch, a.a.O., S. 678 

145 Vgl. Gesetzbuch der Arbeit, a.a.O., $ 10a (3) 

146  GBilder DDR If 1967, S. 498 

147 Ebenda 

148 Gesetzbuch der Arbeit, a.a.O., $ 10a (3) 

149 Vgl. ebenda 

150 Ebenda, $ 10a (3)e 

151 Vgl. Soziologie im Sozialismus, Berlin (DDR) 1970, S. 108 
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den anstehenden Entscheidungen (152). Sie beurteilen selber ihre Fähigkeiten zur 
Mitwirkung bescheiden und meinen, ihr gegenwärtiger Wissensschatz reiche nicht aus, 
um Einfluß zu nehmen (153). So sind die Tagungen des PK ‚‚oft eine Art Dienstbe- 
sprechung der ohnehin verantwortlichen Leiter“ (154), und die Mitarbeit von unmit- 
telbar inder Produktion tätigen Arbeitern ,,mehreine Sache desäußeren Bildes“ (155). 

Die ständige Produktionsberatung (StPB) wurde 1959 eingerichtet, führte von 
1963 bis Ende 1971 ein Schattendasein und trat ab diesem Zeitpunkt wieder an die 
Stelle des PK als zentrales Mitwirkungsorgan im Betrieb (156). Die StPB wird von 
den Gewerkschaftsmitgliedern gewählt und ist unter der Leitung der Betriebsgewerk- 
schafts- oder Abteilungsgewerkschaftsleitung tätig (157). Sie hat im wesentlichen die 
gleichen Aufgaben wie das PK, Schwerpunkt ihrer Arbeit soll jedoch die Durchset- 
zung von Rationalisierungsvorhaben sein (158). Da auch in den StPB der Anteil der 
Produktionsarbeiter nur etwa 25 bis 30 Prozent beträgt (159), sie zusätzlich noch 
oft von den Leitern übergangen werden (160), dürften sie ebensowenig ein Organ zur 
Artikulierung der unmittelbaren Interessen der Arbeiter sein wie die PKs. 

Die Mitglieder der Arbeiter- und Bauerninspektion (ABI) werden in Beleg- 
schaftsversammlungen gewählt (161). Ihre Hauptaufgabe besteht darin, ‚durch syste- 
matische Kontrollen zu sichern, daß die Beschlüsse und Direktiven der Partei der Ar- 
beiterklasse verwirklicht werden‘ (162). Der Schwerpunkt ihrer Arbeit liegt auf der 
Kontrolie der Durchführung der Jahres- und 5-Jahrespläne, und die „übergeordneten 
Organe (. . .) orientieren die Betriebskommissionen auf die Schwerpunkte, die von 
besonderem volkswirtschaftlichen Interesse sind.‘ (163) 

Aus dem angeführten Material wird deutlich, daß die unmittelbaren Produzen- 
ten in den Institutionen der innerbetrieblichen Demokratie kaum die Möglichkeit 
haben, ihre Interessen an einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen zu artikulie- 
ten, geschweige denn, sie durchzusetzen. Einseitig sind diese Organe für die Produk- 
tivitätssteigerung und die bessere Planerfüllung instrumentalisiert. Die grundsätzli- 
chen gesellschaftlich relevanten Entscheidungen werden ohne Einflußmöglichkeiten 
der unmittelbaren Produzenten getroffen. 


152 Vgl. Die Wirtschaft 32/1970, S. 10 

153 Vgl. ebenda und: Die Arbeit 10/1971, S. 30 
154 Ebenda 

155 Ebenda 

156 Die Arbeit 2/1972, S. 35 

157 Vgl. J. Ellinger/W. Scholz, a.a.O., S. 102 
158 Vgl. ebenda 

159 Vgl. Soziologie und Sozialismus, a.a.O., S. 108 
160 Vgl. J. Ellinger/W. Scholz, a.a.O., S. 103 
161 Vgl. ebenda, S. 119 £. 

162 Ebenda, S. 120 

163 Ebenda 
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3.4. Sogenannte Masseninitiativen 


Als weitere wichtige Elemente der sozialistischen Demokratie im Betrieb werden 
Neuererbewegung, sozialistischer Wettbewerb, Haushaltsbuch und persönliche Plä- 
ne ausgegeben. 

Die Neuererbewegung hilft „durch Lösungen und Vorschläge zur Rationalisie- 
rung des Arbeitsprozesses‘‘ (164), das Wachstum zu forcieren. „Mit ihrer schöpferi- 
schen Arbeit leisten die Neuerer im sozialistischen Wettbewerb einen bedeutsamen 
Beitrag zur Rationalisierung. Sie decken betriebliche Reserven auf und setzen sich 
für die Übernahme bewährter Neuerungen aus anderen Betrieben, aus der Sowjet- 
union und anderen sozialistischen Ländern ein.‘ (165) Prinzipiell wäre mit der Neu- 
ererbewegung der Klasse selbst die Möglichkeit, gegeben, die Entwicklung von Tech- 
nologie und Arbeitsorganisation von ihrem Standpunkt aus zu beeinflussen, sich die 
geistigen Potenzen des Produktionsprozesses wieder anzueignen und auf eine Verbes- 
serung der Arbeitsbedingungen hinzuwirken. Dieser Gefahr wird aber durch die Or- 
ganisation der Neuererbewegung sofort vorbeugend Einhalt geboten. „In keinem 
Fall ist es zulässig, die Erfolge der Neuererbewegung im Rahmen des sozialistischen 
Wettbewerbs dem Zufall zu überlassen. Die Aufgaben für die Neuerer sind aus dem 
Betriebsplan abzuleiten, auf die Schwerpunkte zu konzentrieren und zum Bestand- 
teil des sozialistischen Wettbewerbs zu machen.“ (166) 

Damit ist die Bewegung von vornherein für die Produktivitätssteigerung kanali- 
siert, Dies schlägt bis in den Sprachgebrauch der Arbeiter durch. Sie bezeichnen For- 
derungen und Anregungen mit dem Ziel, die eigenen Arbeits- und Lebensbedingun- 
gen zu erleichtern, wenn diese nicht die Produktivität erhöhen, nicht als Verbesse- 
rungsvorschläge (167). 

Was läuft nun praktisch im Rahmen der Neuererbewegung ab? 

Die offiziellen Angaben vermitteln den Eindruck einer immer stärkeren Be- 
teiligung der Arbeiter. So stieg die Anzahl der Neuerer von 579.000 1963 auf 
1.400.000 1974 (168). Wie diese Zahlen jedoch vermutlich zustandekommen, ver- 
deutlicht folgendes Zitat: „In der Handhabung der neuen Neuererverordnung gibt 
es, wie Analysen zeigen, durch manche Leiter noch Willkür und Subjektivismus. In 
dem Bestreben, möglichst viele Produktionsarbeiter als Neuerer zu registrieren und 
abzurechnen, werden mitunter die Brigademitglieder von Neuerern mit aufgeführt, 
obwohl sie an der Ausarbeitung der betreffenden Vorschläge keinen Anteil haben. 
Es gibt vereinzelte Fälle, wo entgegen den gesetzlichen Bestimmungen mit Kollekti- 
ven von hundert und mehr Beschäftigten Neuerervereinbarungen abgeschlossen wur- 
den. Es liegt auf der Hand, daß in solchen großen Kollektiven von der Mehrzahl der 
Angehörigen echte schöpferische Leistungen weder gefordert noch überhaupt unter 


164 Autorenkollektiv unter Leitung von Joachim Hemmerling: Neuererbewegung — Arbeits- 
initiative zur sozjalistischen Rationalisierung, Berlin (DDR) 1975, S. 20 

165 GBl der DDR II 1972, S. 3 

166 J. Ellinger/W. Scholz, a.a.0., S. 96 

167 Vgl. Dieter Voigt, Montagearbeiter in der DDR, Darmstadt und Neuwied, 1973, S. 120 

168 Vgl. Polytechnische Bildung und Erziehung 1/1976, S. 3 
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derartigen Bedingungen erbracht werden können.“ (169) 

Hier wird deutlich, auf welche Weise ein Großteil der Arbeiter in den Statisti- 
ken zu Neuerern werden. 

Den Kern der Neuererbewegung machen nicht die Produktionsarbeiter aus. „‚So- 
ziologische Untersuchungen in der zentralgeleiteten Industrie zeigen {. . .), daß in 
der Zusammensetzung der Neuerer in der Industrie vor allem leitende Kader, Meister, 
Einrichter, Brigadiere usw. vertreten sind, denen gegenüber die Produktionsarbeiter 
noch erheblich zurückstehen.‘‘ (170) Die leitenden Kader etc. dürften die Neuererbe- 
wegung benutzen, um sich materielle Vorteile zu verschaffen, denn die Vorschläge 
werden je nach (geldmäßig gemessenen) ökonomischen Nutzen mit zwischen 30 und 
200.000 MDN honoriert (171). Es gibt sogar Hinweise, daß der Arbeiteranteil unter 
den Neuerern rückläufig ist, während der Anteil der wissenschaftlich-technischen In- 
telligenz steigt (172). 

Seit 1971 wird der sozialistische Wettbewerb als „umfassende Form der Teil- 
nahme“ stärker betont (173). Er ist von nun an „das Hauptfeld der Teilnahme der 
Werktätigen an der Leitung des Betriebes.‘ (174) Aus den konkreten Aufgaben des 
Planes des Betriebes oder der Abteilung werden die Wettbewerbsverpflichtungen ab- 
geleitet (175). Dabei haben die Leiter die Information für die Arbeiter so zu gestal- 
ten, „daß sie in verständlicher Form die wesentlichen Ergebnisse und Zusammenhän- 
ge beinhaltet und bei den Werktätigen zwingende und logische Schlußfolgerungen 
auslöst‘‘ (176), d. h., es dürfte oft so sein, daß die Arbeiter mehr oder weniger frei- 
willig zur Übernahme von Wettbewerbsverpflichtungen hinmanipuliert werden. 

Formen und Methoden, die zur Führung des sozialistischen Wettbewerbs an- 
gewandt werden, sind: „Das Wetteifern zwischen den einzelnen Kollektiven im Be- 
trieb, zwischen den Belegschaften, die sozialistische Gemeinschaftsarbeit, die gegen- 
seitige sozialistische Hilfe in den Kollektiven sowie das Ringen um die Anerkennung 
als ‚Bester Meister‘, ‚Bester Facharbeiter‘, ‚Bestes Maschinenkollektiv‘ u.a.“ (177) 

Als weiterer „direkter Anteil (der Arbeiter) an der Leitungstätigkeit‘‘ wird das 
Haushaltsbuch ausgegeben (178). ‚Im Haushaltsbuch sind die von den Werktätigen 
direkt zu beeinflussenden Kosten zu erfassen und abzurechnen.‘‘ (179) Es „orien- 
tiert die Werktätigen durch qualitative und quantitative Leistungskennziffern darauf, 
sowohl innerhalb ihrer Arbeitsaufgaben als auch durch Neuererleistung, den Aufwand 
an lebendiger und vergegenständlichter Arbeit zu senken, Erzeugnisse mit hoher Qua- 
lität zu produzieren und höchste Effektivität der geselischaftlichen Arbeit zu si- 


169 Aktivität... „a.a.0., S. 20 

170 Ebenda 

171 Vet GBi der DDR II 1972, S. 9 
172 Vgl. Einheit 3/1971, S. 283 und S. 285 
173 Vgl. Einheit 5/1971, S. 676 

174 3. Eilinger/W. Scholz, a.a.O., S. 83 
175 Ebenda, S. 86 

176  Ebenda, S. 89£. 

177 Ebenda, S. 89 

178 Vgl. ebenda, S. 91 

179  Ebenda 
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chern.““ (180) 

Ein ähnliches Instrument sind die persönlichen Pläne. Sie „sind deshalb so 
wertvoll, weil jeder einzelne seine Reserven auf den Tisch legt.‘ (181) 

Damit sind die sogenannten Masseninitiativen sozialistischer Wettbewerb, Haus- 
haltsbuch und persönliche Pläne eindeutig ein geschickteres, weil versteckteres In- 
strument, die Normen zu erhöhen, als deren administrative Erhöhung, die schon ein- 
mal 1953 zur Explosion geführt hat (182). Bei der Neuererbewegung liegt die Proble- 
matik etwas komplizierter, da sie zu technischen und organisatorischen Veränderun- 
gen im Arbeitsprozeß führen, die aber ebenfalls einseitig auf eine Produktivitätsstei- 
gerung hin orientiert sind. 

Auf die grundsätzlichen gesellschaftlich relevanten Entscheidungen über Ziel 
und Richtung der betrieblichen Entscheidungen, vor allen Dingen etwa im Hinblick 
auf eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen haben somit die Institutionen der in- 
nerbetrieblichen Demokratie und die sogenannten Masseninitiativen so gut wie Kei- 
nen Einfluß, dienen nur der besseren Umsetzung von an anderer Stelle gefallenen 
grundsätzlichen Entscheidungen. 


4. Reaktionsformen und Bewußtsein der Arbeiter 


Wenn die Arbeiter auch kaum Einfluß auf das Zustandekommen der gesellschaftlich 
relevanten Entscheidungen haben, so reagieren sie doch auf die bisher aufgezeigte 
Entwicklung der Arbeitsbedingungen. 

Im folgenden soll versucht werden, diese Reaktionen anzudeuten, obwohl we- 
gen der problematischen Materiallage große Vorsicht bei Schlußfolgerungen, die dar- 
aus gezogen werden können, geboten ist. 


4.1. Reaktionen der Arbeiter auf die Arbeitsbedingungen 


Auf die Unzufriedenheit der Arbeiter mit den aufgezeigten Arbeitsbedingungen bzw. 
der Erhöhung der Arbeitsbelastungen deuten immer wieder Randbemerkungen und 
Nebensätze in wissenschaftlichen Veröffentlichungen, aber auch empirische Unter- 
suchungen hin. 

Bei der Einführung von Schichtarbeit ‚‚ist die Bereitschaft der Werktätigen zur 


180  Autorenkollektiv unter Leitung von Joachim Hemmerling, a.a.0., S. 35 

181  J. Eilinger/W. Scholz, a.a.0., S. 87 

182 Vgl. dazu Rudi Dutschke: Der Kommunismus, die despotische Verfremdung desselben in 
der UdSSR und der Weg der DDR zum Arbeiteraufstand vom 17. Juni 1953, in: Rudi 
Dutschke/M. Wilke (Hrsg.): Die Sowjetunion, Soischenizyn und die westliche Linke, Rein- 
bek bei Hamburg 1975; Arnulf Baring: Der 17. juni 1953, Köln/Berlin 1965; Heinz Brandt: 
Ein Traum, der nicht entführbar ist, München 1967; Ernest Mandel: Der Arbeiteraufstand 
in Ostdeutschland 1953, in: Die Internationale Nr. 5, Oktober 1974 
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Mitarbeit erfahrungsgemäß gering‘. (183) In einer Untersuchung der Drahtbetriebe 
des VEB Mansfeld Kombinat Wilhelm Pieck Eisleben hatte „ein beachtlicher Teil der 
Befragten (. . .) Beanstandungen zu den gegebenen klimatischen Bedingungen am 
Arbeitsplatz, zur Lärmsituation und zu den Lichtverhältnissen‘“” (184) 

Den aufgezeigten Arbeitsbelastungen der Schicht und Fließbandarbeit versu- 
chen die Arbeiter durch Betriebs- bzw. Berufswechsel zu entgehen. So hatten z.B. 
„fast ein Viertel der Monteure (...) ien Vorbetrieb verlassen, um Schichtarbeit und 
Fließbandfertigung mit dem Industriebau zu vertauschen‘‘ (185). Gerade die jungen 
unqualifizierten Arbeiter, die bereits unter den gesellschaftlichen Verhältnissen der 
DDR aufgewachsen und von ihnen geprägt worden sind, wehren sich mehr oder we- 
niger unbewußt gegen die Existenz einer Reihe von besonders belastenden Arbeits- 
plätzen, auf denen sie tätig sein müssen. Sie gehören zu den am stärksten fluktuieren- 
den Gruppen. 

Eine weitere Form des Widerstandes gegen die hohen bzw. gestiegenen Arbeits- 
belastungen ist die Arbeitszurückhaltung. „Die Arbeitsbedingungen, der Inhalt der 
Arbeit (. . .)haben einen großen Einfluß auf das Disziplinverhalten der Arbeiter. So 
treten in Abteilungen mit starker Wärme-, Geruchs- oder Lärmbelästigung häufiger 
Disziplinschwierigkeiten auf als in den anderen Abteilungen.“ (186) 

Besonders stark ist der Ärger der Arbeiter über die permanente Kontrolle, der 
sie ausgesetzt sind. Auf dem VII. Parteitag beschwerte sich eine Brigadierin, daß „es 
mit der Ehre eines Arbeitersunvereinbar ist, daß hinter jedem vierten Arbeiter in unse- 
rem Betrieb ein Kontrolleur steht“ (187). Sie versuchen sich — soweit es ihnen mög- 
lich ist — gegen die Installation von Kontrollinstrumenten ihre Arbeit zu wehren. 
Darauf deutet das schon angeführte Beispiel des VEB Magdeburger Werkzeugmaschi- 
nenfabrik hin, in der „unter Führung der Betriebsparteiorganisation (.. .) die leiten- 
den Wirtschaftsfunktionäre und Spezialisten die Werktätigen gewissenhaft auf die 
Anwendung eines Prozessographen‘‘ (188) vorbereiten mußten, um den Widerstand 
der Arbeiter dagegen zu brechen. _ 

Diese Auseinandersetzungen, stehen in der Tradition des Kampfes der Arbeiter 
gegen Normerhöhungen (189), deren dauernder administrativer nach dem 17. Juni 
1953 eine Phase versteckterer Erhöhungen folgte. Aber auch diese Regelungen unter- 
laufen die Arbeiter — so z. B. die technisch begründeten Arbeitsnormen (TAN): 
Nicht immer ist das Verhältnis zu den Normensachbearbeitern gespannt. „Viele von 
ihnen berichten offen, welcher Auftrag sie auf die Baustelle führte. Ohne Wissen der 
Zentrale berieten sie dann im Kollektiv mit Meister, Brigadier und den besten Mon- 
teuren, und man einigte sich,‘“ (190). Die Arbeitsnormung ist oft ein „Handelsge- 
183 Schichtarbeit in soziologischer Sicht, a.a.0., $. 24 
184  Ebenda, S. 71 
185 Dieter Voigt, a.a.O., S. 151 
186 Aktivität... „a.a.0., S. 39 
187 Protokoll des VII. Parteitages der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, Berlin 

(DDR) 1967, Bd. Ill, S. 287 
188 Einheit 2/1973, S. 200 £. 


189 Vgl. dazu Benno Sarel: Arbeiter gegen den „Kommunismus“, München 1975 
190 Dieter Voigt, a.a.O., S. 108 


schäft zwischen Arbeitsnormer und Arbeitern“ (191). 

Damit wird zumindest teilweise von den Arbeitern die Intention der WAO un- 
terlaufen, die Normen ‚‚technisch-ökonmisch‘‘ objektiv und wissenschaftlich festzu- 
legen (192) und sie damit ihrer Kritik zu entziehen. 

Eine weitere Reaktionsform der Arbeiter auf bestehende Arbeitsbedingungen 
ist die durch geringe Identifikation mit dem Produktionsprozeß bedingte Material- 
verschwendung. „Dem Politbüro. liegen Fotos von Untersuchungen auf Baustellen 
vor, die eine nicht mehr zu überbietende Unordnung und Verschwendung von wert- 
vollsten Materialien und Ausrüstungen zeigen und mit Worten kaum noch zu beschrei- 
ben sind.“ (193) 

Die aufgezeigten Widerstandsformen der Arbeiter gegen die Arbeitsbedingun- 
gen sind weitgehend defensiver, mehr apathischer und unbewußter Natur. Darauf 
deutet auch die Erhöhung des Krankenstandes — sei es als bewußtes Fernbleiben, 
sei es als wirkliche Krankheit, ausgelöst durch erhöhten Streß — seit 1970 hin. Ab 
etwa diesem Zeitpunkt kam es vermutlich zu insgesamt erhöhten Arbeitsbelastun- 
gen in der DDR. 

Die Leiter und Wissenschaftler bemühen sich in immer stärkerem Maße, Sozial- 
techniken zu entwickeln, um den Widerstand der Arbeiter zu brechen. So werden 
auf wissenschaftlichen Tagungen Ergebnisse der Sozialforschung und Sozialtechnolo- 
gie für das optimale Vorgehen etwa bei Einführung der Schichtarbeit vermittelt (194). 
Es werden die Gründe, die zur Ablehnung der Schichtarbeit führen, untersucht (195), 
um sachgerechtere Strategien bei ihrer Einführung anwenden zu können. ‚Für die 
betriebliche Praxis wird eine solche differenzierte Analyse benötigt, weil man nur 
aus so gearteten Materialien die Reaktion der Werktätigen auf ein entsprechendes 
* konkretes Angebot an Mehrschichtarbeitsplätzen ableiten und entsprechende kon- 
krete Maßnahmen einleiten kann.‘ (196) 

Eine solche sozialtechnische Anweisung für die Leitung der Betriebe ist etwa 
der Hinweis, die ersten Versuche mit der Schichtarbeit optimal vorzubereiten. „Das 
ist vor allem deshalb notwendig, weil eine unzureichende Organisation die mitunter 
nur mühevoll (!) gewonnenen Einsichten (der Arbeiter) schnell verschüttet und Ge- 
genargumente schafft.“ (197) 

Ähnliche Sozialtechniken, aber auch Vorschläge zur administrativen Lösung 
des Problems werden zur Problematik der Fluktuation entwickelt. „Die Ergebnisse 
(der wissenschaftlichen Untersuchungen) sollen den Leitern der untersuchten Berei- 
che zu neuen Einsichten und Praktiken verhelfen.“ (198) 

Die umfangreichen Bemühungen in der DDR, Sozialtechniken zu entwickeln, 
191 Einheit 8/1962, $. 19 
192 Vgl. u.a. Arbeitswissenschaft für Ingenieure, Leipzig 1973, S. 319 
193 Das Volk, Erfurt, vom 12. Juni 1970, S. 6, zitiert nach: Dieter Voigt, a.a.O., S. 87 
194 Vgl. Schichtarbeit in soziologischer Sicht, a.a.O., S. 75f 
195 Vgl. ebenda, S. 68 ff. 

196 Ebenda, S. 24 
197  Ebenda, S. 76 


198 K. Braunreuther u.a, (Hrsg.): Soziologische Aspekte der Arbeitskräftebewegung, Berlin 
(DDR) 1967, S. 328 
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um den Widerstand der Arbeiter zu brechen, weisen auf den Umfang derartiger Wi- 
derstandsformen hin, ohne daß man ihn allerdings genau quantifizieren könnte. 

Sie weisen aber gleichzeitig auch auf ein weiteres Problem hin: Steht der um- 
fangreiche Aufwand wissenschaftlicher, ideologischer, agitatorischer und administra- 
tiver Art, Produktivitätssteigerungen gegen den größten Teil der Arbeiter durchzu- 
setzen, gesamtwirtschaftlich — auch unter dem Produktivitätsaspekt gesehen — wirk- 
lich in einem adäquaten Verhältniszu den entsprechenden wirtschaftlichen Erfolgen? 
Schließlich wird dafür ein erheblicher Teil der gesamtgesellschaftlichen Arbeitskapa- 
zität aufgewandt. 


4.2. Reaktionen der Arbeiter auf die geringen Mitwirkungsrechte 


Eine empirische Untersuchung in einem Rostocker Elektrobetrieb zeigt, daß nur 
„sehr wenig Arbeiter den Eindruck hatten, sie könnten im Betrieb wirksam mitbestim- 
men.‘ (199) 

So verweigert denn auch der größte Teil der Arbeiter seine Mitarbeit in den Gre- 
mien der innerbetrieblichen Demokratie, da sie in ihnen sowieso keine Einflußmög- 
lichkeiten haben. Die Mitarbeit ist gering und beschränkt sich auf wenige Gutwilli- 
ge: „teilweise sind Einzelne in vielen dieser Organe gleichzeitig vertreten und über- 
belastet.‘ (200) Die Mitarbeit scheint so gering zu sein, daß erwogen wird, verschie- 
dene Gremien aufzulösen. „Bei Aussprachen in Betrieben und wissenschaftlichen 
Einrichtungen wurde wiederholt die Frage aufgeworfen, ob einige Formen der sozia- 
listischen Demokratie überholt sind und ob einige existierende ehrenamtliche Gre- 
mien aufgelöst werden können.“ (201) 

Wie bereits erwähnt, beträgt der Anteil der Produktionsarbeiter im Produk- 
tionskomitee bzw. jetzt in der Ständigen Produktionsberatung nur 25 bis 30 Pro- 
zent (202). 

Der Arbeiteranteil in der Neuererbewegung ist rückläufig. (203) 

In 60.000 Gewerkschaftsgruppen mit 1,5 Millionen Mitgliedern finden keine 
regelmäßigen Zusammenkünfte statt (204). 

Das scheint auf resignatives Hinnehmen des Gegebenen und mehr apathische 
Formen des Widerstandes der Arbeiter durch Verweigerung hinzudeuten. So etwa 
auch die mehr achselzuckende Übernahme von Wettbewerbsverpflichtungen: „Brach- 
te der Meister Verpflichtungen, Aufrufe zum Wettbewerb und Stellungnahmen, so 
sagte er unumwunden: ‚Ja, so unterschreibt doch, dann haben wir unsere Ruhe‘.“ 
(205) 

199 Soziologie und psychologische Erfahrungen aus Forschung und Praxis, Berlin (DDR) 

1965, S. 100 
200 I. Ellinger/W. Scholz, a.a.O., S. 145 
201 Ebenda, S. 143 
202 Soziologie im Sozialismus, a.a.O., S. 108 
203 Einheit 3/1971, S. 283 und 285 


204 Die Arbeit 10/1971, S. 36 
205 Dieter Voigt, aa.O., S. 94 
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Manchmal jedoch schlagen diese mehr resignativen Reaktionen der Arbeiter auf ihre 
geringen Mitwirkungsmöglichkeiten bei Konkret anstehenden Problemen um: „Ohne 
bereits bestimmte Maßnahmen festzulegen, erwog die Leitung eine Änderung der 
Schichtzusammensetzung, um den Transport der Werktätigen rationeller zu gestal- 
ten (... .). Zahlreiche Werktätige, die über informelle Kanäle (also nicht die Institu- 
tionen der innerbetrieblichen Demokratie, d.V.) davon Kenntnis erhielten, sahen 
weitreichende Konsequenzen und ‚liefen Sturm‘ gegen eine solche Regelung.‘ (206) 

Solche Reaktionen sind Ausfluß der Forderung der Arbeiter nach mehr Mit- 
bestimmung gerade bei ökonomischen Problemen, die sie selbst unmittelbar betref- 
fen. So ermittelte eine empirische Untersuchung: ‚Die Forderung nach mehr Mitbe- 
stimmung richtet sich vor allem auf die ökonomischen Probleme der betreffenden 
Abteilung des Betriebes. 87 Prozent der befragten Kollegen forderten mehr Einfluß 
auf diese Probleme.‘“ (207) 

Diese Haltung richtet sich somit TE gegen die belastenden Arbeitsbe- 
dingungen. 


4.3. Relativ festgefügter sozialer Rahmen der Arbeiter 


Es gibt eine Reihe von Indikatoren, die auf die Existenz eines relativ festgefügten so- 
lidarischen Rahmens der Arbeiter hinweisen, innerhalb dessen die angedeuteten Wi- 
derstandsformen ablaufen. „Es gibt natürlich auch negative Gruppierungen bzw. ne- 
gative Auswirkungen von informellen Gruppierungen, z. B. Cliquen, die auf Arbeits- 
zurückhaltung, Normenschaukelei (es bilden sich Standardvorstellungen über Quali- 
tät und Umfang de Arbeitsleistung heraus), Untergrabung der Autorität der formel- 
len Leistungspyramide und ähnliches orientieren (. ...). Manche fürchten in den in- 
formellen Gruppen deren Kritik mehr als eine Kritik durch die offiziellen Leiter.“ 
(208) 

„Gegenseitiges Überbieten der Normen widersprach den ungeschriebenen Ge- 
setzen (. . .). Tauchten Normensachbearbeiter auf, so arbeiteten die Monteure be- 
dächtig und streng nach Vorschrift.“ (209) 

Dementsprechend gibt es immer wieder Hinweise, daß den meisten Arbeitern 
Auszeichnungen für besondere Leistungen von „denen da oben“ eher peinlich sind. 
„Auszeichnungen versagten ihren Dienst. Die Bauleute schämten sich eher der Me- 
daillen, nahmen aber das-Geld mit sichtbarer Freude, um es mit der Brigade zu ver- 
zechen.“ (210) 

Die Ablehnung solcher Auszeichnungen hat eine gewisse Tradition in der DDR. 
1949 weigerten sich in Leipzig Aktivisten, ihre vergrößerten Fotos auf einem städ- 
206 R. Stollberg, Arbeitszufriedenheit. Theoretische und praktische Probleme, Berlin (DDR) 

68, S. 105 
207 Belege und psychologische Erfahrungen... .., a.a.0., S. 100 
208 Probleme der Soziologie. Protokoll einer Konferenz zu Robkeien der Soziologie am 5. 
und 6.2.1965, Rostock 1965, S. 13 £. 


209 Dieter Voigt, a.a.O., S. 86 
210 Ebenda, S. 87 
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tischen Platz aufstellen zu lassen. Die Arbeiter machten sich darüber lustig und 
nannten solche Proträts „Heiligenbilder‘‘. Beschämte Aktivisten teilten ihre Prämien 
mit den Arbeitskollegen. 1948 wurden solche solidarischen Formen noch geduldet, 
ein bis zwei Jahre später aber nicht mehr (211) 

Für die Existenz eines relativ festgefügten solidarischen Rahmens des größeren 
Teils der Arbeiter spricht weiterhin, daß „sozialistische Neuerer“ nicht besonders 
geachtet sind, da sie aus diesem Zusammenhang ausbrechen. In einer empirischen 
Untersuchung antworteten auf die Frage: „Sind die Kollegen, die Verbesserungsvor- 
schläge einreichen, besonders geachtet?‘ 60,1 Prozent mit ‚‚Weiß nicht‘, „Bei uns 
gibt es keine Neuerer‘ oder „Ich kenne solche Kollegen nicht‘‘, 24,8 Prozent mit 
„Nein“ (Interview nicht anonym!), 15,1 Prozent mit ‚Ja“ (212). 

Da in den Institutionen der betrieblichen Demokratie eine offene Diskussion 
anscheinend nicht möglich ist, diskutieren die Arbeiter die anstehenden Probleme 
innerhalb ihres Rahmens hinterher oder in den Pausen (213). Nicht zuletzt weisen 
die umfangreichen Bemühungen der Leiter und Wissenschaftler, diesen solidarischen 
Rahmen der Arbeiter zu sprengen, gerade auf seine Existenz und das Ausmaß, das 
er hat, hin. 

Um den Widerstand der Arbeiter gegen die „Verdichtung der Poren des Arbeits- 
tages‘ zu brechen, ist die Strategie der Leiter darauf gerichtet, einzelne aus dem so- 
zialen Zusammenhang herauszubrechen. „Die Partei- und Jugendorganisation sowie 
die staatlichen Leiter sollten vor allem darauf bedacht sein, die Initiative der fortge- 
schrittenen Arbeiter zur Verbesserung der Disziplin zu unterstützen.‘ (214) 

In zunehmendem Maße werden Gruppen- und Kollektivuntersuchungen — 
vor allem mit Hilfe von soziometrischen Methoden — durchgeführt (215). „Sie dek- 
ken den Kern des Kollektivs auf (. . .). Kenntnisse solcher Art sind wichtige Voraus- 
setzungen, um Arbeitskollektive entsprechend den Erfordernissen der sozialistischen 
Rationalisierung zu strukturieren, Konfliktherde zu beseitigen und die Arbeit effek- 
tiver zu gestalten.‘ (216) 

Die Sozialpsy chologie solleine „Anleitung zur Gestaltung von Produktionskol- 
lektiven geben. Sie muß auch Wege zeigen, den Charakter informeller Gruppen zu 
verändern, wenn er nicht dem Ziel des Betriebes entspricht. Zwei Methoden werden 
dabei die wichtigsten sein: Beeinflussung und Erziehung oder Neuordnung der for- 
mellen Gruppen.“ (217) Damit sollen die die Gruppen stabilisierenden Kerne ermit- 
tet und beeinflußt oder zerschlagen werden. 


211 Vgl. dazu Benno Sarel, a.a.O., S. 63 £. 

212 Vgl. Wirtschaftswissenschaft 2/1965, S. 249 

213 Vgl. Die Arbeit 10/1971, S. 39 

214 Einheit 2/1973, S. 200 

215 Vgl. dazu J.L. Moreno: Die Grundlagen der Soziometrie, Köln/Opladen 1967. Die DDR 
feiert Moreno als,progressiven amerikanischen Psychologen‘‘. (Arbeitswissenschaftliche 
Lehrbriefe, Nr. 22, a.a.O., S. 17) 

216 Ökonomik der Arbeit, a.a.O., S. 428 

217 Soziologie und psychologische Erfahrungen ... ., a.a.O., S. 94 
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4.4. Zum Bewußtsein der Arbeiter 


Die mehr apathischen und defensiven Widerstandsformen der Arbeiter dürften zum 
Teil ihre Ursache in bewußter oder unbewußter Angst haben. So zeigen sich etwa in 
Gewerkschaftsversammlungen „Tendenzen zur Unterdrückung von Kritik. Nicht in 
allen Gewerkschaftsgruppen herrscht eine offene Atmosphäre.“ (218) Wegen des po- 
litischen Drucks und mangelndem Selbstbewußtsein trauen sich die Arbeiter z.B. 
nicht, offen gegen die Einführung von Schichtarbeit vorzugehen, schließlich wird 
Schichtarbeit einfach identisch mit sozialistisch gesetzt. Die Arbeiter flüchten sich 
mehr in quasi Sachargumente organisatorischer Art, um ihre Abneigung gegen die 
Schichtarbeit zum Ausdruckzu bringen (219). 

Da sie sich nicht trauen, offen ihre unmittelbaren Interessen zu vertreten, exi- 
stiert auch eine zunehmende individuelle Flucht in die Krankheit. 

Bei dem größeren Teil der Produktionsarbeiter herrscht eine bewußte Front- 
stellung gegenüber den Leitern. 

Das äußert sich u. a. im Sprachgebrauch der Arbeiter: Formulierungen wie 
„wir hier unten, die da oben“ (220) sind weit verbreitet und tauchen immer wieder 
auf. In einer empirischen Untersuchung wurden die Worte „die daoben‘“ und „die 
im Büro“ von allen Arbeitern gebraucht (221). 

Auf die Frage: Setzen sich FDGB und die SED auf der Baustelle für Sie ein? 
antworteten 74 Prozent der Arbeiter mit ‚nein‘ (222). „Die stecken doch alle unter 
einer Decke.‘ „Eine Krähe hackt der anderen kein Auge aus.“ (223) „Es ändert sich 
doch sowieso nichts.“ (224) 

Argumente bei Verweigerung von Interviews wie „Wir lassen uns doch nicht 
aushorchen“, sind weit verbreitet (225). 

Im VEB Industrie-Isolierungen Leipzig lehnten 1964 über 60 Prozent der Ar- 
beiter „die Durchführung einer soziologischen Befragung durch Wirtschaftsfunktio- 
näre des Betriebes glattweg ab“ (226). Die Tatsache, daß die Verweigerungsquote 
bei Interviews durch die Wirtschaftsfunktionäre des Betriebes erheblich höher ist als 
bei Befragungen durch Wissenschaftler (227), deutet auf ein erheblich gestörtes Ver- 
hältnis der Arbeiter zur wissenschaftlich-technischen und ökonomischen Intelligenz 
im Betrieb hin. 

In einer empirischen Untersuchung über die „Einschätzung der Mitglieder von 
Brigaden über die Entwickeltheit der Kollektivbeziehungen in ihrer Brigade“ wird die 
„Beziehung zwischen Arbeitern und Intelligenz“ als angeblich aus technischen Grün- 


218 Die Arbeit 10/1971, S. 39 

219 Vgl. Schichtarbeit in soziologischer Sicht, a.a.O., S. 77f. 

220 Ebenda, S. 78 

221 Vgl. Soziologie und psychologische Erfahrungen .. ., a.a.0., S. 100 
222 Dieter Voigt, a.a.O., S. 110 . 

223  Zitiert nach ebenda 

224  Zitiert nach ebenda, S. 87 

225 Vgl. ebenda, S. 20 

226 Arbeit und Arbeitsrecht 16/1965, S. 360 

227 Dieter Voigt, a.a.O., S. 20 
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den (?)nichtermittelbar angegeben (228). Es ist jedoch zu vermuten, daß das Ergeb- 
nis zu katastrophal ausgefallen ist, als daß man es hätte veröffentlichen können. 

In einer anderen Untersuchung wird die Haltung der technischen Intelligenz 
und derübrigen Angestellten von den Arbeitern als bequem und überheblich gekenn- 
zeichnet (229). 

Ein weiterer Indikator für die Fronthaltung im Bewußtsein der Arbeiter gegen- 
über den Leitern ist die Tatsache, daß sich die Arbeitsverweigerung manchmal direkt 
gegen die Wirtschaftsfunktionäre richtet. „Die Ursachen für Arbeitszeitverluste (.. ) 
sind mitunter direkt abhängig vom Verhältnis des Leiters zum Kollektiv und umge- 
kehrt.‘ (230) 

Die Arbeiter des VEB Entstaubungstechnik Magdeburg wehrten sich gegen die 
Einführung der Schichtarbeit mit dem Argument: „Warum müssen wir hier unten 
Schichten machen und die da oben nicht?‘ (231) Diese Einstellung ist anscheinend 
auch in vielen anderen Betrieben der DDR Vorhanden, wie ein Interview des stellver- 
tretenden Generaldirektors des Kombinats VEB Leunawerke, Harald Rost, zeigt, in 
dem die „Durchsetzung des sogenannten schichtleitenden Systems“ gefordert wird, 
um diese Problematik zu beheben (232). 

Das latent mit derartigen Bewußtseinsformen vorhandene Könkhktgoienil 
scheinen auch die Leiter zu sehen und dem vorbeugen zu wollen. So finden sich in 
wissenschaftlichen Beiträgen z. B. zur Einführung von Schichtarbeit immer wieder 
Hinweise, daß damit „vielfältige soziale Probleme verbunden (sind), die leider noch 
häufig übersehen werden.‘ (233) 

Wann, wie und ob überhaupt dieses latent vorhandene Konfliktpotential ein- 
mal in bewußte Aktionen umschlagen wird, sei dahingesetellt. Nach meinem Ein- 
druck ist bei den Arbeitern eine Hoffnung auf grundlegende Veränderung der ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse nicht vorhanden. Die Mehrheit der Arbeiter ist nicht in 
der Lage, die ihre Arbeitsbedingungen verursachenden Systemzusammenhänge zu 
identifizieren (das schaffen ja — zumindest bisher — auch westliche marxistische 
Wissenschaftler nicht), und es gibt keine politischen Gruppierungen, die eventuell 
entsprechende politische Perspektiven formulieren und neue Bezugsschemata vermit- 
teln könnten. 

Die Folge ist, daß die meisten Arbeiter nach einem Ausgleich für ihre belasten- 
den Arbeitsbedingungen und geringen Einflußmöglichkeiten auf die gesellschaftliche 
Entwicklung im Freizeitbereich suchen. Das schlägt in der Weise in den Produktions- 
bereich zurück, daß die Arbeiter -- um sich die entsprechenden Mittel für eine attrak- 
tive Freizeitgestaltung zu verschaffen — gezielt Überstunden herbeiführen. „Wohl- 
überlegt produzieren die Arbeiter Terminverzüge, um in der Hektik des ‚Planfinish‘ 
einen zusätzlichen Verdienst zu finden.‘ (234) 

228 Vgl. Rudi Weidig: Sozialistische Gemeinschaftsarbeit, Berlin (DDR) 1969, S. 308 
229 Vgl. Soziologie und psychologische Erfahrungen... ., a.a.0., S. 100 

230 Einheit 2/1973, S. 200 

231  Zitiert bei Schichtarbeit in soziologischer Sicht, a.a.O., S. 78 

232 Vgl. Neues Deutschland, 25.5.1972, 8. 3 


233 Schichtarbeit in soziologischer Sicht, a.2.0., S. 12 
234 Dieter Voigt, a.a.D., S. 86 
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Andererseits aber verweist die aufgezeigte Frontstellung gegenüber den Leitern 
und der wissenschaftlich-technischen Intelligenz auf ein Verhaltenspotential, das 
unter nicht näher voraussagbaren und identifizierbaren Bedingungen möglicherwei- 
se Passivität, Apathie und Resignation zu überwinden vermag und in Aktion um- 
schlagen kann, wie etwa die Septemberstreiks 1969 in der BRD zeigen, die vorher 
auch kaum jemand für möglich gehalten hat (235). 


235 Vgl. dazu: M. Schumann/F. Gerlach/A. Gschlössl/P. Milhofer: Am Beispiel der Septem- 
berstreiks — Anfang der Rekonstruktionsperiode der Arbeiterklasse?, Frankfurt/M. 1971 


Karl A. Otto 


Vom 
Ostermarsch 
zur APO 


Geschichte der ausserparlamentarischen 
Opposition in der Bundesrepublik 1960-70 


„gzu We 
“Springer! & 


eameis IN- 
230 Seiten, DM 20,- 


\ _Oeder Weg 100 - 6 Frankfurt 18 / 


75 


Rainer Rotermundt 

Oktoberrevolution und Sozialismus 

Zur Bedeutung des Massenbewußtseins für die Herausbildung 
nichtkapitalistischer Produktionsverhältnisse 


1. Problemstellung 


Jeder Versuch, die gesellschaftlichen Verhältnisse der Sowjetunion in ihrem Kern zu erfassen, 
gründet sich explizit oder implizit auf eine bestimmte Vorstellung über die Veränderung der Pro- 
duktionsverhältnisse durch die Oktoberrevolution. Die historische Entwicklung selbst zeigt, daß 
die gesellschaftliche Struktur der Sowjetunion nicht einfach das Resultat eines „unreifen“ Stan- 
des der Produktivkräfte zum Zeitpunkt der Revolution darstellt, sondern Ergebnis bestimmter 
gesellschaftlicher Prozesse, die die Revolution ins Leben rief und die bis heute wohl keine wesent- 
liche Veränderung erfuhren. Schließlich hat die UdSSR heute — technologisch betrachtet — ein 
ungeheuer hohes Niveau erreicht. „Doch die Erscheinungen, die der ‚Ökonomismus‘ der ‚Rück- 
ständigkeit‘ der UdSSR zuschrieb und die nur ‚vorübergehend‘ sein sollten, bestehen und entwik- 
keln sich weiter, anstatt zu verschwinden.“ (1) Will man also die Frage nach den Produktionsver- 
hältnissen der Sowjetunion beantworten, so gilt es zunächst, die durch den revolutionären Pro- 
zeß geschaffenen Beziehungen der Produzenten zu betrachten. Die Ursachen jener unleugbaren 
Unterdrückung spontaner Aktivitäten der Arbeiter und Bauern durch die bolschewistische Par- 
tei müssen in den Klassenauseinandersetzungen vor und nach dem Oktober 1917 zu finden sein. 
D. h. der Kampf von Arbeitern und Bauern in den Jahren 1917 bis 1921 muß in sich selbst we- 
nigstens die Möglichkeit der späteren Entwicklung getragen haben. Daher soll es hier nicht dar- 
um gehen, der traditionellen, am staatspolitischen Gang der Ereignisse orientierten Aufarbeitung 
der russischen Revolution eine weitere hinzuzufügen; vielmehr wird der Versuch unternommen, 
die programmatischen wie realiter durchgesetzten Ziele der revolutionären Massen zu bestimmen, 
„auf ihren Begriff‘ zu bringen und so festzustellen, welche neuen Produktionsverhältnisse sie be- 
wußt und/oder unbewußt schufen. 

Unter diesem Gesichtspunkt treten die einzelnen Umstände, die zum Oktoberumsturz 
führten, in den Hintergrund zugunsten einer Hervorhebung der inhaltlichen Bestimmungen von 
Bewußtsein und revolutionärer Praxis der Massen. Auch verändert sich der Stellenwert, der dem 
Oktoberaufstand zukommt. Er enthüllt „das neue Kräfteverhältnis zwischen den Klassen, ... .in- 
dem er zugleich zu dessen Entstehen beiträgt; denn die Macht ist eben ein Verhältnis zwischen 
den Klassen (und kein ‚Gegenstand‘, den man ‚ergreift‘).“ (2) Um dieses neue Verhältnis der 
Klassen soll es hier gehen, um den Ausgangspunkt, der im Oktober 1917 sichtbar wird, der einer 
Weiterentwicklung der neuen Verhältnisse zum Sozialismus Chancen bietet und der Grenzen 
setzt, die im Kriegskommunismus ebenso wirksam werden wie in NEP oder Zwangskollektivie- 
rung, ja der in seinen Auswirkungen noch heute den Schwierigkeiten der sowjetischen Landwirt- 
schaft und Industrie mit zugrundeliegt. 

Natürlich kann die gesamte Geschichte der Sowjetunion nicht unabhängig von ihrer Kon- 
frontation zu den kapitalistischen Ländern, zum kapitalistischen Weltmarkt, gesehen werden. 
Doch wie immer modifizierend und die Richtung der Politik bestimmend dies gewirkt haben mag, 
-- es soll hier vorerst am Rande der Betrachtung bleiben, weil dadurch die inneren Verhäitnisse 
i Charles Bettelheim, Die Klassenkämpfe in der UdSSR, Bd. 1, 1917 - 1923, Berlin 1975, 

5.46 £. 
2 Betteiheim, Kiassenkämpfe, S. 80 
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zwar stets berührt in ihrem Kern jedoch nicht entscheidend verändert wurden. Das Verhältnis 
des alten Rußland zum Weltmarkt geht hier insofern ein, als zum einen der imperialistische Krieg 
ein wesentliches Bestimmungsmoment der Arbeiter- und Bauernkämpfe bildete, zum anderen die 
spezifische Form der Einbindung Rußlands in den Weltmarkt besondere gesellschaftliche Struk- 
turen -—- das Verhältnis von Stadt und Land, von kapitalistischer Industrie und ländlicher Waren- 
produktion auf Basis erschütterter, nicht aber im Kapitalverhältnis aufgelöster unmittelbarer 
Herrschaftsbeziehungen — hervorbrachte, die den Charakter der Revolution entscheidend vor- 
prägten (3). 

Auf spätere Veränderungen, bedingt durch Kriegskommunismus, NEP oder Stalinsche In- 
dustrialisierung kann hier nicht näher eingegangen werden. Es wäre zu untersuchen, wie durch sie 
die von der Revolution geschaffenen Ausgangsbedingungen in ihrem strukturelle Zusammenhang 
berührt wurden. Auf dieser Basis könnte man schließlich Aussagen über die heutige Gestalt der 
sowjetischen Produktionsverhältnisse treffen. 


2.  Arbeiter- und Bauernbewegung unter dem Zarismus 


Seit der zaristische Staat sich in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zum Träger 
der kapitalistischen Entwicklung Rußlands gemacht hatte, verwandelte sich sein Ver- 
hältnis zu den Bauern. Nunmehr galt sein Interesse weniger ihrer Niederhaltung als 
Revenuequelle der Großgrundbesitzer bzw. als Armeereservoir. Der industrielle, ,Fort- 
schritt“ bedurfte der Bauern alsder Finanzierungsguelle schlechthin; je mehr aus ih- 
nen herausgepreßt werden konnte, desto weniger Verschuldung ans ausländische Ka- 
pital war nötig. Das bedeutete „nichts anderes als daß die Millionenmasse des russi- 
schen Bauernvolks für die Kosten des industriellen Fortschritts einzustehen hatte.“ 
(4) Andererseits spielte sich dieses Funktionalisieren vorkapitalistischer ländlicher 
Produktionsverhältnisse für die kapitalistischen Interessen nicht analog dem „klassi- 
schen‘“ Weg der Freisetzung der Bauern von ihren Produktionsbedingungen, ihrer 
Verwandlung in „freie“ Lohnarbeiter ab. Vielmehr mußten sie im Interesse ihrer fi- 
nanziellen Auspreßbarkeit auf dem Land festgehalten werden (vgl. Migrationsgssei- 
ze}, chne auch nur die geringste Chance zu besitzen auf Verbesserung ihrer Lebensbe- 


3 Vgl Anmerkung 5 
4 Dietrich Geyer, Die Russische Revolution. Historische Pröbläms und Perspektiven, Stutt- 
gart/Berlin/Köln/Mainz 1968, S. 23 


dingungen (5). 

Der Staat trat somit den Bauern in Gestalt des Steuereintreibers, des Groß- 
grundbesitzers entgegen, der sie durch die ungeheure Belastung zur Erhöhung ihrer 
Produktion für den Markt zwang. „Auf diese Weise konnte sie (die zaristische Regie- 
tung, d. Verf.) den landwirtschaftlichen Export, vorab die Getreideausfuhr, forcie- 
ren und damit eine aktive Handelsbilanz erreichen.‘ (6) 

Andererseits jedoch ließen Steuerdruck und ländliche Produktionsverhältnis- 
se keine Verbesserung der Agrartechnologie zu, so daß die Lage der Bauern sich pro- 
gressiv verschlechterte. Die Industrie entzog ihnen zudem die Möglichkeit, ihre Re- 
produktion auf der Basis traditioneller Heimarbeit abzusichern. „Der Bauer blieb der 
Hungerkonkurrent der russischen Fabrik, außerstande, sich selbst aus dem Flend zu 
ziehen.“ (7) „Was sich spätestens seit den neunziger Jahren in Rußland darbot, war 
eine agrarische Dauerkrise, die sich in wiederkehrenden Katastrophen entlud, in ex- 
zessiven Hungerepedemien, in Massenelend von sc gewaltigen Dimensionen, daß den 
gesitteten Zeitungsieser damals schon jenes Schaudern überkam, das so manche von 
uns empfinden mögen, wenn Berichte vom Massensterben in Indien’kommen und 
wenn sich ergibt, daß weder publizitätsfreudige Mildtätigkeit noch etatisierte Ent- 
wicklungshilfe das Übel zum Verschwinden bringen.“ (8) 

Dazu hätte es einer gewaltigen und tiefgreifenden Umstrukturierung der ländli- 
chen Produktionsverhältnisse bedurft, was der zaristische Staat in den Reformen von 
1861 bzw. 1906 weder leisten wollte, noch konnte. Beide Reformen gaben den Bau- 
ern nicht das Land, von dem sie sich eine gesicherte Ernährungsgrundlage erhofften. 
„Der Hauptgrund für die Unzufriedenheit der Bauern mit der Reform von 1861 war 
die Tatsache, daß ihnen zuwenig Land versprochen wurde. Sie hatten zumindest er- 
wartet, daß sie das Land, das sie vor der Bauernbefreiung bearbeiteten, auch behal- 
ten dürften. Die Festlegung von Mindestanteilen für die Bauern, die je nach Gegend 
unterschiedlich groß waren, führte jedoch fast überall zur Verkleinerung des bäuerli- 
5 In diesem Widerspruch von Auflösung und Zementierung der ländlichen Herrschaftsver- 

hältnisse wäre wohl die Ursache für den eigenartigen Gegensatz von Stadt und Land in 

der folgenden Zeit zu suchen, nicht so sehr in irgendwelcher mehr oder weniger „asiati- 
schen‘ Historie. Es gälte, die spezifische Form des russischen industriellen Kapitalisie- 
rungsprozesses in seiner Abhängigkeit vonden damals bereits entwickelten kapitalistischen 

Ländern und die Auswirkungen dieser Beziehungen auf das Verhältnis von Staat und Ge- 

sellschaft des zaristischen Rußland zu untersuchen. Auf diese Weise käme man wohl eher 

dazu, die gesellschaftliichen Zusammenhänge zu begreifen, die schließlich zur Oktoberre- 
volution führten. 

Das kann hier natürlich nicht geleistet werden. Dieser Aufsatz wird sich nur mit der Art 

und Weise beschäftigen, in der den russischen Arbeitern und Bauern Staat und Gesellschaft 

seit Beginn der Industrialisierung in Erscheinung traten, um daraus einige Folgerungen 

für die Ziele der Klassenkämpfe bis 1917 zu ziehen. Es versteht sich von selbst, daß erst 
deren wirkliche Vermittlung mit den gesellschaftlichen Grundbestimmungen zu einer stich- 

haltigen Erklärung der Oktoberrevolution führen kann. Der vorliegende Beitrag ist als ein 
erster Schritt in diese Richtung zu verstehen. 


6 Richard Lorenz, Vorwort zu: Leo Trotzki, Ergebnisse und Perspektiven, Frankfurt/M. 
1971, 8. 15 

7 Geyer, Russische Revolution, S. 24 

8 ebenda 


chen Landanteils.‘“ (9) Die größten Verluste mußten die Bauern im zentralen Schwarz- 
erdegebiet, an der Wolga und in den Steppenregionen hinnehmen (etwa 20 bis 40 Pro- 
zent). Sicherlich erklärt es sich zum Teil hieraus, daß die Sozialrevolutionäre Partei 
ihre Hauptstützpunkte im zentralen Schwarzerdegebiet und an der mittleren Wolga 
besaß. 

Neben der Konzentration des Landes in Händen der Großgrundbesitzer kam 
es im Gefolge der Reform von 1861 zu höherer Verschuldung der Bauern (Loskauf- 
verfahren!), die sie nicht nur auf dem Land festband, sondern auch aufgrund der 
Steuerverantwortung der gesamten Obschtschina gegenüber dem Staat noch tiefer in 
Abhängigkeit von den Gutsbesitzern brachte. 

Die Stolypinsche Reform eröffnete zwar die Möglichkeit, aus der Dorfgemeinde 
auszuscheren, sich also von der direkten Unterwerfung unter den Gutsherren zu be- 
freien, doch hatte dies zur Voraussetzung, daß ein Bauer über genügend Land verfü- 
gen konnte, um sich wenigstens als einfacher Warenproduzent zu behaupten. Dage- 
gen wurden diejenigen Bauern, die ihr Landanteil vorher nicht ernähren konnte, der 
weiteren Verelendung preisgegeben, da sie als Privatproduzenten innerhalb wie au- 
ßerhalb der Obschtschina nicht zu existeren vermochten (10). 

Das Elend der Bauern schien folglich von zwei Ursachen hervorgerufen: ihrem 
zu geringen Landbesitz und ihrer Unterworfenheit unter den Großgrundbesitzer als 
Steuereintreiber wie dem Wucherer als seinem Komplizen, welche nur ‚Kopf und 
Zahl“ derselben Münze waren. Das strukturell gesellschaftliche Problem erschien per- 
sonifiziert im Gutsherrn, die Befreiung von ihm mußte für die Bauern den Schlüssel 
zur Lösung beider Probleme bilden: „Land und Freiheit“! Daher erklärt es sich wohl, 
daß die Bauernrevolten oft im buchstäblichen Sinne über die Leiche der Großgrund- 
besitzers gingen (auch und besonders im Sommer und Herbst 1917), ihre lokale Be- 
schränktheit aber nie überwinden konnten. Mit einer Ausnahme: als den Bauern die 
nationale Zusammenfassung ihrer Revolten durch die Revolution der städtischen 
Lohnarbeiter geboten wurde. 

Die Arbeiterbewegung war ihrerseitsauch vom besonderen Charakter der defor- 
mierten Gesellschaftsstruktur des zaristischen Rußland geprägt. Andersjedoch als die 
Bauern waren die Arbeiter dem Staat unmittelbar in seiner Eigenschaft als Repres- 
sionsapparat konfrontiert. Schon Auseinandersetzungen um kleinere Verbesserungen 
der Arbeits- und Lebensbedingungen waren durch staatliche Sanktionen bedroht. 
„Solange der bürokratische Polizeistaat jede freie Assoziation verwehrte und den Ar- 
beitern weder das Versammlungs- noch das Streikreicht zugestand (was er bis zu sei- 
nem gewaltsamen Ende im Febrauar 1917 (11) mit nur geringfügigen Abstrichen 
tat, d. Verf.), Konnte die Kraft dieser jungen Bewegung (gemeint sind die Anfänge 
9 Harry T. Willets, Die russische Agrarfrage nach der Bauernreform, in: Dietrich Geyer (Hg.), 

Wirtschaft und Gesellschaft im vorrevolutionären Rußland, Köln 1975, S. 172 
10 Spätestens mit Stolypins Agrarreform war also aufgrund der spezifisch deformierten Art 

der Kapitalisierung Rußlands der Kollektivcharakter der alten russischen Dorfgemeinde 

zerstört. Daher scheint es mir müßig, im Anschluß an Marxens Überlegungen (vgl. MEW 

19, S. 242 f., 384 ff.) über die Obschtschina als möglichen Kristallisationskern einer so- 


zialistischen Entwicklung auf dem Land zu spekulieren. 
11 Alle Zeitangaben vor dem 1.2.1918 nach dem alten Kalender. 
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der russischen Arbeiterbewegung in den 90er Jahren des 19. Jahrhunderts, d. Verf.) 
nur in illegalem Widerstand öffentlich in Erscheinung treten. Gerade das hat aber 
auch begrenzten Arbeitskämpfen (um Lohnerhöhungen und Kleine Besserungen) 
von vorneherein große Schärfe gegeben. Polizei und Kosakendetachments vor den 
Fabriktoren haben die politische Qualität solcher Auseinandersetzungen immer wie- 
der augenfällig gemacht.“ (12) So dürfte es zu einem guten Teil der zaristischen 
Selbstherrschaft geschuldet sein, daß sich im russischen Proletariat kein Reformis- 
mus deutscher oder englischer Provenienz durchsetzen konnte. 

Der Grund für dieses heftige staatliche Reagieren liegt wohl in dem eigenarti- 
gen gegenseitigen Angewiesensein von Zarismus und Kapital. Wie das relativ zum 
Weltmarkt unentwickelte Kapital für seine Verwertung die Protektion des zaristischen 
Staates gegenüber der ausländischen Konkurrenz und dem Druck der Arbeiter benö- 
tigte, ebenso brauchte der Zarismus eine möglichst effiziente Kapitalistische Akku- 
mulation, um nicht in ökonomische und politische Abhängigkeit von den schon ent- 
wickelten Kapitalistischen Ländern zu geraten. Selbstherrschaft und Kapital verban- 
den sich aufgrund des spezifisch russischen Weges zum Kapitalismus in einer Symbio- 
se, die es der Bourgeoisie unmöglich machen mußte, die Hülle des zaristischen Staa- 
tes in der Art einer traditionellen bürgerlichen Revolution zu sprengen, ohne die ei- 
gene Herrschaft zu gefährden. Dies ist der Sinn der Rede von der Unfähigkeit des 
russischen Bürgertums, die ihm historisch zukommenden Aufgaben wahrnehmen zu 
können (13). 

Dem Bürgertum konnte allenfalls daran gelegen sein, die Umwandlung des zari- 
stischen in einen bürgerlichen Staat auf „kaltem Wege“ anzustreben. Ob darin eine 
reale Chance lag oder nicht, kann dahingestellt bleiben angesichts der Tatsache, daß 
die Ereignisse des Jahres 1917 die Hoffnungen der Bourgeoisie durchkreuzten. Von 
der Bedeutung für die hier verfolgte Problemstellung ist es, die eigenartige, der 0. g. 
Symbiose geschuldete Erscheinungsweise des Verhältnisses von Staat und Gesellschaft 
in ihren Auswirkungen auf die Kämpfe der Arbeiter zu erkennen. Staat und Kapital 
erfuhren die Arbeiter als unmittelbar eins! Diese scheinbare Einheit zeitigte einer- 
seits von vorneherein unvergleichlich militante und über die „ökonomischen“ Inter- 
essen hinausweisende Perspektiven der politischen Revolution, kostete aber anderer- 
seits den Preis, den zaristischen Staat nicht alspolitische Organisationsform bestimm- 
ter gesellschaftlicher Verhältnisse erscheinen zu lassen, sondern als reine Repressions- 
maschine. 

Die Beziehung von Lohnarbeit und Kapital der Fabrik schien gleich der des 
Staates zur Arbeiter- und Bauernschaft reines Gewaltverhältnis zu sein. Daher — und 
nicht, weil Lenin Marx „falsch verstanden‘ hätte — findet sich in Lenins Kapital- 
und Staatsbegriff eine Personifizierung des Kapitalverhältnisses sowie ein Staatsver- 
ständnis, das die Unterdrückungsfunktion gegenüber der inneren Vermitteltheit mit 
Kapitalistischen Produktionsverhältnissesn hervorhebt (ganz abgesehen davon, daß 
die „Entwicklung des Kapitalismus in Rußland‘ analog jener in Westeuropa ohnehin 
12 Geyer, Russische Revolution, S. 29 F 
13 Vgl. Trotzki, Ergebnisse und Perspektiven, S. 68 ff. 
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nicht stattfand) (14). Auch die bolschewistische Reduzierung von Kapitalverhältnis 
auf Privateigentum, die dem gesamten Sozialismusbegriff zugrundeliegt, hat wohl 
hier ihren Ursprung. 


3. Vom Februar zum Oktober 


Dieselbe Symbiose mit dem Zarismus, die das Bürgertum in den geschilderten spezi- 
fischen Gegensatz zur Arbeiterklasse brachte, stellte die Interessen des Kapitals in 
eine Reihe mit denen des Großgrundbesitzes. Den Zarismus benötigen, bedeutete 
unweigerlich: die gesellschaftliche Basis der Selbstherrschaft auf dem Land, den 
Großgrundbesitz stützen. Und dies umso mehr, als sich Bourgeoisie und Großgrund- 
besitz in einem von ihnen gemeinsam getragenen Krieg befanden. Daher wies Rosa 
Luxemburg in ihrer Schrift „Zur russischen Revolution‘ völlig richtig darauf hin 
(15), daß selbst die im Grunde kleinbürgerlichen Ziele der Bauern -- nicht Abschaf- 
fung, sondern Neuverteilung des Privateigentums am Grund und Boden — bedingt 
durch die spezifisch russischen Voraussetzungen nicht mehr im Rahmen des ancien 
regime erreichbar waren: was in Frankreich noch konstituierendes Moment der bür- 
gerlichen Revolution war, mußte in Rußland schon „sozialistischen“ Charakter an- 
nehmen. Denn die Landverteilung mußte gegen das heilige Privateigentum erkämpft 
werden; sie mußte daher von Sozialisten getragen werden, nicht weil sie sozialistisch 
gewesen wäre, sondern weil sie kapitalistisch nicht sein Konnte. 

So stellte sich in Rußland das eigenartige Phänomen ein, daß sowohl Arbeiter 
als auch Bauern selbst dann auf den kompromißlosen Widerstand des Staates und 
der Herrschenden stießen, wenn sie Forderungen erhoben, die im Rahmen entwickel- 
ter kapitalistischer Gesellschaften — also etwa im zeitgenössischen Deutschland oder 
England — ohne prinzipielle Infragestellen der sozialen Verhältnisse durchsetzbar 
waren. Aus diesem Umstand wird begreifbar, weshalb in Rußland im Unterschied zu 
den westeuropäischen Ländern ein breites Spektrum sich sozialistisch verstehender 
Parteien entstand, deren wirkliche Ziele jedoch -- wie sich im Verlauf des revolutio- 
nären Prozesses herausstellen sollte — nicht unbedingt sozialistisch waren. 

Eine Analyse des gesellschaftlichen Charakters der Revolution hat folglich ge- 
nau zu unterscheiden zwischen dem, „was Jemand zu sein vorgibt, und dem, was er 
wirklich ist“ (16). Will man den Parteien aber nichts „aufs Wort“ glauben, so ist zu 
untersuchen, welche konkreten Ziele von der revolutionären Bewegung selbst formu- 
liert und realisiert wurden, um hieraus die Möglichkeiten und Grenzen der sozialisti- 
schen Bewegung im Rußland des Jahres 1917 zu erkennen. 

Für die Bauern schien mit dem Sieg der Februarrevolution die Voraussetzung 
zur Lösung der Landfrage geschaffen. Die von der Provisorischen Regierung verspro- 


14 vgi. Projekt Klassenanalyse, Leninismus — neue Stufe des wissenschaftlichen Sozialismus?, 
West-Berlin 1972, S. 47 ££., 419 ff. 

15 Vgl. Rosa Luxemburg, Zur russischen Revolution, in: dies., Gesammelte Werke, Bd. 4, 
Berlin 1974, 5. 332 ff. 

16 Karl Marx/Friedrich Engeis, Die deutsche Ideologie, in: MEW Bd. 3, Berlin 1969, 8. 49 


chene Konstituante würde sich dieses Problems annehmen und den Landhunger der 
Bauern befriedigen. Daher war die Lage auf dem Land unmittelbar nach dem Sieg 
über den Zarismus relativ ruhig. Nur die Gutsbesitzer begannen um ihre Position zu 
fürchten. „An vielen Orten hielten die Gutsbesitzer, durch die Revolution erschrok- 
ken, mit der Frühjahrsaussaat zurück. Bei der schwierigen Ernährungslage des Lan- 
des schrie der unbestellte Boden gleichsam nach einem neuen Herrn.‘ (17) Viele 
Grundherren nahmen Scheinverkäufe von Land vor, um ihren „eigenen“ Besitz so- 
weit zu verkleinern, daß er von der nun nicht mehr zu vermeidenden Landreform 
nicht berührt wurde. 

Das alles spielte sich vor den Augen der Bauern ab, die sich ausrechnen konn- 
ten, schließlich wieder die Geprellten zu sein, wenn die Entscheidung über die Agrar- 
reform nicht schnell fie]. Sie begannen schon im Laufe des März 1917 sich selbstän- 
dig Land anzueignen und Gutsbesitzer zu vertreiben und stießen sogleich auf den 
Widerstand der Provisorischen Regierung, die mit allen Mitteln versuchte, die Bewe- 
gung einzudämmen, es allerdings noch nicht wagte, über die Androhung von Gewalt 
hinauszugehen. 

Die Formen der Landaneignung entsprachen dem Blickwinkel, unter dem die 
Bauern ihre eigene Unterdrückung begriffen. Sie zerteilten den Bodenbesitz ihres 
Grundherren, ohne sich selbst um übergreifende lokale, regionale oder gar überregio- 
nale Organe der Machtausübung zu kümmern. „Gewiß organisiert sich die ‚Bauern- 
schaft‘ seit dem Frühjahr 1917. Schwepunkt der Organisation der ‚Bauernschaft‘ ist 
jedoch nicht das Sowjetsystem, sondern das System der Agrarkomitees, die sich 
hauptsächlich auf Gouvernements-, Bezirks- und Kreisebene, also weit entfernt von 
den Dörfern bilden. Diese Komitees arbeiten mit der Provisorischen Regierung zu- 
sammen. Sie werden vom ‚ländlichen‘ Kleinbürgertum (Agronomen, Lehrer, Vertre- 
ter des Semstwo, Genossenschaftsleiter usw.) beherrscht. Politisch stehen diese Ko- 
mitees unter dem massiven Einfluß der Sozialrevolutionäre, und die Situation verän- 
dert sich zwischen Februar und Oktober kaum.“ (18) Sofern überhaupt Bauernsow- 
jets entstanden, wurden sie meist von den wohlhabenden Bauern beherrscht, die in 
den Sowjets in erster Linie ein Gegengewicht zu den radikalen städtischen Räten er- 
blickten. Auch das Landproletariat schuf Sowjets nur in den Ostseeprovinzen, sie 
schlossen sich der Landnahme als Lösung ihrer Probleme an, nachdem diese einmal 
in Gang gekommen war. 

Die Bauern, sofern sie wirkliche Träger der revolutionären Bewegung waren, 
interessierte zuailererst das Land; „sie stellten nicht die Machtfrage‘‘ (19). Auf diese 
Weise Konnten weiterhin die Sozialrevolutionäre die bäuerlichen Vertretungsorgane 
dominieren, obgleich dieselben Sozialrevolutionäre als Mitglieder der Regierung, 
Koalitionspartner von Kadetten und Menschewiki, zu den schärfsten Gegnern der 
Landnahme zählten. 

Im Grunde drückte sich darin nur das prinzipielle Dilemma der Bauernbewe- 
gung aus, das Dilemma nämlich, den eigenen Anspruch auf ausreichendes Privatei- 
17 Leo Trotzki, Geschichte der russischen Revolution, Bd. 1, Februatrevolution, Frankfurt/M. 

1973, 5. 329 


13 _ Bettelheim, Klassenkämpfe, S. 69 £. 
19 ebenda, S. 70 
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gentum an Grund und Boden — die alte Forderung der Sozialrevolutionäre — nur 
durch Angriff auf eben dieses Privateigentum — dem Schutzbefohlenen der Proviso- 
rischen Regierung — erlangen zu können. Da die gesellschaftliche Herrschaft von 
Bourgeoisie und Großgrundbesitz von der Februarrevolution nicht angetastet worden 
war, mußten die Forderungen der Bauern sich zu ihrer Durchsetzung des Vehikels 
der Oktoberrevolution bedienen. In Trotzkis Worten: „Damit der Bauer den Boden 
säubern und von Zäunen befreien konnte (allerdings zum Zwecke der Errichtung 
neuer Zäune!, d. Verf.), mußte an die Spitze des Staates der Arbeiter treten: dies ist 
die einfachste Formel der Oktoberrevolution.“ (20) 

Die Kämpfe derBauern mußten also eine Loslösung von Privateigentumsverhält- 
nissen implizieren, ohne daß dies von den Bauern als solche bewußt gewollt wäre, 
ohne daß die Bauern selbst sich den Sozialismus zum Ziele setzten. Exakt in dieser wi- 
dersprüchlichen Weise war denn auch ihr Verhältnis zu den Bolschewiki bestimmt: 
Sie folgten den Bolschewiki, anerkannten und stützten deren politische Führung, da 
sie nur so ihrLand bekommen konnten; andererseitswidersprach der sozialistische An- 
spruch der Bolschewiki ihren Bedürfnissen nach individueller Landbestellung als Pri- 
vatproduzent. Solange jedoch der Großgrundbesitz fortexistierte, konnte dieser inne- 
re Widerspruch latent bleiben, zumal sich die Bolschewiki das Agrarprogramm der So- 
zialrevolutionäre zu eigen machten. Das Problem der folgenden Revolution war da- 
her, über „bürgerliche“ Produktionsverhältnisse hinausgehen zu müssen, um die Agrar- 
frage im „bürgerlichen“ Sinne der Bauern lösen zu können, um damit aber unweiger- 
lich in Konfliktmitdenselben Bauern zu geraten. Derselbe Bauer, ohne dendie Oktober- 
revolution undenkbar war, mußte zum Hemmschuh ihres eigenen Fortgangeswerden. 

Für die weitere Entwicklung nach dem Februar 1917 war es daher wohl zu- 
gleich Voraussetzung wie hemmendes Moment, daß die notwendige gesellschaftliche 
Umwälzung den Bauern nicht als solche in Erscheinung trat. Hätten sie nämlich den 
objektiven Charakter der Landnahme erkennen können, so hätte dies wohl einen 
Rückfall in die jahrhundertelang geübte Apathie bedeutet: ihre Ansprüch wären zer- 
rieben gewesen zwischen Gutsherren und Kommunisten. Gerade weil ihnen aber jener 
gesellschaftliche Charakter ihrer eigenen Bewegung verborgen blieb, Konnte sie sich 
entfalten — dies aber, was das Bewußtsein der Bauern anbetrifft, zum Preis der Re- 
duzierung auf einen Kampf gegen den Gutsherren und eine Regierung, die sich zu 
dessen Komplizen machte, zugunsten einer bauernfreundlichen Regierung. 

Die Auseinandersetzungen der folgenden Monate befestigten diese Sichtweise, 
Die Position der Gutsbesitzer erstarkte indem Maße wieder, in dem die Provisorische 
Regierung — aus welchen Gründen auch immer — die Konstituante hinausschob und 
sich so subjektiv und objektiv zum Sachwalter der überkommenen Verhältnisse mach- 
te. Bis Juli 1917 wandte sie den Bauern gegenüber nur das Mittel des guten Zuredens 
und der Drohung mit Gewalt an. Erst die von den „Minister-Kapitalisten‘ gereinigte 
Kerenski-Regierung vom Juli setzte sich in offenen Gegensatz zu den Interessen der 
Bauern. Sie beschloß das Ergreifen „schneller und entschiedener Maßnahmen zur Un- 
terbindung aller eigenmächtigen Handlungen auf dem Gebiete des Bodenbesitzes‘ (21) 


20 Trotzki, Geschichte der russischen Revolution, Bd. 2/1, S. 720 
21 Zit. bei Trotzki, Geschichte der russischen Revolution, Bd. 2/1, S. 504 
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Von nun an verteidigte die Regierung das Land der Gutsherren zum Teil mit 
Waffengewalt und unterließ gleichzeitig jegliche Initiative zur Lösung des Agrarpro- 
blems. Die Staatsberatung vom August 1917 enthüllte sinnfällig, daß die Regierung 
nicht willens war, die Landfrage anzugehen. Mit dem Putschversuch Kornilows und 
der Antwort Kerenskis, die Beziehungen zur Reaktion wieder anzuknüpfen, wurde 
den Bauern wohl klar, was sie von dieser Regierung nicht zu erwarten hatten: die 
Lösung des Agrarproblems. Vielmehr schien man am selben Punkt zu stehen wie vor 
dem Februarumsturz, konfrontiert einer ungebrochenen Einheit von Großgrundbe- 
sitz und Staat, was auf dem Hintergrund der faktisch schon ungeheuer weit vorange- 
schrittenen gewaltsamen Landaneignung die Bauern vor die Alternative stellte: Sturz 
der Regierung oder totale Niederlage und Rückkehr der Gutsherren! Dies umso mehr, 
als dieselbe Regierung für die Weiterführung eines Krieges verantwortlich war, dessen: 
Beendigung schon die Februarrevolution hatte garantieren sollen. „Die Meuterei der 
Armee... setzte bereits in den Wochen unmittelbar nach dem Februarumsturz ein 
.... Vielfach glaubten die Soldaten, daß mit dem Sturz des Zarismus auch der Krieg 
zu Ende sei — darin erblickten sie den grundlegenden Sinn der Revolution.“ (22) 

Doch die Provisorische Regierung führte ihn weiter, ja verfolgte die alten Kriegs- 
ziele (Miljukows Dardanellen-Abenteuer!). Eine gewisse Beruhigung trat ein, als es 
schien, als hätte der Druck der Massen mit Miljukows Entlassung es Kerenski ermög- 
licht, die von ihm erwartete Friedenspolitik zu betreiben. Doch schon die Regierungs- 
erklärung der Koalition vom Mai 1917 ließ die Absicht einer Fortführung des Krie- 
ges erkennen. Sommeroffensive und Verhalten der Regierung im September/Okto- 
ber 1917 stellten schließlich vollends klar, daß ein Friede im Sinne der Arbeiter und 
Bauern, also schnellstmöglich sowie ohne Annexionen und Kontributionen, den 
Sturz der Regierung voraussetzte. 

Hier lag nun der Punkt, an dem die objektiv gegen die bürgerliche Klasse gerich- 
teten Forderungen der Bauern (Landreform) und der Arbeiter (Betriebskonflikte — 
s. u.) sich zu subjektiver Gemeinsamkeit fanden. Scherten sich die Bauern im allge- 
meinen nicht darum, was in den Fabriken vorging und was die Arbeiter wollten, so 
bildete für diese das Anliegen der Bauern eher die Abstützung ihres Kampfes auf 
dem flachen Land als irgendeinen konkreten Kampfinhalt selbst. Die Forderung nach 
Frieden führte beide Bewegungen realiter zusammen; wie Arbeiter und Bauern als 
Soldaten gemeinsam für den Frieden kämpften, so konnten sie es auf politischer 
Ebene in der Auseinandersetzung mit der Provisorischen Regierung tun. Was auf sei- 
ten der Herrschenden Vereinigung von Bourgeoisie und Großgrundbesitz für den 
Krieg hieß, bedeutete auf der anderen Seite: Vereinigung von Bauern und Lohnar- 
beitern gegen den Krieg. Der Sieg der Oktoberrevolution resultierte so letztlich wohl 
ausder durch den Krieg hergestellten Verknüpfung der Arbeiter- und Bauernkämpfe, 
weil hier das, was für den Bauern Zarismus und Provisorische Regierung bedeutete, 
zusammenfiel mit dem, was es für den Arbeiter bedeutete. Ein weiteres Moment für 
die Erklärung der Wucht des revolutionären Prozesses dürfte darin liegen, daß gera- 
de der Krieg gleichzeitig Agrarfrage, Hunger und Unterdrückung in dem Maß akut 


22 Richard Lorenz, Die Sowjetunion (1917 - 1941), in: Fischer Weltgeschichte, Bd, 31. Ruß- 
land, Frankfurt/M. 1972, S. 276 
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werden ließ, in dem die Herrschenden unfähig wurden, diese Probleme zu lösen. 

Auf der anderen Seite hatte diese spezifische Bestimmtheit der Klassenkämpfe 
durch den Krieg auch spezifische Einschränkungen und Modifikationen der revolutio- 
nären Ziele zur Folge. Da nämlich ein Frieden, wie ihn die Arbeiter und Bauern ver- 
langten, wie die Lösung der Landfrage nur durch Umwälzung der Klassenverhältnisse, 
die im Sturz der Regierung ihren Ausdruck fanden, möglich war, konnte die Notwen- 
digkeit des Aufbausneuer gesellschaftlicher Beziehungen hinter dem Regierungswech- 
sel ausdem Blick verschwinden. Dieses, die spätere Entwicklung hemmende Moment 
war gleichermaßen objektive Bedingungen für die Einbeziehung der Bauern in den 
Kampf (vgl. oben zur Landfrage). 

Nicht zufällig konzentrierte sich die Agitation unmittelbar vor dem Oktober- 
aufstand auf die Parolen „Nieder mit Kerenski!‘, „Nieder mit dem Krieg!‘ und „Alle 
Macht den Sowjets!“ (23). In diesen Forderungen war das einheitsstiftende Moment 
von Arbeiter- und Bauernbewegung formuliert. 

Dagegen implizierte der Kampf desProletariats Ziele, die mit jenen der Bauern 
früher oder später kollidieren mußten. Allerdings entwickelte sich diese Situation 
erst im Laufe der Klassenauseinandersetzungen zwischen Februar und Oktober 1917. 

Zunächst überschritten die Arbeiter weder subjektivnoch objektiv die Grenzen 
des Kapitalverhältnisses. Es kam zwar im Frühjahr zu harten Auseinandersetzungen; 
die gesellschaftlichen Verhältnisse wurden dabei aber nicht in Frage gestellt (Durch- 
setzung des Achtstundentages, Lohnerhöhungen, Verhinderung von Entlassungen). 
Die im Zuge der Februarrevolution entstandenen Betriebskomitees standen voll hin- 
ter der Provisorischen Regierung und gingen nur sporadisch gegen besonders verhaß- 
te Unternehmer und/oder Manager vor. „Welches im einzelnen auch immer die Grün- 
de gewesen sein mögen, eine Veränderung der bestehenden Eigentumsverhältnisse 
beabsichtigten die Komitees vorerst nicht.“ (24) Vielmehr ‚setzten die Betriebsko- 
mitees ihre Autorität für höhere Arbeitsproduktivität und festere Arbeitsdisziplin 
ein. Es ging ihnen vor allem darum, die kämpfende Truppe mit Kriegsmaterial zu ver- 
sorgen. Dennoch forderte die Masse der Arbeiter und Soldaten nicht den Frieden 
um jeden Preis. d. h. den sofortigen Austritt Rußlands aus dem Krieg, sondern nur 
einen demokratischen Frieden ohne Annexionen und Kontributionen.“ (25) 

Die Radikalisierung schritt aber schnell voran. Lehnten die Komitees der Petro- 
grader Rüstungsbetriebe auf ihrer ersten Konferenz Mitte März noch die Übernahme 
jeglicher Verantwortung für die Produktion ab, so erhoben sie schon einen Monat 
später auf der zweiten Konferenz die Forderung nach Arbeiterkontrolle. Brigmann 
weist darauf hin, daß anfangs auch diese Forderung sich nicht aus einem revolutionä- 
ren Anspruch herleitete, sondern noch immer aus dem Bestreben, den völligen Ruin 
der russischen Wirtschaft zu verhindern. Dieser schien gerade wegen des störrischen 
Verhaltens der Unternehmer zu drohen,, wegen ihrer Weigerung, staatlicher Organi- 
sation und Lenkung in einem System der Kriegswirtschaft analog dem deutschen 
23 Vgl. Trotzki, Geschichte der russischen Revolution, Bd. 2/2, S. 788 
24 _ Uwe Brügmann, Die russischen Gewerkschaften in Revolution und Bürgerkrieg 1917-1919, 
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Vorbild zuzustimmen. Die Arbeiterkontrolle jener Anfangsphase sollte gewisserma- 
ßen die nicht erreichte Staatskontrolle kompensieren (26). 

Bald aber wurde dieses Stadium überwunden; die Arbeiterkontrolle erschien 
nun „als Schule der Selbstverwaltung im Hinblick auf die sozialistische Revolution“ 
(27). Dies ein Verständnis, das die Putilov-Arbeiter schon Ende April zum Ausdruck 
brachten und das sich im Laufe der Frühjahrs- und Sommermonate parallel zur rapi- 
den Verschlechterung der Reproduktionsmöglichkeiten des Proletariats, der Fort- 
setzung des Krieges und der Abwendung von der Provisorischen Regierung verbrei- 
tete. Zwar verbesserte sich die wirtschaftliche Lage der Arbeiter nach der Februar- 
revolution für Kurze Zeit; ab Mai jedoch verschlimmerte sich die Situation unaufhalt- 
sam. Nach Brügmann (28) konnten die erkämpften Lohnsteigerungen die Inflations- 
rate nicht einmal zur Hälfte ausgleichen: „,... die Arbeiter forderten feste Minimal- 
löhne, die Unternehmer widersetzten sich, die Konflikte in den Betrieben nahmen 
ununterbrochen zu, Die Ernährungslage verschlechterte sich, die Brotration wurde 
kleiner, sogar für Graupen führte man Karten ein.‘ (29) „Im Herbst herrschte jeden- 
falls in 20 der 43 Gouvernements des europäischen Rußlands Hungersnot.‘ (30) 

Als verschärfendes Moment wirkten die Betriebsschließungen, die nach der 
Machtprobe von Anfang Juli „Massencharakter‘ (Lorenz) annahmen. Durch sie ver- 
loren zwischen März und September 1917 rund 165.000 Arbeiter ihren Arbeitsplatz. 
Esist bisheute ungeklärt, inwieweit diese Stillegungen von der fortschreitenden Des- 
organisation der Ökonomie bedingt waren (Roh- und Treibstoffmangel) und inwie- 
weit sie bewußt von den Unternehmern als Druckmittel gegenüber den Forderungen 
der Arbeiterschaft bzw. der „Nachgiebigkeit‘‘ der Provisorischen Regierung einge- 
setzt wurden (31). Sicher ist indes eines: Den Arbeitern erschien die massenhafte 
Schließung von Fabriken als Willkürakt der Unternehmer. In einigen Fällen war die 
Sabotage so offensichtlich, daß die Industriellen infolge der Enthüllungen der Be- 
triebskomitees gezwungen wurden, die Fabriken wieder zu öffnen.“ (32) 

Welche Rolle aber dasgezielte Vorgehen der Unternehmerin Form von Finanz- 
tricks, Beiseiteschaffen von Material bis hin zu Zerstörung der Maschinen auch im- 
mer gespielt haben mag, das für die hier vorliegende Fragestellung nach dem objekti- 
ven Charakter der Arbeiterbewegung Entscheidende liegt darin, daß die Arbeiterklas- 
se den Klassenkampf „von oben‘ als blanken Terror, ja als Betrug am gesamten rus- 
sischen Volk auffaßte. Selbst die Bolschewiki begriffen die Situation in diesem Sin- 
ne: „Auf dem Rätekongreß im Juni forderte Lenin ernste Maßnahmen gegen die 
Aussperrung, Ausplünderung und planmäßige Zersetzung des Wirtschaftslebens sei- 
tens der Industriellen und Bankiers. ‚Veröffentlicht die Gewinne der Herren Kapita- 
26 Vgl. ebenda, 5. 36 ff. 

27 ebenda, S. 39 

28 Vgl. ebenda, 8. 78£. 

29 Trotzki, Geschichte der russischen Revolution, Bd. 1, 8. 283. Vgl. Richard Lorenz, An- 
färıge der bolschewistischen Industriepolitik, Köln 1965, 5. 26 ff. 

30 Brügmann, Gewerkschaften, 5. 79 

31 Vgl. William H. Chamberlin, Die russische Revolution 1917 - 1921, Bd. 1, Frankfurt/M. 

1958, 5. 246 j 
32 Trotzki, Geschichte der russischen Revolution, Bd. 1, S. 348 
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listen, verhaftet fünfzig oder hundert der reichsten Millionäre .... mit dem einfachen 

Zwecke, sie zu zwingen, die Fäden, die Betrugsmanöver, den Schmutz und Eigennutz 

aufzudecken, die auch unter der neuen Regierung unser Land Millionen kosten.‘ “ 

(33) Trotzki selbst spricht im Nachhinein von einer ‚Verschwörung‘ der Industtriel- 
- len „gegen die Nation‘ (34)! 

Diese Argumentation der Bolschewiki blieb bis zur Oktoberrevolution im 
Kern unverändert und bildete neben der Friedensforderung den zweiten Brennpunkt 
ihrer Agitation, mit der sie im Oktober schließlich die Massen auf ihrer Seite hatten, 
was ja nichts anderes bedeutet, als daß in dieser Form der Kritik an den herrschen- 
den Zuständen das damalige Bewußtsein der Arbeitermassen selbst formuliert ist. 

Gleichzeitig ist mit der konkreten Form der Kritik auch schon die Lösung der 
Probleme angegeben. Geht nämlich die ökonomische Katastrophe auf einen Macht- 
mißbrauch der Unternehmer gegen die Interessen der Arbeiter zurück, nicht aber 
auf das gesellschaftliche Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital, so folgt als Konse- 
quenz anstelle einer Aufhebung des Lohnarbeitsverhältnisses die Verdrängung der 
Unternehmer aus ihren Machtpositionen, der Entzug der Machtmittel, die solchen 
Mißbrauch möglich machen, die Verwaltung der Lohnarbeit mehr oder weniger 
durch die Lohnarbeiter selbst (35). 

Dies der Grundgedanke der Forderung nach „Arbeiterkontrolle“. Sie zielte zu 
keinem Zeitpunkt vor dem Oktober 1917 auf eine wirkliche Sozialisierung der Pro- 
duktion; vielmehr ging es um die Kontrolle ‚über die Produktion und Verteilung 
der Erzeugnisse“, „Einsicht in alle Handels- und Bankbücher“, Kontrolle über „alle 
Finanz- und Bankoperationen‘“ mit dem Ziel einer „völligen Regulierung der Produk- 
tion und Verteilung der Erzeugnisse‘ (36). „Die Teilnahme jener Arbeitgeber, die 
sich nicht von der Produktion zurückgezogen haben, sowie des technischen Personals 
sollte obligatorisch sein.‘ (37) 

Auch im August/September bewegten sich die Forderungen der Arbeiter auf 
der gleichen Ebene. Die Moskauer Lederarbeiter verlangten in einem der bedeutend- 
sten Streiks jener Periode neben anderen Verbesserungen des Lohnverhältnisses (sechs 
stündige Arbeitszeit an Vorfeiertagen, höhere Löhne, Zeitlohn anstelle (!) des Stück- 
lohns etc. (38) „ein System, das es dem Fabrikkomitee ermöglichte, gegen die Ent- 
lassung eines Arbeiters zu protestieren und den Fall vor ein Schiedsgericht zu brin- 
gen.‘ (39) 


33 ebenda, S. 355 

34 ebenda 

35 Eine Lösung, die sich übrigens der Logik des bolschewistischen Kapitalbegriffs (vgl. oben) 
bruchlos einfügt. Die „stalinistische‘‘ Gleichsetzung von Verstaatlichung und Vergesell- 
schaftung findet sich schon hier angelegt. 

36 Aus der von den Bolschewiki vorgeschlagenen und vom ersten Kongreß der Petrograder 
Fabrikkomitees angenommenen Resolution — Juni 1917 (abgedruckt bei Chamberlin, 
Russische Revolution, Bd. 1, S. 416 £.) 

37 ebenda 

38 Vgl. ebenda, S. 247; zu diesem gesamten Komplex s. a. Pankratova, Anna M., Fabrikräte 
in Rußland, Frankfurt/M. 1976, S. 165 ff. 

39 ebenda 
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„Die Textilarbeiter von Iwanowo und Kineschma... verlangten auch eine aus- 
gesprochene Arbeiterkontrolle über die Einstellung und Entlassung von Arbeitern, 
wobei sie vorschlugen, daß ohne Zustimmung der Gewerkschaften Arbeiter weder 
eingestellt noch entlassen werden dürften.‘ (40) 

Daß die hier genannten Beispiele durchaus exemplarischen Charakter besitzen, 
zeigt die erste gesamtrussische Konferenz der Betriebskomitees. Auf ihr stand noch 
wenige Tage vor dem Oktoberumsturz die Art der Fortführung der Produktion auf 
kapitalistischer Grundlage im Mittelpunkt der Diskussion, nicht aber der Übergang 
zum Sozialismus. „Die Tagung befaßte sich mit der Frage, ob zum Zweck der Kon- 
trolle Vertreter der Belegschaft an der Verwaltung des Unternehmens teilnehmen 
sollten... . oder ob die Aufsicht durch Kontrollkommissionen, denen das Recht der 
Einsichtnahme in die gesamte Geschäftsführung zuzustehen hätte, zu verwirklichen 
sei... (41). Man einigte sich auf letzteres, um sich nicht zum Mitschuldigen am Pro- 
duktionsrückgang zu machen. Die ökonomische Resolution der Bolschewiki, die auf 
der Konferenz angenommen wurde, „vermeidet vorsichtig jede sozialistische Forde- 
rung; Enteignung — Sequestrierung — ist nur als Strafmaßnahme erlaubt; die Grund- 
lagen des kapitalistischen Systems bleiben unangetastet.‘ (42) 

Zwar sollte sich nach dem Oktober erweisen, daß die Bolschewiki mit ihrer 
Mäßigung in der Enteignungsforderung weit hinter dem erreichten Stand der Massen- 
bewegung zurückgeblieben waren. Doch bedeutet wohl auch die scheinbar größere 
Radikalität der Nationalisierungsforderung — wie sie manchmal mit der Arbeiterkon- 
trolle verknüpft wurde — keine qualitativ wirklich verschiedene Stufe der Bewegung 
im Verhältnis zum Anspruch auf Arbeiterkontrolle. 

In keinem der beiden Fälle wird die Aufhebung des Lohnverhältnisses angegan- 
gen. Vielmehr handelt es sich um komplementäre Formen der Entmachtung des Un- 
ternehmers, denen ein Begreifen des Kapitalverhältnisses als bloßes Gewaltverhältnis 
zwischen Kapitalist und Arbeiter zugrundeliegt. Einmal beschneidet der Arbeiter 
selbst, das andere Mal für ihn stellvertretend der (Arbeiter-) Staat die Möglichkeiten 
der Machtausübung durch den Unternehmer. Daran aber, daß der Arbeiter wesentlich 
als Lohnarbeiter bestimmt ist, ändert sich nichts. Weder die Entfremdung der Arbeit, 
noch die Trennung von Hand- und Kopfarbeit, noch das Unterworfensein des Arbei- 
ters unter das Wertgesetz werden von einer so gearteten Arbeiterbewegung subjektiv 
begriffen und folglich auch nicht einmal tendenziell aufgehoben (Zur weiteren Ent- 
wicklungsmöglichkeit auf Basis solcher Kampfinhalte, s.u.!) (43). 


40 ebenda 

4 Lorenz, Anfänge, S. 64 

42 ebenda, S. 67 

43 Wohigemerkt geht es hier nicht darum, der russischen Arbeiterbewegung den „Vorwurf“ 
eines historischen „Versäumnisses“ zu machen. Es wurde jaim vorausgegangenen Abschnitt 
darzulegen versucht, weshalb die revolutionären Massen gerade diese und keine anderen 
Ziele formulierten (spezifischer Charakter der vorrevolutionären Gesellschaft). Ob der 
Kampf weitergehende Perspektiven hätte besitzen können, steht hier gar nicht zur Debat- 
te, obgleich es angesichts der Voraussetzungen wohl bezweifelt werden darf. Es soll hier 
einzig der Charakter der Massenbewegung herausgearbeitetund als objektive Basis der wer 
teren Entwicklung verstanden werden. Will man nämlich heute die Oktoberrevolution be- 
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Arbeiterkontrolle und Nationalisierung gehören zusammen, da die Arbeiter- 
kontrolle die Macht des Kapitalisten nur innerhalb des Betriebes bricht. Nationalisie- 
rung bedeutet komplementär dazu die Zerstörung der „Macht‘‘ des Kapitalisten au- 
ßerhalb des Betriebes, auf gesamtgesellschaftlicher Ebene. Begreift man nämlich das 
Kapitalverhältnis als Machtbeziehung, so konsequenterweise gleichermaßen das Ver- 
hältnis von allen Einzelkapitalen und Staat als Beziehung von Mächtigen und Staat, 
den Staat als unmittelbar den Interessen der Mächtigen dienend, ihnen als gesamtge- 
sellschaftlich verlängerter Arm direkt ausgeliefert. 

Hat sich aber der Staat potentiell in den Vertreter der Unterdrückten verwan- 
delt (eine Vorstellung, die nur auf dem Hintergrund jenes machttheoretischen Kapi- 
talbegriffs möglich ist), wie esin Rußland nach dem Februar 1917 zunächst schien, 
so muß den Unternehmern die Chance entzogen werden, ihn für sich zu funktiona- 
lisieren. Daher die Rede von den „Schlüsselindustrien‘‘, die zuallererst verstaatlicht 
werden müßten. Mit ihnen besitzt nämlich — in der Logik jenes Kapitalbegriffs — 
die Bourgoiesie ein entscheidendes Mittel, um den Staat unter Druck zu setzen (44). 
Voraussetzung für adäquate Anwendung der Nationalisierung istin solchem Verständ- 
nis natürlich der proletarische Charakter des Staats, der für einen Großteil der russi- 
schen Arbeiter lange Zeit — bis in den August hinein — durch die Kerenski-Regie- 
rung garantiert schien. In diesem Sinne wandten sich die Arbeiter mit ihrer Forde- 
rung nach Nationalisierung an die Administration der Menschewiki und Sozialrevo- 
lutionäre. Doch diese machte sich immer mehr zum Hüter der Kapitalinteressen. 

Anfangs schien es, als sei die gegen Arbeiter und Bauern gerichtete Politik der 
Provisorischen Regierung (Fortsetzung des Krieges, Verschleppung der Landreform, 
ökonomisches Chaos) allein der Mitgliedschaft von Vertretern der Konstitutionellen 
Demokraten (Kadetten) geschuldet. Daher verlangten die Arbeiter zunächst eine rein 
„sozialistische“ Regierung, den „Rücktritt der zehn kapitalistischen Minister“ (45). 

Nachdem dieses Ziel erreicht war, stellte sich jedoch heraus, daß damit noch 
immer nicht die Einlösung der Arbeiterforderungen garantiert war. Entgegen den Er- 

greifen, dann kann man sich weder nur daran halten, wie sie die Bolschewiki sahen, noch 
daran, wie man sie selbst gerne sähe. Der hier anvisierte Zugang dürfte wohl nur deshalb 
relativ ungewohnt sein, weil die historische Entwicklung dafür gesorgt hat, daß die Ein- 
schätzung der Sowjetunion oft bloße Bekenntnis- und/oder Kompensationsfunktion (das 
gilt für Apologeten wie Kritiker) besitzt. 

44 Wenn Trotzki im Zusammenhang der Betriebsschließungen von „ökonomischem Defätis- 
mus“ der Unternehmer spricht (Geschichte der russischen Revolution, Bd. 2/1, S. 625), 
so drückt er exakt dieses machtpolitische Begreifen des Kapitalverhältnisses aus. Der Ver- 
wertungszwang des Kapitals und die Tatsache, daß Arbeiterkämpfe in Rußland Bedingun- 
gen geschaffen haben, die eine Verwertung von Kapital z. T. nicht mehr zuließen, gerät 
aus dem Blick. Einstellung der Produktion mangels ausreichender Verwertungsmöglich- 
keiten muß ja unterschieden werden von der Unmöglichkeit der Produktion mangels ent- 
sprechender Gebrauchswerte (Roh- und Hilfsstoffe). Was also dem russischen Proletariat 
und den Bolschewiki als „Sabotage‘“, „Defätismus“ usw. erschien, kann durchaus von Not- 
wendigkeiten der Kapitalverwertung hervorgerufen sein. Schließlich setzt jede Form von 
Klassenkampf der Kapitalverwertung neue, einschränkende Bedingungen. 

45 Aus einer „Erklärung der Vertreter von 54 Fabriken auf der Sitzung des Allrussischen 


Sowjetexekutivkomitees am 17. Juli 1917“, abgedruckt bei Chamberlin, Russische Revo- 
lution, Bd. 1, S. 422. 
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wartungen mauserte sich die Kerenski-Regierung zum Schutzpatron der bestehenden 
Verhältnisse. Nach dem Anfang Juli mißglückten Umsturzversuch wurden die Bol- 
schewiki sowie teilweise auch die linken Sozialrevolutionäre in die illegalität getrie- 
ben, verfolgt, aus der öffentlichen Diskussion durch Verbot ihrer Pressoorgane ver- 
trieben. Gleichzeitig wiederholte man den Treueschwur gegenüber den Alliierten und 
verschärfte die Strafmaßnahmen für desertierende oder „zurückweichende‘“ Soldaten 
(Wiedereinführung der Todesstrafe). 

Im August ging die Provisorische Regierung offensiv gegen die Betriebskomi- 
tees vor durch Erlaß zweier Zirkulare, die den Komitees eigenmächtige Entlassung 
oder Einstellung von Arbeitern sowie das Abhalten von Sitzungen während der Ar- 
beitszeit verboten. Dieses Vorgehen schmälerte die Basis, die die Regierung in den 
Arbeitermassen noch hatte, umso mehr, als es zeitlich mit der Vorbereitung des Kor- 
nilow-Putsches zusammenfiel, durch den die Regierung weiter ins Zwielicht geriet. 

Sieht man diese Entwicklung noch auf dem Hintergrund der sich verschärfen- 
den ökonomischen Situation, so wird vollends verständlich, weshalb im Oktober die 
Massen hinter der Parole „Nieder mit Kerenski!“ standen. Wie die Koalition, so er- 
wies sich auch die „sozialistische“ Regierung sogar als unfähig, ein staatlich organi- 
siertes Kriegswirtschaftssystem zu errichten. Es gelang nicht einmal, „‚die alten, be- 
reits im Zarismus wirksamen Organisationen für seine (des Kerenski-Kabinetts, d. 
Verf.) Wirtschaftsziele einzuspannen. Die neugegründeten Institutionen, wie der Wirt- 
schaftsrat und das Hauptwirtschaftskomitee, gewannen kaum Einfluß.“ (46) Trotz- 
ki faßt das Verhalten der Regierung folgendermaßen zusammen: Sie „predigte den 
Arbeitern Selbstbescheidung, trat mit den Industriellen in Koalition, entsandte Ko- 
saken in das Donezgebiet und erhöhte um das Doppelte die Preise für Brot und 
Kriegslieferungen.“ (47) 

Im Oktober schließlich hatte sich erwiesen, daß die Provisorische Regierung 
weder die Forderungen der Bauern noch die der Arbeiter einlösen konnte. „Alle 
Macht den Sowjets!“ hieß daher: Sturz der arbeiter- und bauernfeindlichen Regie- 
rung zugunsten einer ihnen freundlichen, wofür die Sowjets garantieren sollten. Es 
hieß unter den vorgegebenen Zielen der Arbeiterkontrolle, Bodenverteilung und so- 
fortigem Friedensschluß: Kampf gegen Großgrundbesitz und Bourgeoisie, Kampf der 
alten Gesellschaft, verhüllt im Kampf gegen den alten Staat (48) und seine Nutznie- 
ßer. Denn weder die Lösung der Bodenfrage, noch die Durchsetzung der Arbeiter- 
kontrolle, noch eine ganze oder teilweise Nationalisierung des Kapitals war mehr im 
Rahmen der gegebenen Produktionsverhältnisse, durch bloßes Auswechseln der Re- 
gierung realisierbar. 

Wie auf diese Weise der Sturz der Provisorischen Regierung ein über die alte 
Gesellschaft hinaustreibendes Moment enthält (objektive Seite), so enthält er ande- 
46 Lorenz, Anfänge, $. 36 
47 Trotzki, Geschichte der Russischen Revolution, Bd. 2/1, 5. 624 
48 Vgl. Rosenbergs Einschätzung des Oktobers 1917, die auf dieses Problem hindeutet: „Die 

Parole des bolschewistischen Aufstandes war nicht: Diktatur des Proletariats gegen De- 

mokratie, sondern umgekehrt: Demokratie gegen autokratische Machthaber.“ (Arthur 

Rosenberg, Geschichte des Bolschewismus, Frankfurt/M. 1969, S. 135) 
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rerseits ein für den Aufbau einer sozialistischen Gesellschaft hemmendes Moment 
(subjektive Seite), das mit Beseitigung der stummen ökonomischen Zwangsverhält- 
nisse (Kapitalverwertung) bzw. der unmittelbaren Herrschaftsverhältnisse des fla- 
chen Landes zur materiellen’ Gewalt, zu einem die weitere Entwicklung bestimmen- 
den Problem werden mußte. 

Mit den Streiks im Sommer 1917, mit dieser offenen Konfrontation der Arbei- 
ter- gegen die Kapitalinteressen, mit der „Einmischung‘‘ der Arbeiter in Produktion 
und Verteilung der Waren, mit der Forderung auf Öffnung der Geschäftsbücher, Auf- 
hebung des Geschäftsgeheimnisses, Kontrolle der Finanzoperationen und schließlich 
Enteignung der Unternehmer zum Zwecke der Durchsetzung dieser und anderer Ar- 
beiterforderungen verstießen die Arbeiter objektiv gegen die Verwertungsbedürfnis- 
se des Kapitals, indem die Arbeiter diesen die Anerkennung verweigerten. Dies das 
nach vorne weisende, antikapitalistische Element der proletarischen Kämpfe. 

Andererseits aber das hemmende Moment, das Nichterkennen, das in der spe- 
zifischen Form des Nichtanerkennens steckte. Denn der Unternehmer wurde als „Sa- 
boteur“, als Unterdrücker, als persönlicher Träger ökonomischer Macht bekämpft, 
nicht aber als Charaktermaske eines gesellschaftlichen Verhältnisses, das auf diese 
Weise nur objektiv Gegenstand der revolutionären Umwälzung wurde. Seinen gerade- 
zu klassischen Ausdruck fand dieser Widerspruch im Verhalten der Arbeiter zu den 
massenhaften Betriebsschließungen seitens der Unternehmer. Jene Reaktion des Ka- 
pitals auf verschlechterte Verwertungsbedingungen erschien ihnen als Akt der Will- 
kür. Indem sie nun folgerichtig (auf dem Hintergrund dieser Vorstellung von Kapital) 
nicht den Kampf gegen die Lohnarbeit begannen, sondern gegen die Weigerung der 
Kapitalisten, die Lohnarbeit weiter aufrechtzuerhalten, verstießen sie einerseits ge- 
gen die Verwertungsbedürfnisse des Kapitals, ohne andererseits deren wirkliche Auf- 
hebung zu betreiben. 

Die unmittelbare Situation selbst verstärkte jenes Massenbewußtsein. Denn ins- 
besondere am Gegenstand der Aussperrung erscheint das Klassenverhältnis nicht als 
das, was es ist, sondern scheint tatsächlich sich auf die private Verfügungsmacht des 
Unternehmers über die Produktionsmittel zu reduzieren. Bezieht man darüberhinaus 
die Betriebserfahrungen des Jahres 1917 auf ihren historischen Hintergrund, auf die 
Unterdrückungsmethoden der Fabrikherren unter dem Zarismus sowie auf die unmit- 
telbare Komplizenschaft von Untenehmern und zaristischer Staatsgewalt, so wird zu- 
sätzlich verständlich, weshalb das revolutionäre Proletariat seinen Blick zuallererst 
auf die personellen Träger der Ausbeutungsverhältnisse richtete. 

Entsprechendes gilt für die Bauern. Die Kämpfe beider Klassen machten sich 
an ihren Unterdrückern unmittelbar fest. Und wie die Forderung nach Frieden die 
ideologische Klammer beider Kämpfe bildete, so der Widerstand gegen die Provisori- 
sche Regierung die praktisch-revolutionäre. Da sich diese gegenüber den Arbeitern 
wie den Bauern als konsequenter Vertreter der gegnerischen Interessen zeigte, ver- 
einigten sich die ansonsten unterschiedlichen Ziele von Arbeitern und Bauern im 
Ruf nach Ablösung der Provisorischen Regierung. Der Friede für die Soldaten, das 
Land für die Bauern und das Brot für die Arbeiter schienen gleichermaßen vom Trä- 
ger der Staatsgewalt abhängig. So mußte Kerenski weichen, nachdem er in der Armee 
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wie bei den Bauern und im Proletariat seine Basis verloren hatte, als sie alle den Ein- 
druck haben mußten, der Februar sei umsonst gewesen, im wesentlichen habe sich 
nichts geändert. 

Und daher wandte sich die neue Staatsmacht, der Sowjetkongreß des Oktober, 
an jenes Bewußtsein der Massen appellierend, als neue Regierung, als staatlicher Ver- 
treter der Arbeiter- und Bauerninteressen an das russische Volk: „Die Provisorische 
Regierung ist gestürzt... Die Sowjetmacht wird sofort allen Völkern einen demo- 
kratischen Frieden und den sofortigen Waffenstillstand an allen Fronten vorschla- 
gen. Sie wird die entschädigungslose Übergabe der Gutsbesitzer-, Kron- und Kloster- 
ländereien in die Verfügungsgewalt der Bauernkomitees sicherstellen, die Rechte der 
Soldaten schützen, indem sie die volle Demokratisierung der Armee durchführt, sie 
wird die Arbeiterkontrolle über die Produktion einführen und die rechtzeitige Einbe- 
rufung der Konstituierenden Versammlung gewährleisten, sie wird dafür sorgen, daß 
die Städte mit Brot und die Dörfer mit Gegenständen des dringendsten Bedarfs be- 
liefert werden, sie wird allen in Rußland lebenden Völkern das wirkliche Recht auf 
Selbstbestimmung sichern.‘ (49) 


4. Folgen des Umsturzes 


Was auf dem Land geschah, ist sattsam bekannt und oft genug beschrieben worden: 
Die von den Bauern längst begonnene Parzellierung des Großgrundbesitzes wurde 
vom Dekret über den Boden sanktioniert und bildete von nun an einen Eckpfeiler 
der neuen Produktionsverhältnisse, den unmittelbar keine noch so sozialistische Ar- 
beiterbewegung hätte verrücken Können. 

Weniger Eingang in die Literatur zur russischen Revolution findet bezeichnen- 
derweise die konkrete Form der Arbeiterbewegung. Ihr wird meist, da sie sich gegen 
die Verfügungsgewalt der Unternehmer wandte, stillschweigend unterstellt, eine so- 
zialistische gewesen zu sein. Daher beschränkt sich die Beschreibung der proletari- 
schen Kämpfe für gewöhnlich auf die Aufhebung der Kapitalisten als „‚steuerpoliti- 
sche Kategorie“ (Rosa Luxemburg). „Darüber, wie die Betriebskomitees im einzel- 
nen versuchten, den Produktionsprozeß aufrechtzuerhalten bzw. wieder in Gang zu 
setzen, liegen kaum Nachrichten vor...“ (50) 

Gerade hier aber wäre erst der wirkliche Charakter der Arbeiterbewegung ab- 
zulesen; hier wäre zu fragen, ob das Proletariat den Produktionsprozeß im Bewußt- 
sein und der Absicht einer Aufhebung des Lohnverhältnisses neu zu organisieren 
versuchte oder ob es die Lohnarbeit in eigener Regie übernahm. Die Konsequenzen 
für den revolutionären Prozeß wären in jedem Falle vollkommen verschieden! Daher 
soll im folgenden versucht werden, aus dem Material, das bislang vorliegt, jenen Kon- 
kreten Charakter der Bewegung näher zu bestimmen, um so den Ausgangspunkt für 
ein Begreifen der industriellen Produktionsverhältnisse, die sich im Laufe des sog. 
Kriegskommunismus herausbildeten, zu gewinnen. 

49 Zit. nach: Chamberlain, Russische Revolution, Bd. 1, S. 436 f. 


50 Yvonne Herrmann, Demokratie und Selbstbestimmung im Konzept der russischen Okto- 
berrevolution, Gaiganz 1975, S. 88 
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Zunächst zeigten sich die Arbeiter weit militanter als ihre Führer im Vorgehen 
gegen dasprivate Eigentum an Produktionsmitteln und dessen personellen Repräsen- 
tanten. Belegschaften vieler Betriebe enteigneten die Besitzer oftmals gegen den Wil- 
len des Rats der Volkskommissare, der von sich aus nur sehr wenige Nationalisierun- 
gen vornahm und diese zudem nur als Defensivmaßnahme betrieb, als Strafe für nicht 
kooperationswillige Unternehmer (51). Ansonsten gedachte man, mit ihnen zusam- 
menzuarbeiten, und unternahm sogar Versuche, Projekte ganz großen Stils (Mesch- 
tscherkjj-Projekt, Stacheev-Projekt) (52) im Verein von Staat und Unternehmern zu 
initiieren, die jedoch stets am Widerstand der Arbeiter scheiterten. 

So militant die Kämpfe der Arbeiter aber auch waren, so schr waren sie auf die 
private Verfügungsmacht der Unternehmer konzentiiert, so wenig Bewußtsein über 
die Notwendigkeit der Aufhebung des Lohnverhältnisses trat an ihnen zutage. Es 
scheint, als sei die Sache für die Arbeiter mit der Verjagung des Kapitalisten und der 
Kontrolle des Lohnverhältnisses durch Belegschaftsvertreter erledigt gewesen. Wie 
anders wäre das betriebsegoistische Verhalten der Komitees zu erklären? „Soweit 
sich die Belegschaften in kollektive Unternehmer verwandelten, vergrößerten sie 
meistens die wirtschaftliche Anarchie. Planwirtschaftliche Erwägungen, wie sie das 
Dekret vom 29. November andeutete, fanden bei ihnen kein Gehör.‘ (53) In dieser 
Einschätzung resümieren sich im Grunde alle Beschreibungen jener Phase der russi- 
schen Arbeiterbewegung unmittelbar nach dem Oktoberumsturz (54). Der Zusam- 


51 Vgl. Richard Lorenz, Wirtschaftspolitische Alternativen der Sowjetmacht im Frühjahr und 
Sommer 1918, in: Jahrbücher für Geschichte Osteuropas N. F. 15 (1967), S. 229 f. 

52 Vgl. Lorenz, Alternativen, S. 218 f£.; ders., Anfänge, S. 137 ff.; Brügmann, Gewerkschaf- 
ten, S. 203 ff. 

53 Lorenz, Anfänge, S. 97 

54 Vgl. Oskar Anweiler, Einleitung zu: Frits Kool/Erwin Oberländer (Hg.), Arbeiterdemo- 
kratie oder Parteidiktaktur, Olten/Freiburg 1967, S. 47; Bettelheim, Klassenkämpfe, S. 
125, Brügmann, Gewerkschaften, S. 143 £.; Isaac Deutscher, Die sowjetischen Gewerk- 
schaften, Frankfurt/M. 1969, S. 42; Lorenz, Alternativen, S. 210; ders., Anfänge, S. 67, 
103, 147 f., Pankratova, Fabrikräte, S. 214 ff. 
Auch Kritiker der Bolschewiki kommen nicht umhin, bis zu diesem Zeitpunkt die Über- 
macht der bolschewistisch geprägten Arbeiterbewegung zu konstatieren. Erst nach dem 
Oktober — zum großen Teil wohl durch die Unterdrückungsmaßnahmen der Bolschewiki 
selbst verursacht — gewannen Bewegungen anarchistischer Art an Einfluß. Vgl. Volin, 
W.M., Die unbekannte Revolution, Bd. 1, Hamburg 1975, S. 160 ff., 182., 210 £.; Brin- 
ton, Maurice, The Bolsheviks and Worker’s Control, London 1970, pass. 
Unter den gegebenen historisch-gesellschaftlichen Voraussetzungen handelte es sich den- 
noch wohl um den fortgeschrittensten Stand, den das Massenbewußtsein überhaupt an- 
nehmen konnte. Für die subjektive Herausbildung einer Perspektive auf Aufhebung der 
kapitalistischen Produktionsweise im Sozialismus hätte es wohl der Grundlage eines ent- 
falteten Kapitalismus bedurft, nicht aber — wiein Rußland — der isolierten: Durchsetzung 
des Lohnverhältnisses in der städtischen Fabrik. Wo das Kapitalverhältnis sich nicht als 
gesamtgesellschaftliches gesetzt hat, kann es auch nicht gesellschaftlich umgewälzt wer- 
den; man kann gegen es nur objektiv und in Teilbereichen verstoßen und/oder es als Pro- 
blem der Fabrik (anstelle des „Fabrik‘‘systems) bekämpfen. Wo die gesellschaftliche Ent- 
wicklung derartige Voraussetzungen geschaffen hat, wo das Verhältnis von Lohnarbeit 
und Kapital nicht zum gesellschaftlich bestimmenden Klassenverhältnis entfaltet ist, da- 
mit keine gesellschaftliche Integration aller Produzenten real stattgefunden hat, wo somit 
auch nicht durch die bürgerliche Gesellschaft Bewußtseinsentwicklungen eintreten konn- 
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menhang mit dem Charakter der Arbeiterkämpfe vor dem Oktober (vgl. oben) liegt 
auf der Hand. Strittig jedoch ist die historische Bewertung der Bewegung. Bedeutet 
die weitere Entwicklung der Sowjetunion, die Unterdrückung der Komitees durch 
ihre Anbindung an den bolschewistischen Staat, der Fortbestand der „Lohnarbeit‘‘, 
den direkten Gegensatz zu den Arbeiterinitiativen oder war nicht in diesen selbst we- 
nigstens die Möglichkeit ihrer Pervertierung schon angelegt? Haben die Bolschewiki 
sozialistische Entwicklungschancen der russischen Revolution unterdrückt (wobei 
zu fragen wäre, welche immanenten Tendenzen der Bewegung selbst ihnen die Grund- 
lage dafür boten!)? 

Offensichtlich war der an der Forderung nach Arbeiterkontrolle und Nationa- 
lisierung aufgezeigte innere Widerspruch (vgl. oben) nach Beseitgung des Hemmnisses 
der Provisorischen Regierung nunmehr praktisch geworden. Die russischen Arbeiter 
nahmen ihre Gesellschaft selbst in die Hand, aber sie taten es „nicht aus freien Stük- 
ken, nicht unter selbstgewählten, sondern unter unmittelbar vorgefundenen, gegebe- 
nen und überlieferten Umständen“ (55). Zwar gingen die Komitees in ihrer Praxis 
viel weiter, als es sich die Bolschewiki vorgestellt natten; doch tasteten sie trotz aller 
in Anspruch genommener Eingriffs- und Kontrollbefugnisse den Unternehmer in sei- 
ner Funktion als Anwender von Lohnarbeit nicht an. Sie verlangten vielmehr, diese 
Funktion ganz oder teilweise selbst zu tragen. 


ten, ohne die sozialistische Bewegungen nicht denkbar sind (also etwa die Erkenntnis 
inenschlicher Geschichte als menschlicher Praxis, das Begreifen des Individuums als ge- 
sellschaftlich bestimmtem usw.), dort fehlen auch die Grundlagen für einen im Proleta- 
riat selbst zu artikulierenden Anspruch auf bewußte Gestaltung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse. 
Aus diesem Zusammenhang resultierte letztlich wohl auch die somit objektiv bedingte — 
Unfähigkeit der linken Kommunisten, den nach dem Oktober 1917 vorherrschenden Prak- 
tiken der Bolschewiki mehr als eine demokratisierte Variante derselben Politik entgegen- 
zusetzen (vgl. unten). 
Ganz allgemein scheint mir hier ein prinzipielles Problem aller bisherigen, sich selbst so- 
zialistisch definierenden Revolutionen zu liegen. Sie alle fanden auf der Basis nichtkapi- 
talistischer, wohl aber über den Weltmarktzusammenhang vom Kapitalismus deformierter 
sozialer Strukturen statt; sie Konnten daher nur in Existenz treten, sofern sie sich gegen 
das nationale und internationale Kapital stellten (dies die „sozialistische“ Seite), standen 
jedoch alle vor der Schwierigkeit, die Voraussetzungen einer eigenen sozialistischen Ent- 
wicklung erst schaffen zu müssen. So ist etwa der gesellschaftliche Zusammenhang der 
Produzenten untereinander nach Herauslösung aus der kapitalistischen Abhängigkeit über- 
haupt erst herstellbar (worin möglicherweise die objektive Funktion der großen Führer- 
persönlichkeiten, wie Lenin, Stalin, Mao oder Fidel Castro, begründet ist: als Integrations- 
figuren zu dienen für die Initiierung sclch „nachholender‘‘ Prozesse, die sich manifestieren 
in Industrialisierungsprogrammen und Kampagnen der Massen ‚erziehung‘“). Es müssen die 
in den klassischen kapitalistischen Ländern durch die bürgerliche Gesellschaft (in welch 
verkehrter und entfremdeter Form auch immer) geschaffenen objektiven Voraussetzungen 
auf nichtkapitalistischem Wege ‚„‚nach‘'geholt werden. Auch kann dies andererseits nur in 
dieser spezifischen Form von „Sozialismus‘‘ geschehen, da die Alternative heißt: Verblei- 
ben in der vom Kapitalismus verursachten und perpetuierten Deformation und Abhängig- 
keit. Daß es auf sehr verschiedene Weise — je nach der konkreten historischen Gestalt des 
revolutionären Prozesses —, geschehen kann, zeigen u. a. die Unterschiede zwischen chine- 
sischem und sowjetischen Weg. 

55 Karl Marx, Der 13. Brumaire des Louis Bonaparte, in: MEW 8, S. 115 
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Auf diese Weise entstand jene merkwürdige Situation, daß das antikapitalistische 
Moment der Bewegung den Arbeitern faktisch alle Macht in die Hände gegeben hat- 
te, das Fehlen eines Bewußtseins über die Notwendigkeit der Aufhebung der Lohnar- 
beit insgesamt ihnen diese Macht zerrinnen ließ und so objektiv der neuen Staats- 
macht anheimgab. 

Um die Jahreswende 1917/18 wurden die Betriebskomitees — vermittelt über 
ihre Eingliederung in die Gewerkschaften — den staatlichen Organen untergeordnet. 
Einzige Ausnahme bildete der Ural. Dort waren die Bergwerksgesellschaften, die im 
wesentlichen die Produktion kontrolliert hatten, „bereits im Januar 1918 fast zur 
Gänze nationalisiert .. . Weiter ist bekannt, daß sich die lokalen Sowjets im Ural zu 
einer. von der Reigerung weitgehend unabhängigen Verwaltungseinheit mit einem ei- 
genen Rat der Volkskommissare konstituiert hatten“ (56). Die Arbeitervertreter je- 
ner Betriebe beschlossen ein absolut demokratisches Verwaltungssystem (mit Wähl- 
und Abberufbarkeit der Betriebsleitungen). Dennoch wurde wohl auch hier nicht 
am Lohnverhältnis selbst gerüttelt, obgleich ein solches System mit Lohnarbeitsver- 
hältnissen auf Dauer unvereinbar gewesen wäre. 

Derselbe Widerspruch zeigte sich auch in der Auseinandersetzung um die Fra- 
ge, wie der unmittelbar nach dem Oktoberumsturz gesunkenen Arbeitsproduktivität 
zu begegnen sei. Auch hier war nicht das Lohnverhältnis an sich Gegenstand der De- 
batte, sondern nur die Gestalt des Lohnverhältnisses;es ging nur darum, den von den 
Bolschewiki eingeführten Zeitloehn wieder durch den Stücklohn zu ersetzen, woge- 
gen sich die Gewerkschaften bis zum Brester Frieden zur Wehr setzten; danach än- 
derten sie ihre Haltung (57). 

Selbst die zu jener Zeit radikalsten Fürsprecher der proletarischen Interessen, 
die linken Kommunisten, kamen über diese Ebene der Problemstellung in ihrer Aus- 
einandersetzung mit Partei und Gewerkschaften nicht hinaus. Diese wiederum schlu- 
gen von vorneherein gegenüber den spontanen Maßnahmen der Arbeiter einen re- 
striktiven Kurs ein. „Bereits der Erste Gesamtrussische Gewerkschaftskongreß (7. - 
14. Januar 1918) hatte sich nach einem Vortrag C. Cyperovics gegen eine generelle 
Nationalisierung der Industrie ausgesprochen, da sich die Krise hierdurch nur ver- 
schlimmern Könnte; als Vorbereitungsstufe sei zunächst die staatliche Syndizierung 
und Trustierung der wichtigsten Industriezweige (Kohle, Erdöl, Eisen, Chemie) er- 
forderlich.‘‘ (58) Als jedoch nach Abschluß des Brester Friedens der totale Zusam- 
menbruch drohte (59), traten die Bolschewiki offensiv für eine straffe Zentralisie- 
tung und staatliche Leitung der Ökonomie ein. Auch die Gewerkschaftsführung 
setzte sich seit März 1918 „für die Übernahme im Kapitalismus entwickelter Wirt- 
schaftsmethoden (Arbeitsnormierung, Stücklohn usw.) sowie für eine strenge von 


56 Brügmann, Gewerkschaften, S. 186 

57 Vgl. ebenda, $. 231 £. 

58 Lorenz, Alternativen, S. 216 

59 „Fast 50 Prozent aller Industrieanlagen und damit die Hälfte der Arbeiterschaft kamen 
unter fremde Besatzung. Der Ausfall der Kornkammer Rußlands und 90 Prozent der ge- 
samten Zuckerindustrie untergrub die Lebensmittelversorgung der großen Städte.“ (Lo- 
renz, Alternativen, S. 211) 
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Arbeitsgerichten zu überwachende Betriebsdisziplin ein.“ (60) 

Dem setzten die linken Kommunisten keine qualitativ verschiedene Konzep- 
tion entgegen. Sie vertraten eine schärfere Nationalisierungspolitik, wandten sich ge- 
gen die Einsetzung von Betriebsleitungen und plädierten stattdessen für Kollegialitäts- 
prinzip und Wählbarkeit der Betriebsleitungen. Sie konstatierten andererseits ein 
Schwinden des revolutionären Bewußtseins der Massen und forderten daher die Par- 
tei auf, „dieses Minus durch eine energische Politik wieder auszugleichen.“ (61) 

Sie erkannten zwar klar das einschränkende Moment der Klassenbewegung: 
„Vor allem, wenn man den Übergang zum Sozialismus in der Verstaatlichung der Be- 
triebe erblickt, bedeutet die Verstaatlichung an sich, d.h. der Übergang eines Betrie- 
bes in Staatseigentum, noch keinen Sozialismus.“ (62) Denn: „Wenn das Proletariat 
selbst nicht in der Lage sein wird, die notwendigen Voraussetzungen für eine sozia- 
listische Organisation der Arbeit zu schaffen, dann wird es niemand an seiner Stelle 
tun, und niemand wird es dazu zwingen.“ (63) Aber eine wirkliche Alternative zur 
Politik des Zentralkomitees konnten sie auch nicht bieten. Auch sie kamen nicht 
umhin zu erkennen, daß die Massen selbst die Lohnarbeit nicht in Frage stellten. 
So blieb ihnen nichts anderes, als ein weniger kKompromißbereites staatliches Verhal- 
ten den Unternehmern gegenüber zu fordern und darauf zu bestehen, daß die Kon- 
trolle der Lohnarbeit stärker durch Arbeiter als durch regierungskonforme Kommis- 
sare getragen werden sollte: „... ein entschlossener Kursin Richtung auf Verstaatli- 
chung der Banken und ein ebenso entschlossener Kurs in Richtung auf Verstaatli- 
chung der Industrie. Schließlich bedarf es vor allem eines Arbeitsplans für die Wirt- 
schaft, und dieser muß entschlossen und zielbewußt verwirklicht werden.“ (64) ‚Die 
Arbeiter der Fabriken müssen unmittelbar an der Leitung derselben teilnehmen (aber 
sie sollten in den Betriebsleitungen nicht die Mehrheit haben).‘“ (65) Auch Osinskij 
geht esdarum, „uns... von dem organisatorischen Durcheinander der Arbeiterkon- 
trolle zu befreien.‘ (66) 

So ist den linken Kommunisten zwar zuzubilligen, die Situation der Arbeiter- 
bewegung im Frühjahr 1918 klarer erkannt zu haben. Eine Politik jedoch, die ihrer 
Tendenz nach eine Aufhebung des Lohnverhältnisses angesteuert hätte, konntenauch 
sie nicht entwickeln. Daher blieben sie begrifflich auf derselben Ebene wie,ihre Kon- 
trahenten, indem sie deren Konzept einer Organisation der Ökonomie, an dem die 
Arbeiter faktisch keinen wesentlichen Anteil mehr hatten, eine demokratische Va- 
riante entgegensetzten. 

Hierin wird noch viel deutlicher als allein in der Haltung ihrer Gegner, daß die 
Arbeiterbewegung selbst zu dieser Zeit keinen Ausweg aus dem Dilemma bot. Dies 
wurde sinnfällig am Verlauf und den Folgen des ersten gesamtrussischen Kongres- 
60 Lorenz, Alternativen, S. 217 
61 ebenda, S. 227 
62 N. Osinskij, Über den Aufbau des Sozialismus, in: Kool/Oberländer, Arbeiterdemokratie, 

S. 101 
63 ebenda, S. 110 
64 ebenda, S. 113 


65 ebenda, S. 117 Anm. 1 
66 ebenda, S. 117 
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ses der Volkswirtschaftsräte (Mai/Juni 1918). In seinen Diskussionen konnten sich 
die linken Kommunisten zum Teil durchsetzen. ‚Alle Fraktionen, in die sich der 
Kongreß im Laufe der Debatte spaltete, forderten, die Nationalisierung der Indu- 
strie konsequent zu Ende zu führen und von der mehr oder weniger zufälligen Ent- 
eignung einzelner Betriebe zur systematischen Nationalisierung ganzer Industrie- 
zweige überzugehen.‘“ (67) Auch in der Frage der Verwaltung nationalisierter Be- 
triebe mußten das Zentralkomitee und speziell Lenin eine Niederlage hinnehmen. 
Während Lenin sich zusammen mit dem Präsidium des Obersten Volkswirtschafts- 
rates für ein Prinzip der Einzelleitung durch Kommissare einsetzte, beschloß der 
Kongreß ein Kollegial- und Wahlprinzip. Auch in anderen Punkten konnte sich Le- 
nins Position nicht voll durchsetzen. „So forderte der Erste Volkswirtschaftskon- 
greß zwar die Einführung der obligatorischen Arbeitspflicht, fester Arbeitsnormen 
und einer strengen Arbeitsdisziplin, räumte jedoch — entgegen den Vorschlägen Le- 
nins — den Betriebskomitees und Gewerkschaften selber die Kontrollbefugnis ein.“ 
(68) Andererseits wurde die Einführung des Taylor-Systems vom Kongreß gebilligt! 

Und in derselben Widersprüchlichkeit wie die Beschlüsse des Kongresses be- 
wegte sich die weitere reale Entwicklung der gesellschaftlichen Verhältnisse. Zwar 
machte die Nationalisierung große Fortschritte und erfaßte praktisch die gesamte 
Großindustrie, aber sie nahm den Unternehmern zunächst nur ihren Rechtstitel auf 
das Eigentum. Im übrigen behielten sie ihre Einkommen und wurden verpflichtet, 
die Betriebe weiterzuführen. Die Arbeiterkontrolle wurde im Laufe des Jahres 1918 
allmählich abgeschafft (offiziell eingesegnet durch ein Dekret im April 1919). 

Für gewöhnlich werden die Ursachen dieser Entwicklung in der sich durch 
den Brester Frieden und den Bürgerkrieg permanent verschärfenden ökonomischen 
Lage gesehen. Doch dies unterstellt, daß die gesellschaftliche Produktion in Krisen- 
zeiten nur durch Unterdrückung der Produzenten aufrechterhalten werden könne, 
was die Aufhebung dieser Unterdrückung unweigerlich ins Reich der Utopie verweist. 
Weshalb aber sollten ökonomische Schwierigkeiten leichter gegen die Initiative der 
Massen zu meistern sein als durch sie? Die Frage bezüglich der russischen Situation 
ist also die, welche Umstände dazu beigetragen haben, das Bestehen der Situation 
auf dem Wege der proletarischen Initiative unmöglich zu machen. Es ist also nach 
den Möglichkeiten der Meisterung auf dem Hintergrund eines von erlahmender Ar- 
beiterkontrolle und Nationalisierung geprägten Massenbewußtsein zu fragen! 

Daher greift auch Bettelheims Ansatz zu kurz, für den der Niedergang der Ko- 
mitees „offenbar in Zusammenhang (steht) mit der nicht ausreichenden Zahl ech- 
ter Arbeiterorganisatoren, die in den Betrieben die Probleme wirklich anpacken ... 
Das Fehlen systematischer Anstöße seitens der bolschewistischen Parteiund die wach- 
sende Gleichgültigkeit der Werktätigen in bezug auf die Fabrikkomitees haben eben- 
falls ihre Rolle gespielt.‘ (69) Die Frage nach dem Warum und Woher dieser Erschei- 

nungen bleibt auch hier unbeantwortet. 

Möglichkeiten und Grenzen einer sozialistischen Perspektive lagen nach Besei- 
67 Lorenz, Alternativen, S. 231 
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69 Bettelheim, Klassenkämpfe, S. 128 
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tigung der Provisorischen Regierung zuallererst in der konkreten Bestimmtheit des 
Massenbewußtseins selbst! War nach dem Oktoberumsturz das entscheidende Hin- 
dernis zur Realisierung von Arbeiterkontrolle und Nationalisierung beiseite geräumt, 
so mußten sich die immanenten Widersprüche der nun praktisch gewordenen Forde- 
rungen enthüllen. Fortexistenz der Unterwerfung unter den Produktionsprozeß, Wei- 
terbestand der Lohnarbeit bei gleichzeitig erfolgter Aufhebung des Privateigentums 
an Produktionsmitteln und praktischer Aufhebung (einfacher Negation gewisserma- 
ßen) der Verwertung des Kapitals als Regulativ der Arbeits und Lebensbedingungen 
kann sich auf Dauer gesellschaftlich nicht stabilisieren. 

Entweder gelang es der Arbeiterklasse, im Zuge der Klassenauseinandersetzun- 
gen nach dem Oktober ihren Blick auf die positive Aufhebung der Lohnarbeit zu 
lenken, oder diese Perspektive mußte statt von ihr selbst, von Vertretungsorganen 
wahrgenommen werden (die Restauration der alten Verhältnisse einmal aufgrund des 
erfolgten Umsturzes ausgeschlossen). Ersteres war es, worauf Trotzki hoffte, als er 
sich im Sommer 1917 den Bolschewiki anschloß, letzteres stellte sich realiter ein. 

Daß dies geschah, dürfte auf die konkrete Form der Klassenkämpfe nach dem 
Oktober 1917 zurückgehen, die das Bewußtsein des Proletariats, wie es sich bis zum 
Oktober entwickelt hatte, nicht aufbrach und ihm so keine entsprechenden Voraus- 
setzungen schuf, um die katastrophale wirtschaftliche Lage (durch den Frieden von 
Brest-Litowsk und den Bürgerkrieg im wesentlichen hervorgerufen aus eigener Kraft 
zu meistern, und auf diese Weise ihre eigene Unterdrückung durch die bolschewisti- 
sche Partei ermöglichte, ja unter den gegebenen Umständen im Interesse der Revolu- 
tion unausweichlich machte. Daß die Partei selbst diese Rolle für sich akzeptierte, 
statt (etwa analog dem späteren chinesischen Beispiel) sich eine erzieherische Aufga- 
be zu setzen, wie es sich Bettelheim gewünscht hätte (vgl. oben), ist wohl seinerseits 
aus dem Verlauf des historischen Prozesses zu erklären. Man wird wohl nicht umhin 
Können, die Bolschewiki selbst zu den Opfern dieser Entwicklung zu zählen. 

Doch dieser letztere Zusammenhang kann im Rahmen der hier verfolgten Pro- 
blemstellung am Rande der Betrachtung bleiben. Abschließend soll vielmehr versucht 
werden, die gesellschaftlichen Verhältnisse zu charakterisieren, die sich am Ende des 
revolutionären Prozesses, also ungefähr am Ausgang des Bürgerkriegs, etabliert hatten. 


5. Das gesellschaftliche Resultat der Umwälzung 


Auf seiten des Proletariats ist zu konstatieren: die einfache Negation kapitalistischer 
Produktionsverhältnisse durch Abschaffung des privaten Eigentums an Produktions- 
mitteln. Damit waren die Träger der Staatsgewalt gezwungen — wollten sie nicht der 
Reaktion kampflos das Feld räumen —, die Interessen des Proletariats stellvertretend 
wahrzunehmen. Dieselbe Revolution, die sich so vehement gegen staatlichen Zwang 
gewehrt hatte, brachte ihn auf anderer qualitativer Stufe erneut hervor. 

Das qualitativ Neue an diesem Staat war, daß seine Funktion in Aufrechterhal- 
tung und weiterer Durchsetzung nichtkapitalistischer Produktionsverhältnisse be- 
stand; als solcher hatte er sich vor dem Proletariat stets aufs Neue auszuweisen und 
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nur als solcher war er existenzfähig, denn nur sofern sich die Herrschaft über das Pro- 
letariat als eine in dessen Interesse legitimieren Konnte, war der Bestand des Staates 
durch gesellschaftliche Anerkennung gesichert. 

Daher erklärt sich wohl die enge gegenseitige Durchdringung von Partei und 
Staat der Sowjetunion. Der Staat ist funktional als bolschewistischer, d. h. als Träger 
einer sozialistischen Perspektive an Stelle einer sozialistischen Bewegung, bestimmt. 
Hier zeichnet sich bereits das prinzipielle Dilemma der weiteren Entwicklung ab. Sojl 
nämlich der Staat als Herrscher über die Produzenten gleichzeitig deren Emanzipa- 
tionsprozeß und damit eben auch seine eigene Abschaffung initüeren, so muß dies 
unweigerlich zu Brüchen in der konkreten Vorstellung vom anzustrebenden Sozialis- 
mus führen. Oder „von unten“ gesehen: Wie sollen sich die Produzenten von ihrer 
Unterwerfung unter eine Staatsgewalt befreien, wenn diese selbst sich stets durch den 
Hinweis auf die Vertretung der Produzenteninteressen ausweisen muß und — in be- 
stimmtem Maße — auch kann? 

Eine weitere Brechung erfuhr die Funktion des Staates durch die auf dem Land 
eingetretenen Veränderungen der Produktionsverhältnisse. Die spontane Landauftei- 
lung der Bauern, hatte sie massenhaft in private Kleinproduzenten verwandelt. Den- 
noch blieb ein Teil der Landarmut zunächst noch ohne Land. „Am 11. Juni 1918 
wurde mit einem Dekret die Nivellierung der landwirtschaftlichen Betriebe eingelei- 
tet. Die neue Bodenaufteilung hatte als sog. ‚zweite Agrarrevolution‘ zur Folge, daß 
das ‚ländliche Proletariat‘ von bisher noch 1,5 Millionen verschwand; aus den Land- 
arbeitern wurden warenproduzierende Kleinbauern.‘“ (70) 

Daß beide „Agrarrevolutionen‘“ oftmals sich im Rahmen des Mir abspielten, 
widerspricht dem nicht. Bettelheim weist wohl zu Recht auf die sehr beschränkte 
Form kollektiver Beziehungen selbst innerhalb des alten Mir hin (71). Denn die Be- 
bauung des Landes erfolgte trotz Umteilung und gemeindlicher Steuerverantwortung 
längst individuell (auf Familienbasis). Trotzki gibt für die Wiederbelebung des Mir 
gerade im Zuge der Landaufteilung eine einleuchtende Erklärung: „,.. das übliche 
Mißtrauen der Bauern untereinander;esging jetzt um direkte Aneignung und Teilung 
der Gutsbesitzerhabe, jeder wollte selbst daran teilnehmen, ohne seine Rechte einem 
anderen anzuvertrauen.“ (72) D. h. unter dem Schein kollektiven Vorgehens erneu- 
erte sich die alte Dorfordnung gerade wegen des allen gemeinsamen Gegensatzes ge- 
gen alle, wegen der gemeinsamen Gegensätzlichkeit des Interesses an privatem Ei- 
gentum! 

Den Beweis der Richtigkeit dieser These lieferten die Bauern selbst. In Bürger- 
krieg und Kriegskommunismus verhielten sie sich nach der Logik kleiner Warenpro- 
duzenten. Sie beteiligten sich an der Niederwerfung der weißen Generäle und der In- 
70 Wolfgang Palm, Die Entwicklung der Räte und Gewerkschaften von der Oktoberrevolu- 

tion bis zum Frieden von Brest-Litovsk, in: Gottfried Mergner (Hg.), Die russische Arbei- 

teropposition, Reinbek 1972, S. 36. Im Jahre 1919 „sollen — gemäß den sowjetischen 

Statistiken, die zweifellos nur Annäherungswerte liefern — 96,8 % des bebauten Bodens 

sich in der Hand von Bauern befinden, die sie (innerhalb oder außerhalb des Mir) indivi 

duell bewirtschaften.....“ (Bettelheim, Klassenkämpfe, S. 185) 


71 Vgl. Bettelheim, Klassenkämpte, S. 182 ff. 
72 Trotzki, Geschichte der russischen Revolution, Bd. 2/1, 8. 717 


100 


tervention, weil ihnen von daher das ancien regime zurückzukehren drohte; und sie 
hungerten beinahe gleichzeitig die Städte aus, weil ihnen die bolschewistischen Re- 
quisitionsmaßnahmen ohne Unterschied schienen zu jenen Auspressungspraktiken, 
unter denen sie jahrhundertelang gelitten und zu deren Ende sie tatkräftig beigetra- 
gen hatten. Sie verteidigten die Revolution dort, wo sie der Rückfall in die alten Zu- 
stände schreckte, und sie bekämpften die Revolution, wo diese sie in dem angriff, 
das für sie der Inhalt des Kampfes gewesen war: die private Parzelle, ausreichend zur 
eigenen Reproduktion. Am klarsten drückte sich dies in Losungen von Bauernauf- 
ständen zur Zeit des Kriegskommunsimus aus: „Hoch die Bolschewiki (die uns das 
Land gegeben haben)! Hoch der Freihandel! Nieder mit den Kommunisten (die das 
Getreide requirieren)!“ (73) 

Nicht irgendein kollektiver gesellschaftlicher Zusammenhang bestimmte das 
Verhältnis von Stadt und Land zu Zeiten des Kriegskommunismus, sondern der pri- 
vate Charakter der bäuerlichen Produktion. Denn die Produktion der Bauern orien- 
tierte sich an der Wertgröße, die zur Reproduktion ihres eigenen Lebens notwendig 
war, was seinen Ausdruck im Steigen und Fallen des Produktionsumfangs je nach 
Maßgabe der Möglichkeit, Industriewaren einzutauschen, fand. Da diese Industrie wa- 
ren nur in sehr kleinem Umfang zur Verfügung standen, gab es für den Bauern als 
Warenproduzenten keinen Anlaß, über das hinaus, was er und seine Familie benötig- 
ten zu produzieren. Auch ein Anhäufen von Geld schien unter diesen Umständen 
sinnlos (zusätzlich bestärkt durch die Entwertung des Rubels). 

Aus dieser gesellschaftlichen Grundlage der Agrarverhältnisse erwuchs dem 
neuen Staat eine weitere Funktion. Er mußte den Austausch zwischen Stadt und 
Land organisieren, der sich im Gegensatz zur Vergangenheit nicht blindwütig hinter 
dem Rücken der Produzenten „von selbst‘ durchsetzte. Die Wahrnehmung dieser 
Aufgabe implizierte für den Staat gleichzeitig, sich zum Sachverwalter der kleinbäu- 
erlichen Interessen insofern machen zu müssen, als eben nur über den Staat der gesell- 
schaftliche Zusammenhang der isolierten Privatwirtschaften herstellbar war. 

Das Paradox der russischen Revolution, daß dort, wo die Produktion wirk- 
lich von den Produzenten übernommen wurde, dies auf privater Basis geschah (was 
gleichzeitig den Verlust dieser Aneignung durch Auslieferung an den Wertmaßstab 
bedeutete!), während dort, wo das private Eigentum aufgehoben wurde, die wirk- 
liche Aneignung des Produktionsprozesses nicht durch die Produzenten, sondern 
durch den Staat geleistet wurde (74), — dieses Paradox, reproduzierte sich auf staat- 


73 Eugen Varga, Sozialismus und Kapitalismus in Sowjet-Rußland, in: Mergner, Arbeiterop- 
position, S. 60, Fußnote 1. 

74 Hieraus — und nicht bloß aus einer falschen Marx-Rezeption (die an sich natürlich unbestreit- 
bar ist) — wären die wesentlichen Ungereimtheiten und inneren Widersprüche des bolsche- 
wistischen Selbstverständnisses zu erklären. Beispielsweise die Degeneration des „Marxis- 
mus-Leninismus“ zur Legitimationswissenschaft ist von dem Paradox her zu begreifen. 
Denn ein Staat, der den Anspruch erhebt, für die Arbeiter deren Sozialsimus zu verwirk- 
lichen, hat sich stets inhaltlich von diesem Ziel her auszuweisen. Die solchermaßen be- 
gründete Theorie muß trotz möglicherweise subjektiver Aufrichtigkeit ihrer Vertreter ob- 
jektiv Legitimationscharakter annehmen, zur Sophisterei werden, wenn die originäre 
(Marxsche) Theorie einen Sozialismusbegriff besitzt, der mit dem wirklichen Weg des 
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licher Ebene. Der substitutive Träger der sozialistischen Bewegung konnte nicht um- 
hin, einheitsstiftende Kraft der ländlichen Kleinproduktion zu werden und dennoch 
für die gesellschaftliche Verklammerung beider Bereiche unter sozialistischer Perspek- 
tive zu sorgen. Beides mußte ihn in beständigen Gegensatz zu Bauern und Arbeitern 
bringen — und dies in seiner realen Funktion als „Substitutionssozialist“. 

Auf dem Hintergrund dieser gesellschaftlichen Ausgangslage wäre nun nach 
Ursache und Funktion des Stalinismus, insbesondere der Kollektivierung der Land- 
wirtschaft, zu fragen sowie nach den Auswirkungen auf die Produktionsverhältnisse, 
um so zu einem Verständnis der heutigen Gesellschaftsstruktur der Sowjetunion zu 
gelangen. 

Substitutionssozialisten kollidiert — ohne daß dies u. U. für desssen Protagonisten erkenn- 

bar oder gar änderbar wäre. 

Insofern findet sich der „Stalinismus‘“ in diesen Verhältnissen schon angelegt (was nicht 

heißt, er habe daraus entstehen müssen). Es war dies wohl auch der letztlich entscheiden- 

de Grund für die Wehrlosigkeit der „alten Garde‘ der Bolschewiki gegen Stalins Terror. 

Stalin realisierte in der Tat jene bolschewistische Sozialismusvorstellung, die sich durch 

die Klassenkämpfe bis zur Revolution herausgebildet hatte. Weshalb also sollte für einen 

Bucharin das Eingeständnis nie begangener Verbrechen nicht höher stehen als die Vertei- 

digung seiner Person, was unter der Voraussetzung, daß Stalin nicht der „Verräter“, son- 

dern der Exekutor des „Sozialismus“ war, nur dem internationalen Klassenfeind nützen 


konnte? Vgl. Maurice Merleau-Ponty, Humanismus und Terror, Bd. 1, Frankfurt/M, 1968, 
S. 68 ff. 
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turrevolution bis zu den aktuellen Aus- 
einandersetzungen nach Maos Tod. 
Auf die Frage: wer gegen wen? geben 
sie eine ganz andere Antwortals unsere 
bürgerlichen und maoistischen Stern- 
deuter. Denn sie fragen konsequent, 
wo sich in China die Massen wirklich 
bewegen und wo sie bewegt werden. 
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Renate Genth/Elmar Altvater 
Politische Konzeptionen und Schwierigkeiten der KPl in der Krise — 
Ein Aufriß von Problemen einer Strategie der Arbeiterbewegung (II) 


In Prokla 26 haben wir im ersten Teil dieses Artikels die mit der ökonomischen Krise gegebene 
Problemlage in der italienischen Gesellschaft analysiert und zu zeigen versucht, daß die Krise von 
der bürgerlichen Klasse als politisches Disziplinierungsmittel gegen die Arbeiterklasse gewendet 
wird. Weiter haben wir versucht, die Tradition der heute wirksamen Strategievorstellungen der 
KPI darzustellen, um damit zu verdeutlichen, daß die Konzeptionen einer Politik in der Krise 
nicht nur ad hoc-Antworten sind, sondern ihre Wurzeln in der Geschichte, in den Erfahrungen 
der italienischen Arbeiterbewegung haben. Im Folgenden werden wir auf einige der konkreten 
politischen Vorstellungen zur Überwindung der Krise eingehen und zu zeigen versuchen, welchen 
Schwierigkeiten die italienische Arbeiterbewegung dabei ausgesetzt ist. Von der Art und Weise 
der Bewältigung dieser Schwierigkeiten hängt es wesentlich ab, ob die Ziele der Strategie — näm- 
lich den Angriffen auf das materielle Lebensniveau und auf die politischen Errungenschaften ent- 
gegenzutreten und gleichzeitig die Hegemonie der Arbeiterklasse in der Gesellschaft auszubauen 
— erreicht werden können oder nicht. Die Grundfrage lautet: „Wie findet man aus der gegen- 
wärtigen Krise einen Ausweg mit der Perspektive, auf dem Wege zum Sozialismus voranzukom- 
men?‘ (1) Wie schwer die Antwort ist, verdeutlicht gerade die Situation der italienischen Arbei- 
terbewegung im Frühjahr 1977 (2), in einer dramatisch zugespitzten Lage wie kaum jemals zuvor 
nach dem zweiten Weltkrieg. 


1. _ Die Gefahr der Zersplitterung der Linken in der Krise 


Nicht nur die Angriffe des Kapitals und seiner politischen Kräfte in den Parlamenten, 
Verbänden, Regierungen sind für die Arbeiterbewegung eine Gefahr, sondern mehr 
noch die Tendenzen der Zersplitterung, des Bruchs zwischen Gewerkschaften und 
Parteien, zwischen den vom Kapital ausgebeuteten, beleidigten, marginalisierten 
Schichten und den politischen Organisationen der Arbeiterbewegung. Nach dem gro- 
ßen Wahlsieg der KPI vom Juni 1976 hat sich in der sozialistischen Partei (PSI), in 
der KPI und in der neuen Linken ein Prozeß des Auseinanderfallens zugetragen, der 
„uns Angst macht“ — wie Rossana Rossanda schreibt (3). 
— Die Gruppen von Lotta Continua haben sich bis auf wenige Reste selbst aufgelöst; es existiert 
gegenwärtig beinahe nur noch die Zeitung der Gruppe. 
— Die „Partei der proletarischen Einheit für den Kommunismus“ (PdUP) hat sich in zwei Rich- 
tungen gespalten, ebenso wie ‚„Avantguardia Operaia“. Eine Neuformierung der Linken jen- 


1 Eric Hobsbawm/Giorgio Napolitano, Auf dem Weg zum ‚historischen Kompromiß‘. Ein 
Gespräch über Entwicklung und Programmatik der KPI, Frankfurt/Main 1977, S. 83 
2 Dieser zweite Teil des Artikels wurde Mitte April abgeschlossen. Angesichts der gegenwär- 


tig ungemein zugespitzten politischen Situation in Italien kann diese hier vorgelegte Ein- 
schätzung nur vorläufigen Charakter haben, sofern nicht nur Strukturprobleme herausge- 
arbeitet sondern auch Interpretationen jüngster Entwicklungen versucht werden. 

3 Rossana Rossanda in Il Manifesto, 8.4.1977 
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seits der KPI macht mehr Schwierigkeiten als je zuvor, zumal die Gewerkschaftsflügel der ge- 
spaltenen Parteien die Spaltung mit der einen oder anderen Fraktion nicht mitgemacht haben. 
Mit der immer bedrohlicher werdenden Arbeitslosigkeit haben sich neue ‚autonome Grup- 
pen‘ gebildet, die infolge der mit Dauerarbeitslosigkeit einhergehenden Perspektivlosigkeit 
ihrer geseilschaftlichen Existenz, anders als die autonomen Gruppen aus den Klassenkämpfen 
1969, zu einem Sprengsatz innerhalb der Linken, gegen die linken Organisationen und insbe- 
sondere gegen die KPI werden können, zumal sich unter die ‚Autonomen‘ auch faschistische 
Kräfte gemischt haben. 

Die KPf hat sich in einer Reihe von Ereignissen, so während der Besetzung der Universität 
Rom im Februar 1977 und teilweise auch gegenüber den Gewerkschaften und den Forderun- 
gen der Fabrikräte, oder beiden großen Demonstrationen in Bologna nach der Ermordung 
eines Studenten durch die Polizei als „staatstragende Kraft‘ verhalten — sicherlich mit der 
Zielsetzung, den gesellschaftlichen Zersetzungsprozeß aufzuhalten, um den damit kalkulie- 
renden Kräften entgegenzuarbeiten, aber doch mit dem Effekt, daß sich nun die Zerrissen- - 
heit in der KPI selbst zeigt und Teile der KPI und der Gewerkschaften miteinander in Kon- 
flikt geraten sind. 


In einer solchen Situation tut die Rechte alles, um dieses Auseinanderfallen noch zu 
schüren: durch notorische Ablehnung aller Bündnisangebote zur Bewältigung der 
Krise, durch ein bewußtes Sich-Ausspielenlassen der Krisenmechanismen und selbst 
durch Provokationen wie die Ermordung des Studenten in Bologna (dem roten Bei- 
spiel einer fortschrittlichen KPI-Kommunalpolitik) oder Terroranschläge und Ent- 
führungen, die an die Zeit der Strategie der Spannung Ende der 60er/Anfang der 
Der Jahre anknüpfen (4). 

Aus diesen wenigen Andeutungen wird klar, daß die zugespitzte ökonomische 
Krise des Kapitals auch eine politische Krise der italienischen Linken hervorgerufen 
hat. Daher ist es nicht nur entscheidend, daß die Angriffe des Kapitals und der Re- 
gierung auf den verschiedenen Ebenen zurückgeschlagen werden, sondern daß An- 
strengungen unternommen werden, den Zerfallsprozeß der sozialen Basis der Linken 
und die damit verbundene Zersplitterung der politischen und gewerkschaftlichen 
Organisationen der Linken aufzuhalten. Wenn dies nicht gelingt, dann ist die Nieder- 
lage der italienischen Klassenbewegung nur eine Frage der Zeit, trotz der immensen 
Erfolge der italienischen Linken während der letzten Jahre (5). 


4 Mit der „Strategie der Spannung‘ versuchten rechte Kräfte, insbesondere die Neofaschi- 
sten, die Linke in Mißkredit zu bringen, indem sie mit Attentaten und Terroraktionen 
den Ruf nach „law and order“ zu provozieren trachteten. Die einheitliche Aktion der ge- 
samten Linken gegen diese faschistischen Provokationen brachte die Strategie der Span- 
nung zu Fall. 

5 Ein Indiz für die Gefahr von Niederlagen ist das Ergebnis bei den Kommunalwahlen in ei 
nigen Städten im April 1977. Während in Rovigo (Venetien) die KPI ihre Position aus- 
bauen konnte, mußte sie in Castellamare di Stabia (praktisch ein Vorort von Neapel) eine 
schwere Niederlage einstecken. Dieses Ergebnis ist um so bemerkenswerter als Neapel und 
die anderen Städte am Golf das Musterbeispiel für christdemokratische Korruption und Ver- 
waltungsunfähigkeit sind. Hier eine Niederlage einstecken zu müssen, bedeutet: Die KPI 
hat mit ihrem Reformprogramm große Hoffnungen geweckt, ohne sie aber schnell genug 
erfüllen zu können. Im Prozeß der Desillusionierung hinsichtlich möglicher Alternativen 
wenden sich die Wähler von der KPl ab. Es muß betont werden, daß diese Interpretation 
vorläufig und einseitig ist! Es soll nur eine gefährliche Tendenz für die italienische Arber 
terbewegung benannt werden. 
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2. Die Widersprüche innerhalb der KPI 


Die in der Krise besonders zugespitzten gesellschaftlichen Widersprüche durchziehen 
auch die Kommunistische Partei, die dafür eine Lösung finden muß, um nicht politisch 
geschwächt zu werden. Durch die großen Erfolge in den vergangenen Jahren war es 
möglich, daß die KPI sich im politischen Institutionensystem fest verankert hat: in 
den Gemeinden, in den Regionen und nach den Wahlen vom Juni 76 verstärkt auch 
auf zentralstaatlicher Ebene. Daraus ist der KPI aber eine besondere Problematik er- 
wachsen, die darin besteht, daß sie als eine Art heimliche ‚‚Regierungspartei‘‘ mit ih- 
rem Charakter als „Kampfpartei“ in Konflikt gerät. 

Da die regierende Christdemokratie aufgrund der parlamentarischen Machtver- 
hältnisse nur auf eine Minderheit von Abgeordneten (38,7 vH) zurückgreifen kann, 
ist sie auf parlamentarische Unterstützung der anderen Parteien angewiesen. Eine Koa- 
litionsregierung des „nationalen Notstands‘“ wie sie die KPI als Schlußfolgerung aus 
ihrem Konzept des „historischen Kompromisses“ und aus ihrer Einschätzung der 
ökonomischen und gesellschaftlichen Krise immer wieder vorschlägt, ist von den 
Christdemokraten bisher notorisch abgelehnt worden. Eine alternative Linksregie- 
rung könnte sich aufgrund der Stimmergebnisse noch nicht einmal auf 50 vH stüt- 
zen (6), so daß auf parlamentarischer Ebene eine Paitsituation entstanden ist. Sie 
wird gegenwärtig durch eine Politik des „Nicht-Mißtrauens“ seitens der Sozialdemo- 
kraten, Republikaner, Sozialisten und der KPI überbrückt: Regierungsvorlagen fin- 
den zwar keine zustimmende Mehrheit, aber auch infolge der Stimmenthaltung der 
KPI-Abgeordneten (und derjenigen anderer Parteien) keine ablehnende Mehrheit, die 
zum Sturz der Regierung führen würde. So kann die Minderheitsregierung Andreotti 
bei regelmäßiger Konsultation der „Parteien der Stimmenthaltung‘ regieren. De fac- 
to regiert also die KPI mit, ohne jedoch formell Regierungsverantwortung zu tragen 
und ihre Vorstellungen in die Formulierung eines Regierungsprogramms einbringen 
und politisch durchsetzen zu können. Die Politik der Stimmenthaltung gerät in die 
Gefahr, dadurch die Attacken der Regierung Andreotti gegen die Interessen der Ar- 
beiterklasse de facto mitzutragen, daß die Regierung durch das Nicht-Mißtrauen ge- 
halten wird (7). Die KPI gerät so mit der eigenen Klassenbasis, mit anderen linken 
Gruppen und vor allem mit den Gewerkschaften in Konflikt. Das Dilemma als ‚‚Re- 
gierungspartei‘“ die Politik Andreottis passiv zu tragen, und als Kampfpartei eben 
diese Politik zu bekämpfen, kann sich zu einem schweren Konflikt innerhalb der 
Partei ausweiten. 

Wir haben im ersten Teil des Aufsatzes ängedeutet, daß die KPI diesen Wider- 
spruch durch eine politische Reformprogrammatik zu lösen versucht. Durch Refor- 
men soll das „alte Akkumulationsmodell“ verändert, die gesellschaftliche Machtpo- 
sition der Arbeiterklasse durch Reform- und Demokratisierungsstrategien ausgewei- 
tet werden. Diese Strategie wird gleichzeitig als Schritt auf dem Weg zum Sozialis- 


6 Bei den Wahlen zum Parlament (Senat) erhielten am 20. Juni 1976 die KPI 34,4 vH (33,8), 
die DC 38,7 vH (38,9), die PSI 9,6 vH (10,2), die Democrazia Proletaria 1,5 vH (0,2), 
die PSDI 3,4 vH (3,1). 

7 Diese Tatsache wird in dem Spottnamen Regierung ‚‚Berlingotti“ (Zusammenziehung aus 
Berlinguer und Andreotti) auszudrücken versucht. 
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mus verstanden (98). Diese Reformstrategie hat aber im KPI-Verständnis noch eine 
weitere Seite: Mit ihr versucht die KPI, den in der Krise bedrohlichen Korporativen 
Zerfall der Gesellschaft aufzuhalten, indem strukturelle Veränderungen angestrebt 
werden, die die materielle Basis für die Fülle von (korporativen) Sonderinteressen 
und ihre Durchsetzungsversuche, also für die „Disgregation‘ (9) auch auf Seiten der 
Arbeiterklasse und der anderen ausgebeuteten Schichten beseitigen soll. Das Problem 
allerdings besteht darin, daß gesellschaftliche Reformen als Schritt auf dem Weg 
zum Sozialismus so lange abstrakt sind, wie tatsächlich in der Gesellschaft die durch 
die Krise gegeneinander getriebenen Interessen bestehen: solange beispielsweise Kurz- 
arbeiter in der Industrie aus der „‚cassa d’Integrazione‘‘ (10) einen beinahe 100pro- 
zentigen Lohnausgleich erhalten, während Hunderttausend von Arbeitslosen unter 
dem Existenzminimum leben müssen; solange enorme Lohnunterschiede zwischen 
Gruppen im Öffentlichen Dienst und den ausgepowerten Beschäftigten in kleinen 
Klitschen auf dem Lande bestehen; solange städtisches und ländliches Elend bei 
gleichzeitig protzig zur Schau gestelltem Reichtum der Spekulanten existieren; so- 
lange den Massen der akademischen und nicht-akademischen Jugend keine Beschäf- 
tigungsmöglichkeit, keine sinnhafte Perspektive geboten werden kann. 

Die KPI hat sich mit der Reformprogrammatik als Protagonist gegen die aus 
diesen Widersprüchen resultierende gesellschaftliche Disgregation stark exponiert, 
ohne allerdings ökonomisch und politisch in der Lage zu sein, die materiellen Grün- 
de für die korporativen Gegensätze kurzfristig aufzuheben oder doch einzuschrän- 
ken. Unmittelbare Verteidigung der Lebensinteressen und Einsatz für gesellschaft- 
liche Reformen fallen nicht zusammen und daher istesin der Krise besonders schwer, 
eine Politik zu formulieren und durchzusetzen, die vereinheitlichend wirkt. Mit ih- 
ter Reformprogrammatik hat die KPI bislang diese Vereinheitlichung eher appellhaft 
betrieben und infolgedessen haben sich Kämpfe, Organisationsformen, neue Grup- 
pen entwickelt, die jenseits und zum Teil gegen die KPI ihre Interessen durchzuset- 
zen versuchen. Als heimliche ‚Regierungspartei‘‘ hat die KPI ihnen gegenüber an 


8 So meint Giorgio Napolitano: „Die sozialen Zielsetzungen der neuen Entwicklungspolitik, 
die wir als Ausweg aus der Krise vorschlagen, sind die der größtmöglichen Beschäftigung, 
der Emanzipation der Bevölkerung der süditalienischen Regionen von Rückständigkeit und 
Elend und der Übergang der gesamten Nation zu einer besseren, kulturell und sozial fort- 
schrittlicheren Lebensweise, die nicht länger verzerrt und entfremdet wäre. Hat alt dies 
nichts mit Sozialismus zu tun, mit dem Ziel einer sozialistischen Transformation der Ge- 
sellschaft?‘ (Hobsbawm/Napolitano, a.a.0., S. 88) 

9 „disgregazione‘“ bezeichnet den Zerfalls- und Zersetzungsprozeß gesellschaftlicher Struk- 
turen, die naturwüchsige Auseinander- und Gegeneinanderentwicklung von gesellschattli- 
chen Interessen und Gruppen,die auch gemeinsame Zielvorstellungen haben können. Es 
geht dabei also nicht um die Gegensätzlichkeit des Klassenkonflikts, sondern um ihn über- 
lagernde Konflitkebenen, die sich selbst durch die Arbeiterklasse aufgrund der in der Krise 
besonders forcierten Konkurrenz hindurchziehen können, wenn dem nicht bewußt poli- 
tisch entgegengearbeitet wird. 

10 Mit der cassa d’integrazione ist es 1974 den Gewerkschaften gelungen, für Industriearbei- 
ter einen Ausgleichsfonds für Kurzarbeit einzurichten, aus dem den Kurzarbeitern fast 
der volle Bruttolohn weitergezahlt wird — eine der wichtigsten Errungenschaften der italie- 
nischen Gewerkschaftsbewegung in den letzten Jahren. 
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Glaubwürdigkeit verloren, die nur zurückzugewinnen ist, wenn die angestrebten und 
versprochenen Reformen nicht nur auf dem Papier bleiben. In der Krise können Re- 
formen aber nur kämpferisch durchgesetzt werden. Das heißt aber: Die Alternative 
„Regierungspartei“ oder „Kampfpartei“ ist nicht zu parallelisieren mit der Alterna- 
tive reformistische Partei oder revolutionäre Partei. Die Integrationsfähigkeit der 
Partei, d. h. ihre Erfolgsaussichten bei der Abwehr der Disgregation auch innerhalb 
der ausgebeuteten Klassen, hängen von Reformmaßnahmen ab, die aber nur kämp- 
ferisch gegen die Regierung durchgesetzt werden können. 

Es kann keineswegs gesagt werden, daß das autonome Kampfpotential, das sich 
scheinbar links von der KPI heranbildet, durchgängig fortschrittlich sei, weil die Aus- 
einandersetzungen sehr militant geführt werden (11). In ihrer korporativen Disparität 
richten sich die Interessen der in den „Autonomen“ zusammengefaßten Gruppen ge- 
gen die auf die Gesellschaft insgesamt bezogenen Perspektiven der Arbeiterklasse, 
der Gewerkschaften und der KPI. Antigewerkschaftliche Tendenzen haben in den 
jüngsten Auseinandersetzungen ein starkes Gewicht gehabt, ebenso wie eine bei vie- 
len kompromißlose Ablehnung der KPI-Politik, die die Basis für einen neuen Anti- 
kommunismus werden kann. Aber andererseits kehrt sich die Notwendigkeit heraus, 
daß Gewerkschaften und die KPI alsgrößte, „hegemoniale“ Organisationen der italie- 
nischen Arbeiterklasse die in den Revolten zum Ausdruck kommenden Interessen 
positiv aufgreifen, und nicht durch moralische Levitenlese oder Repression auf die 
falsche Seite, die Instrumentalisierung dieser autonomen Bewegungen durch die au- 
toritäre Rechte, treiben (12). 


il Es sind insbesondere während der Studentenkämpfe der letzten Monate neue Gruppen 
hervorgetreten, wie „autonomia operaia‘‘ oder die „indiani metropolitani‘‘ (Stadtindianer), 
die jenseits der traditionellen Organisationen der Linken und zum Teil gegen sie ihre Ak- 
tionen durchführen. Von ihnen wird nicht nur die KPI heftig kritisiert und angegriffen, 
auch Manifesto und andere linke Organisationen sind Gegenstand ihrer Kritik. Die Grup- 
pen sind nicht fest organisiert — was allein deshalb nicht geht, weil ihre Mitglieder sich 
zum allergrößten Teil aus Arbeitslosen reKrutieren und infolgedessen außerhalb des Pro- 
duktionsprozesses und ohne gewerkschaftliche Bindungen eher auf situationistischer Ba- 
sis zusammenfinden. So Kommt es auch, daß die Militanz in den Auseinandersetzungen 
weitgehend perspektivlos bleibt, allenfalls vermittelt über eine libertär interpretierte mar- 
xistische Theorie von Marcuse, Mattick, Sohn-Rethel, Agnes Heller bis zu Toni Negri. Das 
Problem besteht darin, daß sich in die „autonomen“ Gruppen offenbar mit Leichtigkeit 
auch faschistische Elemente haben mischen Können, die als agents provocateurs die Ver- 
schärfung der law-and-order-Tendenzen betreiben. 

12 Giorgio Amendola, den man mit Einschränkungen als Exponent des „rechten“ Flügels der 
KPI bezeichnen kann, hat sich sehr scharf gegen die neue Studentenbewegung ausgespro- 
chen, ebenso wie er die gewerkschaftlichen Versuche zur Sicherung der Reallöhne und de- 
ren Ablehnung der Austeritätspolitik scharf kritisierte. Für Amendola ist „der Extremis- 
mus der schlimmste Feind der Arbeiterbewegung“. In der neuen Studentenbewegung sieht 
er dementsprechend ein „Anzeichen der Wiederkunft des Faschismus“. Die Gewerkschaf- 
ten mit ihren Maßnahmen zur Verteidigung der Arbeiterinteressen klagt er eines „Arbei- 
terkorporatismus“ an. Man muß allerdings betonen, daß diese Position, die er vor dem 
Zentralkomitee der KPI am 14.3.1977 vortrug, sehr heftig von der Mehrheit kritisiert 
worden ist. Vgl. den Bericht in Politique Hebdo, Nr. 263, 3.4.1977 
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2.1. Die Konflikte um die wirtschaftspolitische Konzeption der KPI 


Wie schwer sich die KPI tut, die Strategie der Reformen mit konkreten „Rezepten“ 
gegen die Krise zu verbinden, zeigt sich auch an den wirtschaftspolitischen Konzep- 
tionen, auf die wir jetzt kurz eingehen wollen. Im Wahlprogramm 1976 stellte die 
KPI Forderungen zur Behebung der strukturellen und konjunkturellen Krise auf: es 
müsse die Inflation eingedämmt, das Loch in der Zahlungsbilanz gestopft, das Staats- 
defizit verringert, die Arbeitslosigkeit beseitigt werden. Langfristig komme es darauf 
an, das Ungleichgewicht zwischen Nord und Süd aufzuheben, die Produktivität der 
Industrie zu steigern, die Landwirtschaft zu modernisieren, Arbeitsplätze für einige 
hunderttausend Jugendliche zu schaffen, den sozialen Konsum (Schulen, Kranken- 
häuser, öffentliche Verkehrsmittel, Wissenschaft und Kultur usw.) zu fördern, mit 
einer Staatsreform den Verwaltungsapparat zu entbürokratisieren, den Sektor der 
Staatsindustrie zu entfilzen. Gleichzeitig wird versichert, daß man „das breite Poten- - 
tial unternehmerischer Fähigkeiten besser für die ökonomische Entwicklung nutzen“ 
wolle, daß ein „neuer Konsenszwischen Plan und Markt“ herbeigeführt werden solle 
mit der öffentlichen Nachfrage als „Bezugspunkt“ (13). 

Für das ökonomische Forschungsinstitut der KPI (Cespe) sind eine Erhöhung 
der Investitionsquote und staatliche Orientierung (,capitalismo orientato“) die Eck- 
werte eines Übergangsprogramms. Gleichzeitig werden Maßnahmen entwickelt, mit 
denen die hohen Arbeitskosten gesenkt werden sollen (Vgl. dazu Teil I). Das Cespe 
verspricht sich davon eine Senkung der Inflationsrate. Darauf ist überhaupt die wirt- 
schaftspolitische Konzeption zentriert, denn die Inflation wird vom Cespe zum 
„Hauptfeind“ erklärt. Inflation bedeute gesellschaftliche Zersetzung, führt insbeson- 
dere Amendolaaus(14), daher die Gefahr eines autoritären Regimes wie die Beispie- 
le aus den Inflationen der 20er Jahre oder aus Lateinamerika zeigen. Infolgedessen 
unterstützen die Vertreter dieser These auch ein rigides Sparprogramm. Amendola 
spricht von der Notwendigkeit, daß die Arbeiterklasse in der Krise „Opfer“ bringen 
muß, um den Zerfall der Gesellschaft in sich bekämpfende und die Struktur der Ge- 
sellschaft zersetzende Gruppeninteressen zu verhindern. Die Arbeiterklasse solle ei- 
ne „höhere öffentliche Moral“, eine größere „nationale Disziplin‘ aufbringen, das 
Austerity-Programm also akzeptieren. Gegenleistungen für die zu bringenden Opfer 
können nach Amendola nicht in irgendwelchen materiellen Erfolgen bestehen, son- 
dern darin, daß das Land insgesamt die Krise zu überwinden vermag. Hegemonie der 
Arbeiterklasse setzt sich nach dieser — idealistischen — Vorstellung über beispielhaf- 
te Moral durch, bei Absehung von materiellen Interessen einerseits und von der Ge- 
gensätzlichkeit von Interessen und Moral in der Klassengesellschaft andererseits (15). 


13 La Proposta Comunista, herausgegeben von der KPI zu den Juniwahlen. 

14 Giorgio Amendola, in: Corriere della Sera, 9.1.1977; ders., Quel che bisogna colpire quel 
che bisognaattuare, in: La Proposta Comunista; ebenso viele andere Vertreter der KPI vor 
allem aus dem ökonomischen Forschungsinstitut (Cespe) der KPI. 

15 Man darf allerdings nicht übersehen, daß der Kern von Amendolas auf das „Gemeinwohl“ 
bezogener Moral antifaschistisch ist. Vgl. Giorgio Amendola, Intervista sull:antifschismo, 
a cura di Piero Melograni, Roma und Bari 1976 
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Die Konzentrierung der politischen Perspektive zur Krisenüberwindung auf 
antiinflationistische Maßnahmen gibt notgedrungen den Zusammenhang zwischen 
denn Kampf für die Verbesserung oder doch zumindest die Erhaltung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen innerhalb des kapitalistischen Systems und der mittelfristi- 
gen Perspektive der sozialistischen Umwälzung auf und beschränkt sich ganz auf die 
Aussicht der Wiederherstellung der in der Krise aus den Fugen geratenen „normalen“ 
kapitalistischen Reproduktionsbedingungen. Der Vorwurf an die diesen politischen 
Vorschlägen zugrundeliegenden Analyse der gegenwärtigen Krise, sie bewege sich 
ganz in Kategorien der bürgerlichen Ökonomie und könne daher auch keine wirkli- 
chen politischen Alternativen erarbeiten, ist zweifellos berechtigt — auch wenn vom 
Cespe bestritten wird, daß die vorgeschlagene Senkung der Arbeitskosten die Real- 
löhne der Arbeiterklasse angreifen müsse. Die Eindämmung der Inflation solle viel- 
mehr durch Produktivitätssteigerungen erfolgen. Aber auch mit einer solchen wirt- 
schaftspolitischen Therapie kann sich das Cespe (und damit die KPT) nicht der Wi- 
dersprüchlichkeit der Krise entziehen: Sollten Produktivitätssteigerungen wirklich 
gelingen und die Arbeitskosten senken, dann kann zwar unter Umständen die Infla- 
tionsrate gesenkt werden, aber die damit einhergehenden Rationalisierungen werden 
die Arbeitslosigkeit eher anschwellen lassen als sie eindämmen. Hier stellt sich das in 
der italienischen Arbeiterbewegung breit diskutierte Problem der „compatibilita“, 
der Vereinbarkeit von wirtschaftspolitischen Maßnahmen im Interesse der Arbeiter- 
klasse mit dem System. Die Vorschläge des Cespe sind zum großen Teil mit dem Sy- 
stem vereinbar, aber ob sie im Interesse der Arbeiterklasse liegen, ist mehr als frag- 
würdig (16). 

Hier liegt die eigentliche Konfliktlinie zwischen Vertretern der KPI, die der 
Arbeiterklasse eine protagonistische Funktion im Sinne einer moralischen Führungs- 
rolle beimessen, und den Gewerkschaften und großen Teilen der KPI selbst, die sich 
für die Verteidigung der Lebensinteressen und vor allem für die Beseitigung der Ar- 
beitslosigkeit als „Hauptfeind“ einsetzen. Die Auseinandersetzung geht also um un- 
terschiedliche politische und ökonomische Prioritäten, die ihre Entsprechung in un- 
terschiedlichen Einschätzungen des Charakters der Krise, der politischen Maßnahmen 
zu ihrer Überwindung und in unterschiedlichen Verhaltensweisen zu den sozialen 
Konflikten und den daraus entstandenen „autonomen“ Bewegungen haben. Diese 
Auseinandersetzungen reproduzieren sich bis in die höchsten Entscheidungsgremien 
der KPI hinein. Im Oktober 1976und dann wieder im März 1977 haben sich schwere 
Konflikte zwischen verschiedenen Exponenten von „Flügeln“ der Partei herausgebil- 
det, die schwersten Konflikte seit der Krise um den Austritt bzw. Ausschluß der Ma- 
nifesto-Gruppe 1969. Zwar ist die Einheitlichkeit der Partei dadurch keineswegs be- 
droht; den Führungsgremien und insbesondere dem Vorsitzenden Berlinguer ist es 
bislang immer noch erfolgreich gelungen, zwischen den unterschiedlichen, ja gegen- 
sätzlichen Positionen zu vermitteln. Aber der politische Sprengstoff in den unter- 


ussion in Rinascitä zwischen dem Cespe und Claudio Napoleoni auf der ei- 
» Orazianı auf der inderen Seite, Rinascita vorn 9.8.76, 22.10.76 und 
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kämpfung ist keineswegs entschärft und könnte sich bei einer weiteren Zuspitzung 
der sozialen Konflikte erneut entzünden (17). 


2.3. Vorstellungen zur Staatsreform (18) 


Die Staatsreform stellt einen weiteren wichtigen Komplex des Problemwusts dar, den 
die Arbeiterbewegung, will sie strategisch fortschreiten, lösen muß. Denn sie hat die 
Erfahrung gemacht, daß viele erkämpfte Resultate, die in Form von Gesetzen oder 
auch Tarifverträgen bereits verfügbar sind, Erfolge auf dem Papier bleiben, wenn die 
staatliche Aktion nicht demokratisch kontrolliert wird. 

Der Komplex der Staatsreform umfaßt einen außerordentlich vielfältigen Be- 
reich und kann hier nur ansatzweise umrissen werden. Der öffentliche Sektor in Ita- 
lien ist durch eine extreme Zentralisierung gekennzeichnet. Wichtige Bereiche wie 
das finanzielle Verteilungssystem, Schule, Polizei etc. stehen weitgehend nicht unter 
regionaler oder kommunaler Verwaltung, sondern sind organisatorisch in Rom zen- 
tralisiert. Die Gemeinden und Regionen werden zwar autonom verwaltet, sie sind 
aber finanziell von der römischen Zentralverwaltung abhängig. Durch eine Steuerre- 
form in den vergangenen Jahren ist die Zentralisierung noch verstärkt worden. Ge- 
meinden und Regionen können keine Steuern selbständig erheben; die Steuerabga- 
ben gehen direkt nach Rom und nehmen ihren Rückweg in die Gemeinden und Re- 
gionen nur über die römische Zentrale. Angesichts der Politik der Pfründevergabe, 
durch die die DC in den vergangenen Jahrzehnten den gesamten Verwaltungsapparat 

mit ihrer Klientele durchdrungen hat, stellt die Zentralisierung eine erhebliche Macht- 
bedingung der DC dar, macht sie beinahe identisch mit dem Staatsapparat und bie- 
tet die Grundlage zur Erhaltung ihrer Stärke trotz der Wahlresultate, die zu einer 
Stärkung der Linken geführt haben. Gesetze, die auf Druck und mit Beteiligung der 
Arbeiterbewegung zustande gekommen sind, können von der DC-Klienteleunterlaufen 
werden, wenn sie sich gegen diese richten. Zum Beispiel werden notwendige finanziel- 
le Mittel nicht genehmigt oder kommen, wie im Fallder Sanierung Venedigsgar nicht 
an ihrem Bestimmungsort an; wohin sie verschwunden sind, ist unaufspürbar (20). 
17 Bei den Kontroversen im ZK geht es im wesentlichen um die Frage, ob die Arbeiterklasse 
in der Krise Opfer ohne materielle und politische 'Gegenleistungen bringen muß. Wird 
nämlich die — vor allem von Amendola vertretene — These von der Notwendigkeit der 

Opfer akzeptiert, dann bedeutet das auch die Akzeptierung des Austerityprogramms und 

die Ablehnung aller in der Klassengesellschaft notwendig partiellen Kämpfe der Arbeiter 

und anderer sozial benachteiligter Gruppen. In dieser Positionsbestimmung sind demzufol- 
ge weitreichende Konsequenzen hinsichtlich des Verhaltens der Partei zur Regierung, zur 

Christdemokratie, zu den Gewerkschaften und der Studentenbewegung enthalten. 

18 Ein Abschnitt zur Sanierung der Industrie und zur Reform der Staatsunternehmen muß 


aus Platzgründen entfallen, 

19 entfällt. 

20 Die mit Korruption gepaarte Unfähigkeit wird zum Beispiel bei der Beseitigung der Erd- 
bebenschäden deutlich. Im Belicetal (Sizilien) sind mehrere Jahre nach dem Beben noch 
immer keine neuen Wohnbauten errichtet und die Bevölkerung muß immer noch in Be- 
helfsunterkünften wohnen. Bei der Verteilung der Mittel, um die Schäden des Bebens in 
Friaul 1976 zu beseitigen, soll der Parteiapparat der KPI schr viel effizienter gearbeitet 
haben als die sehr viel umfangreichere staatliche Bürokratie. 
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Damit also die linken Gemeinden und Regionen mit ihrer alternativen Politik 
bei wichtigen Maßnahmen und Projekten nicht zur Wirkungslosigkeit verdammt wer- 
den, macht die KPI die Forderungen nach einer breiten Dezentralisierung der Verwal- 
tung und nach Autonomisierung lokaler und regionaler Institutionen sowie fast sämt- 
licher Bereiche des öffentlichen Sektors gegenüber Rom zu einem Kernpunkt der 
Reformprogrammatik. 

Dezentralisierung und Autonomisierung zielen auf Ausweitung der demokrati- 
schen Kontrolle vor Ort hin. Ansätze dieser Reformprogrammatik sind bereits in 
den „roten“ Gemeinden und Regionen realisiert worden. An diesen Ansätzen wird 
deutlich, was unter Dezentralisierung und Demokratisierung verstanden wird. Zu- 
nächst geht es um eine Vereinfachung der Bürokratie, um die Entscheidungen der 
Verwaltung tranparent zu machen undKorruption zu vermeiden. Weitergehend soll 
die Exekutive auf ihren ausführenden Charakter und auf koordinierende Tätigkeit 
zurückgeführt werden. Dazu soll die demokratische Kontrolle der Exekutive durch 
gewählte Gremien vom Parlament bis zu den direkt gewählten Staditeilräten, die vor 
allem die politischen Entscheidungen und Maßnahmen für ihren Lebensbereich tref- 
fen, ausgeweitet werden. Zu diesem Zweck muß aber die direkte Beteiligung der ver- 
schiedenen sozialen Gruppen an der Lösung der sie betreffenden Probleme gefördert 
und diese in einem breiten Lernprozeß zur Selbstverwaltung befähigt werden; es muß 
dementsprechend eine Vermittlung zwischen sozialen Bewegungen und Institutionen 
geschaffen werden, wie sie in den Stadtteilräten ansatzweise verwirlicht ist. Im 
Sozialfürsorgebereich sollen vor allem eine Entghettoisierung stattfinden und For- 
men der Selbstverwaltung erarbeitet werden. 

In den roten Gemeinden und Regionen gibt es bereits eine Fülle von Erfahrun- 
gen bei der Realisierung dieser Reformprogrammatik von Dezentralisierung und De- 
mokratisierung. Doch diese Ansätze, die gegen die Zentralisierung erkämpft worden 
sind, sind in der Krise außerordentlich gefährdet. Unter Ausnutzung der Krisenbe- 
dingungen sind in den letzten Monaten die Finanzen derartig verknappt worden, daß 
politische Maßnahmen, wie sie etwa die Stadtverwaltung von Bologna getroffen hatte, 
innerhalb der Schulreform, der Stadtplanung, oder innerhalb des öffentlichen Ver- 
kehrs (Nulltarif) zurückgedrängt oder gar unwirksam gemacht werden konnten. Die 
Reformprogrammatik für den öffentlichen Sektor verlangt vor allem in der Krise ein 
erhebliches Durchsetzungsvermögen der Arbeiterbewegung, zumal sie frontal auf die 
Bastionen einiger potenter DC-Gruppierungen stößt. Allerdings gibt es auch in der 
DC Gegentendenzen, und die rühren aus der für jedermann offenkundigen parasitären 
Unwirksamkeit der öffentlichen Verwaltung her. Teilweise bröckelt es im Einflußbe- 
reich der DC selber, und es sind Kräfte entstanden, die sich hinter die Reformprogram- 
matik stellen und sie unterstützen. Bemerkenswerterweise befürworten große Teile 
der staatlichen Polizei eine Gewerkschaft, die organisatorischer Teil der drei Bünde 
(CGIL-CISL-UIL) sein soll. Sie haben sich damit gegen eine autonome gelbe Gewerk- 
schaft der Polizei ausgesprochen. Verbunden ist diese Entscheidung mit der Forde- 
rung nach einer Reform der staatlichen Polizei, die vor allem in Dezentralisierung 
und Entmilitarisierung bestehen soll. Zwar versucht die Andreotti-Regierung diese 
Entwicklung gesetzlich abzublocken, doch gibt es auch innerhalb der DC Unterstüt- 
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zung für die Polizeireform, wie sie von den Linksparteien angestrebt wird. Mit einem 
entsprechenden Reformgesetz wäre allerdings noch keine Demokratisierung der Po- 
lizei erreicht, da vor allem die reale Durchsetzung erst in Gang gesetzt werden muß. 
Aber die Gefahr der Manipulierbarkeit der Polizei durch autoritäre oder neofaschisti- 
sche Kräfte ist zumindest verringert. 


3. Die Gewerkschaften 


Die politischen Folgen der Zersetzungserscheinungen in der Krise haben auch die 
Gewerkschaftsbewegung ergriffen und bedrohen vor allem ihre für das Durchsetzungs- 
vermögen der Arbeiterbewegung unerläßliche Einheit. Außer gegen die gleitende 
Lohnskala richtete sich die offensive Kampagne der Unternehmerverbände und der 
Regierung mit internationaler Schützenhilfe in den letzten Monaten gegen die ent- 
scheidende Machtposition der Gewerkschaften, gegen ihre Tarifautonomie in Form 
der differenzierten und betriebsnahen Tarifpolitik, also gegen das Recht der verschie- 
denen Gewerkschaftsinstanzen, jederzeit alle Aspekte des Arbeitsverhältnisses auf 
allen Ebenen zu verhandeln. Der Internationale Währungsfonds (IWF) forderte die 
Abschaffung dieser beiden entscheidenden Machtpositionen der Gewerkschaften als 
Bedingung für den von Italien gewünschten Kredit in Höhe von 530 Mio Dollar. Die 
Andreotti-Regierung hatte bereitseinen entsprechenden Gesetzentwurf zur Reduzie- 
rung der Gewerkschaftsmacht vorbereitet. Die Gewerkschaften mußten ihre ganzen 
Kräfte auf die Verteidigung ihrer Positionen konzentrieren, um es nicht mit ihrem 
Finverständnis zu substantiellen Lohnsenkungen kommen und um nicht ihre Aktions- 
freiheit gesetzlich einschränken zu lassen. Die Aufgabe der gleitenden Lohnskala und 
der betriebsnahen differenzierten Tarifpolitik hätte zur Unterminierung der Legiti- 
mationsbasis der Gewerkschaften und zur gefährlichen Spaltung der Lohnabhängigen 
in den Gewerkschaften geführt. Das war zweifellos eine wesentliche Zielsetzung der 
IWF-Bedingungen. Mit Hilfe der beiden Parteien KPI und PSI auf parlamentarischer 
Ebene konnten die Gewerkschaften ihre Stellungen einigermaßen verteidigen. So 
konnte der Gesetzentwurf zur Einschränkung der Tarifautonomie abgewehrt wer- 
den. Bei der gleitenden Lohnskala aber mußten die Gewerkschaften Zugeständnisse 
machen: aus der Bewegung der gleitenden Lohnskala sind die Preiserhöhungen der 
Transporttarife, der Elektrizität und der Zeitungen ausgenommen, was vermutlich 
zu schnellen Preiserhöhungen in diesen Bereichen führen und damit das vorgegebene 
Ziel hintertrieben wird, die Inflation durch Abschaffung der gleitenden Lohnskala 
aufzuhalten. Das wirkliche Ziel ist deutlich: mit den Gewerkschaften soll vor allem 
die vorhandene Stärke der Arbeiterbewegung getroffen werden. 

Dieser zentrale Angriff auf wesentliche Machtpositionen der Gewerkschaften 
wurde vor allem auf zentraler Ebene abgewehrt, Dabei waren die dezentralen Gewerk- 
schaftsinstanzen eher passive „Nachhut“ der zentralen Verhandlungsgremien. Eben 
dieser Mangel an demokratischer Vermittlung und Übereinkunft hat zu Einbrüchen 
in den Gewerkschaften geführt und die notwendige Einheit gefährdet. Die Kritik an 
dem Abkommen zur Einschränkung der ‚scala mobile‘ richtet sich auch gegen das 
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Zustandekommen des Abkommens ohne die breite demokratische Beteiligung der 
dezentralen Gewerkschaftsinstanzen und der Masse der Lohnabhängigen. In der Tat 
sind die Zugeständnisse in dem Abkommen, gemessen an dem Druck, der auf den 
Gewerkschaften lastete, vergleichsweise gering (21). Als Hauptaufgabe stellt sich bei 
der zunehmenden Disgregation, die nun auch die Gewerkschaften selber ergreift, die 
Einheit innerhalb der Gewerkschaft wiederherzustellen und dabei auch die anderen 
sozialen Bewegungen wie die Studenten-, die Frauen- und die Arbeitslosenbewegung 
miteinzubinden. 

Diese Einheit aber kann nach dem Selbstverständnis der Gewerkschaften vor 
allem im Kampf für einen alternativen Wirtschaftsprozeß und d. h. gegen die Arbeits- 
losigkeit, für neue Arbeitsplätze hergestellt werden. 

In dieser Hinsicht haben die Gewerkschaften auf Konzernebene bereits zahlrei- 
che Erfolge zu verzeichnen, was z. B. Investitionsverpflichtungen der wichtigsten Un- 
ternehmen im Süden zu der dort notwendigen Industrialisierung angeht (22). Doch 
sind diese tarifvertraglich vereinbarten Investitionsvorhaben fast allesamt papierene 
Zusagen geblieben und haben das Licht der Verwirklichung nicht erblickt. Diese Fülle 
von vertraglichen Finzelerfolgen produziert aber in ihrer Wirkungslosigkeit unter 
Umständen ein resignatives Bewußtsein über das gewerkschaftliche Durchsetzungs- 
vermögen und befördert wiederum korporativistische Disgregationserscheinungen. 
Um dem entgegenzuwirken, müssen die Gewerkschaften ihre gesamte organisatorische 
Kraft auf die Durchsetzung der vertraglichen Vereinbarungen konzentrieren, um 
durch konkrete Erfolge die Kämpfe der Lohnabhängigen mit den Interessen der Ar- 
beitslosen zu verbinden und so die Einheit der Arbeiterklasse zu erhalten oder herzu- 
stellen. Sie begegnen damit auch der Kritik von Wirtschaftsexperten der KPI und 
Amendolas, die den Gewerkschaften vorwerfen, sie hätten ausschließlich die Lebens- 
bedingungen der beschäftigten Lohnabhängigen verteidigt und dabei die Probleme 
der Inflation und der Arbeitslosigkeit vernachlässigt. In diesem Zusammenhang dre- 
hen sich einigermaßen heftige Auseinandersetzungen um die Rolle der Gewerkschaf- 
ten bei dem Kampf um neue Arbeitsplätze und eine alternative Wirtschaftspolitik, 
Amendola und die Wirtschaftsexperten der KPi gehen davon aus, daß sich die Gewerk- 
schaften aktiv für die Senkung der Inflationsrate einzusetzen haben, daß mithin der 
Kampf für die gleitende Lohnskala, der Kampf zur Erhaltung der bestehenden Ar- 


21 Bei einer Reihe von zentralen und dezentralen Delegiertenversammlungen ist vor allem 
die mangelnde Vermittlung von zentraler Verhandlungsführung und betrieblichen Kämp- 
fen — in vielen Betrieben wurden spontane Streiks durchgeführt — kritisiert worden. Al- 
lerdings muß dabei gesehen werden, daß von einer Verselbständigung der Spitzen keines- 
wegs die Rede sein kann. In den letzten Monaten sind mehrere regionale Generalstreiks 
organisiert worden, um die Geschlossenheit der Arbeiterklasse bei der Verteidigung ihrer 
Errungenschaften zu demonstrieren. 

22 In betrieblichen Tarifverträgen werden nicht nur die Löhne ausgehandelt, sondern auch 
Investitionen zur Schaffung von Arbeitsplätzen minutiös festgelegt. Diese Verträge blei- 
ben allerdings Papier, solange die Unternehmen sich in der Krise darauf zurückziehen 
können, Investitionen aus ökonomischen und finanziellen Gründen überhaupt zu reduzie- 
ren. 
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beitsplätze und teilweise auch der gewerkschaftliche Anspruch auf bedingungslose 
Tarifautonomie in gruppenegoistische Tendenzen münden könnte. Sie fordern die 
Gewerkschaften zur Bereitschaft auf, sich verantwortlich in eine gesamtwirtschaftli- 
che Wirtschaftsplanung einzubinden (23), deren Protagonisten die politischen Partei- 
en sind. Dieser Aufforderung Amendolas liegt ein Begriff von Allgemeinwohl der 
Nation zugrunde, den die Gewerkschaften mit ihrer Tradition als Klassenorganisation 
nicht teilen können. Mit ihrem Verständnis des Allgemeinwohls, das sich grundsätz- 
lich auf die Lage der Klasse der Lohnabhängigen bezieht und dabei diese nicht als ei- 
ne besondere soziale Gruppe unter vielen begreift, Können sich die Gewerkschaften 
nicht erstrangig als Vorkämpfer gegen die Inflation erklären, die sie als vom Kapital 
produzierte begreifen, sondern müssen den Kampf für neue Arbeitsplätze mit der 
Verteidigung der bestehenden Arbeitsplätze und der Lebensbedingungen der Lohn- 
abhängigen verbinden. Außerdem fürchten sie, daß bei einer Einbindung in eine 
Wirtschaftsplanung ihre Tarifautonomie geschwächt werden könnte und die demo- 
kratische Kontrolle ebenso wie die Möglichkeit, Druck auszubüen, erschwert werden 
könnte. Die Gewerkschaften wollen in ihrer Mehrheit direkt und über Massenkämp- 
fe Einfluß auf die Wirtschaftsplanung ausüben und nicht in ihrer Aktionsfreiheit ein- 
geschränkt werden. Die Gewerkschaften müssen daher die volle Autonomie zurückge- 
winnen und verteidigen, da sie nur auf diese Weise das Durchsetzungsvermögen ent- 
wickeln können, das zur Realisierung der weitgehenden Reforınkonzepte notwendig 
ist. Das wird umso dringlicher, falls der verstärkte Druck von KPI, PSI und auch PRI 
auf die DC dazu führt, daß eine breite Notstandsregierung doch noch zustande 
kommt; denn eine solche Regierung könnte zur Bindung der Gewerkschaften und 
damit zu einer Schwächung der Arbeiterbewegung führen. 

Daher müssen die Gewerkschaften ihre zurückgedrängte Funktion, die allge- 
meine Vertretung der Lebens- und Arbeitsinteressen der Lohnabhängigen zu über- 
nehmen, wiedergewinnen. Auch innerhalb der KPI stehen sich unterschiedliche lang- 
fristige politische Gesellschaftskonzeptionen von Rolle der Parteien und der Gewerk- 
schaften gegenüber: Sind die Gewerkschaften mit ihrer Rätestruktur die grundlegen- 
den Organisationen der Arbeiterbewegung, die damit auch die Urform des späteren 
Arbeiterstaats darstellen (24) und nehmen die Parteien dabei nur eine pluralistische 
Vermittlungsfunktion zwischen sozialen Bewegungen und Institutionen ein oder sind 
die Gewerkschaften auf die vorwiegend ökonomischen Interessen der Lohnabhängi- 
gen konzentriert und überlassen das Feld der politischen und sozialen Organisation 
vornehmlich den Parteien? Die Krise hat auch diese Alternative deutlich gemacht an- 
gesichts der Frage, welche Rolle die Gewerkschaften unmittelbar in der Krise einneh- 
men sollen. Dennoch ist die organisatorische Einheit dadurch nicht bedroht; dazu 
ist die eingeübte Praxis der offenen, öffentlichen, solidarischen aber heftigen Ausein- 
andersetzungen innerhalb der italienischen Arbeiterbewegung zu stark verankert; 
wohl aber ist die Aktionsfähigkeit der Gewerkschaften und der KPI angesichts der 


23 So jüngst auch der Ökonomi Luigi Spaventa in: Rinanscita Nr. 14, 8.4.77, 5.9 
24 Eine runktionsbestimmung der Gewerkschaften in dieser Weise hat bereits Gramsci vor- 
. genommen, Bruno Trentin hat erst jüngst diese Vorstellung weiterentwicklet. Vgl. Bruno 
Trentin, Da sfruttati a produttori, Bari 1977 
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drängenden Probleme eingeschränkt. 


Ich bin Frbeiter, Mir- 
lied von PC und CGit 


Hs Pcı-Mitgliedt unerN 
Askirze ich die Hndtreofti - Reg Zu 


u. und als CGIt-Mitalich 
hrake ich gegen sie.. 


Dos nennt man 
Pluralismus,eh® 


Zeichnung: A. Chiappori (Panorama vom 7. Dez. 1976) 
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4.  „Eurokommunismus“ als Antwort auf die Wirkungen der Krise? 


Die italienische Arbeiterbewegung steht in der gegenwärtigen Krise vor Aufgaben, 
die bislang noch von keiner proletarischen Partei positiv gelöst worden sind: nämlich 
in der Krise Mitte der 70er Jahre anders als in den 30er Jahren von den autoritären, 
faschistischen Tendenzen nicht überrollt zu werden, sondern Machtpositionen zu er- 
obern, die gesellschaftliche Hegemonie der Arbeiterklasse auszuweiten, ein Stück 
weiter auf dem Weg zum Sozialismus voranzukommen. Die deutsche Arbeiterbewe- 
gung — ähnlich wie die italienische 1923 — ist 1933 gescheitert, nicht weil sie „ob- 
jektiv“ zu schwach war, um die faschistische Machtergreifung zu verhindern, sondern 
weil sie ihre eigene Zerrissenheit nicht überwinden konnte, ja sie zum Teil noch — 
beispielsweise mit der Sozialfaschismus-These der KPD oder mit dem wütenden An- 
tikommunismus von Teilen der SPD — kultivierte. Die Disgregation der Arbeiterbe- 
wegung zu verhindern, stellt sich folglich als entscheidende Aufgabe in der gegenwär- 
tigen Krise. Wenn dies nicht gelingt, dann ist ein Rückschlag wie in den 30er Jahren 
mit entsprechend katastrophalen Konsequenzen für die Völker im Bereich des Mög- 
lichen. 

In diesem Problemfeld ist der sogenannte „Eurokommunismus“ (25) angesie- 
delt: als eine mögliche strategische Antwort auf die Wirkungen der Krise. Dabei ist 
es weniger bedeutsam, daß Eurokommunismus die Abkehr vom Moskauer Zentrum 
impliziert und folglich den kommunistischen Parteien des Westens die Möglichkeit 
eröffnet, ohne Berücksichtigung der Interessen des „Weltkommunismus‘“ ihre natio- 
nalen Kompromisse mit den jeweiligen nationalen Bourgeoisien zu schließen (26); 
unter diesem Aspekt ist Eurokommunismus nichts anderes als die Fortsetzung der 
„polyzentristischen“ Tendenzen in der kommunistischen Weltbewegung seit dem 
Konflikt mit Tito Ende der 40er Jahre. Uns scheint ein anderer Aspekt des sogenann- 
ten Eurokommunismus wichtiger zu sein, nämlich der darin implizierte Versuch, ei- 
ne Strategie gegen die Gefahr der Disgregation nicht nur innerhalb der nationalen 
Arbeiterklassen sondern auch auf europäischer Ebene zu entwickeln. 

Gerade angesichts von Tendenzen der bürgerlichen Klassen und Regierungen, 
in der Krise die „Steuerungskapazität“ des kapitalistischen Staates dadurch zu ver- 
größern, daß die demokratischen Möglichkeiten der Einflußnahme auf staatliche Ent- 
scheidungen autoritär verringert werden, insbesondere die Organisationen der Arbei- 
terklasse zurückgedrängt werden, um die Krisenbereinigung durchführen zu können, 
ist eine Demokratisierungs- und Reformstrategie der Arbeiterbewegung von außeror- 
dentlicher Bedeutung. In diesem Rahmen sind die Ansätze vor allem derfranzösischen, 
spanischen und italienischen kommunistischen Parteien zu sehen, sich als Garanten 
demokratischer Entwicklungen gegen autoritäre Tendenzen, für einen gesellschaftli- 
chen Pluralismus als Basis von Hegemonie der Arbeiterbewegung, für Strukturrefor- 


25 Der Begriff ist ursprünglich eine Schöpfung der bürgerlichen Presse, aber von den südeuro- 
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men zu profilieren. Damit wird ansatzweise versucht, in einer Revolutionsstrategie 
die besonderen Verhältnisse in den Kapitalistischen Industrieländern zu berücksichti- 
gen, sowohl hinsichtlich der Klassenstruktur als auch hinsichtlich der Erfahrungen 
der Arbeiterklasse aus den Kämpfen der vergangenen 10 Jahre. 

In der gegenwärtigen Krise stellt es sich sehr klar heraus, welche große Gefahr 
für die westeuropäische Arbeiterbewegung die mittlerweile traditionelle Spaltung 
in die Kommunistische und die sozialdemokratische Bewegung bedeuten kann. Denn 
die darin zum Ausdruck kommende Disgregation wird gegenwärtig gerade von der 
Bourgeoisie international benutzt, um die entwickelten Klassenbewegung zurück- 
zudrängen. Wenn Italien zur Überbrückung der Zahlungsbilanzkrise einen Kredit von 
der EG oder vom IWF haben will, dann werden von diesen internationalen Institutio- 
nen des Kapitals Auflagen durchzusetzen versucht, die eindeutig die Schwächung der 
italienischen Gewerkschaften und Linksparteien zum Ziel haben. Die Führung der 
deutschen Sozialdemokratie spielt bei diesen Manövern, die nur die konsequente 
Fortsetzung der Stützungsaktionen bürgerlicher Kräfte in Portugal oder in Spanien 
darstellen, eine hervorragende Rolle. Die Einbindung der westdeutschen Arbeiterklas- 
se in die sozialdemokratische Regierungspolitik, auch die Bindung der Gewerkschaf- 
ten in der BRD an diese Politik und deren Fortsetzung auf internationaler Geweik- 
schaftsebene, kann somit zu einer unmittelbaren Schwächung der Arbeiterbewegun- 
gen Südeuropas führen, zumindest weil der Widerstand gegen die Versuche des Kapi- 
tals zur Krisenbewältigung auf Kosten der Arbeiterklasse in der Kapitalistischen He- 
gemonialmacht Westeuropas de facto zusammengebrochen ist. Die Erkenntnis, daß 
der Attacke des Kapitals auf die Arbeiterbewegung in der Krise nur gemeinsam im 
westeuropäischen Bereich begegnet werden kann, ist daher einer der wichtigsten As- 
pekte des „Eurokommunismus“ (27). Daß die Herstellung dieser Gemeinsamkeit, 
d. h. aber gerade die Überwindung der Disgregation in der Arbeiterbewegung auf in- 
ternationaler Ebene, auch strategische Neuformulierungen gegenüber den traditio- 
nellen Konzeptionen der Arbeiterbewegung erforderlich macht, dürfte einsichtig sein. 

Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet ist die Politik der westeuropäischen 
Gewerkschaften und der Parteien der Arbeiterbewegung in Westeuropa für unsere 
Überlegungen in der BRD von Bedeutung. Es geht dabei nicht darum, „Eurokom- 
munismus‘ als „Modell“ übertragen zu wollen (28), oder angesichts der Misere der 
westdeutschen Arbeiterbewegung nach den aus den Arbeiterkämpfen in Italien 1969 
hervorgegangenen Gruppen der neuen Linken ein neues Identifikationsobjekt zu su- 
chen, sondern darum, die Aufgaben der westdeutschen Linken im historischen Zu- 


27 So bestimmt Berlinguer im Vorwort zu Enrico Berlinguer, La politica internazionale dei 
oomunisti italiani, Roma 1976 die Funktion des Eurokommunismus. Vgl, auch Corriere 
della Sera, 24.10.1976 

28 In dieser Hinsicht ist die Konsequenz von Detlev Claussen, Heinrich Grün und David Wit- 
tenberg, Italien — Der diskrete Charme des Eurokommunismus?, in: links Nr. 87, April 
1977 fehlgehend. Aus der richtigen Kritik an bloßen Modellüberlegungen oder Indentifi- 
kationen mit politischen Gruppen in anderen Ländern kann natürlich nicht gefolgert wer- 
den, daß aus den Erfahrungen von Klassenorganisationen — Gewerkschaften, sozialistische 
und kommunistische Gruppen und Parteien — nicht mehr für unsere eigene politische Fra- 
Ais gelernt werden könne. 
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sammenhang der westeuropäischen Entwicklung zu reflektieren und — zum Beispiel 
— aus den Schwierigkeiten der italienischen Arbeiterbewegung und insbesondere der 
KPI, und aus den Ansatzpunkten, sie zu überwinden, Lehren für unsere eigene poli- 
tische Praxis zu ziehen. 
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Thomas Isensee/Christel Neusüß 
Der Berliner GEW-Konflikt 


1. Ursprung und gegenwärtige Resultate des Konflikts 
zwischen GEW-Berlin und GEW-Bund 


In der Berliner Lehrergewerkschaft hat mit dem Hineinströmen der in der Studen- 
tenrevolte politisch sozialisierten jungen Lehrer und mit der Stagnation der Bildungs- 
reform seit Beginn der 70er Jahre ein Linksrutsch stattgefunden. Die Abwahl alter 
Vorstände; das Ausscheiden eines Teils der Kollegen in Arbeitgeberfunktion; der Zu- 
sammensetzung des Funktionärskörpers, der Mitgliederversammlungen, der Vertre- 
terversammlungen, der Betriebsgruppen wesentlich aus Lehrern, die mit ihren fort- 
schrittlichen Positionen unter sich sind, kennzeichnen die Entwicklung der Berliner 
GEW in den letzten drei Jahren. Die Politik des Verbands ist dadurch gekennzeich- 
net, daß der Konflikt mit der SPD-Landesregierung in verschiedenen Fragen der 
Schulpolitik und der Bildungsreform zu einem Zeitpunkt aufgenommen wird, als der 
neue Schulsenator Löffler mit der expliziten Vorstellung, die — bezogen auf das 
Bundesgebiet — relativ fortschrittliche SPD-Bildungspolitik zu stoppen und zum Teil 
zu liquidieren, sein Amt übernimmt. In Berlin entwickelt sich eine harte Konfronta- 
tion zwischen GEW-Verband und SPD-Landesverband, die mit dem Ausscheiden von 
SPD-Arbeitgebern sowie einigen Trägern der sozialdemokratischen Bildungsreform 
aus dem Berliner Verband ihren ersten Höhepunkt erreicht. 

Die gewerkschaftspolitische Konfrontation findet ihren Ausdruck im Konflikt 
um die Übernahme einer vereinheitlichten Bundessatzung durch den Berliner Ver- 
band, in welcher von vielen Kollegen ein Mittel der politischen Disziplinierung und 
der Revision des Linksrutsches gesehen wird. Der Kampf um die Erhaltung einer Ge- 
werkschaftspolitik, die nicht einfach Bestätigung sozialdemokratischer Bildungspoli- 
tik ist, erscheint in der Form von „Autonomie““-Bestrebungen des Berliner Verban- 
des, die innerhalb der Industriegewerkschaften umso schwerer vermittelbar sind,als 
diese Autonomie je gerade Charakteristikum der alten korporativ orientierten Leh- 
rerverbände war. So bezeichnet die Bundes-GEW, vertreten durch ihren Vorsitzenden 
Frister, die Satzungsvereinheitlichung und die Einschränkung der Autonomie der 
Landesverbände als Selbstverständlichkeit für eine Lehrergewerkschaft, die ihre be- 
rufsständischen Traditionen aufgibt und dies in ihrer Annäherung an die in den In- 
dustriegewerkschaften üblichen Organisationsformen zeigt. Verschwörungstheore- 
tisch personalisierend wird die Politik des Berliner Verbandes entweder als Resultat 
der SEW-Unterwanderung oder des „relativ hohen Einflusses der Chaoten und Au- 
Renseiter in der Berliner Vertreterversammlung“ bezeichnet (1). Umgekehrt wird es 


1 E. Frister, 12 Antwortenauf 12 aktuelle Fragen, Dez, 1976, Sonderdruck der Berliner 
Lehrerzeitung Nr. 10 
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in Berlin üblich, die Politik der Bundes-GEW und ihres Vorsitzenden Frister nicht 
mehr aus dem politischen Kräfteverhältnis auf Bundesebene zu erklären und die Tat- 
sache CDU-regierter Bundesländer samt deren Bildungspolitik als einen möglichen 
Bestimmungsfaktor von GEW-Politik zu berücksichtigen, sondern allein als Resultat 
sozialdemokratischer Bösartigkeit bestimmter Personen, die mit allen Mitteln die 
Berliner Lehrergewerkschaft zerschlagen wollen. Dabei findet z. T. nicht einmal 
mehr eine Auseinandersetzung mit dem Selbstverständnis sozialdemokratischer Ge- 
werkschaftspolitik statt. 

Der Konflikt um die Übernahme der Bundessatzung führt in der Berliner GEW 
zu einer politischen Differenzierung zwischen den verschiedenen linken Strömungen, 
wobei auf der einen Seite exemplarisch linke SPD und SEW mit einem Teil der nicht 
parteipolitisch Organisierten stehen, auf der anderen Seite ein anderer Teil der unor- 
ganisierten Kollegen (z. T. mit sozialistischem Anspruch) und die „K-Gruppen“ (2). 
Wie weit man in Konfrontation mit der Bundes-GEW gehen dürfe und ob der Ein- 
satz bürgerlicher Gerichte innerhalb des Konflikts ein adäquates Mittel von Gewerk- 
schaftspolitik sei, darum gehen die schwersten Auseinandersetzungen. 

Der sich nun schon seit zwei Jahren hinziehende Konflikt hat im Januar/Feb- 
ruar 1977 mit der Kündigung der GEW-Berlin durch die GEW-Bund und mit der Neu- 
gründung eines Verbands GEW im DGB, dessen vorläufiger Vorstand sich mehrheit- 
lich aus Mitgliedern der nach rechts abgespaltenen Gruppen von Gewerkschaftlern 
zusammensetzt, einen Höhepunkt erreicht, der mit einer, aller Wahrscheinlichkeit 
nach nicht so schnell reparierbaren, Aufspaltung der fortschrittlichen Kollegen auf 
zwei Verbände, die neue GEW im DGB und den alten Berliner Verband außerhalb 
des DGB einhergeht. Die Spaltung erfolgt entlang von Linien, die von den gewerk- 
schaftspolitischen Inhalten herkaum zu rechtfertigen sind. Sie bedeutet eine schwere 
Niederlage des Versuchs, in Berlin eine aktive, basisorientierte Gewerkschaftspolitik 
zu entwickeln. 

Zwar ist es inzwischen gelungen, den von der GEW-Bund kommissarisch einge- 
setzten Vorstand des neuen Verbands mit seinem undemokratischen Satzungsent- 
wurf politisch zu isolieren. Die neu in den Verband übergetretenen Kollegen haben 
mit großen Mehrheiten wesentliche Teile der alten demokratischen Berliner Gewerk- 
schaftssatzung in den neuen Verband übernommen, aber ein Teil der Kollegen, die 
sich nicht zum Übertritt in den neuen GEW-Verband entschließen konnten, haben 
sich inzwischen auf die Strategie eines autonomen Berliner Verbands versteift, in 
dem man nun endlich, unbehelligt von GEW-Bund, SPD und SEW in einem - teil- 
weise erwünschten — selbstgeschaffenen Ghetto Gewerkschaftspolitik machen kann. 
Die Eigendynamik der Spaltung wird zu kräfteverzehrenden Auseinandersetzungen 
führen. Diese können, nachdem während des Gesamtkonflikts die berufsständischen 
Verbände schon entscheidend an Gewicht gegenüber der GEW gewonnen haben, dem 
Beamtenbund in den nächsten Personalratswahlen die Mehrheit auch dort verschaf- 
fen, wo er sie noch nicht hatte. Viele Kollegen sind resigniert und organisieren sich 
2 Sicherlich spielen in der Berliner GEW auch KBW und ‚‚KPD“ eine Rolle. Ihre Berück- 

sichtigung würde die Darstellung der gewerkschaftspolitisch ernstzunehmenden Ausein- 


andersetzungen unnötig verkomplizieren. Es soll gerade gezeigt werden, wo die Ursachen 
des Satzungskonflikts unabhängig von der Politik dieser Gruppen liegen. 
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überhaupt nicht mehr. 

Für die GEW-Bund bedeutet dieses Ergebnis eine Schwächung der Gewerk- 
schaftslinken, der die Berliner Delegierten in jedem Fall auf dem nächsten Bundes- 
kongreß fehlen werden. 

Die in der Spaltung und politischen Resignation sich manifestierende Nieder- 
lage verweist nicht nur auf die Härte der Angriffe der Gewerkschaftsrechten, sondern 
gleichermaßen auf politische Fehler und Schwächen der Gewerkschaftslinken in der 
Abwehr dieser Angriffe. Im folgenden soll der Gang der Auseinandersetzung skiz- 
ziert werden (II. Chronologie des Konflikts), um dann im Teil III zu einem Versuch 
der Interpretation des Konflikts zu kommen. Dabei konzentriert sich der Teil II we- 
sentlich auf eine Skizzierung der Strategie der Berliner Gewerkschaftsrechten und 
der GEW-Bund gegenüber der Berliner GEW, um so noch einmal den politischen In- 
halt des Konflikts herauszuarbeiten. Der Teil IN interessiert sich wesentlich für die 
Frage, worin die Fehler, aber auch die Ursachen der Fehler einer sich als links verste- 
henden Berliner Gewerkschaftspolitik möglicherweise zu suchen sind. (Was unter 
Gewerkschaftsrechten und Gewerkschaftslinken innerhalb der GEW zu verstehen ist, 
soll im Laufe der Darstellung entwickelt werden.) Im Teil IV sollen dann einige aus ' 
der Analyse hervorgehende gewerkschaftspolitische Konsequenzen zur Diskussion 
gestellt werden. 


IH. Chronologie des Konflikts 


Im folgenden ein geraffter Überblick über die Konfliktentwicklung der Berliner GEW 
in den drei letzten Jahren: 


Frühjahr Sommer 1974 

Der alte Vorstand, dessen Politik sich durch Loyalität zum Berliner Schulsenat so- 
wie mangelnde Aktivität auszeichnete und zu dem auch z. B. der ehemalige Berliner 
GEW-Kollege Frister in Konflikt stand, wird abgewählt. Der Abwahl gingen harte 
Auseinandersetzungen um den zukünftigen Kurs der Berliner GEW voraus. Der alte 
Vorstand hatte dabei zur Abwehr der „kommunistischen Gefahr“ mobilisiert. Der 
neue Vorstand unter Lore Kujawa (SPD) setzt sich aus linken Sozialdemokraten, 
SEW-nahen und parteipolitisch nicht gebundenen fortschrittlichen Kollegen zusam- 
men. Die Wahl stellt ein Plädoyer für aktive Interessenvertretung unter Einschluß 
des Streiks als möglichem Mittel von Gewerkschaftspolitik dar. Die Mitglieder soll- 
ten stärker in den Brozeß der Durchsetzung gewerkschaftlicher Forderungen einbe- 
zogen werden. 

Im gleichen Jahr wird auf einer Bundesvertreterversammlung der GEW in Mainz 
eine Bundessatzung beschlossen, durch die die bis dahin überwiegend selbständigen, 
aus Lehrervereinen hervorgegangenen und teilweise selbst Föderationen selbständi- 
ger Lehrervereine darstellenden Landesverbände zu Untergliederungen einer gemein- 
samen Organisation gemacht werden. Die dabei auftauchenden vereinsrechtlichen 


123 


Probleme des Übergangs berufsständischer Verbände in eine einheitliche DGB-Ge- 
werkschaft, von der GEW-Führung offenbar nur äußerst nachlässig bedacht, gaben 
dann die Grundlage für juristisches Vorgehen einzelner Gegner dieser Satzung. Die- 
se schon längst geplante „Vergewerkschaftung“ der GEW-Landesverbände fiel zu- 
sammen mit der Durchsetzung der Unvereinbarkeitsbeschlüsse des DGB in den Ein- 
zelgewerkschaften undmit dem sich abzeichnenden politischen Konflikt der GEW- 
Berlin mit der Bundes-GEW wegen Linksabweichung. Obwohl die Landesverbände 
auch nach der vereinheitlichten Bundessatzung noch einen in DGB-Gewerkschaften 
sonst unüblichen Autonomiespielraum in der Regelung ihrer inneren Struktur haben, 
kam es so zum Konflikt. Die Tatsache, daß die Zentralisierung in Sachen Unverein- 
barkeitsbeschlüsse weit über das DGB-Übliche hinausging, die demokratische Veran- 
kerung der Zentralisierung demgegenüber hinter dem DGB-Üblichen zurückblieb, 
machte die Bundessatzung gleichzeitig zu einem möglichen Instrument der politi- 
schen Disziplinierung linksstehender Verbände. 

Die Berliner Delegierten stimmten mit großer Mehrheit gegen die Form der 
Vereinheitlichung, sie lehnten die ausschließliche Entscheidungskompetenz des 
Hauptvorstands der GEW-Bund in Sachen Unvereinbarkeitsbeschlüsse ab (3). Sie kri- 
tisierten, daß an den Nahtstellen zwischen Landes- und Bundesorganisation die strin- 
gente demokratische Verbindung von unten nach oben fehlte und plädierten für die 
satzungsmäßige Verankerung der Wahl der Delegierten der Bundesvertreterversamm- 
lung durch Landesvertreterversammlungen. Die Berliner Delegierten verlangten wei- 
terhin die Beibehaltung der Kompetenz von Landesverbänden, über Warnstreiks und 
die Urabstimmung zu Warnstreiks selbst zu entscheiden (Begründung: föderale Struk- 
tur der Bildungspolitik). 

Frister ging es bei seinem Votum gegen die Änderungsvorschläge zum einen 
wohl um die Integration der stärker rechts stehenden Landesverbände, denen man 
nicht aufzwingen wollte, die Aufstellung ihrer Delegierten für Bundesvertreterver- 
sammlungen in durch die Bundessatzung festgelegter Weise vorzunehmen, zum an- 
deren aber auch um politische Disziplinierungsmittel gegenüber den eher links ste- 
henden Verbänden. Obwohl zuvor angekündigt war, die Unvereinbarkeitsbeschlüsse 
ständen nicht auf der Tagesordnung, wurden sie in eine Bekräftigungsadresse ver- 
packt und dieser Antrag undiskutiert innerhalb von 15 Minuten durchgepaukt. Die 
Berliner Delegierten waren nicht darauf eingestellt und in der Lage, Mehrheiten für 
ihre Position zu gewinnen. So kam es zur Ablehnung der Form der Zentralisierung 
durch den Landesverband Berlin. Der Landesverband Berlin setzte sich in der fol- 
genden Zeit für eine satzungsgemäße Aufhebung der Unvereinbarkeitsbeschlüsse ein. 


3 In der geltenden Bundessatzung hießt es: „Bei Verstoß gegen die Unvereinbarkeitsbeschlüs- 
se entscheidet der Hauptvorstand auf Antrag einer regional zuständigen Gliederung der 
GEW oder des Bundesvorstands des DGB oder eines Mitglieds des Hauptvorstands.“ 
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Herbst 1974 

Die GEW Berlin versucht, einen eintägigen Warnstreik zu organisieren, um der For- 
derung nach Angleichung der Lehrerarbeitszeitan die des öffentlichen Dienstes Nach- 
druck zu verleihen. Schon unter dem alten Vorstand waren Arbeitszeitverkürzungen 
auf dem Verhandlungswege erreicht worden, aber kampflos war angesichts der ver- 
änderten ökonomischen Situation jetzt nichts mehr zu holen. Mit dem geplanten 
Streik steht die erste schwere Auseinandersetzung innerhalb der Organisation auf 
der Tagesordnung. Gegenstand der Auseinandersetzung: Das Streikrecht für Beamte. 
Schulsenat und Schulaufsichtsbehörde stellen sich gegen den Streik. Der Berliner 
DGB-Vorsitzende Sickert distanziert sich. Die Urabstimmung findet unter 2.T. schwie- 
tigen Bedingungen statt: Es gibt Überwachungen von Schulen durch die Polizei, die 
Urabstimmung darf nicht am Arbeitsplatz erfolgen, Durchsuchung von Diensträumen 
kommt vor, Androhungen von Disziplinarmaßnahmen. Hinzu kommt eine umfang- 
reiche Pressekampagne gegen den Streikversuch. Entgegen der sicheren Erwartung 
des Berliner Vorstands erhält die Urabstimmung nicht die erforderliche Mehrheit. 
Nur 42 % der Kollegen stimmen für Streik. Daraufhin entzieht der Bundesvorsitzen- 
de der GEW, Frister, der Berliner GEW seine Unterstützung. 

In den folgenden Monaten wird von seiten der senatsfriedlich orientierten Frak- 
tion die GEW gleich zweimal gespalten. Eine „Unabhängige Gewerkschaftsgruppe für 
Lehrer und Erzieher“ tritt aus und trompetet außerhalb des Verbands gegen die 
„kommunistische Unterwanderung“. (Mitglieder z. B. Schulsenator Löffler, Bezirks- 
schulräte etc.) Innerhalb der GEW-Berlin bildet sich eine „Initiative demokratische 
GEW“, die das gleiche tut. 


Winter 1974/75 

Auf einer Vertreterversammlung der Berliner GEW im Dezember 1974 wird eine 
Resolution verabschiedet, die u. a. mit der Forderung nach Abschaffung des dreiglied- 
rigen Schulsystem eine harte Kritik an der mangelnden Verwirklichung und der 
mangelnden Reichweite der Bildungsreform an den Schulen formuliert. Eine Gegen- 
resolution des Inhalts: „Die Bildungspolitik des Senats von Berlin hat dem Land Ber- 
lin unter den Ländern der Bundesrepublik eine führende Position verschafft“ wird 
abgelehnt. Sie war von Frister und der senatsloyalen Fraktion eingebracht worden, 
wahrscheinlich mit unterschiedlichen Gründen. Frister braucht das Berliner Beispiel, 
um damit in Ländern der BRD Politik machen zu können. Die senatsloyale Fraktion 
zielte auf die bevorstehenden Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus. Mit der For- 
derung der GEW-Berlin nach sofortiger Senkung der Klassenfrequenzen auf 25 Schü- 
ler fühlt sich die SPD während des Landeswahlkampfs durch die GEW unter Druck 
gesetzt. Die Mehrheit der Kollegen interessiert sich demgegenüber nicht für den Wahl- 
Kampf, sondern für die richtige Forderung. Die SPD argumentiert: Die GEW wolle 
mit ihren unmöglichen Forderungen den Staat kaputt machen. Die Forderung sei 
nur aufgestellt, um die Reformunfähigkeit zu erweisen, und natürlich: die SEW stün- 
de dahinter. Die Berliner SPD droht damit, ihre Mitglieder zum Austritt aus der GEW 
aufzufordern. Frister wendet sich daraufhin an die Berliner Partei und schreibt u.a.: 
„Der Vorgang in der GEW Berlin ist nicht nur eine Berliner Angelegenheit. Demzu- 


125 


folge bereite ich, ausgehend von den in Mainz erreichten Satzungsänderungen und 
den anderen Beschlüssen ein Eingreifen der Bundesorganisation vor.“ (4) Daraufhin 
beschließt der Landesvorstand der Berliner SPD: „Der SPD-Bundesvorstand wird 
aufgefordert, unverzüglich auf den Vorstand des DGB einzuwirken, die Unverein- 
barkeitsbeschlüsse auf die DKP und in Berlin auf die SEW auszuweiten. Der Lan- 
desvorstand fordert die sozialdemokratischen Mitglieder in den Gewerkschaften auf, 
diese Bestrebungen aktiv zu unterstützen.‘ (5) 

Frister wendet sich gegen diejenigen in der SPD organisierten Kollegen, „die 
sich an der Volksfrontmehrheit in der Berliner Vertreterversammlung der GEW“ 
beteiligt haben. Der Hauptausschuß der GEW Bund beschließt — einmalig in den 
westdeutschen und Westberliner Gewerkschaften — die im Sozialistischen Lehrer- 
bund organisierten SEW-nahen Kollegen des gewerkschaftsschädigenden Verhaltens 
zu bezichtigen und den SLB auszuschließen. Daraufhin löst sich dieser auf (6). 

Für den März 1975 wird eine außerordentliche Bundesvertreterversammlung 
nach Köln einberufen, auf welcher ‚eine Präzisierung und Vereinheitlichung der 
Satzung‘‘ (7) vorgenommen wird. Durch Klagen in anderen Bundesländern und Ge- 
richtsurteile in einzelnen Bundesländern war festgestellt worden, daß die Landesver- 
treterversammlungen je gesondert die neue Satzung übernehmen müssen. Die „Ver- 
treterversammlung beauftragt den Hauptvorstand, gegen Landesverbände vorzuge- 
hen, die innerhalb der Frist die Angleichung nicht vollziehen“ (7). Von seiten der 
4 Frister, Brief vom 16.12.1974 in: Berliner Lehrerzeitung (BLZ) 1/73, S. 3 £. In der von 

einer ‚Gruppe Sozialistischer Dozenten‘ im Februar 1975 herausgegebenen Broschüre: 


„GEW, Einheitsgewerkschaft oder sozialdemokratische Richtungsgewerkschaft‘“ findet 
sich eine umfangreiche Darstellung und Dokumentation des hier nur kurz skizzierten 


Konflikts. 
5 BLZ, a.a.0., S. 4 
6 Obwohl z. T. in der historischen Darstellung sachlich falsch, kennzeichnet das folgende 


Zitat des Verfassungsschützers Nollau doch die in SPD-Kreisen verbreitete Einschätzung 
der Funktion der Satzungsvereinheitlichung: 
„Bei der Abwehr des Einflusses ‚extremer‘ Kommunisten steht der GEW immerhin der 
‚Unvereinbarkeitsbeschluß‘ des DGB zur Seite, der es gestattet, gegen DGB-Mitglieder we- 
gen gleichzeitiger Mitgliedschaft bei Organisationen der äußersten Linken (KPD, KBW) 
vorzugehen. Gegenüber Mitgliedern der orthodox kommunistischen DKP und SEW versagt 
dieser Beschluß jedoch. Auch die orthodoxen Kommunisten bedrohen aber die demokra- 
tische Entwicklung in der GEW. Das zeigte sich in ihrem Berliner Landesverband, wo sich 
die kommunistischen Lehrer in dem der SEW nahestehenden sozialistischen Lehrerbund 
Berlin (SLB) organisiert hatten und die Aufhebung des ‚Unvereinbarkeitsbeschlusses‘ an- 
strebten. Deswegen traten dort im Dezember 1974 der Schulsenator Löffler und andere 
Sozialdemokraten aus der GEW aus. Für den Bundesgewerkschaftsvorsitzenden Erich Fri- 
ster war das ein Alarmsignal. Er gewann den GEW-Hauptausschuß dafür, zum 8. März 75 
nach Köln eine Bundesvertreterversammlung einzuberufen, auf der beschlossen werden 
sollte, Extremisten ohne langwierige Schiedsverfahren auszuschließen. Zum Teil hat Fri- 
ster sein Ziel erreicht. Nach der am 8. März angenommenen Satzungsänderung können 
Mitglieder von NPD sowie KPD/ML, KPD und KBW durch den Hauptausschuß der GEW 
ausgeschlossen werden, DKP- und SEW-Mitglieder werden ausgeschlossen, wenn sie sich 
gewerkschaftsschädigend verhalten, z. B. versuchen, die GEW in den Dienst der von ih- 
nen angestrebten Aktionsbündisse zu stellen. Auch die GEW-Wahlordnung ist geändert 
worden. Neben der Stimmabgabe auf der Wahlversammlung ist künftig as Wahl an zwei 
auf die Versammlung folgenden Tagen zulässig.“ 

7 E. Frister, in: 12 Antworten... ., a.2.0. 
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Berliner Kollegen gibt es wiederum starken Widerstand gegen die neue Klausel, der 
Landesverband akzeptiere die Bundessatzung „in ihrer jeweils geltenden Fassung“. 
Aufgrund der inzwischen gemachten Erfahrungen über die politische Funktion der 
Zentralisierung wird von den linken Verbänden hier ein mögliches uneingeschränk- 
tes Eingriffsrecht in die Landesverbände befürchtet. 

Darüber hinaus beschließt die Bundesvertreterversammlung für die gesamte 
GEW ein Briefwahlverfahren, das auch den auf Mitgliederversammlungen nicht an- 
wesenden Mitgliedern, der oft beschworenen schweigenden Mehrheit, die Stimmab- 
gabe ermöglichen sollte. 

Im Landesverband Berlin wurden sodann auf Druck der Gewerkschaftsrech- 
ten hin durch Satzungsänderungen Neuwahlen durchgesetzt. Entgegen allen Prog- 
nosen bestätigten die nach dem neuen Briefwahlverfahren durchgeführten Neuwah- 
len den Kujawavorstand und damit seine Politik. 


Sommer/Herbst 1975 

Unter der Androhung des Ausschlusses übernimmt die Berliner GEW die Bundessat- 
zung samt Unvereinbarkeitsbeschlüssen in einem zweiten Anlauf. Das erste Mal war 
die 2/3-Mehrheit nicht zustande gekommen. Die Kollegen der rechten „Initiative“ 
stimmten gegen die Übernahme, um durch Verhinderung der Satzungsübernahme end- 
lich die schon lange betriebene Spaltung herbeizuführen. Sie treten nach der Satzungs- 
übernahme aus der Berliner GEW aus und einige von ihnen erhalten — entgegen Ab- 
sprachen zwischen Frister und dem Berliner Vorstand — einen Sonderstatus als „för- 
dernde Mitglieder“ (FÖMIS) in der GEW-Bund. 


Winter 1975/76 und Sommer 1976 

Nachdem in Hamburg gewisse Autonomierechte des Landesverbands bei der Über- 
nahme der Bundessatzung erreicht wurden, beginnt sich der schon lange schwelende 
Konflikt zwischen den linken Gruppierungen innerhalb der Berliner GEW (Unabhän- 
gige Linke auf der einen Seite; ein anderer Teil der unabhängigen Sozialisten, SEW- 
nahe und linke SPD-Kollegen auf der anderen Seite) zuzuspitzen. Bei der Abwahl des 
rechten Vorstands hatte der neue Vorstand erklärt: „Die Konsequenz jeder Gewerk- 
schaftsopposition ist die Spaltung. Deshalb muß jede Gewerkschaftsopposition von 
allen Mitglieder bekämpft werden.“ (8) Diesen Kampf gegen die nach rechts abge- 
spaltenen Gruppen nicht konsequent geführt zu haben, durch Beschwörung zur Ein- 
heit und zur Sacharbeit ersetzt zu haben, den Versuch zur Integration der Rechten, 
die vor allem von der Arbeitgeberfraktion angeführt wird und über antikommunisti- 
sche Mobilisierung auch einen Teil der Lehrerkollegen für sich gewinnt, gemacht zu 
haben, dies wird dem Kujawa-Vorstand jetzt vorgeworfen. Zudem kommt angesichts 
des Hamburger Erfolgs der Vorwurf, eine zu defensive Politik in der Satzungsfrage 
beirieben zu haben. Von einem Teil der Unabhängigen Linken wird, ohne politische 
Diskussion mit den Kollegen in den Betriebsgruppen und Bezirken, eine Klage gegen 
die Satzungsübernahme eingereicht, die eine Neuaufnahme der Diskussion um die 
8 BLZ, 5/74, S.1 
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Satzungsübernahme und eine Erweiterung der Autonomie des Landesverbandes zum 
Zweck haben soll. Das Gericht gibt den Klägern Recht mit dem politischen Resultat, 
daß der Hauptvorstand auf der Basis des Urteils nun eine Übernahme der Satzung 
mit 75 % der Stimmen fordert. In einer Vertreterversammlung im August 1976 feh- 
len 12 Stimmen für eine Satzungsübernahme in der inzwischen zugestandenen Ham- 
burger Fassung. Ein Teil der Unabhängigen Linken hatte auf ein Minderheitsvotum 
gegen die Satzungsübernahme hin agiert. Daraufhin: Kündigung der GEW-Berlin 
durch den Hauptvorstand der GEW-Bund. Die Mitglieder erhalten ein Aufnahmefor- 
mular, welches für die Berliner Lehrer eine Sonderbehandlung vorsieht: Ehemalige 
SLB-Kollegen sollen nicht in die neue, vom Bund her organisierte GEW aufgenom- 
men werden; ebenso solche Kollegen, die sich gegen die Satzungsübernahme ausge- 
sprochen hatten. Daraufhin entstehen in den Mitgliederversammlungen der Bezirke 
breite Voten gegen den Eintritt in den neuen Verband, bzw. für Aufhebung der Son- 
derbehandlung der Berliner Kollegen. 


Herbst/Winter 1976/77 

Durch eine von zwei GEW-Mitgliedern eingereichte einstweilige Verfügung wird der 
Aufbau des neuen Verbands gestoppt. Inzwischen bahnt sich eine, die verschiedenen 
linken Strömungen innerhalb des Berliner Verbands integrierende Kompromißlösung 
für die Satzungsübernahme an, die in bezug auf die Mitgliedschaft dem Berliner Lan- 
desverband noch wichtige Autonomierechte sichern sollte. Auf einer Vertreterver- 
sammlung im November 1976 wird die Bundessatzung mit ca. 80 % der Stimmen er- 
neut übernommen, wobei zu den Vorbehalten gegenüber der Generalklausel in Sa- 
chen Organbestellung und Finanzautonomie (Hamburger Fassung) noch die Konstruk- 
tion einer Doppelmitgliedschaft kommt. Diese Form der Satzungsübernahme wird 
vom Hauptausschuß der GEW-Bund zunächst als nicht satzungskonform kritisiert 
(im DGB ist eine einheitliche Mitgliedschaft üblich), aber noch nicht endgültig über 
Annahme oder Ablehnung entschieden. Nachdem das Berliner Landgericht im Ja- 
nuar die Klage gegen die Kündigung des Berliner Verbands und die Neugründung ne- 
gativ bescheidet, wird eine Woche später in Berlin der neue Verband aus der Taufe 
gehoben, wobei der Vorstand sich zu Teilen aus der Rechtsabspaltung der Fördern- 
den Mitglieder rekrutiert. Obwohl auf der Vertreterversammlung am 23. Februar 1977 
klar ist, daß sich die Mitgliedschaft des alten Verbands im DGB und im Bundesver- 
band kaum mehr juristisch wird einklagen lassen, entscheidet sich — entgegen allen 
früheren Versicherungen auf jeden Fallim DGB bleiben zu wollen — nahezu die Hälf- 
te der Delegierten gegen die Auflösung des alten Berliner Landesverbands, und eine 
starke Minderheit befürwortet die Weiterführung eines selbständigen Lehrerverbands 
außerhalb des DGB. Damit ist die organisatorische Aufspaltung der Berliner GEW- 
Linken auf zwei unterschiedliche Verbände zunächst gelaufen. 


Il. Interpretation des Konflikts 


Versuche zur Gewerkschaftsspaltung und blindwütiger Antikommunismus sind kei- 
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ne speziellen Mittel der Berliner GEW-Rechten beim Versuch, ihre Machtposition 
im Falle der Gefährdung durch linke Mehrheiten zu halten. Vor allem in Hamburg 
gibt es ähnliches. Für Berlin eigentümlich ist die Zuspitzung des Konflikts bis zur 
Aufspaltung zwischen den linken Gruppierungen auf zwei Verbände und damit zum 
Verlust der unabdingbaren Aktionsbasis für die Entwicklung einer Politik, die in der 
Lage ist, Durchsetzungsstrategien unabhängig von dem existierenden oder nicht exi- 
stierenden Einverständnis der jeweiligen sozialdemokratischen oder sozialliberalen 
Landesregierungen herauszuarbeiten. Worin liegen also die Momente der Aufspaltung 
der GEW, wo die Bedingungen einer Politik, die der Aufspaltung entgegenwirkt, oh- 
ne dabeiden rechten Kräften in der GEW die Position zu überlassen? Wie sehen über- 
haupt gegenwärtig die Kräfteverhältnisse aus, innerhalb derer agiert werden muß? 

Bei der Analyse der Aufspaltung der GEW sind mehrere Ebenen zu berücksich- 
tigen und begrifflich auseinanderzuhalten, wenn sie auch im historischen Entwick- 
lungsprozeß der GEW ineinandergehen. Zum ersten die Differenzierung zwischen 
den Lehrern als „Arbeitnehmern“ und der Schulbürokratie als „Arbeitgebern“. Dann 
die Differenzierung zwischen den Lehrern der unterschiedlichen, ja nach wie vor 
hierarchisch gegliederten Typen von Unterrichtsanstalten, von den Kindertagesstät- 
ten über Grundschulen bis hin zur Universität, verbunden mit unterschiedlicher Aus- 
bildung, sozialem Status und Arbeitsprozeß. Zum dritten die unterschiedliche ge- 
werkschaftliche und politische Sozialisation der verschiedenen Lehrergenerationen. 
Schließlich muß gefragt werden, welche Interessen es sind, die sich da gewerkschaft- 
lich organisieren, wie groß der Zwang zur gewerkschaftlichen Organisierung über- 
haupt ist und damit der äußere Druck zur Gewerkschaftseinheit und zur gewerk- 
schaftlichen Aktivität und Solidarität bei Lehrern. 

Die folgende Darstellung bezieht sich wesentlich auf die Berliner Erfahrungen: 
SPD-Regierung + Studentenrevolte. In CDU-regierten Bundesländern finden sich 
mit Sicherheit strukturell andere Prozesse und Resultate, Unterschiede in gewerk- 
schaftlichen und politischen Entwicklungen der Lehrerschaft, die mit den Konflik- 
ten in der Schulentwicklung schließlich in einem Wechselverhältnis stehen. Die poli- 
tische Bewußtmachung dieser Unterschiede zwischen den Bundesländern und ihre 
Analyse wäre ein wichtiger Schritt, um von dem fragwürdigen Berlin-Zentrismus der 
Berliner GEW-Kollegen wegzukommen, um die rein personalisierende Betrachtung 
der Bundespolitik zu überwinden und zu einer Einschätzung des durch eine fort- 
schrittliche GEW-Politik gegenwärtig Machbaren zu gelangen. Die Kräfteverhältnisse 
in der GEW-Bund sind schließlich nicht allein durch einige Gewerkschaftsführer, son- 
dern wesentlich auch durch das Bewußtsein der Mehrheit der Kollegen bestimmt. Es 
ist weiterhin dann zu fragen,w ie weit sich trotz unterschiedlicher Bildungspolitik 
progressiv gleiche Erfahrungen für die Lehrer in den unterschiedlichen Bundesländern 
ergeben, die auch die Basis einer immer noch weiter zu entwickelnden gemeinsamen 
Politik sein können. Doch dieser Komplex ist nicht der eigentliche Gegenstand des 
Artikels. 
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1. Warum organisieren sich Lehrer in der GEW: Unterschiedliche Momente in der 
politischen Sozialisation der GEW-Miitglieder und Funktionäre 


Differenzierungen innerhalb der GEW waren solange relativ gering, solange die GEW 
als Verband der Volksschullehrer im wesentlichen um die Aufhebung der Unterpri- 
vilegierung gegenüber den Gymnasiallehrern focht und sich dabei zunehmend den 
bildungsreformerischen Bestrebungen der 60er Jahre in den sozialdemokratisch re- 
gierten Bundesländern öffnete und diese auch mit trug. Mit der Zielsetzung Gesamt- 
schule konnten die Volksschullehrer zusammen mit der Aufhebung ihrer Unterprivi- 
legierung gegenüber den Gymnasiallehrern auch die Aufhebung der Unterprivilegie- 
rung der Arbeiterkinder propagieren und als ihr eigenes Ziel erklären. So verbanden 
sich die materiellen und statusorientierten Interessen der Volksschullehrer mit den 
bildungspolitischen Bestrebungen der Sozialdemokratie (im Unterschied zur CDU) 
zur Entwicklung von Gesamtschulen, zur Aufhebung der alten dreigliedrigen Klassen- 
schule, Für diese Lehrer ergab sich ein zunächst fortschrittlich harmonisches Gesamt- 
bild der Gesellschaft. Individuelle bzw. Gruppenaufstiegsinteressen ließen sich bruch- 
los mit dem propagierten bildungspolitischen Ziel der Herstellung von Chancengleich- 
heit durch die herrschenden politischen Parteien (SPD und FDP) verbinden. Die Bil- 
dungspolitik dieser Parteien schien wiederum mit den Interessen des westdeutschen 
Kapitals an dauerhaftem „Wachstum“ und an der Erhaltung seiner Konkurrenzfähig- 
keit auf dem Weltmarkt durch sowohl breite als auch hohe Qualifikationder Arbeits- 
kräfte übereinzustimmen. Die Fronten, gegen die die Lehrer kämpften, waren veralte- 
te, reaktionäre Strukturen, die es eben in einem algemeinen Fortschrittsinteresse zu 
reformieren galt. Es muß in Erinnerung gehalten werden, daß von großer gewerk- 
schaftlicher „Basisaktivität“ damals kaum gesprochen werden konnte. Eine solche Ak- 
tivität war auch nicht nötig, schließlich besorgte die SPD die Politik der GEW. Auf- 
grund der scheinbaren Identität einer fortschrittlichen Bildungspolitik mit den öko- 
nomischen Interessen und darüber vermittelt mit denen der Sozialdemokratie läßt 
sich auch erklären, wieso diejenigen Kollegen, die in den 60er Jahren aktive Gewerk- 
schaftsarbeit leisteten, oft gleichzeitig eine Karriere in der Schulbürokratie machten, 
die sie wiederum als einen Aufstieg zu Machtpositionen begreifen konnten, von de- 
nen aus ihnen die Durchsetzung einer fortschrittlichen Schulpolitik gegenüber reak- 
tionären Schulbeamten möglich wurde, und zwar vor allem mit Hilfe der Sozialde- 
mokratie als Regierungspartei. Der hier beschriebene politische Sozialisationsprozeß 
gilt sicherlich für große Teile der an. derSPD orientierten aktiven Gewerkschafter in der 
GEW. Die ersten Gymnasiallehrer hatten sich, vermittelt über fortschrittliche bildungs- 
politische Zielsetzungen, in den 60er Jahren in die GEW integriert, was die politische 
Differenzierung in den Kollegien der Gymnasien, wo jetzt GEW und Philologenver- 
band gegeneinanderstanden, verdeutlichte. Im Unterschied zwischen GEW.Mitglie- 
dern und Philologenverband-Mitgliedern präsentierte sich gleichzeitig der zwischen 
dem von der Sozialdemokratie vertretenem Prinzip: bestmögliche Förderung aller 
Schüler, insbesondere derjenigen aus nicht privilegierten sozialen Schichten, gegen- 
über dem vom Philologenverband propagierten Prinzip: Auslese der leistungsstarken, 
sozjalprivilegierten Schüler. In die Richtung der Aufhebung dieses Bildungsprivilegs 
wirkte im Effekt und natürlich auch in ihren Vorstellungen sozialer Gleichheit die 
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Studentenrevolte, wenn sie auch noch zum Teil durch das alte Privilegierungsverspre- 
chen in ihrem Charakter geprägt war. Die Gymnasiallehrer, aber auch die neue Ge- 
neration der Grundschullehrer innerhalb der GEW, sind demnach dadurch geprägt, 
daß es für sie weniger unmittelbar materielle Interessen waren, die Anlaß zur GEW- 
Organisierung gaben, sondern zum einen bildungspolitische Motivationen, zum ande- 
ten, aber das liegt äuf der gleichen Linie, politische Motivationen, die aus den Ein- 
sichten der Studentenbewegung kamen. Durch den zunächst noch ideologischen 
Bruch mit herrschenden Normen und Theorien hatte sich eine Lebensperspektive für 
die Studenten entwickelt, die weniger auf sozialen Aufstieg, denn auf sinnvolle, ge- 
sellschaftlich nützliche, d. h. auch im Interesse der Lohnabhängigen liegende konkre- 
te Berufsarbeit gerichtet war. Das unmittelbar materielle Eigeninteresse wurde auf- 
grund der veränderten sozialen Normen, die sich in der Studentenrevolte gebildet 
und gerade im kulturellen Milieu der Linken innerhalb der großen Städte sich erhal- 
ten hatten, demgegenüber vergleichsweise geringer geachtet. Bildungspolitische und 
materielle Interessen der Lehrer verbanden sich zunehmend über den Punkt der Ar- 
beitsbedingungen. 

In dem Maße, wie die Arbeiterbewegung sich gar nicht interessiert zeigte an 
den neu entwickelten fortschrittlichen Interessen der Intelligenz, entwickelte sich 
allerdings das Problem, daß der Bruch mit den herrschenden Ideologien wesentlich 
auf der moralischen Integrität des denkenden Individuums beruhte. Insofern diese 
Intelligenz sich nicht in den Zusammenahgn einer um langfristige gesellschaftliche 
Ziele kämpfenden Arbeiterbewegung stellen konnte, weil eine solche eben nicht exi- 
stierte; insofern sie zum zweiten ihre fortschrittlichen Positionen nicht im Kampfum 
die Sicherung der materiellen Existenz gewonnen hatte, erfährt sie die Integrität ihres 
moralischen Bewußtseins als eine entscheidende politische Handlungsbasis. Dies zu- 
mal in einer Zeit, wo sozialistisches Bewußtsein durch Bedrohung der materiellen 
Existenz (Berufsverbote) geahndet werden kann und wo die gewerkschaftlichen Un- 
vereinbarkeitsbeschlüsse den organisierten Schutz vor politischer Disziplinierung er- 
schweren. 

Wir finden also in der GEW — und in den Stadtstaaten wie Berlin und Hamburg 
mit sehr tiefgreifender Wirkung der Studentenrevolte im besonderen Maße — viele 
Kollegen mit einem Bewußtsein, das weit vom alten ständischen Bewußtsein entfernt 
ist, dassich politisch auch eher in sozialistische Richtung formuliert, als in den ande- 
ren DGB-Gewerkschaften. Andererseits stehen die Lehrer und die Lehrergewerkschaft 
mit ihnen aufgrund des beamtenrechtlichen Status nicht in Tarifauseinandersetzun- 
gen. Die Gehaltserhöhungen werden quasi von der ÖTV ausgehandelt und zu diesem 
Zweck braucht man keine zentrale Organisation und auch keine breite Konsensbil- 
dung, auf deren Basis man möglicherweise kämpfen müßte. Arbeitszeitprobleme 
und Arbeitsbedingungen bilden zwar die Grundlage der Verbindung von materieller 
Interessenwahrnehmung und bildungspolitischer Zielsetzung in den Lehrergewerk- 
schaften, doch bei vielen jungen Kollegen beschränken sich Erfahrungen vom Erfolg 
von Auseinandersetzungen — z.B. gegen Klassenzusammenlegungen — auf die Schul- 
ebene. Erfahrungen von der Notwendigkeit einer umfassenderen Organisierung als 
einem Mittel zur erfolgreichen Abwehr von Verschlechterungen oder gar zur Verbes- 
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serung der eigenen Situation sind angesichts der Stagnation der Bildungsreform 
kaum gemacht worden. Die breite Entwicklung gewerkschaftlicher Organisationsvor- 
stellungen steht also noch an, sowohl bei der neuen Lehrergeneration, erst recht aber 
bei der aus der Bildungsreformphase der Sozialdemokratie stammenden Generation, 
die aufgrund der gesellschaftlichen Priorität von Bildungsreform und der materiellen 
Verbesserung der Lehrersituation durch Besoldungsgesetze in der Phase der 60er und 
70er Jahre nicht zu kämpferischer Interessenwahrnehmung gezwungen war. 

Aber auch der Zusammenhang von Lehrergewerkschaft und Industriegewerk- 
schaften als notwendiger Solidaritätszusammenhang konnte bisher noch nicht zur 
Erfahrung werden. Bildungspolitische Forderungen werden vom DGB zwar erhoben, 
sie sind aber nicht tagtäglicher Gegenstand von Auseinandersetzungen in den Indu- 
striegewerkschaften. So haben die Lehrer, und dies gilt bei dem im Vergleich zum 
Bund sehr stark rechts stehenden Berliner DGB insbesondere, nicht die Erfahrung ge- 
macht, daß der Zusammenhang zwischen den einzelnen Gewerkschaften eine Stär- 
kung ihrer eigenen Posittion gegenüber dem staatlichen Arbeitgeber bedeuten kann. 

Versuchen wir auf diesem Hintergrund die Spaltungstendenzen innerhalb der 
Berliner Lehrergewerkschaft zu untersuchen. Wichtig ist dabei die Tatsache einer 
veränderten objektiven Situation der Bildungspolitik und des gesamten Bildungssek- 
tors gegenüber der zweiten Hälfte der 60er und dem Beginn der 70er Jahre. Die Stag- 
nation bildungsreformerischer Aktionen, die Rücknahme bestimmter demokratischer 
Formen in den Schulen, die politische Disziplinierung auch durch die Sozialdemo- 
kratie: all diese Momente bilden zusammen den Hintergrund für die Entstehung von 
innergewerkschaftlichen Konfrontationen unter den gegebenen Bedingungen der Zu- 
sammensetzung und der Interessen innerhalb der Lehrergewerkschaft. Differenzieren 
wir nach der politischen Sozialisation der aktiven GEW-Mitglieder vor dem Links- 
rutsch, so ist zu berücksichtigen, daß viele der heute auf der „Rechten“ stehenden 
Sozialdemokraten im Zuge der ersten Reformphase in die Schulbürokratie aufgestie- 
gen waren, zusammen mit der SPD Reformpolitik auf dem Dienstweg betrieben hat- 
ten und nun die Kritik an der von der SPD getragenen Stagnation und Rücknahme 
von Reformen als Angriff auf ihre eigene Position und die Resultate ihrer eigenen 
Arbeit erfuhren — eine Arbeit, die sie noch kurz zuvor als Teil einer gegenüber den 
berufsständischen Traditionen fortschrittlichen Gewerkschaftspolitik im Bildungs- 
sektor begreifen konnten. In der Situation der Reformrücknahme bewegte sich ein 
Teil der ehemaligen Reformer nach rechts. Sie gerieten in Konfrontation mit den 
jüngeren Kollegen, die diese Stagnation mit verstärkter Aktivität und Organisierung 
in den Schulen beantworteten und eine Beschränkung von Gewerkschaftspolitik auf 
den freundlichen Kontakt mit dem Dienstherrn ablehnten. Da sie diesen Gewerk- 
schaftslinken ihre Politik auf dem Dienstweg nicht mehr mit inhaltlichen gewerk- 
schaftspolitischen Argumenten glaubwürdig machen und keine Perspektive der wei- 
teren Arbeit unter Berücksichtigungder bildungspolitischen Interessen und der Inter- 
essen um Verbesserung bzw. gegen Verschlechterung der Arbeitsbedingungen bei den 
Lehrern angeben konnten, aktualisierten sie ihre antikommunistische Phobie, was 
ihnen hinwiederum durch die Verbalradikalismen der GEW-Linken nur erleichtert 
wurde. Die eigene Erfolglosigkeit wurde von ihnen als Resultat des Verlusts der Re- 


132 


spektabilität der GEW angesichts „kommunistischer Unterwanderung“ erklärt. So 
wurden für diese Kollegen die Unvereinbarkeitsbeschlüsse und ihre Ausdehnung auf 
die SEW zu einem Kernpunkt von Gewerkschaftspolitik. Antikommunismus war 
aber nicht nur der Ausweg für Teile der reformerischen Schulbürokratie. Auch ein 
Teil der Kollegen, die weniger aus gewerkschaftlicher Überzeugung denn aus Karrie- 
regründen in die GEW gegangen waren, konnte mit der Konzeption einer aktiven Ge- 
werkschaftspolitik nichts anfangen. Angesichts von Numerus clausus und sich ab- 
zeichnender Akademikerarbeitslosigkeit erlitt zudem die Reformfreudigkeit von 
Gymnasiallehrern, die schließlich ihren Kindern traditionell nichts als das Bildungs- 
privileg zu vererben hatten, Rückschläge. Aber auch reformfreudige Kollegen, die 
mit Erstaunen feststellten, daß sie plötzlich auf den Widerstand des Dienstherrn stie- 
ßen, konnten sich nicht so schnell entschließen, mit diesem Dienstherrn in Konfron- 
tation zu gehen. Dies widersprach ihrem tradierten Beamtenbewußtsein. Die zum 
Teil gewerkschaftliche unerfahrenen, wenig geduldigen Gewerkschaftslinken dräng- 
ten auch solche Kollegen dann oft in die rechte Ecke. 

Die Stagnation der Bildungsreform wurde von einem anderen Teil der sozial- 
demokratischen Reformer demgegenüber in fortschrittlicher Richtung verarbeitet. 
Hielten sie an den in den 60er Jahren entwickelten Kriterien gesellschaftlichen Fort- 
schritts fest, so wurden sie auf die Notwendigkeit der Entwicklung einer kämpferi- 
schen Verteidigung erreichter Positionen verwiesen, die sich nicht abhängig macht 
von den jeweiligen Konjunkturen und Krisen des Kapitals, sondern beginnt, eigen- 
ständig gegenüber der Kapitalbewegung die gesellschaftlichen Interessen zu formu- 
lieren, auch unabhängig von der und gegen die SPD-Regierungspolitik. So kann die 
Erfahrung, daß Reformpolitik, gemacht auf dem Dienstwege, ihre Grenze in der Ka- 
pitalbewegung findet, produktiv gewendet werden und dabei an Traditionen inner- 
halb der linken Sozialdemokratie anknüpfen. Schließlich propagierten die Jusos ja 
einmal die Doppelstrategie, in welcher die Mobilisierung der „Basis“ als Mittel der 
Politik eine entscheidende Rolle spielte. Zudem gab es in den sozialdemokratischen 
Reformvorstellungen nicht nur eine sozial-liberale (Chancengleichheit), sondern auch 
eine egalitäre Strömung, die sich jetzt mit den ideologischen und gewerkschaftspoli- 
tischen Vorstellungen aus der Studentenbewegung partiell verbinden Konnte, zumal 
ein Teil dieser Reformer auch selbst aus der Studentenbewegung kam. Die Trennungs- 
linie zwischen ihnen und den nach rechts geschwenkten ehemaligen Reformern zeig- 
te sich in der Frage der neu zu entwickelnden gewerkschaftlichen Kampfformen. - 


2. Der gescheiterte Streikversuch vonl1974 


Die Stellung zum Streik als eines —- vom guten Willen des Arbeitsgebers unabhängi- 
gen — Kampfmittels zur Durchsetzung gewerkschaftlicher Ziele im öffentlichen 
Dienst bildet eine Scheidelinie innerhalb der Sozialdemokratie und war nicht zufäl- 
lig der Punkt, über den die Auseinandersetzung innerhalb der Berliner GEW begann 
und die spätere Abspaltung des Arbeitgeberflügels vermittelt war. Bezüglich der Fra- 
ge Streik als Mittel gewerkschaftlicher Politik traf sich nun das Selbstverständnis der 
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nach links gehenden Reformergeneration mit der über die Studentenrevolte neu po- 
litisierten Generation junger Lehrer. Andererseits traf sich hier das Selbstverständnis 
eines Teils der sozialdemokratisch bildungsreformerischen Schulbürokratie mit den 

alten ständischen Relikten im Lehrerbewußtsein. Die Niederlage der Berliner GEW 
in der Urabstimmung 1974 zeigt allerdings, daß ein breit vorhandener fortschrittlicher 

Wille allein noch nicht hinreicht, um einen Beamtenstreik zu organisieren. Die For- 

derung nach Arbeitszeitverkürzung war propagiert worden, ohne eine gründliche 

Rückkoppelung mit der Masse der weniger aktiven Lehrer über die Frage, wie weit 

das Arbeitszeitproblem für sie dringend sei, ob eine allgemeine Arbeitszeitverkürzung 
überhaupt die differenzierten Probleme in den Schulen beantwortete etc., in Angriff 
zu nehmen. Die Basis wurde eben „mobilisiert“ zu einem von den Funktionärsgre- 

mien der Gewerkschaft zuvor formulierten Ziel, nämlich Angleichung der Lehrerar- 

beitszeit an die des öffentlichen Dienstes. Es war quasi eine Prestigefrage der GEW, 

wie weit sie dieses Ziel durchzusetzen in der Lage war, und die Berliner GEW als da- 

mas bestorganisierte sollte auch, so wurde von der Bundes-GEW darüber gedacht, 

vorpreschen. Die Bundesorganisation Konnte hier nur siegen: Scheiterte der Streik, 
war das Schuld der ungeliebten Berliner Linken, hatte er Erfolg, war es auch der der 

GEW-Bund. Obwohl breite Teile über-die Studentenrevolte politisch sozialisierter 

junger Lehrer ihr Selbstverständnis über den Begriff Basisdemokratie bezogen und 

beziehen, und „Basisdemokratie“ meint etwas anderes als „Mobilisierung der Basis“, 
pochte auch diese sich avantgardistisch fühlende neue Linke nicht darauf, dem Streik 

einen breit angelegten Diskussionsprozeß bei den Massen der Kollegen vorausgehen 

zu lassen, innerhalb dessen diese in der Lage gewesen wären, ihre spezifischen Forde- 

rungen zu formulieren und innerhalb dessen die Bedenken gegen einen Beamtenstreik 

hätten aus dem Weg geräumt werden können. Aus Einsicht in dieses Versäumnis 

wurde zwar eine Vertrauensleutekonferenz einberufen, die allerdings zu diesem Zeit-. 
punkt nur noch Akklamationsfunktion haben und keine verbindlichen Entscheidun- 

gen mehr treffen Konnte. 

In der Studentenrevolte war propagiert worden, die aktiven Studenten, die 
Vollversammlung entscheidet über Streik oder nicht Streik. Die sogenannten „grau- 
en Mäuse“ sollten halt bleiben, wo der Pfeffer wächst. Urabstimmungen wurden z.T. 
strikt abgelehnt. Abstimmen könne nur, wer sich mit den Argumenten für und gegen 
auseinandergesetzt habe. Auf diesem politischen Erfahrungshintergrund erschien die 
Strategie, einen Streik einfach zu propagieren, zumal ja in Fragen breiter demokrati- 
scher Rückkoppelung von Streikinhalten von den Industriegewerkschaften auch nicht 
so viel zu lernen war, als unproblematisch. 

Nun war es auchvom damaligen organisatorischen Zustand der GEW her kein Zu- 
fall, daß der Streik nicht umfassend bei denKollegen und auch nicht beiden Eltern und 
Schülern verankert wurde. Die traditionelle Politik hatte schließlich keine gewerk- 
schaftlichen Organisationsstrukturen hervorgebracht, die dies überhaupt möglich ge- 
macht hätten. Betriebsgruppen gab es noch wenige, Entscheidungsgremium war und 
ist, auch heute übrigens noch, die Mitgliederversammlung auf Bezirksebene, wo eben 
die „aktiven Kollegen“ erscheinen. Noch in einer Broschüre, die die „Klägerversamm- 
lung ‚demokratischer Prozeß‘ “ herausgegeben hat, und in welcher der Prozeß gegen 
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die Satzungsübernahme von dieser Gruppe begründet wurde, ist bezeichnenderweise 
immer nur von den „aktiven Kollegen“ als einzigem Maßstab und verbindlichem Ent- 
scheidungsträger von Gewerkschaftspolitik die Rede. Wie man dazu kommt, womög- 
lich die Inaktiven zu aktivieren, diese Frage wird von vornherein gar nicht gestellt. 

Die mangelnde inhaltliche Konsensbildung über den Streik in den Schulen er- 
möglichte es dem Arbeitgeber, die Form (nämlich Streik) und den Inhalt (Kampf 
um Arbeitszeitverkürzung) voneinander zu trennen, so daß die Auseinandersetzung 
zu einer um das Streikrecht der Beamten überhaupt sich verselbständigte. Aber auch 
in der GEW wurde von der Verteidigung des „Streikgedankens“ gesprochen. Für das 
Streikrecht kann aber nur breit und mit der Aussicht auf Erfolg gekämpft werden, 
wenn die Kollegen wissen, warum sie dafür kämpfen sollen. Aber nicht einmal die 
Gewerkschaftslinke stand voll hinter den Streikinhalten, weil die Forderung einer 
allgemeinen Arbeitszeitverkürzung nicht klar mit Zielen fortschrittlicher Bildungspo- 
litik vermittelbar war. Und selbst auf die Verteidigung des „Streikgedankens“ waren 
die Kollegen ungenügend vorbereitet: Ihnen fehlten die Grundlagen zur beamtenrecht- 
lichen Diskussion. 

Die Beriiner GEW hat bisher keine Analyse der Niederlage in der Urabstimmung 
1974 veröffentlicht. Teilweise wurde die Niederlage noch als Erfolg interpretiert. 
Der massive Druck auf die Lehrer von seiten der Schulverwaltung, die Pressekampag- 
ne gegen den Streik, die mangelnde Unterstützung von seiten des DGB wurden als 
einziger und ausreichender Erklärungsgrund angeführt. Aber wo gibt es schließlich 
Streiks mit dem Einverständnis der Arbeitgeber? Der Bruch mit der alten Arbeitge- 
ber — Arbeitnehmer einvernehmlichen GEW-Politik, die Entwicklung der Lehrerge- 
werkschaft zur Kampforganisation wurde zwar propagiert, aber die damit gegebenen 
qualitativ veränderten Bedingungen eines Kampfes statt einer friedlichen Einigung 
wurden nicht genügend reflektiert. Weder nach der Seite der demokratischen Kon- 
“ sensbildung beider Masse der Lehrerkollegen hin, noch nach der Seite des „Kampfs“ 
mit dem Arbeitgeber als notwendigem Implikat der neuen Politik. 


3. Deformation von Basisdemokratie 


Die dargestellten strukturellen Schwächen des Streikversuchs — die hier nicht ab- 
strakt kritisiert werden, sondern unter dem Gesichtspunkt allein, was daraus zu ler- 
nen sei, — werden in der folgenden Zeit nicht grundlegend behoben. Verfolgen wir, 
wie angekündigt, das Problem weiter am Begriff „Basisdemokratie“, wie er in der 
Satzungsauseinandersetzung eine entscheidende Rolle spielt und in dem sich das ge- 
werkschaftliche Selbstverständnis eines größeren Teils der jungen Lehrergeneration 
reflektiert. 

Vergegenwärtigen wir uns zunächst die Tradition des Begriffs. Innerhalb von 
Gewerkschaften, die als Gewerkschaftsapparate ins bürgerliche System integriert 
sind, bildet die Politik strikt basisdemokratischer Orientierung einen der wesentlichen 
Hebel, um erstarrte Verhältnisse überhaupt in Bewegung zu setzen. Erinnert sei an 
die großen Bewegungen der Shop-Stewards gegen das Gewerkschaftsgesetz und die 
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Betriebsstillegungen zu Beginn der 70er Jahre in England und die damit verbundenen 
Verschiebungen der Kräfteverhältnisse im TUC und in der Labour-Partei nach links. 
Durch diese basisdemokratischen Bewegungen wird zugleich eine breite, die politi- 
schen und beruflichen Differenzierungen überwindende Solidarität in den Betrieben 
und über die Betriebe hinweg erzeugt. Basisdemokratische Praxis steht und fällt mit 
der Fähigkeit, sich mit den tatsächlichen Verhältnissen der Betroffenen, ihrem Be- 
wußtsein, zögernden und vorwärtsdrängenden Elementen auseinanderzusetzen, diese 
ernst zu nehmen und als wesentliche Grundlage des politischen Handelns zu begrei- 
fen. Sie setzt bestimmte gleiche und auf Organisierung und Widerstandsaktionen 
drängende Interessen bei den sich Organisierenden voraus. Damit sind gleichzeitig 
Abgrenzungen gesetzt: Gegen kurzatmige Strategien wie die Taktik der bloßen Ba- 
sismobilisierung für ihre äußerliche Zielsetzungen, wobei die Betroffenen eher als 
Objekt verstanden werden, ebenso wie bewegungsopportunistische, weil positionslo- 
se Politik des Anhängens an jede Aktion, die autonom entwickelt wird. Basisdemo- 
kratie zielt auf eine selbstbewußte Organisierung der Individuen. Die Entwicklung 
einer kämpferischen Interessenvertretung innerhalb eines Industriebetriebs- ist auf 
eine breite Konsensbildung und Aktivierung bei den Kollegen und auf Disziplin an- 
gewiesen, soll gegen den Unternehmer überhaupt etwas erreicht werden, zumal dann, 
wenn man auch noch im Konflikt mit bestimmten Gewerkschaftsgremien steht. 
(vgl. dazu z. B. die Vorschläge für strikt demokratische Wahlverfahren für Betriebs- 
räte, die von basisdemokratisch orientierten Kollegen in den Betrieben entwickelt 
werden: Daimler-Benz, Vulkan-Werft u. .a.. Vgl. auf der anderen Seite die strenge 
Konzentration der Politik solcher basisdemokratisch orientierten Gruppen auf be- 
stimmte Probleme wie z. B. das der Arbeitsbedingungen und deren Verfolgung mit 
der größten Kontinuität und Ausdauer.) 

Basisdemokratie kann nur dann zur dauerhaften Kampfposition sichentwickeln, 
wenn die Seite der überbetrieblichen Organisierung ebenso ernst genommen wird wie 
die der kollektiven Organisation am Arbeitsplatz. Dies ist dort ein vergleichsweise ge- 
ringeres Problem, wo, wie in Italien, eine entwickelte Klassenpartei mit dem Ziel des 
Sozialismus das Ziel der selbstbewußten Organisierung der Lohnabhängigen verfolgt 
und praktiziert und wo der Entwicklungsgrad der Klassengegensätze auch die in der 
Tendenz gleichgerichteten Interessen sichtbar macht. Basisdemokratie heißt in dem 
Zusammenhang durchaus auch geschlossene Handlungsfähigkeit, vermittelt über of- 
fene Auseinandersetzung und mehrheitliche Willensbildung, sowie die Disziplin von 
Minderheiten. 

Demgegenüber entsteht in Ländern wie der BRD, wo die entwickelten Organi- 
sationen der Arbeiterbewegung explizit die Interessen der Lohnabhängigen nur noch 
innerhalb der existierenden kapitalistischen Verhältnisse vertreten wollen, bei den 
sich selbst als Avantgarde verstehenden Gruppen ein verständliches, gleichwohl prin- 
zipiell unpolitisches Mißtrauen gegenüber jeder den unmittelbaren Erfahrungsbereich 
überschreitenden Organisierung, hinter der dann stets integrationistisches Abbiegen 
der eigenen Interessen vermutet wird. 

In der Berliner GEW hört man häufig: „Wir lassen uns von der Gewerkschaft 
nicht sagen, was wir machen.“ Dahinter steht: Es könnte ja sein, daß wir damit in 
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eine politische Richtung gedrängt werden, die wir nicht wollen. Das immer wieder 
aufbrechende Mißtrauen selbst gegen den strikt linkssozialdemokratisch orientierten 
Kujawa-Vorstand in der Berliner GEW beruht auf der Furcht, dieser könne womög- 
lich doch nur das Geschäft der Regierungspartei betreiben. Innergewerkschaftliche 
Disziplin z. B. erscheint so auch von vornherein suspekt als Disziplin, die nicht der ei- 
genen Sache dient, sondern einer aufgezwungenen SPD-Zielsetzung. Jeder neue Ver- 
such des Eingriffs von seiten der SPD in die Berliner GEW-Politik verschärft dieses 
Problem. Auf diese Weise gerät die basisdemokratisch@ Ufientierung aber in die Ge- 
fahr, sich vom normalen Bewußtsein der in den Institutionen der westdeutschen und 
westberliner Einheitsgewerkschaften repräsentierten Kollegen avantgardistisch ab- 
zuheben. Dieses findet seinen Ausdruck in der Strategie, auf juristischem Weg und 
durch Ausnutzung von Sperrminoritäten eine Minderheitenpolitik gegenüber dem 
mehrheitlichen Willen der Berliner GEW-Mitglieder zu betreiben — unabhängig von 
der Möglichkeit, diese Politik in der Bundes-GEW noch vermitteln zu können. Wird 
hier einerseits die Basis zitiert als Grundlage von Politik gegen die immer des Sozial- 
demokratismus verdächtige Organisation Gewerkschaft als eines Apparats von Insti- 
tutionen, so kann man diese Basis andererseits auch wieder nicht zur Richtschnur 
seines Handelns machen, weil darin die Gefahr der opportunistischen Anpassung ans 
massenhaft zurückgebliebene Bewußtsein läge. Was Basis ist, kann dann beliebig ma- 
nipuliert werden. So begründen z. B. Delegierte, die einen basisdemokratischen Stand- 
punkt haben, ihr Verhalten, entgegen dem Beschluß der Bezirksmitgliederversamm- 
lung gegen die Satzungsübernahme zu stimmen, mit dem Beschluß einer anderen 
Fach- oder Betriebsgruppe, die für Satzungsablehnung gestimmt hatte. In einem sol- 
chen Verhalten gegenüber der Gewerkschaft als Organisation drückt sich auch aus, 
daß von den Linken die Gewerkschaft häufig mit einem Katalog von Ansprüchen 
konfrontiert wird, die diesen den Charakter einer sozialistischen Ersatzpartei ab- 
verlangt. Die reale Politik der Gewerkschaften, die auf der Führungs- und Mitglieder- 
ebene nur als historisches Produkt von dreißig Jahren BRD-Geschichte zu begreifen 
ist, trifft unter derartigen Kriterien auf generelle Ablehnung. Die Not einer wenig 
entfalteten kämpferischen Arbeiterbewegung drängt einem Teil der Kollegen somit 
nicht nur die Tugend der Basisorientierung und damit eine Orientierung auf eine be- 
stimmte Formen und auch Inhalte tradierter Gewerkschaftspolitik überwindende 
Veränderung auf, sondern auch immer wieder den zum Mißlingen verurteilten Ver- 
such, linke Heimatlosigkeit durch ahistorische Ansprüche an bestehende Organisatio- 
nen zu überwinden. Viele Berliner Gewerkschaftslinke schwanken so zwischen Avant- 
gardismus und basisdemokratischer Orientierung, zwischen dem Anspruch, richtige 
Politik für die Masse der Kollegen auch gegen deren ausdrückliches Votum zu machen 
und dem Versuch, rein aus derüberprüfbaren, unmittelbaren Erfahrung der jeweiligen 
Betriebsgruppe heraus zu handeln, ohne Bezug auf die Gewerkschaft als eines organi- 
sierten Zusammenhangs von Kollegen mit unterschiedlichen politischen Vorstellun- 
gen. Dieses Schwanken ist selbst noch Resultat der Ungleichzeitigkeit von Arbeiter- 
und Studentenbewegung in der Bundesrepublik und wird durch den Charakter einer 
Lehrergewerkschaft und ihrer besonderen Bedingungen in der BRD noch verstärkt. 
Gerade das unterschiedliche Verständnis vom Sinn und von der Bedeutung zu- 
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sammenfassender und institutionalisierter Organisierung für eine kampffähige Ge- 
werkschaft war der Punkt, über den die Aufspaltungsprozesse zwischen den linken 
Gruppierungen stattfanden. Für die jungen Lehrer mit vergleichsweise kurzer ge- 
werkschaftlicher Erfahrung ist zentrale und institutionalisierte Organisierung nicht 
mit Erfahrungen von Kampferfolgen verbunden. Ihre unmittelbaren historischen Er- 
fahrungen verweisen z. T. vielmehr auf zentrale Organisation als Mittel der Integra- 
tion in die bürgerliche Gesellschaft sowie der Unterdrückung ihrer Aktivitäten. Davon 
unterschieden sich vor allem die historisch tradierten Erfahrungen, wie sie in der SEW 
und auch in der linken SPD noch vorhanden sind. Sie werden aber gerade von die- 
sen Kollegen oft nur in fetischisierter Form beschworen, ohne daß gezeigt werden 
könnte, welche konkreten Kampfbedingungen gegenwärtig durch eine starke demo- 
kratisch von unten aufgebaute und auch zentralisierte Organisation gegeben wären. 


4. Der Satzungskonflikt 


Die GEW Berlin wurde mit dem Problem der Änderungen der Bundessatzung unmit- 
telbar nach der Abwahl des alten Vorstandes konfrontiert: also zu einem Zeitpunkt, 
zu dem fast alle Funktionäre gerade neu in ihre Funktionen eingerückt waren, Vor- 
stellungen über inhaltliche Einzelfragen und vor allem aber über die Umsetzung einer 
neuen Gewerkschaftspolitik noch nicht entwickelt sein konnten. Als nun deutlich 
wurde, daß die neue Bundessatzung der expliziten Übernahme durch die einzelnen 

Landesverbände bedurfte, also ein Konflikt darüber ins Haus stand, mußte dieser 

Konflikt zur Nagelprobe dafür werden, ob überhaupt von den verschiedenen linken 

Gruppierungen und Einzelpersonen, die nunmehr in der Berliner GEW politisch be- 

stimmend geworden waren, 

— eine gemeinsame Politik und entsprechende gewerkschaftsprogrammatische Vor- 
stellungen entwickelt werden konnten, die innergewerkschaftliche Konflikte und 
Kampf für Mitgliederinteressen nach außen in ein Verhältnis zu setzen in der La- 
ge gewesen wären, 

— durch Bündnisfähigkeit untereinander und auf gemeinsamen Überzeugungen be- 
ruhenden festen Absprachen der verschiedenen Gruppen — wenn auch begrenzt 
im Sinne einer Aktiorseinheit — die Handlungsfähigkeit der Gewerkschaft herge- 
stellt werden konnte. 

Für beides bestand eine zwingende Notwendigkeit. Der massive Druck von außen er- 

forderte einheitliches Handeln. Dem Abbröckeln der eigenen Mitglieder sowie der 

Skepsis oder dem Desinteresse in den anderen Landesverbänden konnte nur dadurch 

entgegengewirkt werden, daß man eine inhaltliche, nicht satzungsjuristische Alterna- 

tive anbieten Konnie, zu deren Verteidigung man einen verschärften innergewerk- 
schaftlichen Konflikt auch Andersdenkenden plausibel machen konnte. 

In großen Teilen der Berliner GEW wurde die Satzungsvereinheitlichung allein 
als ein Versuch verstanden, die bestehenden Mehrheitsverhältnisse in der GEW ins- 
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gesamt gegenüber politisch neuen Strömungen in der Mitgliedschaft zementieren zu 
können. Aufgrund des Gangs der Ereignisse und des Charakters der Satzungsverein- 
heitlichung entstand völlig zurecht der Verdacht, es sollten Handhaben geschaffen 
werden, mit denen unbequeme linke Mitglieder ohne politische Diskussion und ohne 
den Nachweis gewerkschäftsschädigenden Verhaltens aus der Organisation beseitigt 
‘werden konnten. Für viele Mitglieder und Funktionäre nicht nur in der GEW Berlin 
war mit den Unvereinbarkeitsbeschlüssen das politische Problem verbunden, und 
dies macht die Unvereinbarkeitsbeschlüsse zu einem noch schwerwiegenderen Fakt 
als in den Industriegewerkschaften, daß die Gewerkschaft, die ihre Mitglieder im Kon- 
flikt mit dem staatlichen Arbeitgeber schützen soll, nun selbst intern administrativ 
gegen Mitglieder vorging, die ohnehin verstärkter staatlicher Repression ausgesetzt 
waren, also in die Rolle des verlängerten Arms staatlicher politischer Disziplinierung 
geriet und zumindestens einige Spitzenfunktionäre dabei auch gar nichts zu finden 
schienen. 

Nimmt man alle diese Punkte zusammen, so wird deutlich, warum die Kräfte in 
der Gewerkschaft, die eine alternative Gewerkschaftspolitik anstrebten, dieser Sat- 
zungsänderung auf Bundesebene nicht zustimmen Konnten und auch nach erfolgter 
Beschlußfassung eine satzungspolitische Revision dieser Entscheidung anstreben muß- 
ten — auch wenn sie die Notwendigkeit z. B. verbindlicher Beschlüsse der Zentrale 
bejahten. Über die faktische Geltung der neuen Satzung bestand nun solange kein 
Zweifel, wie die juristischen Schwierigkeiten, die eine Übernahme durch jeden ein- 
zelnen Landesverband nötig machten, noch nicht bekannt waren. Danach setzte je- 
doch die Diskussion ein, wie denn gegenüber der Bundessatzung zu verfahren sei. 

Die Diskussion zu dieser Frage litt an einem grundsätzlichen Mangel. Keine der 
beiden Seiten reflektierte konkret, welche Schwierigkeiten der GEW Berlin in ihrer 
spezifischen gewerkschaftlichen Arbeit durch Annahme oder Ablehnung der Über- 
nahme entstehen könnten. Diese Schwierigkeiten der konkreten Reflexion hingen 
natürlich auch wiederum damit zusammen, daß die veränderte Gewerkschaftspolitik 
noch nicht genügend entwickelt und gefestigt war. Die Befürworter beschworen den 
drohenden Ausschluß und fetischisierten die Zugehörigkeit zum DGB und zur GEW 

-in einer Weise, die inhaltlich nicht mehr überzeugen konnte — insbesondere angesichts 
der konkreten Haltung Fristersund der Politik des Berliner DGB. Sie verbanden ihre 
Satzungspolitik mit keiner politischen Strategie außer der der Anpassung, obwohl 
das sicher inhaltlich möglich gewesen wäre. Die Ablehner konnten zu keinem Punkt 
klären, welche gewerkschaftlichen Aktivitäten denn durch die Übernahme der Bun- 
dessatzung nicht mehr möglich sein würden, zumal die vorausgesagte totale Lähmung 
ja im Landesverband Hamburg nach der Übernahme nicht eingetreten war. So ver- 
legten sie sich auf die Vision einer riesigen willkürlichen Ausschlußwelle — bei dem 
sonstigen Vertrauen in rechtliche Mittel etwas verblüffend — und von Übeln, die erst 
nach einer evtl. weiteren Änderung der Bundessatzung eintreten konnten. Sie gingen 
damit argumentativ implizit von der Voraussetzung aus, bei der GEW im Bundesge- 
biet herrsche eine rechtsautoritäre 2/3-Mehrheit als Dauerzustand und die anderen 
Landesverbände seien politischem Wandel nicht unterworfen — nur in Berlin herr- 
sche der Fortschritt. Aber auch diese Argumentation war in sich widersprüchlich: 
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war dies so, dann war es ja überhaupt fraglich, was man in dieser Organisation noch 
solle, mit welchen Satzungsvorbehalten auch immer. Die Ablehnung der Unverein- 
barkeitsbeschlüsse war so in der Tat das einzig wirklich schwerwiegende politische 
Argument. Aber auch dabei wurde nicht berücksichtigt, daß — je nach den politischen 
Mehrheitsverhältnissen in den einzelnen Landesverbänden — ohne Unvereinbarkeits- 
beschlüsse zahlreiche Ausschlüsse oder mit denselben weniger Ausschlüsse stattgefun- 
den hatten. 

Bevor nun untersucht werden soll, wie diese Diskussion innerhalb der Linken 
in der Berliner GEW geführt wurde und zu welchen politischen Ergebnissen sie gelang- 
te, ist noch darzustellen, welche Bedeutung Frister und die mit ihm eng verbundene 
rechte Berliner GEW-Opposition („demokratische Alternative“) dem Satzungskon- 
“ flikt beimaßen. Grundsätzlich bejahten sie natürlich die Bundessatzung. Aber sie muß- 
ten damals schon bemerkt haben, daß auch eine rückhaltlose Geltung dieser Satzung 
ihrem eigentlichen Ziel, der Wiedererlangung der Mehrheit in der GEW Berlin und 
der Vorstandsposition sie keinen Schritt näherbringen konnte. Sie wußten, daß auch 
der Ausschluß einiger K-Gruppen-Mitglieder die Mehrheitsverhältnisse in keiner Weise 
ändern konnte und ihnen selbst politisch nur die Perspektive einer längerfristigen Min- 
derheitenrolle blieb, da sie bildungspolitisch auf Tauchstation gegangen waren ange- 
sichts der sozialdemokratischen Regierungspolitik und so der Berliner Mitgliedschaft 
nichts bieten Konnten. Dies waren sie nicht willens hinzunehmen und setzten in zu- 
nehmendem Maße auf den Eingriff der Bundesorganisation in die Politik der GEW, 
der sie weiszumachen versuchten, sie hätten die „‚schweigende Mehrheit‘‘ der Mit- 
gliedschaft hinter sich. Frister sollte ihnen geben, was sie aus eigener Kraft nicht er- 
reichen Konnten. Dazu bot die Satzungsfrage eine Möglichkeit: Der Bundeskongreß 
in Köln hatte beschlossen, gegen alle Verbände, die die Satzung nicht übernehmen 
wollten, vorzugehen. Folgerichtig setzten einige „Rechte“ auf die Chaotisierung der 
Berliner GEW mit dem Ziel, durch Erreichung der Handlungs- und Beschlußunfähig- 
keit oder auch durch die eigene Nein-Stimme die Übernahme der Bundessatzung 
selbst zu hintertreiben, um die Zerschlagung des Landesverbandes und die Errich- 
tung eines neuen Verbandes zu erreichen, in dem sie dann die führende Rolle zu 
spielen gedachten. Frister ließ sich mit diesen Kollegen in sehr weitgehende Ver- 
handlungen ein, zumal er in völliger Verkennung der gewerkschaftspolitischen Situa- 
tion diese Kräfte für mehrheitsfähig und die „eigentliche“ GEW in Berlin hielt. Eben- 
so folgerichtig traten dann diese Kollegen nach dem Scheitern ihrer Strategie bei der 
— rechtlich später annulierten — ersten Übernahme der Bundessatzung aus der GEW 
aus und hatten nicht mehr erreicht, als den politischen Ruf Fristers in Berlin mit ih- 
ren Machenschaften zu schädigen. 

Für den Teil der GEW-Linken, die gegen die Satzungsübernahme stimmte, wozu 
neben den wenigen K-Sympathisanten und Mitgliedern auch ein Teil der Unabhängi- 
gen Linken zählte, entstand die politisch peinliche Situation der großen Koalition. 
Denn nur zusammen mit den zur Spaltung entschlossenen Gewerkschaftsrechten 
konnten sie hoffen, eine Sperrminorität zu erreichen. Die Bedenkenlosigkeit, mit der 
man von dieserMöglichkeit Gebrauch machte, weist auf eine grundsätzliche Schwäche 
der Linken in der GEW Berlin, besonders aber der Gegner der Satzungsübernahme 
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hin: Stets taktisch darauf gerichtet, die nächste Abstimmung für sich zu entscheiden 
und ad hoc-Mehrheiten zustande zu bringen, um die jeweils aktuellen Zielsetzungen 
zu erreichen, geriet die Formulierung langfristiger Strategien und Zielvorstellungen 
in Vergessenheit. 

In einer Satzungsfrage kann eine Minderheit den politischen Willen der Mehr- 
heit blockieren — und dies zurecht, um zu verhindern, daß Minderheiten auf dem 
Weg der Satzungsmanipulation politisch liquidiert werden können. In der Berliner 
Konstellation aber, in der die Satzungsfrage Ausdruck eines politischen Gegensatzes 
zur Mehrheit in der Dachorganisation ist, bedeutet dieser vereinsrechtliche Minderhei- 
tenschutz zugleich die Möglichkeit für eine Minderheit, der Mehrheit eine aktive Po- 
litik der Konfrontation auf einem Gebiet aufzuzwingen, auf dem sie — auch aufgrund 
politischer Überlegungen — diese Konfrontation nicht wollte. Dies gilt erst recht für 
die Fortführung des Konflikts mit gerichtlichen Mitteln im Extremfall als Einzelper- 
son ohne einen Prozeß der Information und politischen Willensbildung der Mitglie- 
der Politik zu machen und vollendete Tatsachen zu schaffen, nach denen sich andere 
richten müssen. Satzungsfragen gestatten solche Ausnutzung von Minderheiten zur 
Veränderung von politischen Mehrheitsbeschlüssen. Viele Kollegen haben bei ihrer 
Politik der Konfrontation in der Satzungsfrage allerdings übersehen, daß man nicht 
unbedingt alles tun darf, was gestattet ist. Mitglieder sind freiwillig in der GEW und 
können durch stille Obstruktion oder Austritt eine Politik dieser Art durchkreuzen, 
besonders, wenn sie merken, daß ihr Wille zu allerletzt in dieser Gewerkschaft gilt, ih- 
re Abstimmungen ergebnislos sind. 

Die Fixierung auf die Satzungsfrage behinderte darüber hinaus die Entwicklung 
gerade der gewerkschaftspolitischen Alternativen, die als Legitimationeines Konflikts 
mit der Gewrkschaftszentrale allein hätte dienen können. Dies ist jetzt nicht so zu 
verstehen, daß in naturgesetzlicher Weise — wie von Teilen der SEW-nahen Kollegen 
immer unterstellt — Interessenvertretung nach außen und innergewerkschaftlicher 
Konflikt sich ausschließen. Aber in der Form wie der Satzungskonflikt ausgetragen 
wurde, nahm er die Arbeitskapazität im Übermaß in Anspruch. So konnte der äußerst 
langwierige und mühsame Prozeß der Analyse der eigenen Situation, der Entwicklung 
einer Schulungsarbeit, der Aufstellung von Forderungen, des Ausbaus der Schulgrup- 
pen, der Vereinheitlichung und der Entwicklung von Durchsetzungsstrategien, die 
vom Konsensus einer großen Mehrheit geiragen werden können, nicht mit der not- 
wedigen Energie und vor allem nicht kontinuierlich vorangetrieben werden. Die von 
seiten der Bundesorganisation und Frister teilweise auch der Berliner DGB-Führung 
betriebene Politik der Provokationen, des zu Fall Dringens von Aktionen, der geziel- 
ten Vorstöße gegen gewerkschaftlich exponierte Funktionäre spielten dabei eine zer- 
störerische Rolle. Ihre Abwehr beschäftigte die Gremien und die Basis der GEW, die 
inneren Konflikte zwischen den verschiedenen Flügeln der Berliner GEW verschärf- 
ten sich. Die Organisation wurde dazu gebracht, diese Angriffe auf der satzungs- und 
organisationspolitischen Ebene abwehren zu wollen, anstatt auf der Ebene, auf der 
sie entstanden waren, dem Gegensatz zwischen einer standesverbandlich orientierten 
Politik, die in das Konzept einer Reformrücknahme seitens der sozialliberalen K.oa- 
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lition gut paßt, und einer Gewerkschaftspolitik, die autonom von den Interessen der 
Mitglieder und deren Berührungspunkten mit den Interessen der in den DGB-Gewerk- 
schaften organisierten Lohnabhängigen her bestimmt wird. Dies war umso schwer- 
wiegender, als durch die politischen Veränderungen sich ja Mitgliedschaft und Funk- 
tionärskörper in ihrer Zusammensetzung total geändert hatten und — Gott sei Dank 
— nicht mehr auf „bewährte“ Routineverfahren zurückgreifen konnten. So erreich- 
ten die zahlreichen positiven Neuansätze der Gewerkschaftspolitik, die Entwicklung 
der Betriebsgruppenarbeit, die Organisation von Haupt- und Berufsschultagen, die 
Demonstrationen, die gemeinsam von Initiativen der Mitgliedschaftund den Vorstän- 
den ausgingen, nicht die mögliche Wirkung nach innen und nach außen. 

Die meisten dieser Ansätze waren übrigens zwischen den politischen Strömun- 
gen der Berliner GEW nicht kontrovers. Bestehende unterschiedliche Auffassungen 
wären in der Praxis zu lösen gewesen und hätten in keinem Fall das Ausmaß an Po- 
larisierung, Entwicklung offener Feindschaft und gegenseitigen Verdachtes gerecht- 
fertigt und zu sektenhafter Verfestigung geführt wie die Satzungsfrage. 

Angesichts der dargestellten Konstellation läßt sich auch nachträglich eine Al- 
ternative oder ein Versäumnis der unfehlbaren Lösung schwer ausmachen, will man 
nicht den Punkt der fehlenden zwölf Stimmen zur Annahme der Satzung im August 
76 zum Dreh-und Angelpunkt der Probleme machen. Wichtiger, als verlorenen Mög- 
lichkeiten nachzutrauern ist für die zukünftige Politik zu lernen und das politische 
Verhalten, das in die Niederlage geführt hat, zu ändern. Dieses politische Verhalten 
ist nicht nur dadurch gekennzeichnet, daß es die Beteiligten an der Erlangung der 
politischen Handlungsfähigkeit durch Erarbeitung eines gemeinsamen konkreten mit- 
telfristigen Aktionsprogramms hindert. Das Politikverständnis vieler Kollegen hindert 
sie sogar daran, dies überhaupt anzustreben und als wichtiges Problem zu erkennen. 
Fast bei allen Gruppierungen in der GEW Berlin kann man sich die Bildung des poli- 
tsichen Konsensus ausschließlich durch Kapitulation aller anderen Gruppen und de- 
ren Einschwenken auf die eigene Linie vorstellen. Ist das nicht erreichbar mangels 
Mehrheiten, versucht man wenigstens die Mehrheitsgruppe an der Durchführung ih- 
rer Politik zu hindern und so jedes Handeln zu unterbinden. Dies gilt für alle Grup- 
pen in der Berliner GEW. Ein Beispiel dafür ist der inhaltlich völlig ergebnislose Be- 
schluß der Landesvertreterversammlung im Mai 1976 über das Gastrecht von aus- 
geschlossenen Mitgliedern — entgegen einem Beschluß des Hauptausschusses der 
GEW-Bund — der durch Vorstandsrücktritte und ähnliches die GEW Berlin wochen- 
lang lähmte, die Polarisierung verschärfte, zur Lösung der politischen Problematik 
nichts beitrug und die, die (die Verfasser eingeschlossen) dafür gestimmt hatten, in 
keiner Weise zu gemeinsamem politischen Handeln befähigte. 

Man kann auch dem Vorstand der GEW Berlin und die, die ihn rückhaltlos un- 
terstützt haben, nicht von diesen Vorwürfen ausnehmen. Auch der Vorstand der 
GEW versuchte nicht, für seine Politik eine Mehrheit zu finden oder eine Politik zu 
formulieren, die Bewußtseinsstand und politischen Willen einer heterogenen Mitglied- 
schaft hätte integrieren können. Statt dessen wurde versucht, sich die Tatsache zu- 
nutze zu machen, daß es eine politische Alternative nicht gab und so auch die weni- 
ger überzeugten, aber pragmatisch orientierten Kollegen zu nötigen, dieser Politik 
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zu folgen, wenn auch unter Murren. Dabei hatte der Vorstand stets den strukturel- 
len Vorteil, agieren zu können und andere zum Reagieren zu zwingen. Dazu muß 
aber entlastend gesagt werden, daß eine Alternative schwer denkbar ist: Die Berück- 
sichtigung der Argumente der Satzungsgegner für eine gemeinsame Strategie der GEW 
Berlin, die auch die nötige breite Mehrheit gefunden hätte, war ja nahezu unmöglich, 
da sich die Gegner der Satzungsübernahme zur Formulierung einer gemeinsamen Stra- 
tegie nie in der Lage gesehen hatten und in mindestens vier Strömungen zerfielen. 
Mit wem und worüber hätte man da verhandeln sollen? Die Formulierung einer ge- 
meinsamen Strategie der Übernahmegegner ist ja wohl auch nicht wegen deren Unfä- 
higkeit unterblieben, sondern weil durch das Aufdecken unüberbrückbarer inhaltli- 
cher Differenzen der Zusammenhalt der für den unmittelbaren Abstimmungs,erfoig“ 
notwendigen Nein-Stimmen gefährdet worden wäre. 

Wie auch immer, der Vorstand der GEW Berlin konnte immerhin die Berech- 
tigung für seine Politik zumindestens daraus herleiten, daß niemand in der Lage war, 
eine auch nur annähernd mehrheitsfähige politische Alternative zu entwickeln und 
personell durch Kandidaturen glaubhaft zu machen. Allgemeine Orientierungslosig- 
keit in den leitenden Gremien der Gewerkschaft war dann nur die zwangsläufige Äu- 
ßerungsform. dieser inhaltlichen Situation, eine Politik zwischen aktuellem Krisen- 
management und folgenlosen Grundsatzerklärungen sowie moralischen Verdächti- 
gungen: Ausdruck der allgemeinen Hilflosigkeit. 

Wollte die Berliner GEW ihre politische Position in der GEW insgesamt stär- 
ken und eine weitere Anpassung an Regierungspositionen verhindern, etwas gegen 
die Unvereinbarkeitsbeschlüsse unternehmen, so hätte sie neben der Erarbeitung und 
Praktizierung einer die Kollegen kontinuierlich aktivierenden und zu gewerkschaftli- 
chem Handeln befähigenden Politik an den Schulen das Bündnis mit ähnlich struk- 
turierten Landesverbänden suchen müssen, auch in der Satzungsfrage. Strategisch 
hätte sie dann darauf setzen müssen, daß dieselben objektiven gesellschaftlichen Vor- 
gänge, die zu einem politischen Umschwung in Berlin geführt hatten, auch die ande- 
ten Landesverbände ergreifen würde. Als Strategie völlig unhaltbar war jedoch der 
Versuch, die GEW.Bund als unveränderbar reaktionär hinzustellen, aber den Wunsch 
zu äußern, diesem Verband weiterhin anzugehören, nur wegen seines bösen Charak- 
ters satzungsmäßig verankerte Versicherungen zu behalten, um seine Politik nicht 
mitmachen zu müssen. Begründet wird diese Politik dann mit dem Argument, man 
könne sich das leisten, denn rechtlich könne einen die GEW nicht ausschließen. Es 
bedürfte aber doch wohl der politischen Begründung, mit weichem Ziel man das, 
was man tun kann, tun will. Und diese blieb aus. 

Wenn man nicht weiß, wo man kinwil, ist es auch wahrscheinlich, daß man 
dort nicht ankommt. Diese Grundtatsache der Lerntheorie gilt auch in der Politik. 
inzwischen ist man da angekommen, wohin man angeblich nie wollte, in einerRest- 
GEW Berlin außerhalb des DGB und der GEW-Bund, und nach einer ersten Verwun- 
derung beginnt sich ein Teil der Kollegen hier auch schon einzurichten. 


IV. Zusammenfassung und Perspektiven 


Der Satzungskonflikt ist der GEW Berlin aufgenötigt worden, und hinreichend gro- 
ße Teile dieser Gewerkschaft haben den Kampf auf diesem denkbar ungünstigsten 
Terrain unter den ungünstigsten Kräfteverhältnissen angenommen. Wir haben ver- 
sucht zu zeigen, aus welchen Gründen und in welcher Weise Teile der aus der Stu- 
dentenrevolte hervorgehenden linken Intelligenz mit großen Schwierigkeiten bei ih- 
rer Einordnung in gewerkschaftliches Handeln zu kämpfen haben, in welcher Weise 
sie sich der Gefahr völliger Isolierung aussetzen. Wir haben gleichzeitig gezeigt, wie 
die tradierte Gewerkschaftsbewegung den Versuch macht, sich in irgendeiner Weise 
von solchen gewerkschaftlichen Resultaten der Studentenbewegung zu befreien, die 
in Richtung einer sozialistisch orientierten Veränderung tradiert-sozialdemokrati- 
scher Gewerkschaftspolitik weisen: und dies unter Hinnahme selbst des Zerfalls eines 
ganzen Landesverbands. Die Studentenrevolte war eine soziale Bewegung, die weder 
die damals schon berufstätigen Lehrer noch gar die Arbeiterbewegung und ihre Orga- 
nisationen weiter tangierte. In einer gesonderten sozialen Bewegung entstand eine 
Intelligenz, die sich der ideologischen Hegemonie der herrschenden Klasse entzog, 
ohne daß die beherrschte Klasse diese — in der deutschen Geschichte — erstmalige 
Entwicklung als potentielle Stärkung ihrer eigenen Machtposition hätte begreifen 
können. In der Distanzierung dieser Bewegung von den Gewerkschaften spätestens 
nach der Veabschiedung der Notstandsgesetze und der Abgrenzung der Gewerkschaf- 
ten gegenüber der nach links gehenden Intelligenz stabilisierte sich der besondere 
Charakter dieser sozialen Bewegung. Größere Teile der Studenten machten zudem 
ihre unmittelbaren schlagenden Erfahrungen mit der SPD in Polizeieinsätzen inner- 
halb der sozialdemokratischen Länder und Kommunen. Da die Universitätsrefor- 
men als Resultat der eigenen Bewegung erschienen, wurde die Sozialdemokratie als 
Partei der politischen Disziplinierung, der Entdemokratisierung von Schulen und 
Universitäten erlebt, als Partei, die Berufsverbote verhängte und in den Gewerkschaf- 
ten auf die Durchsetzung der Unvereinbarkeitsbeschlüsse drängte. In diesen Erfah- 
rungen liegt gleichzeitig die Schwierigkeit der linken Intelligenz begründet, Vorstel- 
lungen darüber zu erarbeiten, wie in den — unter der Hegemonie der Sozialdemokra- 
tie stehenden Gewerkschaften — eine Politik zu entwickeln sei, die die vorhandenen 
Kräfteverhältnisse zum Gegenstand hat. Aus diesem Erfahrungszusammenhang stellt 
sich in der GEW das Problem, daß Teile der linken Intelligenz der Sozialdemokratie 
nur in Konfrontation begegnen können. Dies wird durch den in führenden Teilen 
der Sozialdemokratie wiederholt formulierten Intellektuellenhaß und die Unfähig- 
keit zur politischen Auseinandersetzung nur bestärkt. In dieser extremen Weise gilt 
dies insbesondere für die Entwicklung in West-Berlin, wo auf der einen Seite die Stu- 
dentenbewegung besonders tiefgreifend den gesamten Sozialisationssektor beeinfluß- 
te, auf der anderen Seite die antikommunistischen Traditionen des Berliner DGB und 
der Berliner SPD diese in besonderem Maße unfähig machte, anders als mit Konfron- 
tation auf den Linksrutsch der Intelligenz zu reagieren. Die Paralyse der Berliner 
GEW stellt so gewissermaßen noch einmal den verlängerten Zusammenstoß aus der 
Studentenbewegung dar. 
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Jede aus dem bestehenden Kräfteverhältnis resultierende notwendige Vermitt- 
lung zwischen diesen beiden Gruppen in der Gewerkschaft erscheint für Teile der lin- 
ken Intelligenz als ein Unterwerfungsakt, den man mit seiner moralischen Integrität 
nur schwer vereinbaren kann und für den sich die einzige Alternative stellt: der Wi- 
derstand, in dem dann als Konsequenz auch der Anspruch auf die Realisierung der 
eigenen sozialistischen Zielsetzung: Verbindung mit der Arbeiterbewegung aufgege- 
ben wird. Daraus entwickelt sich paradoxerweise objektiv eine korporative Tendenz 
gerade der außerhalb der SPD und der SEW stehenden Lehrer. So gibt es, wenn auch 
nur ansatzweise, in der Berliner GEW Momente, die eine radikale Interessenpolitik 
der Lehrer als Lohnabhängiger verfolgen wollen, ohne dabei noch weiterhin den Be- 
zug zu den Interessen der Arbeiterbewegung herzustellen, die sich auf das Ausbil- 
dungssystem beziehen; sie verzichten dabei gleichzeitig auf den Zusammenhang ihrer 
materiellen Interessen mit ihren inhaltlichen Interessen als Lehrer. Die Reduktion 
von GEW-.Politik auf Lohn-und Arbeitszeitforderungen wird von den anderen Lohn- 
abhängigen dann leicht als Kampf um Privilegien wahrgenommen, wenn die Lehrer 
in ihren Forderungen nicht gleichzeitig den Zusammenhang zur Verbesserung der 
Lern- und Ausbildungsbedingungen herstellen können, die im Interesse der anderen 
Lohnabhängigen liegen. In solchen Korporativen Tendenzen drückt sich die reale Iso- 
lation dieser Intelligenz von der Arbeiterbewegung aus und die Zurück werfung dieser 
Lehrer auf rein trade unionistisches Bewußtsein. So ist es nicht verwunderlich, wenn 
ein als links geltender Bezirk seine Forderungen zur Tarifrunde (250,— DM Gehalts- 
erhöhung in der Tarifrunde 1977 wurden gefordert) folgendermaßen begründet: „Ta- 
rifpolitik aus altruistischen Motiven (eigene Forderungen niedrig halten mit Rücksicht 
auf andere) ist unsinnig: Jede Gruppe bekommt nur das, was sie durchsetzt. Eigener 
Verzicht Kommt zwar anderen zugute, beileibe aber nicht sozial Schwächeren.“ Man 
war zwar für lineare Lohnerhöhung, stellte dabei aber eine irreal hohe Forderung 
auf, und ging damit an dem, was lineare Lohnerhöhung in einer Tarifrunde bedeu- 
ten kann, vorbei. Mit einer solchen Stellungnahme wird die Erfahrung der realen Iso- 
lierung gegenüber den Industriegewerkschaften und die Erfahrung mangelnder ge- 
werkschaftlicher Machtentfaltung in der Weise gewendet, daß man von der Einheits- 
gewerkschaft schon gar nichts mehr erwartet. Man geht davon aus, daß die Solidari- 
tät der Lohnabhängigen untereinander nicht mehr in der Lage ist, z. B. den Verzicht 
einer gehaltsmäßig privilegierten Gruppe auf prozentuale Lohnerhöhungen durch 
entsprechend höhere Lohnsätze der geringer besoldeten Gruppen auch zu einem ge- 
werkschaftlichen Erfolg zu machen. Auf dieser Basis findet dann eine Hinwendung 
zu Vorstellungen reiner Gruppenkonkurrenz statt, die inhaltlich den Anspruch einer 
breiten solidarischen Organisation der Lohnabhängigen negieren. Demgegenüber brin- 
gen Kollegen aus der linken SPD und SEW noch wenigstens den Anspruch in die 
GEW hinein, über die Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen Lehrer- und Indu- 
striegewerkschaften und ÖTV dem potentiellen Rückfall in mit linken Vorzeichen 
versehene berufsständische Politik entgegenzuwirken. 

Da an die SPD zunehmend weniger die Erwartung herangetragen werden kann, 
daß sie die neuen fortschrittlichen Tendenzen innerhalb der Lehrergewerkschaft für 
eine soziale Reformpolitik nutzbar zu machen in der Lage ist, müssen diese Lehrer 
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und Wissenschaftler, wollen sie nicht vollends in die sektiererische Ecke gestoßen und 
zur Ohnmacht verdammt werden, im vorgegebenen institutionellen Zusammenhang 
der GEW und des DGB den Zusammenhang zwischen den an Arbeitsinhalten, Ar- 
beitsbedingungen und Sicherheit des Arbeitsplatzes sich orientierenden Lehrerinter- 
essen und den auf die Ausbildung ihrer Kinder sich richtenden Interessen der anderen 
Lohnabhängigen herstellen. Ausgehend vom bestehenden Kräfteverhältnis muß ver- 
sucht werden, dieses mittels interessenbezogener Politik und dem Versuch breiter 
Aktivierung aber auch Konsensbildung zu verändern. Dabei muß das tradierte Selbst- 
verständnis der vorgefundenen Gewerkschaftsbewegung mitreflektiert werden, eben- 
so wie die Aufgabe, die berufsständischen Traditionen in der Lehrerschaft zu über- 
winden. 

In Westberlin wird es zunächst darum gehen, die eingetretene Spaltung so 
schneli und so umfassend wie möglich rückgängig zu machen und dabei gleichzeitig 
aus den unseres Erachtens gemachten Fehlern zu lernen: Sich nicht auf jede Provo- 
kation der Berliner Gewerkschaftsrechten und der GEW Bund einzulassen; Abbau 
des Verbalradikalismus und einer rein deklamatorischen, für Gewerkschaftshandeln 
unverbindlichen Resolutionspolitik, Entwicklung von Arbeitsprogrammen zur Durch- 
setzung bestimmter, durch breite Konsensbildung festgelegter gewerkschaftspoliti- 
scher Ziele ; Zusammenarbeit zwischen Lehrern und Industriegewerkschaften im Auf- 
bau von Arbeitskreisen Schule und Gewerkschaft, wie dies in Westdeutschland ge- 
schieht; Schulungsarbeit, die das gewerkschaftliche Selbstverständnis der Lehrer ent- 
wickeln hilft; Ausnutzung der zentralen Gremien für Zusammenarbeit und Verbrei- 
terung der Betriebsgruppenarbeit und ihrer Initiativen. Hier wäre sicherlich von der 
Hamburger Lehrergewerkschaft in einigen Punkten einiges zu lernen (9). Die GEW 
muß außerdem daran gehen, das Problem der Gewerkschaftsdisziplin und des gewerk- 
schaftschädigenden Verhaltens zu diskutieren. Sie kann sich nicht als Schaubühne 
für politische Parteien mißbrauchen lassen. Dieser gewerkschaftlichen Arbeit sind 
alle organisations- und satzungspolitischen Bedenken sowie Beharren auf angebli- 
chen oder wirklichen Rechtspositionen unterzuordnen. Die GEW im DGB ist mit ih- 
rer neuen Satzung eine gewerkschaftliche Organisation, in der diese Arbeit geleistet 
werden kann und muß. Die Aufrechterhaltung einer anderen Organisation hat damit 
keinen politischen Sinn. 

Als erste Aufgabe innerhalb der Berliner Lehrergewerkschaft steht an, die Kol- 
legen, die sich bisher nicht zum Übertritt in den neuen Verband entschließen konn- 
ten, von der Perspektivlosigkeit eines linken Restverbands außerhalb des DGB zu 
überzeugen. Gegenwärtig erinnern sich Lehrer der alten GEW gern an die Existenz 
unterschiedlicher Weltanschauungsgewerkschaften in Italien und Frankreich, um ihre 
Politik mit dem Verweis auf die Fortschrittlichkeit der Klassenkämpfe in diesen Län- 
dern zu rechtfertigen. Ist die Forderung nach der Mitgliedschaft der Lehrer im DGB 
nicht in der Tat eine Fetischisierung der Einheitsgewerkschaft ohne konkrete Begrün- 
dung, was diese für die Lehrer überhaupt bedeutet? Dazu einige Thesen: 

1. Die Weltanschauungsgewerkschaften in Italien und Frankreich sind Einheits- 


9 Hamburg — zur aktuellen Lage, in: Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Nr. 28, 
informationsdienst Arbeitsfeld Schule, Offenbach 1977 
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gewerkschaften, insofern sie quer durch die Berufsschichten organisieren. In den 
christlichen, kommunistischen und sozialdemokratischen Gewerkschaften sind je- 
weils Lehrer, Metallarbeiter, Bankangestellte u. a. organisiert. Ein linker Lehrerver- 
band außerhalb des DGB ist nichts anderes als ein berufsständischer Verband mit 
linken Vorzeichen. Zudem sei daran erinnert, daß die kommunistischen Gewerkschaf- 
ten vor allem in Italien schon seit Jahren daran arbeiten, die wesentlich durch den 
CIA nach 1945 organisierte Aufspaltung der antifaschistischen Einheitsgewerkschaf- 
ten zu überwinden. 

2. Von seiten der bürgerlichen Klasse und ihrer politischen Vertreter wird ge- 
genwärtig mit allen Mitteln an der Aufspaltung der einheitlichen Interessenvertretung 
gearbeitet. Im Mitbestimmungsgesetz wurde eine Spaltung der Angestellten veran- 
kert und die ULA sucht diese zu vertiefen. Die DAG hat sich im Zusammenhang der 
linearen Lohnforderungen der ÖTV von den DGB Gewerkschaften weiter distanziert. 
Die Aufrechterhaltung der Einheitsgewerkschaft gegen die berufsständische Ausglie- 
derung ist gerade unter den gegenwärtigen Bedingungen massiver Angriffe auf diese 
Einheit eine entscheidende Kampfposition. Den Kollegen in den Industriegewerk- 
schaften und in der ÖTV könnte die Aufrechterhaltung einer nach beruflichen 
Kriterien organisierten Gewerkschaft außerhalb des DGB sicherlich nicht alsein Akt 
fortschrittlicher Gewerkschaftspolitik begreiflich gemacht werden, angesichts der 
gehaltsmäßigen Privilegierung von Lehrern eher als elitäre Abspaltung. Auch wird es 
sicherlich schwer gelingen, glaubwürdig gegen berufsständische Vorurteile bei'den 
Lehrern vorzugehen, wenn man sich außerhalb des Zusammenhangs der Industriege- 
werkschaften begibt. 

3. Die für den Bildungsbereich wesentlichen Entwicklungen sind heute über 
die Gesamtentwicklung in der BRD vermittelt: Lehrerarbeitslosigkeit, Herabstufung 
der Grundschullehrer, Berufsverbote, Einschränkung der Lehrfreiheit durch bundes- 
weite Normenbücher, Rationalisierung an den Universitäten, Gefahr des erneuten 
Rückfalls gerade von Gymanasiallehrern in berufsständische Vorstellungen angesichts 
der unsicheren Zukunft ihrer eigenen Kinder (Erziehung als Auslese), Verschlechte- 
rung der Arbeitsbedingungen durch Sparmaßnahmen und die Drohung der Arbeitslo- 
sigkeit für die Schüler: all dies läßt sich mit Aussicht auf Erfolg, auch nur was die 
Verteidigung errungener Positionen angeht, allein über eine bundesweite Organisa- 
tion angehen, die sich zunehmend nicht mehr auf die vertrauensvolle Zusammenar- 
beit mit sozialliberalen Regierungen, sondern auf die Zusammenarbeit mit Industrie- 
gewerkschaften und ÖTV stützt. Die Entwicklung der Lehrergewerkschaft zu einer 
kampffähigen Organisation von einem Berliner Restverband, der faktisch außerhalb 
des DGB und der GEW-Bund steht, angehen zu wollen, ist angesichts der dargestell- 
ten Gründe u. E. illusionär. Eine linke Avantgarde außerhalb der tradierten Gewerk- 
schaftsbewegung, ist eben keine Avantgarde mehr, sondern fällt als Gewicht zur Ver- 
änderung der Kräfteverhältnisse in der GEW-Bund einfach fort. 

4. Die Kollegen, die jetzt an dem alten Verband festhalten, haben den Kampf 
gegen die Unvereinbarkeitsbeschlüsse aufgegeben. Sie begeben sich außerhalb der 
Reichweite all derer, gegen die sie um die Aufhebung dieser Beschlüsse kämpfen woll- 
ten. Diejenigen, die sich einig sind, bleiben unter sich und entziehen damit der Bun- 
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des-GEW wichtige Kräfte in der Auseinandersetzung um die Aufhebung dieser ver- 
hängnisvollen Beschlüsse. 

5. Die sozialistischen Traditionen in der westdeutschen Arbeiterbewegung ver- 
binden das politische Prinzip der Einheitsgewerkschaft mit der Einsicht, daß die Spal- 
tung der Arbeiterbewegung und der Gewerkschaften Ursache des Siegs des Faschis- 
mus war. Vonden neuen Sozialisten in den Gewerkschaften muß das politische Prin- 
zip der Einheitsgewerkschaft im Sinne dieser Tradition aufgegriffen und gegen die 
Versuche, Einheitsgewerkschaft als Mittel der Subsumtion von Interessen der Lohn- 
abhängigen unter die Wachstumsbedürfnisse des Kapitals zu mißbrauchen, wenden. 
Das Ausscheren aus den wenigen fortschrittlichen Traditionen einer Arbeiterbewe- 
gung dient sicherlich nicht der Stärkung sozialistischer Positionen. 

6. Die Industriegewerkschaften und die ÖTV werden gerade unter der zuneh- 
menden öffentlichen Denunziation gewerkschaftlicher Organisierung und Politik in 
der westdeutschen Öffentlichkeit auf die Notwendigkeit auch von inhaltlicher Auf- 
klärungsarbeit der gewerkschaftlich organisierten Lehrer verwiesen. Dies wird sich 
sicherlich in erhöhter Bereitschaft wenigstens von Teilen der Vertrauensleute, Be- 
triebsräte und auch örtlichen Gewerkschaftsfunktionäre zur Zusammenarbeit mit 
der Lehrergewerkschaft, wie sie im Bundesgebiet in den Arbeitskreisen Schule und 
Betrieb z. T. schon funktioniert, ausdrücken. Ebenso verweisen die Niederlagen der 
DGB-Gewerkschaften bezüglich der Berufsbildungsreform auf eine engere Zusammen- 
arbeit mit den Lehrern. 

7. Abwehrkämpfe gegen Besoldungsrückstufungen wie gegen bildungspolitische 
Rückschritte können erfolgreich nur bundesweit und mit der ÖTV geführt werden. 
Die Kollegen der alten GEW sollten sich erinnern: ihre Gehälter werden nur auf der 
Basis der Tarifverhandlungen und -kämpfe der ÖTV-Kollegen heraufgesetzt. Die 
Auffassung, eine bundesweite einheitliche gewerkschaftliche Organisierung sei nicht 
so wichtig, erweist sich angesichts dieser Tatsachen als Illusion, die nur dadurch ent- 
steht, daß die GEW selbst sich an Tarifkämpfen nicht beteiligt. Diese Illusion ist al- 
so das Ergebnis der standesrechtlichen Sonderstellung der Beamten. 

8. Die Neugründung einer GEW im DGB durch die Bundes-GEW und ihre Aus- 
stattung mit einem gewerkschaftlich rechts stehenden Vorstand war kein Erfolg der 
Bundesorganisation in Bezug auf die Wiederherstellung der alten politischen Verhält- 
nisse im Berliner Verband. Es hat sich gezeigt, daß es für eine berufsständisch orien- 
tierte Politik im Rahmen von GEW und DGB keine Basis unter den Lehrern gibt. 
Das eröffnet die Perspektive für alle gewerkschaftlich orientierten Lehrer in einer Or- 
ganisation im Zusammenhang mit dem DGB den Standesverbänden geschlossen ent- 
gegentreten zu können. 
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DISKUSSION 


Frank Dingel 
Sozialismus, natürlich! Aber welchen? 


1. Absicht der Thesen 


Die nachfolgenden Thesen sind im Rahmen von Diskussionen innerhalb der Sozialistischen Assi- 
stentenzelle am Fachbereich 15 der Freien Universität Berlin entstanden, Dies erklärt sowohl ei- 
ne bestimmte Aktzentsetzung als auch die poliitische Absicht. Unmittelbarer Anlaß für die Ab- 
fassung des Papiers war die Kontroverse um eine mögliche Wahlempfehlung für die DKP bei den 
letzten Bundestagswahlen. Dabei zeigte sich m. E., daß es nicht angeht, die DKP als ein alle vier 
Jahre zur Wahlzeit auftauchendes taktisches Problem anzusehen, sondern daß man sich mit ih- 
rer Politik und dem dahinterstehenden Sozialismusbild prinzipiell auseinandersetzen muß. . 

Eine Auseinandersetzung mit der DKP schien mir auch deshalb nötig, weil die DKP resp. 
die SEW von einer ganz bestimmten Art der „Revisionismuskritik“ profitiert, nämlich von der 
Kritik, die von den sog. „K-Gruppen“ an DKP/SEW geübt wird. Die Irrationalität dieser Kritik 
— mit Stalin gegen Mauer und Stacheldraht — und die offene Gewalttätigkeit, mit der diese 
Gruppen gegen konkurrierende sozialistische Gruppen vorgehen — es sei hier nur an die terroristi- 
sche Sprengung einer GIM-Veranstaltung in West-Berlin durch den KSV erinnert — haben man- 
che Genossen veranlaßt, in der DKP/SEW nicht nur das geringere Übel, sondern tatsächlich eine 
sozialistische Alternative zu sehen. Die Ausweisung des Genossen Biermann aus der DDR hat 
diese Hoffnung stark erschüttert und es steht zu befürchten, daß viele die sozialistische Orientie- 
rung aufgeben werden, weil immer undeutlicher wird, was Sozialismus eigentlich ist. In diesem 
Beitrag soll ein Versuch gemacht werden, diese Frage zu klären. Dies soll jedoch keineswegs in 
der Art geschehen, daß endgültige Einsichten präsentiert werden. Vielmehr soll die Diskussion 
durch die Kritik an herrschenden ideologischen Vorstellungen und dem daraus abgeleiteten prak- 
tischen Verhalten erst provoziert werden. Die Kernthesen sind daher scharf herausgestellt wor- 
den, ohne allzusehr auf Differenzierungen einzugehen. Dies gilt z. B. für die Aussagen über den 
Sozialismus der Arbeiter und den der Intelligenz. Weiterhin wäre es ein Mißverständnis, in dem 
Papier eine umfassende Erklärung für das bisherig Scheitern der linken Bewegung finden zu wol- 
len. Es kam mir vielmehr darauf an, auf bisher vernachlässigte Punkte hinzuweisen. Wenn der 
Schwerpunkt der Argumentation auf die unzureichende oder gar nicht stattgefundene Selbstkri- 
tik der kommunistischen Bewegung gelegt wird, um zu erklären, warum sie unglaubwürdig wirkt 
und deshalb erfolglos bleiben muß, dann heißt das nicht, daß die sogenannten objektiven Fakto- 
ren des Antikommunismus gering eingeschätzt würden, im Gegenteil. Das Problem liegt m.M. je- 
doch gerade darin, daß der Verweis auf die objektiven Schwierigkeiten (Verfolgung durch den 
bürgerlichen Staat etc.) zugleich als Dispens von der Selbstkritik benutzt wird. Stellen die Ver- 
folgungen der Kommunisten im bürgerlichen Staat ein Hindernis für die sozialistische Bewegung 
dar, dann führt die Unfähigkeit, aus eigenen Fehlern zu lernen, dazu, daß dieses Hindernis un- 
überwindlich wird. 


IM. Haben die historischen Materialisten ein materialistisches 
Verhältnis zur Geschichte? 


Angesichtsdes Aufkommens der ML-Bewegung und ihrer Drapierung im Gewande der altehrwür- 
digen KPD war eins der beliebtesten Marx-Zitate, das von den kritisch gebliebenen Genossen 
häufig angeführt wurde, jenes, in dem davon die Rede ist, daß die großen weltgeschichtlichen 
Tatsachen und Personen sich sozusagen zweimal ereigneten: das eine Mal als Tragödie, das ande- 
re Mai als Farce. Interessanterweise wurde hierbei immer die Betonung auf den zweiten Teil der 
Aussage gelegt, nämlich auf die Dekouvrierung des westdeutschen kommunistischen Remakes 


149 


als Farce, ohne zu ermessen, was es bedeutet, die bisherige kommunistische Bewegung in Deutsch- 
land als Tragödie zu begreifen. Indem KPD/KSV usw. auf Grund ihres hybriden Anspruchs, KPD 

zu sein, kritisiert wurden, wurde gleichzeitig die historische KPD außerhalb der Kritik gestellt (1). 

Dies ist umso verwunderlicher, als die Züge der K-Gruppen, die uns im täglichen Umgang mit ih- 
nen am meisten auf die Nerven gehen, in der Tat nichts anderes sind als die Kopie des KPD-Ver- 

haltens in der Weimarer Republik, vor allem in ihrer Endphase, Wie die KPD-Politik damals von 

nicht der KPD angehörenden Sozialisten empfunden wurde, zeigt das folgende Zitat eindrücklich 
und man wird nicht umhinkönnen, Parallelen zu dem K-Gruppenverhalten heute feststellen zu 

müssen: 

„Sie (die KPD —FD) hat die Einsicht der Arbeiter verdunkelt und ihr Gefühlsleben vergiftet, in- 
dem sie alle für einen revolutionären Klassenkampf der Arbeiter natürlichen und notwendigen 

Impulse in ihr Gegenteil verkehrte: die neue Erkenntnis des Selbstdenkens in das Nachplappern 

von klangvollen Losungen, in Autoritätsgläubigkeit; die Einheit des Handelns und der Disziplin 

gegenüber der Gemeinschaft in einen gedankenlosen Gehorsam gegenüber Befehlen von oben; 
die starke, auf kritischer Erkenntnis beruhende Überzeugung in blinden Fanatismus;den geisti- 

gen Kampf von Klassengenossen, der zur Klärung notwendig ist, in vernunftwiderigen Parteihaß 

und Parteihader. Sie hat den Arbeitern eingeprägt, die Partei über die Klasse zu stellen und höher 

zu bewerten, sie hat ihnen eingeprägt, ihre Klassengenossen als Feinde anzusehen, die unterwor- 
fen oder unschädlich gemacht werden müssen — oft mittels physischer Gewalt durch eigens da- 

für gebildete Kampfverbände, für die der Kommunismus kaum mehr bedeutete als die Pflicht, 

auf Befehl ihrer Führer den Feinden dieser Führer, selbständig denkenden Arbeitern, den Schä- 

del einzuschlagen ... . Durch ihre eigenen Taten, ihre eigene Praxis hat die Kommunistische Par- 

tei einen sehr erheblichen Beitrag zur Vorbereitung des Sieges der faschistischen Diktatur gelie- 

fert.“ (2) 

Die Tragödie der revolutionären Arbeiterbewegung in Deutschland besteht nicht nur dar- 
in, daß die Bourgeoisie sich bisher immer noch als stärker erwiesen hat, sondern auch in der Tat- 
sache, daß die kommunistische Bewegung in Deutschland sich selbst zerstört hat. Meiner Mei- 
nung nach kann aus der kommunistischen Bewegung erst dann wieder etwas werden, wenn sie 
ihre eigene Vergangenheit kritisch und nicht mehr apologetisch aufarbeitet. Die Wirkungen der 
apologetischen Geschichtsbetrachtung kann man sehr gut ermessen, wenn wir unsere eigene Re- 
aktion testen bei der Behauptung eines alten Nazi, der. Faschismus sei im Prinzip richtig, die Ju- 
denverfolgungen nur ein Fehler gewesen und als akzidentiell, nicht dem Wesen des Faschismus 
entsprechend zu bewerten. Wie wird ein nichtkommunistischer Arbeiter reagieren, wenn man ihm 
sagt, die stalinistischen Verbrechen seien ein „Fehler“ gewesen, ihr Ausmaß sei zu bedauern, 
wenn auch der Weg „Im Prinzip notwendig‘ gewesen sei? 

Das Paradoxe dieser, in der apologetischen Struktur gleichartigen „Argumente‘‘ liegt dar- 
in, daß der Faschist zur Apologie gezwungen ist, der Sozialist nicht, und trotzdem tut er es. Die 
Judenvernichtung ist in der Tat eine logische, wenn auch nicht notwendige Konsequenz der fa- 
schistischen Rassenlehre. Der Stalinismus ist hingegen sowohl in seiner Praxis als auch in seiner 
Theorie in vielen Punkten die glatte Negation der Marxschen Theorie. Indem er die sozialisti- 
schen Ziele in ihr Gegenteil verkehrte — Unterdrückung statt Freiheit, Personenkult statt kollek- 
tiver Emanzipation, Nationalismus/Patriotismus statt Internationalismus usw. -—- zerstörte er das 
sozialistische Selbstverständnis an der Wurzel. Es ist kein Zufall, daß der literarische Klassiker 
des Kalten Krieges, Orwells „1984“, das Buch eines enttäuschten Linken ist. 


1 dies gilt. v.a. für die erste Phase der „kommunistischen Wendung“ in der Studentenbewe- 
gung. Inzwischen gibt eskritische Positionen z. B. zur RGO-Politik oder zur Sozialfaschis- 
mustheorie, Allerdings reicht m.M. nach eine Kritik bestimmter taktischer Phasen nicht 
aus. Vielmehr muß darüber hinaus das tradierte Verhältnis der kommunistischen Partei 
zur Klasse problematisiert werden. 

2 s. P, Aartsz (A. Pannekoek): De arbeidersraden (1946). 2. Aufl. Amsterdam 1971, S. 161 f. 
Deutsche Übersetzung nach F. Kool (Hrsg.): Die Linke gegen die Parteiherrschaft. Olten 
u, Freiburg/Br. 1970, 5. 570 f. 
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Die Selbstzerstörung der Kommunistischen Bewegung (3) ist jedoch kein unaufhaltsamer 
Prozeß. Die Bewegung kann sich durch selbstkritische Aufarbeitung der Vergangenheit reaktivie- 
ren, wie man dies z. Z. in Italien und Frankreich beobachten kann, wenn auch dieser Prozeß in 
widersprüchlichen Formen abläuft, die hier nicht genauer zu untersuchen sind. Für uns ist hier 
ein anderer Gesichtspunkt wichtiger. Alles bisher Gesagte bezieht sich auf die kommunistische 
Bewegung, wie sie seit 1918 besteht. Die westdeutsche Linke, soweit sie nicht in der DKP ist 
und sich dieser Tradition zurechnet, kann sich nicht in diese Kontinuität stellen. Sie Kann inso- 
fern auch nicht die bisherige Geschichte selbstkritisch aufarbeiten, weil es nicht ihre Geschichte 
ist. Sie hat das Gefühl, daß ihr dazu die moralische Legitimation fehlt. Sie ist unsicher, weil sie 
ihre Herkunft nicht aus der Arbeiterbewegung herleiten kann, sondern sich als intellektuelle Ab- 
trünnige des Bürgertums begreifenmuß, In dieser Situation halten sich viele, nämlich alle diejeni- 
gen, die sich leninistischen Positionen zurechnen, ausgerechnet an das, was m. E. eine der ver- 
hängnisvollsten Entwicklungen in der Arbeiterbewegung darstellt, an die Avantgardetheorie, 
Denn mit Hilfe der Avantgardetheorie läßt sich der Führungsanspruch der bürgerlichen Intellek- 
tuellen in die Arbeiterbewegung hineinretten. Im Geschichtsverständnis dieser „Marxisten‘ geht 
es nicht um die Analayse der Arbeiterbewegung als Bewegung der Klasse, sondern um eine Be- 
wertung der Fehler, Abweichungen usw. der Eliten. Der Zwang, sich eine historische Legitima- 
tion zu verschaffen, führt zu einer Identifikation mit unterschiedlichen Führungsgruppen in der 
bisherigen Arbeiterbewegung. Die Klasse selbst degeneriert zum Stoff, der von diesen Führungs- 
eliten je nach Meinung richtig oder falsch bearbeitet wurde. Idealisierung des Proletariats und 
Reduzierung des Proletariats zum Objekt „Kommunistischer Politik“ fallen hier zusammen. 

Die aus der Studentenbewgung entstandenen „kommunistischen Parteien“ haben also bis- 
her nicht nur nicht einen Beitrag zur kritischen Aufarbeitung, Bewältigung und Überwindung 
negativer Entwicklungen in der bisherigen Arbeiterbewegung geleitstet, sondern im Gegenteil 
diese negativen Entwicklungen auch noch sanktioniert. Daß dies so gekommen ist, kann man er- 
klären. Die Frage ist: muß dies notwendigerweise so sein? 

Man Kann von jedem Intellektuellen, der meint, die historisch-materialistische Methode 
verstanden zu haben, verlangen, daß er die bisherige Geschichte auch materialistisch analysiert. 
Dies kann aber nur sinnvoll geschehen, wenn er nicht von außen als Wissenschaftler an die Ge- 
schichte der Arbeiterbewegung als Objekt der historischen Forschung herangeht, sondern nur, 
wenn er zunächst seine eigene Stellung innerhalb des proletarischen Emanzipationskampfes ana- 
lysiert und begreift. Er muß sich fragen, ob Intellektuelle und Arbeiter eigentlich dasselbe mei- 
nen, wenn sie von Sozialismus sprechen. Meiner Meinung nach kann man zwischen einem Sozia- 
lismus der Arbeiter und einem Sozialismus der Intelligenz unterscheiden (4). Der Sozialismus 
der Arbeiter zielt auf die Abschaffung der Ausbeutung in dem durchaus konkreten Sinn, die Ar- 
beitsqual zu verringeren, was erreicht werden kann, wenn die Produzenten selbst die Organisation 


3 Um naheliegende Einwände vorwegzunehmen, sei ohne weiteres zugestanden,daß der 
Niedergang der kommunistischen Bewegung in Deutschland nicht ein immanenter Prozeß 
war, sondern im wesentlichen auch vom konterrevolutionären Verhalten der Sozialdemo- 
kratie bestimmt gewesen ist, Die Bolschewisierung der KPD ist nicht zu verstehen ohne 
den Antibolschewismus der SPD; die kritiklose Verherrlichung der Sowjetunion nicht zu 
verstehen ohne die gleichzeitige Hetze der Sozialdemokratie gegen die UdSSR, die Sozial- 
faschismustheorie nicht zu erklären ohne die Noskes und Zörgiebels. Allerdings gilt dies 
auch wiederum umgekehrt. Die sozialdemokratische Ideologie ist beeinflußt durch die Er- 
fahrungen, die man mit den Kommunisten gemacht hat. Man kommt aus diesem Zirkel 
nicht heraus, wenn man jede Selbstkritik abblockt mit dem Verweis auf die dadurch her- 
gestellte Komplizenschaft mit dem Feind, ein Verfahren, das z. B. v. Plato in der Polemik 
mit Niels Kadritzke angewandt hat und das von Kolakowski zuireffend als die „Erpres- 
sung mit der einen Alternative“ bezeichnet wurde, bevor er selbst Opfer dieser Erpressung 
geworden ist. 

4 Der folgende Gedankengang lehnt sich an an die ‚„‚Rätekorrespondenz“ Nr. 4 (Sept. 1934), 
5. 19- 23, wieder abgedruckt bei G. Mergner (Hrsg.): Gruppe Internationaler Kommuni- 
sten Hollands. Reinbek 1971, S. 134 - 138 
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des Arbeitsprozesses regeln. Die Intellektuellen, die in der Regel ja nicht der mörderischen Ar- 
beitshetze eines Industriebetriebes ausgesetzt sind, sehen vor allem die Dysfunktionalität des ka- 
pitalistischen Systems, seine immer wiederkehrenden Krisen und die damit verbundene ungeheure 
Verschleuderung materieller Ressourcen. Sie meinen, eine planmäßig organisierte Wirtschaft sei 
besser in der Lage, die gesellschaftliche Reproduktion sicherzustellen und halten sich, die Intel- 
ligenz als gesellschaftliche Schicht, dazu berufen, die Organisation in die Hand zu nehmen. Die- 
ser Sozialismus ist nichts anderes als der Führungsanspruch der Intelligenz, die die Kommando- 
höhen von Wirtschaft und Gesellschaften besetzen will. In ihrem Konzept ist zwar die Ausbeutung 
abgeschafft in dem Sinne, daß der Mehrwert nicht mehr individuell angeeignet wird, sondern 
qua Planungsinstitutionen, die sie besetzt halten, verteilt wird. Produktivitätsfortschritt wird zum 
alleinigen Kriterium, dem auch die konkreten Interessen der Arbeiter geopfert werden. So kann 
eine Situation entstehen, daß die enteigneten Kapitalisten den Ausbruch des Sozialismus bejam- 
mern, während die Arbeiter noch nichts davon gemerkt haben. 

Die Fixierung auf ein planrationales Wirtschaftssystem verfehlt das zentrale Movens der 
proletarischen Klassenbewegung als konkreter Freiheitsbewegung: Der Sozialismus wird nicht 
angestrebt, weil dort die Wirtschaft reibungsloser funktioniert, sondern weil die Regelung des 
Produktionsprozesses durch die Produzenten selbst einen höheren Grad von eesellschaftlicher 
und pexsönlicher Freiheit verspricht. Zu dieser Freiheit gehört auch die krisenfreie Reproduk- 
tion. Aber die Einengung dieses Zieles auf planrationale Ökonomie erfaßt nur unzureichend die 
angestrebte Um wälzung der gesellschaftlichen und individuellen Beziehungen. Die Reduktion des 
Sozialismus auf die Rationalität des Plans wird die periodisch immer wiederkehrende Rebellion 
der verplanten Produzenten in Kauf nehmen müssen. " 


Ui. Das Prinzip „links“ und das Prinzip „Sozialismus“ 


Wenn man sich so ansieht, was heutzutage alles als „links“ und als „sozialistisch“ gilt bzw. sich 
selber so definiert, dann ist man überrascht, welche extreme Positionen hier auf einen Nenner ge- 
bracht werden. Um Klarheit in dieses Chaos zu bringen, müssen wir versuchen, diese Begriffe selbst 
inhaltlich zu füllen. 

Der Begriff „links“ stammt aus der Gesäßgeographie des Parlamentarismus. Das deutet 
darauf hin, daß wir den Ursprung dieses Begriffes in der bürgerlichen Revolution suchen müssen 
Zweitens müssen wir berücksichtigen, daß die Kennzeichnung einer politischen Richtung als links 
sich offensichtlich nicht an konstanten politischen Forderungen orientiert, sondern eine allge- 
meine politische Ausrichtung meint, die beschrieben werden kann mit Rationalismus, Fortschritts- 
orientierung und Freiheitsstreben. Die konkrete Ausformung dieser Orientierung differiert ie 
nach historischer Entwicklungsstufe. „Links“ ist somit kein statischer, sondern ein prozessualer 
Begriff. Sozialismus ist die Konkrete Ausformung der linken Position in der Phase des entwickel- 
ten Kapitalismus. Diese Zuordnung ist eindeutig für die Entwicklung der letzten 200 Jahre in 
West- und Mitteleuropa. In dem Maße aber, wie die politische Auseinandersetzung globalen Cha- 
rakter angenommen hat, verschwimmt zunächst auch dieses eindeutige Verhältnis, weil politische 
Konflikte auf unterschiedlichen gesellschaftlich-ökonomischen Entwicklungsstufen ausgetragen 
werden und dadurch ganz neue ideologische Kombinationen auftreten, die zu einer heillosen 
Verwirrung führen können. So gelten die meisten Befreiungsorganisationen in den unterentwik- 
kelt gehaltenen Ländern als „links‘‘ und sie selbst bezeichnen sich oft als „sozialistisch‘“. Es ist 
meiner Meinung nach unproblematisch, den antikolonialen Kampf als ‚‚links“ zu bezeichnen, je- 
doch außerordentlich fragwürdig, zugleich von „sozialistisch“ zu sprechen, weil dieser „Sozialis- 

mus“ eindeutig dem Hauptziel, der nationalen Emanzipation, untergeordnet ist und weil unter 
“ „sozialistisch‘ eine bestimmte staatliche Organisation verstanden wird, die nicht primär die Ver- 
fügungsgewalt der Produzenten über ihr Produkt anstrebt, sondern davon ausgeht, daß eine Ver- 
staatlichung der Wirtschaft am ehesten dem Hauptziel, der Unabhängigkeit von imperialistischen 
Mächten und der nationalen Souveränität, entspricht. Verwirrend wird es für uns dadurch, daß 
ideologische Positionen, die in diesen Befreiungkriegen entwickelt werden, in das Selbstverständ- 
nis der Linken in den entwickelten kapitalistischen Ländern eingehen. Kein Mensch käme auf 
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den Gedanken, die Ideologie des Risorgimento als Position der Linken heute auszugeben. Über 
den Umweg über Asien, Afrika und Lateinamerika geschieht dies gleichwohl. Der Patriotismus, 
ein Schlüsselwort der Französischen Revolution, feiert so überraschend Auferstehung, der pro- 
letarische Internationalismus verblaßt oder bezeichnet, schlimmer noch, die Abhängigkeit von 
einem „sozialistischen Vaterland‘. Für die Zurückbildung der sozialistischen Theorie auf die Stufe 
einer an sich schon überwundenen linken bürgerlichen Position ist v.a. die Entwicklung der UdSSR 
und der Il. Internationale verantwortlich. Das Rußland von 1917 nahm eine Mittelstellung, geo- 
graphisch wie politisch, sozial und ökonomisch, zwischen dem kapitalistisch entwickelten Westen 
und demkolonialen Osten ein. Dies war nicht nur für die Entwicklung Rußlands von Bedeutung, 
sondern auch für die Entwicklung der sog. „kommunistischen Weltbewegung“. Die Orientierung 
auf die nationalen Befreiungsbewegungen nahm in dem Maße in der Komintern zu, wie die sehn- 
lich erwartete Revolution in West- und Mitteleuropa sich verzögerte und schließlich ausblieb. 
Dies führte zum Triumph der Doktrin vom ‚‚Sozialismus in einem Lande“. Der Sieg der chinesi- 
schen Revolution schien zu beweisen, daß das revolutionäre Potential der unterdrückten Kolo- 
nialvölker eine größere gesellschaftsverändernde Kraft besaß als die traditionelle kommunistische 
Strategie in den entwickelten kapitalistischen Staaten. M. E. handelt es sich aber bei Siegen wie 
in China nicht um kommunistische Revolutionen, sondern um nationalrevolutionäre Bewegun- 
gen, in denen sich nationale und bäuerlich-soziale Emanzipation vermischen. Unter diesem Ge- 
sichtspunkt ist die Außenpolitik der VR China nichts Geheimnisvolles. Ob die Chinesen die fa- 
schistische griechische Junta aufforderten, mehr für ihre nationale Souveränität zu kämpfen (5), 
mit Brasilien diplomatische Beziehungen aufnahmen, um dieses Land in den Kampf gegen die 
reichen Nationen einzubeziehen (6), sich, gelinde ausgedrückt, zwiespältig im Befreiungskampf 
Angolas verhielten, der chilenischen Junta Kredite gewähren (7): nichts ist verständlich wenn 
man darin eine weltrevolutionäre kommunistische Taktik sehen will, alles wird jedoch sofort 
klar, wenn man es als Ausdruck einer am nationalen Interesse orientierten Politik begreift. 

Diese Kritik soll nicht dahingehend mißverstanden werden, als würde die Entwicklung 
der UdSSR und der VR China vom Standpunkt der „reinen Theorie“ beurteilt und verworfen. 
Denn erstens würde sich eine derartige Kritik vor den Tatsachen blamieren, weil es für die Poli- 
tik der genannten Länder gute materialistische Gründe gibt und zweitens sollauch nicht verkannt 
werden, daß durch den Zwang, die bürgerliche Revolution unter sozialistischer Parole durchfüh- 
ren zu müssen, auch Elemente in diesen Revolutionen enthalten sind, die weit über den bürger- 
lichen Rahmen hinausweisen. So ist m. E. noch nirgends in der Welt so rigoros versucht worden, 
daß Prinzip der Egalität zu verwirklichen wie in der VR China. Die Kritik richtet sich gegen die- 
jenigen, die meinen, Sozialismus sei das, was man aus den Bruderstaaten, östlich oder fernöstlich, 
je nach Gusto, importieren muß und die sich auf diese Art jeglicher gedanklichen und praktischen 
Anstrengung entledigen, wie der Sozialismus aussehen muß, der sich aus den Widersprüchen 
der eigenen Gesellschaft entwickelt. 


IV. Die Linke in Westdeutschland: zwischen bourgeoiser Sozialdemokratie 
und DKP-Dogmatismus 


In den bisherigen Ausführung haben wir mehr die sog. maoistische Ideologie im Auge gehabt 
als die Position der DKP, wenn auch einige Punkte, so vor allem die Avantgardetheorie mit ih- 
ren emanzipationsfeindlichen Tendenzen, durchaus beiden gemeinsam sind. Wenn wir nun die 
Erörterung auf die Frage zuspitzen, wie eine sozialistische Alternative heute in der BRD aus- 
sehen muß, dann können wir die K-Gruppen getrost unberücksichtigt lassen, da so wohl ihre Ziel- 
vorstellungen als auch ihre Taktik als Konterrevolutionär bezeichnet werden können (8). Um so 


vgl. Le Monde vom 26.5.1973 

vgl Le Monde vom 17.8.1974 

vgl, Frankfurter Rundschau vom 14.7.1976, Chile-Nachrichten Nr. 40, S. 9 

Wenn unter Revolution — Konterrevolution nicht lediglich eine formale und inhaltsleere 
Aktion — Reaktion Beziehung gemeint sein soll, sondern unter Revolution eine gesell- 


sau! 
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wichtiger ist eine Auseinandersetzung mit der DKP, die, wie zu Beginn dieses Beitrages schon 
angemerkt, auf sich links fühlende, vom studentischen Maoismus abgestoßene Intellektuelle eine 
gewisse Anziehungskraft ausübt. Es ist für unsern Zweck nicht nötig, hier eine umfassende Aus- 
einandersetzung mit der DKP zu versuchen, die alle denkbaren Kontroverspunkte einschließlich 
der Stamokap-Debatte umfaßt, sondern wir werden uns auf die kritische Diskussion von drei 
Argumenten beschränken, die in der tagtäglichen politischen Diskussion zugunsten der DKP vor- 
gebracht werden. 

Erstes Pro-DKP Argument: Die DKP sei die sozialistische Partei, die am stärksten in den 
Massen verankert sei. 

Abgesehen davon, daß diese Formulieung die Frage provoziert, um was für ein Schiff- 
chen es sich hier handeln muß, wenn man von „verankern“ spircht, sitzt dieses Argument dem 
historischen Schein auf, als sei die DKP, weil im gleichen Zeitraum gegründet, mit den studen- 
tischen KPs vergleichbar und habe es geschafft, in der Konkurrenz mit diesen Gruppen einen 
weitaus größeren Anhängerkreis in der Arbeiterklasse zu gewinnen als diese. In Wirklichkheit ist 
die DKP die einzige Partei, die sich legitimerweise auf die Tradition der Hauptströmung des deut- 
schen Kommunismus berufen kann und in ihren Kadern diese Tradition auch unter Beweis stelit. 
Die Frage muß daher richtig lauten: warum ist die KPD/DKP im Vergleich zur Weimarer Repu- 
blik und den ersten Nachkriegsjahren so klein geworden? Die Antwort liegt u. a. darin, daß sie 
ihre Geschichte niemals prinzipiell kritisch aufgearbeitet hat und daß sie es nicht vermocht hat, 
zur DDR ein kritisch-solidarisches Verhältnis zu entwickeln, sondern vielmehr immer den „Mo- 
dellcharakter‘‘ des „ersten Arbeiter- und Bauernstaates auf deutschem Boden“ herausgestellt 
hat. Es ist ein großer Unterschied, ob man die repressive Entwicklung in der DDR historisch er- 
klärt, d. h. die Bedingungen aufzeigt, die die DDR zu Akten der repressiven Notwehr gezwungen 
haben (und die, sobald es irgend geht, wieder aufgehoben werden müssen) oder ob man die Not 
zum Inbegriff der sozialistischen Tugend macht. Da die DKP sich letztlich an Leitbildern orien- 
tiert, die nicht aus den gesellschaftlichen Widersprüchen Westdeutschlands entwickelt werden, 
wirkt sie direkt antirevolutionär. Antirevolutionär in dem Sinne, daß die Politik der DKP die 
Chancen für eine revolutionäre Umgestaltung der Gesellschaft nicht fördert, sondern hemmt. Dies 
kann anhand des zweiten Pro-DKP Arguments näher ausgeführt werden: 

Zweites Pro-DKP Argument: Da die SPD selbst zum Mitträger der Repression in der BRD 
geworden ist (z, B. durch Berufsverbote) kann sie weder unterstützt noch gewählt werden. Zu- 
mindest bei Wahlen sollte man daher DKP wählen, um seinen Protest gegen die sozialdemokrati- 
sche Politik zum Ausdruck zu bringen. 

Dieses Argument, konsequent vertreten, führt zur völligen Unglaubwürdigkeit der eigenen 
Position. Im Gegensatz zu den französischen, italienischen und spanischen KPs hat die DKP die 
politischen Prozesse in der CSSR verteidigt, bei denen Berufsverbot eine geradezu milde Strafe 
war, Originalton Hermann Gautier, Mitglied des DKP-Präsidiums: 

„Es wird behauptet, in Prag werden Gesinnungsporzesse durchgeführt; die Leute werden 
aber — und das ist relativ liberal — verurteilt, weil sie gegen Gesetze der CSSR verstoßen haben. 
Hier aber braucht jemand gar nicht gegen die Gesetze verstoßen zu haben, sondern allein durch 
sein Bekenntnis zur DKP droht ihm Berufsverbot.‘“ (9) 


schaftliche Umwälzung in emanzipatorischer Absicht verstanden wird und unter Konter- 
revolution der Versuch, diesen emanzipatorischen Akt rückgängig zu machen und ihn in 
sein Gegenteil zu verkehren, dann muß man die der stalinistischen Barbarei verpflichteten 
K-Gruppen in der Tat als konterrevolutionär bezeichnen. Wenn in Anmerkung 3 vom 
„konterrevolutinären Verhalten der Sozialdemokratie“ die Rede ist, dann soll das nicht 
heißen, das ehedem reformistische und heute nur noch bürgerlich-demokratische sozial- 
demokratische Bewußtsein sei im selben Sinne als konterrevolutionäre zu bezeichnen ist. 
Es heißt aber sehr wohl, daß die sozialdemokratische Führung z. B. in der Revolution 
1918/19 im Kampf gegen Spartakus zu konterrevolutionären Mitteln gegriffen hat (Auf- 
stellung von Freikorps) und sich mit genuin konterrevolutionären Kreisen verbündet hat 
{Ebert — Groener Pakt). 
9 zit. nach Frankfurter Rundschau vom 18.8.1972 
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Man muß zugeben, die CSSR ist in der Tat rechtsstaatlicher als die BRD, weil sie das Be- 
kenntnis zu einer staatlich nicht genehmigten Gesinnung unter Strafe stellt, was die BRD bislang 
versäumt hat. Vielleicht hat der Bundesinnenminister die Ermahnung von Gautier verstanden 
und verbietet die DKP, damit deren Mitglieder ‚‚relativ liberal“ verurteilt und die Berufsverbots- 
komitees zumindest für die DKP-Seite entlastet werden können. Wie die Praxis in der CSSR aus- 
sieht, mit der sich die DKP solidarisiert, zeigt, als ein Beispiel von vielen, der Fall Karel Kosik. 
Die Polizei erschien bei Kosik, beschlagnahmte über 1000 (tausend) Manuskriptseiten für philo- 
sophische Werke wegen Verdachts auf Subversion und drohte eine Gefängnisstrafe zwischen ein 
und fünf Jahren an (10). 

Es bedarf schon einer besonderen Art von „Dialektik“, in der BRD gegen den $ 88a zu 
agitieren und die mit Berufsverbot und Gefängnisstrafen verbundene Zensur im „realen Sozialis- 
mus‘ zu verteidigen. Diese Verteidigung benutzt als Mittel die Verleumdung und die demagogi- 
sche Lüge. Sicherlich Kann man anderer Meinung als Biermann und Havemann sein, rechtfertigt 
dies aber eine Verleumdung im KSV-Stil als „willfährige Werkzeuge der Monopol- und Bank- 
herren, der demokratiefeindlichen, großkapitalistischen Propaganda‘ und die Suggestion, Bier- 
man und Havemann verteidigten die chilenische Junta (11)? Die demagogische Lüge führt in der 
Politik entweder zum Mißerfolg oder zum Faschismus. Daß die DKP gegen den Faschismus ist 
wissen wir, aber warum will sie partout den Mißerfolg? 

Drittes Pro-DKP Argument: Eine Stärkung der DKP stärkt die Linke insgesamt. Dieses 
Argument geht davonaus, daß die Linke, wenn sie in der BRD überhaupt Einfluß gewinnen will, 
einen gewissen quantitativen Machtfaktor darstellen muß. 5 % DKP Stimmen fallen mehr ins Ge- 
wicht als 2% DKP und 3 % andere. Dieses Argument erledigt sich zum Teil durch das oben Aus- 
geführte. Die DKP ist für die große Masse der Werktätigen unglaubwürdig. Deshalb bleibt ihre 
Zuwachsrate immer begrenzt und beschränkt sich auf Bereiche, wo sie noch Positives für die 
Lohnabhängigen tun kann, auf Kommunaler und betrieblicher Ebene. Von wirklichem politi- 
schen Einfluß wird sie bewußt ferngehalten. Wenn es richtig ist, daß das Sozialismusbild der DKP 
eher ein Schreckensbild ist, dann ist es unverantwortlich zu sagen: wir sind zwar anderer Mei- 
nung als die DKP, aber wählt sie erst einmal. Wenn sie einen gewissen Einfluß gewonnen hat, 
müssen wir dies dann korrigieren, indem wir unsere Position dagegenhalten. Es mag angehen, 
daß jemand für sich entscheidet, aus taktischen Gründen DKP zu wählen, es ist aber unmöglich, 
die Wahl zu empfehlen, weil völlig unsicher ist, ob das taktische Kalkül auch wirklich mitvermit- 
telt werden kann. Vielmehr wird es eher so sein, daß die DKP bei undogmatischen Linken trotz 
mitgelieferter taktischer Gebrauchsanweisung auch inhaltlich aufgewertet wird. Auf diese Wei- 
se zieht man den eigenen Gegner groß. 

Man könnte sagen, die DKP verhalte sich, im Vergleich zu den westeuropäischen KPs, des- 
halb so sketiererisch, weil sie so klein ist. Würde sie größer, dann weiche auch ihre rigide Haltung 
auf. Ich halte dies für einen Trugschluß. Jeder Gewinn wird, zumindest in absehbarer Zeit, von 
der DKP als Beweis der Richtigkeit ihrer Linie ausgegeben werden. Ändern kann sich die DKP- 
Position m. E. nur, wenn ihr deutlich wird, daß sie nur dann wirkliche Erfolge erringen kann, 
wenn sie ihre autoritäre und letztlich unsozialistische Politik überwindet. 


V. Für eine sozialistische Linke 


Man könnte mir entgegenhalten, ich kritisierte die DKP ebenso wie Fritz Vilmar oder der KSV 
(12). Dieser Vorwurf würde aber etwas Wesentliches übersehen: Vilmar und der KSV solidari- 


10 vgl. den Brief Kosiks an Sartre, abgedruckt in Le Mone vom 29. /30,6.1975; vgl. auch die 
Frankfurter Rundschau vom 30.6.1975 

11 „Unsere Zeit“, zit. nach Frankfurter Rundschau vom 24.10.1975 

12 zu Vilmar vgl. z. B. seinen Artikel „‚Parteihochschule Marburg oder: Darf man die DKP 
noch krisieren?“ in dem Unterhaltungsblatt für männliche Pseudo-Linke „das da“ Nr. 9 
September 1975, 5. 2- 3. Es ist nicht nur hirnrissig, zu suggerieren, die DKP dürfe nicht 
mehr kritisiert werden, wenn diejenigen, deren Ansichten kritisiert werden sollen, wegen 
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sieren sich mit dem kapitalistischen Staatsapparat in der Bekämpfung der DKP. Der bürgerliche 
Staat bekämpft aber nicht das Sozialismusfeindliche an der DKP, sondern gerade die sozialisti- 
schen Elemente oder was er dafür hält. In diesem Sinne ist jeder Angriff des Staates auf die DKP 
auch immer zugleich ein Angriff auf die gesamte Linke. Die DKP muß daher verteidigt werden 
(13). Zugleich muß aber das dichotomische Weltbild sowohl des Staates als auch der DKP ange- 
griffen werden, die sich nämlich in einem Punkt merkwürdig einige sind: für den bürgerlichen 
Staats ist jeder, der sich nicht der herrschenden Auslegung der FDGO unterwirft, ein Fellowtravel- 
ler Moksuas, wenn nicht subjektiv, so doch objektiv. Für die DKP ist jeder, der den „realen So- 
zialismus‘“, Kritisiert, ein Agent des Imperialismus, wenn nich subjektiv, so doch objektiv. Wir 
müssen demgegenüber Klarmachen, daß der DKP-Sozialismus nicht die einzige Alternative ist. 
Das hat nichts mit der Konstruktion eines „Dritten Weges“ zu tun, der eklektizistisch sich aus 
bürgerlicher Demokratie und autoritärem Sozialstaat a la DDR das Beste heraussucht und zu 
kombinieren versucht. Das bedeutet vielmehr daß der Begriff Sozialismus wieder in seiner un- 
verkürzten Bedeutung zur Geltung gebracht werden muß. 

Diese unverkürzte Bedeutung läßt sich gut an der Diskussion um Rechtsstaat und Sozia- 
limus deutlich machen. Die Haltung der Linken erscheint dem bürgerlichen Beobachter sehr wi- 
dersprüchlich: in den Hochzeiten der außerparlamentarischen Opposition wurde die parlamen- 
tarische Demokratie samt. der ihr zugrundliegenden Rechtsprinzipien als durch und durch bürger- 
lich „entlarvt“ und bekämpft. Heute, in der Ära der Berufsverbote, berufen sich z. T. dieselben 
Linken auf den ehedem entlarvten Rechtsstaat. Der Widerspruch löst sich, wenn man die parla- 
mentarische Demokratie in sozialistischer Perspektive beurteilt. Danach ist die repräsentative De- 
mokratie mit ihren verfassungsmäßigen Grund- und Menschenrechten der beste Ausgangspunkt 
für die proletarische Emanzipation, weil in ihr Rechte garantiert werden, die das Proletariat in 
seinem Kampf braucht. Die Studenten der 60er Jahre waren völig im Recht, wenn sie gegen die 
Ansicht, die parlamentarische Demokratie garantiere das höchste nur denkbare Maß an Freiheit 
den bürgerlichen Charakter, d. h. die klassenmäßige Einschränkung dieser Freiheit, die im Pro- 
duktionsbereich zur faktischen Unfreiheit wird, geltend machten. Allerdings lag der Fehlschluß 
nahe, in den bürgerlichen Freiheiten nichts anderes als Lug und Betrug zu sehen. Dieser Fehl- 
schluß wurde schmerzhaft korrigiert durch den Abbau der bürgerlichen Grundrechte durch den 
bürgerlichen Staat selbst. 

Diese Korrektur produzierte ein anderes Extrem: die Reduzierung sozialistischer Politik 
auf die Verteidigung bürgerlicher Grundrechte. In der augenblicklichen Situation kann man bei- 
de Extreme beobachten: die abstrakte Negation des Rechtsstaates dient oft nur zur Rechtferti- 
gung der Verweigerung der elementarsten Rechte gegenüber demjenigen, der zum politischen 
Gegner deklariert wird. Andererseits läuft die bloße Verteidigung des Rechtsstaates Gefahr, die 
Beschränktheit dieses Standpunktes zu übersehen und die sozialistische Alternative aus den Au- 
gen zu verlieren. Die sozialistische Alternative Kann und darf nicht hinter den Rechtsstaat als 
Stufe gesellschaftlicher Freiheit zurückfallen, sie muß ihn aufheben. Aufgehoben werden im Sin- 
ne von Verschwinden müssen die Institutionen, die selber nur Ausdruck der spezifisch bürgerli- 
chen Beschränkung der gesellschaftlichen Freiheit sind. Es mag Schwierigkeiten machen, die 
angestrebte Verfügung der Produzenten über ihr Produkt in einem Rätesystem zu organisieren, 
mit Hilfe der klassischen parlamentarischen Demokratie geht es mit Sicherheit nicht. Bewahrt 
werden müssen die schon in der bürgerlichen Revolution erkämpften Menschenrechte, auf eine 


des Äußerns dieser Ansichten vom Berufsverbot bedroht werden, sondern der Artikel ist 
im Kern ein adäquater Ausdruck von Vilmars eigenem Dogmatismus. Nicht die DKP, Vil. 
mar ist es, der nicht kritisiert werden darf. Wütend tobt er gegen alles was die spezifisch 
Vilmarsche Auffassung von der Sozialdemokratie in Frage stellt, vgl. dazu in der Nr. 8/1976 
desselben Blattes seinen Angriff auf das Sozialistische Büro, Kritik a la Vilmar heißt: Wer 
nicht pariert wird denunziert. 

13 Es sei hier noch einmal unterstrichen, daß an der DKP die mangelnde Einsicht in die Gleich- 
artigkeit staatlicher Repressionsapparate in West und Ost kritisiert wird, daß ihr nicht auf- 
fallt, daß in der DDR, CSSR usw. die Unterdrückung auch sozialistischer Opposition nach 
demselben Argumentationsmuster geschieht wie in der BRD. 
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höhere Ebene gelangen sie schließlich, in dem sie für die arbeitenden Menschen nicht nur Dekla- 
ration, sondern Realität werden. In diesem Sinne hat Rosa Luxemburg formuliert: 

„Es gilt, an den durch die bürgerlichen Klassen anderthalb Jahrhunderte lang mißbrauch- 
ten Worten die praktische Kritik historischer Handlungen zu üben. Esgilt, die „Liberte, Egalite, 
Fraternite'‘, die 1789 in Frankreich vom Bürgertum proklamiert worden ist, zum erstenmal zur 
Wahrheit zu machen — durch die Abschaffung der Kiassenherrschaft des Bürgertums.‘“ (14) 


14 s Rosa Luxemburg: Nationalversammlung oder Rätegregierung? in: Die Rote Fahne (Ber- 
lin} Nr. 32 vom 17, Dezember 1918, hier zit. nach Gesammelte Werke Band 5, Berlin 
(DDR) 1974, S. 465 


Tagungsbericht: Internationale Konferenz „Sozialismus in der gegenwärtigen Welt“, 
Cavtat (Jugoslawien), 27.9. - 2.10.1976 


Die jugoslawischen marxistischen Zeitschriften „Marksizam u Svetu“ (Marxismus in der Welt) 
und „Komunist‘“ hatten eingeladen: neben jugoslawischen Intellektuellen Repräsentanten kom- 
munistischer, sozialistischer und sozialdemokratischer Parteien aus den entwickelten kapitalisti- 
schen Ländern (vor allem Westeuropas), aus den sozialistischen Ländern Osteuropas und aus ei- 
nigen der aus dem antikolonialen Befreiungskampf hervorgegangenen jungen Nationalstaaten. 
Schließlich war eine Reihe „freischwebender“ marxistischer Theoretiker und Vertreter theoreti- 
scher marxistischer Zeitschriften geladen worden (so auch die Berichterstatter). Das „politische 
Gewicht“ der Teilnehmer und ihrer Vorträge war entsprechend unterschiedlich. Die Konferenz 
muf auf dem Hintergrund des Wandlungsprozesses gesehen werden, den die kommunistische 
Weltbewegung und die sozialistischen Parteien sowie das Verhältnis der beiden Fraktionen der 
Arbeiterbewegung in den letzten Jahren durchgemacht haben bzw. in einigen Ländern durchzu- 
machen im Begriff sind. Insofern schien die Konferenz von Cavtat fast wie eine unverbindliche 
(es gab kein Kommunique), weniger prominente, dafür auf die nichtkommunistischen Fraktio- 
nen der internationalen Arbeiterbewegung ausgeweitete Variante der Berliner Konferenz der eu- 
ropäischen Kommunisten vom Juni 1976, 

Politisch bezweckten die jugoslawischen Veranstalter offenbar u.a. folgendes: Demonstra- 
tion des Willens, den eigenen Weg zum Sozialismus weiterzugehen, wobei man sich der zuneh- 
menden Unterstützung der westeuropäischen kommunistischen Massenparteien und der jungen 
Nationalstaaten versichern will; Propagierung der Einsicht in die strategische Notwendigkeit, die 
historische Spaltung der Arbeiterbewegung zu entschärfen; Gelegenheit zur Selbstdarstellung 
einer weltweiten Mannigfaltigkeit der Positionen, die einseitige Bindungen an ein einzigesZentrum 
kaum mehr zulassen. Innerjugoslawisch konnte man sich von der Konferenz Impulse gegen bür- 
gerliche Tendenzen in Wissenschaft und Bildung versprechen. Schließlich mag es nicht zufällig 
sein, daß die Konferenz nach der Einstellung der „Sommerschule“ von Korcula als neues jähr- 
lich stattfindendes Forum gegründet wurde. (Die Konferenzen von Korcula wurden viele Jahre 
lang von der sog. Praxis-Gruppe veranstaltet, und dann im Verlauf der Auseinandersetzungen 
mit dieser Gruppe eingestellt.) 

Die Konferenz gliederte sich in drei Themenschwerpunkte: 


1. Die Veränderungen desgegenwärtigen Kapitalismus und die Probleme sozialistischer Stra- 
tegie. 

2: Probleme der antikolonialen und antiimperialistischen Revolution. 

3, Probleme des Sozialismus und der Rolle der Arbeiterklasse, 
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höhere Ebene gelangen sie schließlich, in dem sie für die arbeitenden Menschen nicht nur Dekla- 
ration, sondern Realität werden. In diesem Sinne hat Rosa Luxemburg formuliert: 

„Es gilt, an den durch die bürgerlichen Klassen anderthalb Jahrhunderte lang mißbrauch- 
ten Worten die praktische Kritik historischer Handlungen zu üben. Esgilt, die „Liberte, Egalite, 
Fraternite'‘, die 1789 in Frankreich vom Bürgertum proklamiert worden ist, zum erstenmal zur 
Wahrheit zu machen — durch die Abschaffung der Kiassenherrschaft des Bürgertums.‘“ (14) 


14 s Rosa Luxemburg: Nationalversammlung oder Rätegregierung? in: Die Rote Fahne (Ber- 
lin} Nr. 32 vom 17, Dezember 1918, hier zit. nach Gesammelte Werke Band 5, Berlin 
(DDR) 1974, S. 465 


Tagungsbericht: Internationale Konferenz „Sozialismus in der gegenwärtigen Welt“, 
Cavtat (Jugoslawien), 27.9. - 2.10.1976 


Die jugoslawischen marxistischen Zeitschriften „Marksizam u Svetu“ (Marxismus in der Welt) 
und „Komunist‘“ hatten eingeladen: neben jugoslawischen Intellektuellen Repräsentanten kom- 
munistischer, sozialistischer und sozialdemokratischer Parteien aus den entwickelten kapitalisti- 
schen Ländern (vor allem Westeuropas), aus den sozialistischen Ländern Osteuropas und aus ei- 
nigen der aus dem antikolonialen Befreiungskampf hervorgegangenen jungen Nationalstaaten. 
Schließlich war eine Reihe „freischwebender“ marxistischer Theoretiker und Vertreter theoreti- 
scher marxistischer Zeitschriften geladen worden (so auch die Berichterstatter). Das „politische 
Gewicht“ der Teilnehmer und ihrer Vorträge war entsprechend unterschiedlich. Die Konferenz 
muf auf dem Hintergrund des Wandlungsprozesses gesehen werden, den die kommunistische 
Weltbewegung und die sozialistischen Parteien sowie das Verhältnis der beiden Fraktionen der 
Arbeiterbewegung in den letzten Jahren durchgemacht haben bzw. in einigen Ländern durchzu- 
machen im Begriff sind. Insofern schien die Konferenz von Cavtat fast wie eine unverbindliche 
(es gab kein Kommunique), weniger prominente, dafür auf die nichtkommunistischen Fraktio- 
nen der internationalen Arbeiterbewegung ausgeweitete Variante der Berliner Konferenz der eu- 
ropäischen Kommunisten vom Juni 1976, 

Politisch bezweckten die jugoslawischen Veranstalter offenbar u.a. folgendes: Demonstra- 
tion des Willens, den eigenen Weg zum Sozialismus weiterzugehen, wobei man sich der zuneh- 
menden Unterstützung der westeuropäischen kommunistischen Massenparteien und der jungen 
Nationalstaaten versichern will; Propagierung der Einsicht in die strategische Notwendigkeit, die 
historische Spaltung der Arbeiterbewegung zu entschärfen; Gelegenheit zur Selbstdarstellung 
einer weltweiten Mannigfaltigkeit der Positionen, die einseitige Bindungen an ein einzigesZentrum 
kaum mehr zulassen. Innerjugoslawisch konnte man sich von der Konferenz Impulse gegen bür- 
gerliche Tendenzen in Wissenschaft und Bildung versprechen. Schließlich mag es nicht zufällig 
sein, daß die Konferenz nach der Einstellung der „Sommerschule“ von Korcula als neues jähr- 
lich stattfindendes Forum gegründet wurde. (Die Konferenzen von Korcula wurden viele Jahre 
lang von der sog. Praxis-Gruppe veranstaltet, und dann im Verlauf der Auseinandersetzungen 
mit dieser Gruppe eingestellt.) 

Die Konferenz gliederte sich in drei Themenschwerpunkte: 


1. Die Veränderungen desgegenwärtigen Kapitalismus und die Probleme sozialistischer Stra- 
tegie. 

2: Probleme der antikolonialen und antiimperialistischen Revolution. 

3, Probleme des Sozialismus und der Rolle der Arbeiterklasse, 
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tung der Bourgeoisie. Dabei wurde die historische Hoffnung der Arbeiterklasse ausgedrückt, als 
Klasse, die die „Zukunft in ihren Händen trägt“ (Kommunistisches Manifest), die fortschrittli- 
chen Errungenschaften der bürgerlichen Gesellschaft dort bewahren und weiterentwickeln zu 
können, wo die Bourgeoisie selbst dazu nicht mehr in der Lage ist. In der zunehmenden Unfähig- 
keit auch der sozialdemokratisch integrationistischen Parteien, eine glaubwürdige Perspektive 
demokratischer Gesellschaftsentwicklung zu repräsentieren, und im Prozess der abnehmenden 
Integrationsfähigkeit der Großbourgeoisie gegenüber den Mittelschichten und Teilen der noch 
vorhandenen Kleinbourgeoisie wurde der Ansatz sozialistisch-demokratischer Strategiebildung 
gesehen, die zunehmend auch die Gegensätze innerhalb der Arbeiterbewegung abzubauen in der 
Lage ist. Auf den ersten Blick machte die Konferenz in diesem Abschnitt, in dem naturgemäß 
vor allem die Vertreter der kommunistischen und sozialistischen Parteien Westeuropas den Ton 
angaben, den Eindruck, alsgäbe eshier kaum Kontroversen oder ungelöste Probleme. Sozialisten 
und Kommunisten Kamen darin überein, Pluralismus und Demokratie als Elemente des revolutio- 
nären Weges in den kapitalistischen Ländern einzuschätzen: Beibehaltung und Weiterentwicklung 
der existierenden Formen der bürgerlichen Demokratie, Sicherung der bürgerlichen Freiheiten, 
des Koalitionsrechts, des Parteienpluralismus und der Abwählbarkeit der Regierung. Darüber 
hinaus schien es zeitweilig, als würden sich die Vertreter der einzelnen Parteien jeweils auf Fragen 
konzentrieren, die bei ihnen traditionell eher vernachlässigt worden waren: die Kommunisten 
auf die Frage der politischen Demokratie und ihrer Vermittlung mit Formen der Basisdemokratie 
in der Produktion, die Sozialisten auf Fragen der Entmachtung der Bourgeoisie. Von beiden Sei- 
ten wurde hervorgehoben, daß Prozesse weitergehender Demokratisierung in den sozialistischen 
Ländern eine wesentliche Unterstützung der sozialistischen Bewegungen vor allem Westeuropas 
darstellen könnten. Gegen den Zielbegriff der ‚„‚Einheit‘‘ und für den des „Bündnisses‘‘ sprach 
sich J. P, Cotten von der KP Frankreichs aus mit der Begründung, daß das Bündnis Gegensätze 
in sich aufnehmen und ertragen kann. j 

Der Exekutivsekretär der chilenischen Unidad Popular, Chlodomiro Almeyida, mahnte 
ebenso wie andere Sprecher der sozialistischen Bewegungen Lateinmaerikas und ein sowjetischer 
Delegierter, Fragen der konterrevolutionären Gewaltund der Verteidigungsmacht für einen demo- 
tischen und sozialistischen Staat nicht zu vernachlässigen. Eine kurze Kontroverse gab es zwischen 
den Lateinamerikanern und Lelio Basso, der beschworen wurde, den Faschismusbegriff nicht im 
Blick auf den italienischen und den deutschen Faschismus zu eng zu definieren und vor allem 
die Massenbewegung nicht zum starren Kriterium zu machen. Der Faschismusbegriff müsse z.B. 
auf die Verhältnisse in Chile anwendbar sein, schon seiner internationalen Verständlichkeit we- 
gen. „Desto internationaler ist der Kampf dagegen“, sagte Poblo Gonzalez Casanova aus Mexiko. 
Faschismus komme heute auch ohne Massenbewegung aus. Die gewaltlose Verteidigung demo- 
kratischer Freiheiten allein löse nicht das Problem, wie faschistischen Putschen entgegenzutreten 
werden kann. 

Wurden die repräsentativen Positionen wesentlich anhörend, ohne Kontroverse rezipiert 
— wenn man von jugoslawisch-sowjetischen Wortwechseln über die Bedeutung von Selbstverwal- 
tung bzw. Staatseigentum absieht —, so gab es scharfe Wortgefechte um Thesen gerade solcher 
Intellektueller, die einen individuellen wissenschaftlichen Ansatz repräsentierten, ohne diesen mit 
einer politischen Bedeutung innerhalb der sozialistischen Bewegung ihrer Länder verbinden zu 
können. Scharfe Auseinandersetzungen fanden vor allem um die wissenschaftlichen Grundlagen 
und strategischen Konsequenzen der Vorstellungen Arghiri Emanuels statt, der die Arbeiterklas- 
se der entwickelten Kapitalistischen Länder als keinen Mehrwert produzierend, sondern vom 
neokolonial, (durch ungleichen Tausch im Rahmen imperialistischer Machtverhältnisse) angeeig- 
neten Mehrwert der „unterentwickelten‘‘ Länder zehrend und daher absolut unfähig zur soziali- 
stischen Transformation ihrer Länder bezeichnete. Diese Position wurde sowohl von den West- 
europäern als auch von den Organisationssprechern der jungen Nationalstaaten zurückgewiesen. 
Dennoch ist die Heitigkeit, mit der diese Zurcükweisung erfolgte, ein Anzeichen für unerledigte 
Probleme und Widersprüche der sozialistischen Weltbewegung, die noch kaum voll begriffen sind. 
Wie istesin den entwickelten kapitalistischen Ländern so lange zu einem Stillstand der sozialisti- 
schen Bewegung gekommen? Die Lücken in — oder gar das Fehlen — einer internationalen Dis- 
kussion über die Ursachen sozialdemokratischer Integration der Arbeiterbewegung wurde hier 
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deutlich. Ferner wurde der gedankenlose Europäozentrismus mit Recht attackiert. In überspitz- 
ter Form sprach Anouar Abdel Malek von der Marginalität Europas. Die sog. Dritte Welt sei in 
Wirklichkeit die Erste. Auch ein mangelndes Verständnis heute möglicher sozialistischer Entwick- 
lungen ohne das kapitalistische Zwischenstadium mag hier berührt worden sein. 

Weitere (möglicher weise unvermeidliche) Schwächen der Konferenz seien wenigstens an- 
gedeutet: Zu den Problemen, die in den Beiträgen zur Wiedergewinnung einer historischen Hand- 
lungsfähigkeit der Arbeiterbewegung in Westeuropa ausgeklammert wurden, gehörte vor allem 
die Frage der ökonomischen Strategie. Undiskutiert blieb z. B., wie sich in der Krise die auf Ver- 
teidigung der Lebensbedingungen zielende Gewerkschaftspolitik zu der auf sozialistische Bünd- 
nistrategie angelegten Politik der Parteien verhalten soll. Schließlich bilden solche Probleme ge- 
genwärtig die Grundlage wesentlicher Konflikte in der italienischen KP. — Von vielen der Betei- 
ligten — auch von den meisten jugoslawischen Teilnehmern — wurde an der Verschiebung des 
Machtschwerpunkts in der Bundesrepublik nach rechts geflissentlich vorbeigesehen. — Viele der 
in der Übersetzung nur in Bruchstücken verständlichen, zu langen und zu schnell gesprochenen 
jugsolawischen Beiträge klammerten die beträchtlichen ökonomischen, sozialen und politischen 
Probleme des eigenen Landes aus zugunsten mehr ‚„ideologischer“ Rechtfertigung des eignen 
Modells. Dabei wurde viel Marx zitiert — was der spanische Kommunist Comin monierte — ohne 
die unterschiedliche Bedeutung des Begriffs „Selbstverwaltung der Gesellschaft‘, die bei Marx 
und Engels den Staat absterben macht, und „Selbstverwaltung‘‘ im Sinne der politischen und 
ökonomischen Strukturen Jugoslawiens zu reflektieren. 

Diese Kritik mindert in keiner Weise die Bedeutung und den großen Nutzen der Konferenz. 
Es zeigte sich,daß der Wandlungsprozess der interrtationalen Arbeiterbewegung, die Entschärfung 
der Gegensätze einhergehen mit der Wiedergewinnung einer weniger beschränkten und desto 
mehr konsistenten wissenschaftlichen Diskussionsfähigkeit. Man spürte förmlich das lange aufge- 
staute Bedürfnis nach dieser Art von Kommunikation. Es herrschte in keiner Weise die sprich- 
wörtiche Kongresslangeweile. Nicht zuletzt für die Teilnehmer aus der Bundesrepublik, einem 
Land mit sich stürmisch entwickelnder Rolle im imperialistischen Weltsystem und desto unent- 
wickelter sozialer Bewegung (von Oertzen hatte es für die SPD bezeichnenderweise abgelehnt, 
teilzunehmen), war die Tagung außerordentlich nützlich für die fällige Entprovinzialisierung des 
eigenen Horizonts. 

(E. Altvater, W. F. Haug, Chr. Neusüß) 


Aufgrund eines technischen Versehens sind eine Reihe Fahnenkorrekturen bei dem Aufsatz von 
P. Brandt in Nr. 26 nicht berücksichtigt worden. Wir berichtigen im folgenden die dadurch ent- 
standenen Fehler außer Druckfehlern, die eindeutig als solche erkennbar sind: 

5. 40, vor Anm. 10: statt „etwa die Hälfte‘: „die relative Mehrheit“. 

Anm. 24: Flechtheim, S. 171 ff; Rosenberg, S. 125 ff. 

Anm. 28: Für die SPD..., S. 119 ff., und S. Neumann ..., S. 32 ff (hier S. 33). 

Anm. 40: Rundschau Nr. 14/1934. 

Anm. 48: Past and Present 33 (1966). . 

Anm. 78: gehört an das Ende des auf Anm. 77 folgenden Satzes ($. 70). Anstelle von Anm. 78 
gehört ‘ 

Anm. 79: Für Deutschland vor allem K. H. Roth (Anm. 58). Sein Buch wurde ausführlich in der 
Zeitschrift „Politikon‘“ diskutiert. 
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